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Der am 29. Januar 1882 verſtorbene Geh. Regierungs- 
rath Dr. Stieber hat eine große Anzahl von amtlichen und 
privaten Schriftſtücken theils im Original, theils abſchriftlich, 
hinterlaſſen, welche ein reichhaltiges Material zur Bearbeitung 
und Darftellung der wichtigſten Epifoden feines thatenreichen 
und merkwürdigen Lebens gewährt haben. Dem Verfaſſer 
der nachfolgenden Schilderungen ſind dieſe Schriftſtücke von 
der hinterbliebenen Familie des Verſtorbenen zur Verfügung 
geſtellt worden, mit dem ausdrücklichen Wunſche, daß auf 
Grund dieſes Materials eine unbefangene vorurtheilsfreie 
Darſtellung der Denkwürdigkeiten Stiebers erfolgen möge, 
welche ſich weder die Verherrlichung noch die Herabwürdigung 
des Verſtorbenen, ſondern die hiſtoriſche Wahrheit, die objek⸗ 
tive Beſchreibung ſeines Cebenslaufes zur Aufgabe mache. 
Dieſen, ſeinen eigenen Intentionen entſprechenden Wunſch 
glaubt der Bearbeiter in den nachfolgenden Darſtellungen 
verwirklicht zu haben. Die darin behandelten intereſſanten 
und größerentheils bisher nur Wenigen bekannten Ereigniſſe 
dürfen wohl einen Beitrag zur hiſtoriſchen Erkenntniß und 
Würdigung der Seit der Reaktion in Preußen während der 
fünfziger Jahre und der Schöpfung des neuen Deutſchen. 
Reiches während der Jahre 1866-1871 gewähren. 
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Bei der nochmaligen Sichtung des urfprünglich in einer 
Zeitung veröffentlichten Materials der Denkwürdigkeiten 
Stiebers ſind von dem Bearbeiter eine Anzahl noch nicht 
bekannter und intereſſanter Daten hervorgezogen worden. 
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Stiebers Sturm: und Drangperiode 
(1843 — 1850). 


1. Stiebers Jugend und erſte kriminalpoligeiliche 
Thätigkeit. 

Wilhelm Johann Carl Eduard Stieber wurde am 3. Mai 
1818 in Merſeburg geboren. Sein Vater war Subalternbe⸗ 
amter bei der Regierung zu Merſeburg und lebte, trotz des 
geringen Gehalts, in auskömmlichen Verhältniſſen, da ſeine 
Frau aus wohlhabendem Hauſe ſtammte und einen beträchlichen 
Zuſchuß zur Beſtreitung des Haushaltes in die Ehe gebracht 
hatte. Im Frühjahr 1820 zogen die Eltern Stiebers mit ihrem 
Sohne nach Berlin, woſelbſt der Vater als Kanzleiſekretär in 
das geiſtliche Miniſterium eintrat und ſpäter zum Kanzleiinſpektor 
und Kanzleirath avancirte. Der Vater Stiebers war ein durch⸗ 
aus achtungswerther, aber pedantiſcher und ſehr haushälteriſcher 
Mann, welcher ſeine Kinder (Stieber hatte noch zwei jüngere 
Brüder) ſtreng erzog. Nachdem Stieber ſeinen erſten Unterricht 
in der Drägerſchen Elementarſchule zu Berlin genoſſen hatte, 
abſolvirte er die Gymnaſialſtudien Anfangs am Joachimsthal⸗ 
ſchen Gymnaſium und ſodann am Gymnaſium zum grauen 
Kloſter, von welchem er am Schluß des Sommerſemeſters 
1838 mit dem Zeugniß der Reife nach der Univerſität entlaſſen 
wurde. | 

Vom Vater, trotz entſchiedenen Widerſpruchs ſeitens des 
Sohnes, zum Theologen beſtimmt, ließ ſich Stieber gegen den 
Willen des Vaters heimlich bei der juriſtiſchen Fakultät der 
Berliner Univerſität immatrikultren und ſtudirte bis zum Jahre 
1841 Jura und Cameralia. Lange konnte jedoch vor dem Vater 
die Nichtbefolgung ſeines Befehles nicht verborgen gehalten 
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werden, und als der Vater die Wahrheit erfuhr, verſtieß er 
den Sohn aus ſeinem Hauſe und entzog ihm jeden Zuſchuß 
zum Studium. Der junge Stieber war nunmehr gezwungen, 
ſich durch Stundengeben und Schreiberdienſte bei Rechtsanwälten 
die Mittel zur Exiſtenz und zum Studium zu verſchaffen. 

Später ſöhnte ſich Stieber mit ſeinem Vater wieder aus, 
und er erhielt ſodann die Mittel zur Fortſetzung ſeiner Studien. 
Am 1. April 1841 trat er in den Militärdienſt ein, aber ſchon 
neun Tage darauf wurde er als nichttauglich zum Militärdienſte 
wieder entlaſſen. Am 1. September deſſelben Jahres beſtand 
Stieber das Auskultator⸗Examen, und er begann zu Michaeli 
deſſelben Jahres die praktiſch⸗juriſtiſche Laufbahn beim Krimi⸗ 
nalgericht zu Berlin, und im Juli 1843 beſtand er das Referen⸗ 
dariats examen. 

Während ſeiner Thätigkeit als Auskultator am Kriminal⸗ 
gericht kam er vielfach mit Kriminalkommiſſarien des Polizei⸗ 
präſidiums in Berührung, welche ihn öfter auf ihren Streif⸗ 
zügen behufs Ermittelung von Verbrechen und Verbrechern 
mitnahmen. Dieſe abenteuerreiche kriminalpolizeiliche Beſchäfti⸗ 
gung erſchien ihm weit intereſſanter, als die trockene Thätigkeit 
am Gericht, und er beſchloß nach ſeiner Ernennung zum Referen⸗ 
dar, vorläufig auf mehrere Monate bei dem Kriminalkommiſſa⸗ 
riat des Polizeipräſidiums einzutreten. Auf ſein Geſuch wurde 
vom Polizeipräſtdenten von Puttkamer feine Beſchäftigung bei 
der IV. (Kriminal⸗) Abtheilung des Polizeipräſidiums genehmigt, 
und nachdem ihm vom Kammergerichtspräſidenten ein längerer 
Urlaub behufs ſeiner Beſchäftigung bei dem Polizeipräſidium 
bewilligt worden, trat der Referendar Stieber am I. Februar 
1844 in den polizeilichen Kriminaldienſt mit den Funktionen 
eines Kriminalkommiſſars. Ein Gehalt bezog Stieber für ſeine 
polizeiliche Thätigkeit nicht, wohl aber wurden ihm vier Monate 
nach ſeinem Eintritt in das Polizeipräſidium 50 Thaler Extra⸗ 
Remuneration bewilligt. 

Seine kriminalpolizeiliche Thätigkeit im Jahre 1844 war 
eine ſehr fruchtreiche, es gelang ihm unter Anderem, die Thäter 
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eines bei dem Maurermeiſter Sabbath in der Lietzmannsgaſſe 
begangenen Kapitalverbrechens, nachdem vorher die Kriminal⸗ 
polizei achtzehn Monate ſich in vergeblichen Recherchen abgemüht 
hatte, zu ermitteln und dem Strafrichter vorzuführen. Sämmt⸗ 
liche, an jenem Verbrechen betheiligte Perſonen wurden zu 
lebenslänglichen Zuchthausſtrafen verurtheilt. Seine polizeilichen 
Vorgeſetzten wurden auf ihn aufmerkſam und bevorzugten ihn 
durch ſchwierige kriminalpolizeiliche Kommiſſionen. 

Gegen Ende des Jahres 1844 bat Stieber den Polizeipräſi⸗ 
denten v. Puttkamer um ſeine Entlaſſung aus dem polizei⸗ 
lichen Dienſt, weil er ſeine juriſtiſche Laufbahn fortſetzen wollte, 
und weil der ihm zu ſeiner Beſchäftigung bei dem Polizeipräſt⸗ 
dium vom Kammergericht ertheilte Urlaub, deſſen Verlängerung 
nicht erwartet werden konnte, am 1. Januar 1845 ablief. Die 
erbetene Entlaſſung wurde Stieber 1844 ertheilt, und einige 
Tage nachher erhielt dieſer vom Polizeipräſidenten eine außer⸗ 
ordentliche Remuneration von hundert Thalern als Anerkennung 
ſeiner als Kriminalbeamter geleiſteten Dienſte. Außerdem 
wurde ihm die beſondere Auszeichnung zu Theil, daß ihm am 
2. Januar 1845 vom Miniſterium des Innern auf Antrag des 
Polizeipräſidenten die Redaktion der vom Polizeipräſidium her⸗ 
ausgegebenen Zeitſchrift: „Beiträge zur Erleichterung des Ge⸗ 
lingens der praktiſchen Polizei“ übertragen wurde. Zugleich 
geſtattete ihm auch der Polizeipräſident von Puttkamer den 
Zutritt zu allen Büreaus des Polizeipräſidiums und die 
Benutzung aller Akten dieſer Behörde für ſeine literariſche 
Thätigkeit. 

Im Jahre 1845 ſammelte Stieber auch aus den Polizei⸗ 
akten das Material zu dem von ihm im folgenden Jahre her⸗ 
ausgegebenen Buche über „Die Proſtitution in Berlin und ihre 
Opfer“, welches in dem Hoffmannſchen Verlage im Jahre 1846 
erſchien. — Mit dem Beginn des Jahres 1845 trat Stieber 
bei dem Kriminalgericht ſeine Thätigkeit als Referendar 
wieder an. 


Pr 
2. Die Perſchwörung im Hirſchberger Thal im 
Jahre 1845. 


Am 24. Februar 1845 empfing Stieber ein Schreiben des 
Geheimen Oberregierungsraths Mathis, beim Miniſterium 
des Innern (Mathis war ſpäter langjähriges Mitglied des 
Abgeordnetenhauſes und in den Jahren 1859 —1861 erſter 
Vicepräſtdent des Abgeordnetenhauſes, ſodann Präſident des 
evangeliſchen Oberkirchenraths in Preußen), in welchem Stieber 
erſucht wurde, ihn am folgenden Tage in einer dienſtlichen 
Angelegenheit zu beſuchen. Stieber leiſtete der Aufforderung 
des hohen Beamten pünktlich Folge und erhielt von Mathis 
die Mittheilung, daß die Provinzialbehörden in Schleſien einer 
Verſchwörung unter Bewohnern des Hirſchberger Thals auf 
die Spur gekommen ſeien, wonach eine Reihe Perſonen ſich 
zum Umſturz des zeitigen Regierungsſyſtems und event. zur 
Ermordung des Königs vereinigt haben ſollten. Faßbare 
Thatſachen, welche ein gerichtliches Einſchreiten ermöglichten, 
wären aber noch nicht ermittelt, und der Miniſter des Innern, 
Graf v. Arnim, hätte deshalb beſchloſſen, den bisher als 
Kriminal⸗Kommiſſar beſchäftigt geweſenen Referendar Stieber 
nach Schleſien behufs Führung der polizeilichen Recherchen 
nach den Verſchwörern und ihren Plänen zu ſenden. Stieber 
erklärte ſich ſofort mit dieſer wichtigen Miſſion einverſtanden, 
und noch an demſelben Tage ertheilte ihm der Miniſter des 
Innern durch eine amtliche Verfügung den Auftrag, zu ebenſo 
ſorgfältigen, wie vorſichtigen Recherchen in der erwähnten An⸗ 
gelegenheit ſich nach Schleſien zu begeben und die Unterſtützung 
der Provinzial⸗Polizeibehörden, auf deren Mitwirkung es an⸗ 
kommen würde, in Anſpruch zu nehmen. 

Am folgenden Tage ließ ſich Stieber vom Polizeipräſidium 
einen Paß auf den Namen des Landſchaftsmalers Wilhelm 
Schmidt, der zur Uebung ſeiner Kunſt nach Hirſchberg und Um⸗ 
gegend reiſe, ausſtellen (Stieber beſchäftigte ſich in ſeinen 
früheren Jahren zu ſeinem Vergnügen mit Landſchafts⸗ und 
Portraitmalerei) und fuhr noch an demſelben Tage nach Hirſch⸗ 


berg ab. Dort ſetzte ſich Stieber fofort mit dem Denunzianten, 
einem Arbeiter Herrmann, welcher die ganze Sache bei der 
Regierung angezeigt hatte, in Verbindung. Herrmann theilte 
dem Stieber mit, daß in ganz Schleſien eine Arbeiterverſchwö⸗ 
rung beſtände, welche darauf ausginge, die Reichen und die 
Geiſtlichen zu ermorden und ihre Güter zu theilen. Der 
Denunziant ſtellte auch dem Kommiſſar einen Mann vor, der 
ſelbſt von dem Tiſchlermeiſter Wurm in Warmbrunn zur 
Theilnahme an der Verſchwörung aufgefordert worden und zu⸗ 
gleich eine ſchriftliche Proklamation erhalten hatte, die dem 
Stieber zur Verfügung geſtellt wurde. 

Die Proklamation ſchilderte in den lebhafteſten Farben die 
Glückſeligkeit und Genüſſe der Reichen im Gegenſatz zu den 
Leiden und dem Elend der Armuth, ſie ſuchte nachzuweiſen, 
daß dieſer Unterſchied der Stände weder in den Grundſätzen 
des Rechts, noch in denen der Religion ſeine Rechtfertigung 
fände, und ſtellte die Vernichtung der Reichen als einziges 
Hilfsmittel hin. Dieſe Hilfe ſollte durch eine geheime Ver⸗ 
ſchwörung geſchaffen werden, zu welcher ſich gleichgeſinnte 
Männer mit einem feierlichen Eide verbinden ſollten. 

Der Stil der Proklamation ließ erkennen, daß ſie kein un⸗ 
gebildeter Mann gemacht haben konnte, und es wurde von dem 
Denunzianten und feinem Gewährsmann der Fabrifbeftter 
Schlöffel in Hirſchberg, eine in der Gegend ſehr bekannte 
und geachtete Perſönlichkeit (Schlöffel hat ſpäter in den Revo⸗ 
lutionen der Jahre 1848 und 1849 eine bedeutende Rolle ge⸗ 
ſpielt und lebte ſodann in Amerika als politiſcher Flüchtling), 
als der Verfaſſer der Proklamation bezeichnet. Außerdem be⸗ 
zeichneten ſie den Tiſchler Wurm als Haupt und eine Anzahl 
von Arbeitern als hervorragende Mitglieder der gefährlichen 
Verbindung. Nach etwa achttägigen Recherchen hatte Stieber, 
welcher als Landſchaftsmaler Schmidt auftrat, Umſtände er⸗ 
mittelt, welche die Angaben der Denunzianten beſtätigten und 
insbeſondere in Bezug auf Schlöffel ergaben, daß er auffällig 
viel mit Arbeitern verkehrte. 
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Die Ergebniffe feiner Ermittelungen berichtete Stieber in 
einem Briefe vom 8. März 1845 an den Geh. Ober - Regie: 
rungsrath Mathis im Minifterium des Innern und ſchloß 
daran die Bemerkung, daß nach feiner Anſicht die der Theil: 
nahme verdächtigen Perſonen ſofort zu verhaften wären, daß 
dagegen von einer Verhaftung Schlöffels zunächſt noch Abſtand 
genommen würde, da für ſeine Schuld noch zu wenig Beweiſe 
vorhanden wären. Auf dieſes Schreiben erwiderte Mathis 
umgehend in einem Briefe vom 10. März, daß ſämmtliche 
als verdächtig bezeichnete Perſonen und insbeſondere auch 
Schlöffel ſofort zu verhaften ſeien. In Bezug auf Schlöffel 
bemerkte Mathis in ſeinem Briefe: 


„In einer Sache von dieſer Wichtigkeit ſcheint es ſehr be⸗ 
denklich, irgend einen der als Theilnehmer Angezeigten länger, 
als die Uebrigen auf freiem Fuße zu laſſen. Schlöffels Ver: 
haftung kann deshalb, unter der Vorausſetzung, daß Ihre 
früheren faktiſchen Angaben nicht eine weſentliche Veränderung 
erfahren haben oder erleiden, nicht ausgeſetzt bleiben, bis einer 
der Uebrigen ein Geſtändniß abgelegt hat, dadurch könnte großer 
Nachtheil eintreten; alle Bezeichnete werden gleichzeitig zu 
verhaften ſein und müſſen, ſowie auch Schlöffel, ſogleich nach 
Liegnitz gebracht werden.“ 


Auf dieſe beſtimmte Anweiſung requirirte Stieber die Orts⸗ 
behörden, mit deren Hilfe er die Verhaftung der verdächtigen 
Perſonen vornahm, nur Schlöffel konnte nicht feſtgenommen 
werden, da derſelbe ſich gerade in Breslau aufhielt. Stieber 
reiſte deshalb nach Breslau und erſuchte da den Polizeipräſi⸗ 
denten, unter Vorzeigung des Verhaftungsbefehls, den Schlöffel 
zu verhaften. Der Polizeipräſident lehnte dies jedoch ab und 
überwies dem Stieber eine Anzahl Exekutivbeamten, mit deren 
Hülfe Stieber ſelbſt in Breslau die Verhaftung Schlöffels be- 
wirkte. Wenige Stunden nach ſeiner Verhaftung wurde Schlöffel 
nach. Berlin transportirt, woſelbſt ihn das Kammergericht vier 
Monate lang in Unterſuchungshaft hielt und ſodann wieder 
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freiließ, da die Unterſuchung gegen Schlöffel nichts ihn Gra⸗ 
virendes zu Tage gefördert hatte. ö 


Später, bereits in den folgenden Jahren, in welchen von 
der freiſinnigen Preſſe der Regierung der Vorwurf gemacht 
wurde, daß gegen Schlöffel in unverantwortlich frivoler Weiſe 
gehandelt worden, wurde die ganze Schuld für dieſe Handlung 
von anſcheinend offiziöſen Skribenten auf Stieber gewälzt, ohne 
daß die Regierung es für nothwendig erachtete, den richtigen 
Sachverhalt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Ebenſo 
wenig war Stieber in der Lage, daß auf die Verhaftung 
Schlöffels bezügliche Aktenmaterial zu veröffentlichen, da darüber 
die ſtrengſte Geheimhaltung angeordnet war. In dieſer Weiſe 
gelangte die verleumderiſche Behauptung über Stieber zur Ver⸗ 
breitung, die ihn lange Jahre verfolgte, daß er bei ſeinen 
Recherchen im Hirſchberger Thal ſich in die Familie Schlöffels 
unter dem Namen Schmidt eingeſchlichen habe, um ſo hinter 
die angeblichen hochverrätheriſchen Pläne Schlöffels zu kommen. 
Dieſe Angabe iſt nach den mir vorliegenden, zweifellos richtigen 
amtlichen und privaten Schriftſtücken völlig unrichtig. Mit der 
Familie Schlöffels iſt Stieber niemals zuſammengekommen, 
und den Gutsbeſitzer Schlöffel ſelbſt ſah Stieber zum erſten 
Male, als er ihn verhaftete. 


Nach der Verhaftung Schlöffels kehrte Stieber nach dem 
Hirſchberger Thal zurück und fand in Hirſchberg den vom 
Kammergericht inzwiſchen als Unterſuchungsrichter hingeſchickten 
Kriminalrath Leonhardt, welcher ſich mit den Vernehmungen 
der verhafteten Verdächtigen befaßte. In Gemeinſchaft mit 
Leonhardt ſetzte nunmehr Stieber die Recherchen behufs Ueber⸗ 
führung der Beſchuldigten fort und erſtattete darüber laufende 
Berichte an den Regierungs⸗Präſidenten zu Liegnitz, Herrn 
v. Witzleben, und an den Geheimrath Mathis in Berlin, 
nach deren Direktiven ſich Stieber zu richten hatte. Das Zu⸗ 
ſammenwirken Stiebers mit dem Kriminalrath Leonhardt bahnte 
einen freundſchaftlichen Verkehr zwiſchen Beiden an, der viele 


u DB 


Jahre über die amtlichen Beziehungen beider Beamten zu ein: 
ander hinaus fortgedauert hat. 

Die kriminaliſtiſche Thätigkeit Stiebers im Hirſchberger Thal 
unter falſchem Namen und ſeine daſelbſt ſowie in Breslau 
vorgenommenen Verhaftungen hatten bald die allgemeine Auf⸗ 
merkſamkeit auf ihn gezogen und in vielen, beſonders frei⸗ 
ſinnigen Kreiſen Mißvergnügen verurſacht. In dem gerade 
tagenden ſchleſiſchen Provinziallandtage, welchem Geheimrath 
Mathis als Vertreter des Miniſteriums des Innern beiwohnte, 
brachte ein Landtagsmitglied, Herr Milde (im Jahre 1848 
Präſident der preußiſchen Nationalverſammlung und preußiſcher 
Handelsminiſter), am 5. April 1845 die Miſſion Stiebers zur 
Sprache und knüpfte daran den Antrag, die geheime Polizei 
im Lande nicht zu dulden, welcher Antrag jedoch mit allen 
gegen vier Stimmen abgelehnt wurde. — Bis gegen Ende 
April ſetzte Stieber in Gemeinſchaft mit dem Unterſuchungs⸗ 
richter Leonhardt die Ermittelungen in Schleſien fort, worauf 
die Gefangenen nach Berlin transportirt und die gerichtliche 
Unterſuchung ebenfalls nach Berlin übertragen wurde. 

Stieber begab ſich zu einer mehrwöchentlichen Erholung 
von ſeinem Kommiſſorium im Mai nach Warmbrunn, wo ſich 
die mit ihm befreundete Familie der Berliner Hofſchauſpielerin 
Komitſch aufhielt. Dort knüpfte ſich zwiſchen ihm und 
Marie, der 15 jährigen Tochter der Frau Komitſch, ein inniges 
Liebes verhältniß an, welches im folgenden Jahre zur Ver⸗ 
lobung Stiebers mit ſeiner künftigen Gattin geführt hat. 

Die Erfolge Stiebers auf ſeinem Kommiſſorium in Schleſien 
ſind von den betheiligten Behörden gleichmäßig anerkannt 
worden. Geheimrath Mathis ſchrieb an Stieber am 14. April 
1845: „Das Reſultat der Recherchen kann meines Erachtens 
als ein ſehr erhebliches angeſehen werden, und Sie haben 
dabei ein großes Verdienſt mit wahrlich nicht geringen An⸗ 
ſtrengungen erworben.“ In einem auf Veranlaſſung des 
Kriminal⸗Senats des Kammergerichts vom Kammergerichts⸗ 
Inquiſitoriat dem Stieber ausgeſtellten Atteſte wird konſtatirt, daß 
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Stieber bei feinen Recherchen in Schleſten großen Eifer, ver⸗ 
bunden mit Umſicht und Geſchicklichkeit, an den Tag gelegt hat. 
Ein gleiches Lob ſprach der Regierungspräſident von Liegnitz, 
Herr v. Witzleben, in einer amtlichen Verfügung an Stieber aus. 

Von den an der Hirſchberger Verſchwörung betheiligten 
Perſonen wurden ſodann ſechs Perſonen, darunter der Tiſchler 
Wurm, wegen Hochverraths unter Anklage geſtellt, von denen 
Wurm zum Tode und die Uebrigen zu mehrjährigen Zucht⸗ 
hausſtrafen verurtheilt wurden. Wurm wurde ſpäter zu lebens⸗ 
länglicher Zuchthausſtrafe begnadigt, und die im Jahre 1848 
erlaſſene allgemeine Amneſtie brachte ſämmtlichen Verurtheilten 
die Freiheit wieder. 


3. Stieber als gerichtlicher Vertheidiger, Zeitungs- 

korreſvondent und Volksredner. 

Anfang Juli 1845 kehrte Stieber aus dem Hirſchberger Thal 
nach Berlin zurück, wo er wenige Tage nach ſeiner Ankunft 
vom Kammergerichtspräſidium zu ſeiner verantwortlichen Ver⸗ 
nehmung in einer gegen ihn inzwiſchen anhängig gemachten 
Disziplinarunterſuchung vorgeladen wurde. Stieber hatte den 
vom Miniſter des Innern ihm ertheilten Auftrag, nach Schleſien 
zu gehen und da die Recherchen, betreffend die hochverrätheriſche 
Verbindung im Hirſchberger Thal, zu übernehmen, ohne Ge⸗ 
nehmigung des Kammergerichtspräſidiums, ſeiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde — Stieber war zu jener Zeit Kammergerichts⸗ 
referendar, und der ihm zu ſeiner einſtweiligen Beſchäftigung 
bei dem Berliner Polizei⸗Präſidium bewilligt geweſene Urlaub 
war bereits am 1. Januar 1845 abgelaufen — angenommen 
und zur Ausführung dieſes Kommiſſoriums beim Kammer⸗ 
gericht einen dreiwöchentlichen Urlaub unter dem wahrheits⸗ 
widrigen Vorgeben nachgeſucht, ein Todesfall in ſeiner Familie 
und eine mit ſolchem verbundene, für ihn äußerſt wichtige Erb⸗ 
ſchafts-Regulirung nöthigte ihn, ſofort eine Reiſe nach Pommern 
anzutreten. Wegen dieſer wahrheitswidrigen Vorſpiegelung vom 
Kammergerichts⸗Präſidium zur Verantwortung gezogen, ent⸗ 
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ſchuldigte ſich Stieber damit, daß ihm über feine Miſſion 
nach Schleſien vom Miniſter des Innern bei Ertheilung des 
Auftrages das unverbrüchlichſte Geheimniß gegen Jedermann 
ohne irgend eine Beſchränkung zur Pflicht gemacht worden ſei. 
Dieſe Entſchuldigung erachtete jedoch das Kammergericht nicht 
für ſtichhaltig, und das Präſidium des Kammergerichts ertheilte 
ihm durch Erlaß vom 14. Juli 1845 einen ſtrengen Verweis, 
welcher durch folgende Sätze motivirt wurde: „Wenn Sie ſich 
für verpflichtet gehalten haben, den erhaltenen Auftrag auch 
vor dem Präſidio des Kammergerichts geheim zu halten, ſo 
hätten Sie es dem Herrn Miniſter des Innern überlaſſen 
müſſen, die Uebernahme des Auftrages und die Ertheilung 
des zur Ausführung des Auftrages nöthigen Urlaubs für Sie 
auszuwirken, nicht aber, wie geſchehen, den Auftrag ohne 
Genehmigung des Präſidii übernehmen und unter falſchen An⸗ 
gaben den nöthigen Urlaub nachſuchen dürfen. Daß Sie hier⸗ 
durch Ihre Pflichten als Kammergerichts⸗Referendarius gröblich 
verletzen, hätte Ihnen bei Anwendung geringer Aufmerkſamkeit 
nicht verborgen bleiben können.“ 

Nach der Beendigung des Kommiſſoriums im Hirſchberger 
Thal arbeitete Stieber in den Jahren 1845 und 1846 beim 
Kammergericht, reſp. Kriminalgericht als Referendar. Seit 
dem Oktober 1845 aber befaßte ſich der Referendar Stieber 
neben ſeiner amtlichen Thätigkeit, mit Genehmigung der vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde, mit der Vertheidigung von Beſchuldigten 
in Strafſachen, und er trat am 20. Oktober 1845 zuerſt als 
Vertheidiger des wegen fahrläſſiger Brandſtiftung angeklagten 
Tapezierlehrlings Wehliſch auf. Stieber fand in dieſer neuen 
Thätigkeit bald Anerkennung, und er gewann, beſonders nachdem 
am 1. Oktober 1846 das öffentliche und mündliche Strafver⸗ 
fahren zunächſt bei dem Kammergericht und dem Kriminal⸗ 
gericht zu Berlin eingeführt worden war und Anfangs ſich ein 
auffälliger Mangel an öffentlichen juriſtiſchen Vertheidigern 
zeigte, binnen kurzer Zeit einen ſo großen Wirkungskreis, daß 
er die öffentliche Vertheidigung in Strafſachen förmlich zu 
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feinem Lebensberuf machte. Einzelne ſeiner Vertheidigungen 
ſind ihm mit 500 Thalern belohnt worden, ein Honorar, das in 
jener Zeit unerhört war, und Stieber erwarb ſich bei dieſer 
Thätigkeit binnen wenigen Jahren ein kleines Vermögen, das 
er im Jahre 1850 zum größeren Theil zu einem Grundſtücks⸗ 
ankauf in Treptow verwendete. 

Wiewohl Stieber ſich ſeine Thätigkeit als Vertheidiger von 
bemittelten Angeſchuldigten gut bezahlen ließ, ſo übernahm er 
doch auch aus freiem Antriebe oft Vertheidigungen für an⸗ 
geſchuldigte mittelloſe Perſonen, ohne ein Honorar für ſeine 
Mühewaltung zu beanſpruchen oder anzunehmen. Aus dieſer 
mildthätigen Praxis verdient folgender Fall hervorgehoben zu 
werden: Im Jahre 1846 kam aus Norwegen nach Berlin der 
Mechanikusgehülfe Bjerregaard, welcher wenige Wochen nach 
ſeiner Ankunft in die Geſellſchaft von ſchlechten Subjecten 
gerieth. Dieſe bedienten ſich bei einem Einbruchsdiebſtahl des 
Bjerregaard als Werkzeug, ohne das Bjerregaard ahnte, worum 
es ſich handelte. Während die Diebe in einem Hauſe den 
Diebſtahl ausführten, ſtand Bjerregaard, welchem vorgeſpiegelt 
wurde, daß es ſich um ein Liebes abenteuer handelte, vor der 
Hausthür Wache, um ſeinen Genoſſen die Ankunft von Haus⸗ 
bewohnern ſofort zu ſignaliſiren. Die Diebe wurden bei ihrem 
Geſchäft geſtört und ſie flüchteten eilig, während der langſam 
nachfolgende Bjerregaard feſtgenommen wurde. Bjerregaard 
wurde nun wegen ſchweren Diebſtahls angeklagt und vom 
Berliner Kriminalgericht verurtheilt. Der Verurtheilte appellirte 
und richtete an den als Vertheidiger wohlbekannten Referendar 
Stieber die Bitte, ſeine Vertheidigung vor dem Kammergericht 
zu übernehmen. Schon die erſte Unterredung mit dem in der 
Haft befindlichen Norweger überzeugte den Stieber von der 
Unſchuld dieſes Mannes, und er erklärte ſich ſofort bereit, die 
Vertheidigung des in Berlin gänzlich verlaſſen daſtehenden 
Unglücklichen zu übernehmen. Zunächſt ſetzte ſich Stieber mit 
dem ſchwediſchen Geſandten in Berlin in Verbindung und 
durch deſſen Hülfe wurden aus der Heimath des Bjerregaard 


amtliche Zeugniſſe über deſſen Vorleben beſchafft, aus denen 
hervorging, daß Bjerregaard einer zwar unbemittelten, aber 
geachteten Familie angehörte, daß er völlig unbeſcholten war 
und unter ſeinen Bekannten ſich des beſten Rufes erfreute. 
Es erſchien ſonach ganz unbegreiflich, daß der brave junge 
Mann innerhalb der wenigen Wochen, die zwiſchen ſeiner Ent⸗ 
fernung aus ſeiner Heimath und ſeiner Feſtnahme lagen, zu 
einem Diebe und Einbrecher herabgeſunken wäre. Auf Grund 
dieſer ermittelten Umſtände bewirkte Stieber die Freiſprechung 
des Bjerregaard. Der ſchwediſche Geſandte, welcher der Ver⸗ 
handlung beigewohnt und das gelungene Plaidoyer Stiebers 
gehört hatte, richtete hierauf an Stieber ein warmes Dank⸗ 
ſchreiben, welchem er ein Honorar für die Vertheidigung aus 
ſeiner eigenen Kaſſe beifügte. Stieber lehnte aber die An⸗ 
nahme des Honorars ab, und er erſuchte den Geſandten, dieſe 
Summe dem aus der mehrmonatlichen Unterſuchungshaft ent⸗ 
laſſenen Bjerregaard, welcher gänzlich mittellos war, als 
Unterſtützung zu gewähren. Dieſes großmüthige Benehmen 
Stiebers veranlaßte den Geſandten, in der Voſſiſchen Zeitung 
(Anfangs Januar 1847) dem Stieber für ſeine ſorgfältigen 
Bemühungen in der Bjerregaard'ſchen Sache und für ſeine 
gelungene Vertheidigung öffentlich zu danken und ſodann bei 
der ſchwediſchen Regierung zu beantragen, daß dem Stieber 
aus Staatsmitteln ein Honorar angeboten würde. Dieſem 
Antrage entſprach ſofort die ſchwediſche Regierung, indem ſie 
den Geſandten ermächtigte, dem Referendar Stieber 10 Stück 
Friedrichsd'ors als eine Anerkennung der ſchwediſchen Regierung 
für ſeine Bemühungen zu überreichen. 

Eine politiſche Tendenz waltete bei ſeinen Vertheidigungen 
in den erſten beiden Jahren nicht im Entfernteſten ob, denn 
politiſche Prozeſſe oder Preßprozeſſe gab es in den Jahren 
1846 und 1847 faſt gar nicht, vielmehr erſtreckten ſich dieſelben 
meiſt auf Eigenthums⸗ und kaufmänniſche Strafthaten. Erſt 
im Jahre 1848, als die politiſchen Vergehen und Verbrechen 
das Uebergewicht über andere Verbrechen gewannen, widmete 
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ſich Stieber auch dieſer Kategorie und trat jehr oft als Ver⸗ 
theidiger politiſch Angeklagter auf. Während ſeiner fünfjährigen 
Thätigkeit als öffentlicher Vertheidiger in Strafſachen hat er 
ſich bei ſeinem Auftreten vor Gericht durch ein maßvolles 
Benehmen vor den Gerichtshöfen ausgezeichnet; obwohl er 
während dieſer Zeit an 3000 öffentliche Vertheidigungsreden 
gehalten hat, ſo iſt ihm doch niemals eine Ordnungsſtrafe, 
nicht einmal ein Ordnungsruf zu Theil geworden, und er hat 
ſich namentlich der Anerkennung des Kammergerichts erfreut. 

Von nicht geringem Werth für ſeinen Beruf als Ver⸗ 
theidiger ſtrafrechtlich Angeklagter war die Beziehung Stiebers 
zu dem Berliner Polizeipräſidium als Redakteur der früher 
erwähnten polizeilichen Zeitſchrift, als welcher er freien Zutritt 
zu allen Büreaus des Polizeipräſidiums hatte und alle Akten 
dieſer Behörde mit ausdrücklicher Genehmigung des Präſidenten 
benutzen durfte. Er war ſomit ſtets in der Lage, über die gegen 
ſeine Klienten vorliegenden Verdachtsmomente und ſonſtigen 
gravirenden Thatſachen frühzeitig ſich zu unterrichten und 
danach ſeinen Vertheidigungsplan einzurichten. Lange aller⸗ 
dings blieb dieſe, ſeine Befugniß überſchreitende Benutzung der 
polizeilichen Akten nicht verborgen, und der Polizeipräſident 
von Puttkamer entzog ihm im Jahre 1846 die nur aus⸗ 
nahmsweiſe geſtattete Benutzung der polizeilichen Akten und 
den Zutritt zu den Büreaus des Polizeipräſidiums. Die 
Redaktion der polizeilichen Zeitſchrift mußte Stieber demzufolge 
gleichfalls niederlegen. 

Das Auftreten Stiebers als Vertheidiger, welches anfangs 
vom Kammergerichts⸗Präſidium genehmigt wurde und ihm auch 
die öftere Zuweiſung von Offizial⸗Vertheidigungen verſchaffte, 
machte, da dieſe Beſchäftigung ſich immer mehr ausdehnte und faſt 
ſeine ganze Thätigkeit in Anſpruch nahm, ſeine amtliche Stellung 
als Kammergerichts⸗Referendar allmälig zu einer unhaltbaren. Er 
gelangte im Laufe des Jahres 1846 zu der Anſicht, daß es 
das Beſte wäre, ſeine amtlichen Funktionen gänzlich aufzu⸗ 
geben und ſich ganz und gar ſeinem neuen Beruf als Ver⸗ 
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theidiger zu widmen. Dieſe Abſicht reifte zu einem feſten 
Entſchluſſe, als ein bedauerlicher Zwiſchenfall, eine Anklage 
gegen Stieber im November 1846 wegen Mißhandlung eines 
Gefangenen, ihn mit der Einleitung einer Disziplinar⸗Unter⸗ 
ſuchung beim Kammergericht bedrohte, welche mit ſeiner Ent⸗ 
laſſung aus dem Staatsdienſt hätte abſchließen können. Die 
gegen Stieber erhobene Anklage bezog ſich auf folgenden Vorfall: 


Kurz vor Weihnachten 1844, alſo wenige Tage vor dem 
Ausſcheiden Stiebers aus dem Dienſte der Kriminalpolizei, 
nahm Stieber in Gemeinſchaft mit dem Kriminalkommiſſarius 
Bormann (ſpäter Polizeirath und Vorſteher des Berliner Krimi⸗ 
nalkommiſſariats, geſtorben 1876) einen gefährlichen Dieb 
Namens Weinhold feſt, und ſowohl bei der Feſtnahme, 
als auch ſpäter in der Stadtvoigtei, ſoll Weinhold von den 
beiden genannten Beamten ſchwer gemißhandelt worden ſein. 
Es wurde demzufolge gegen Stieber und Bormann das Straf⸗ 
verfahren wegen Amtsüberſchreitung und ſchwerer körperlicher 
Mißhandlung eines Menſchen eingeleitet, das ſich zwei Jahre 
lang hinzog. Die Beſchuldigten wurden am 29. Dechr. 1846 
freigeſprochen, da ein ausreichender Beweis für die Schuld 
der die That beſtreitenden Angeklagten nicht erbracht werden 
konnte. — Bei dem Strafverfahren waren jedoch Umſtände er⸗ 
mittelt und zur Sprache gebracht worden, welche das Verhalten 
Stiebers während ſeiner kriminalpolizeilichen Thätigkeit in einer 
Weiſe Haben hervortreten laſſen, wie dies der Stellung eines 
Kammergerichts⸗Referendars nicht entſprach, und es wurde 
demzufolge gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet. Um 
den nachtheiligen Folgen einer Dienſtentlaſſung zu entgehen, 
entſchloß ſich Stieber zu freiwilligem Ausſcheiden aus dem 
Juſtizdienſt, und auf fein Geſuch an den Juſtizminiſter lihden 
wurde er am 19. Februar 1847 aus dem Juſtizdienſt entlaſſen. 

Stieber widmete nunmehr ſeine ganze Thätigkeit ſeinem 


Beruf als Vertheidiger, daneben hin und wieder Referate für 
die „Voſſiſche Zeitung“ über öffentliche Gerichtsverhandlungen 
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ſchreibend, welche Zeitung es ſich ſehr angelegen fein ließ, die 
rege Mitarbeiterſchaft Stiebers ſich zu erhalten. 

Bis zum Jahre 1848 hatte Stieber keinerlei Gelegenheit 
gehabt, in den allgemeinen politiſchen Fragen Stellung zu 
nehmen und ſeine politiſchen Anſchauungen hervortreten zu laſſen. 
Die hochgehenden Wogen der politiſchen Erregung des Jahres 
1848 zogen ihn auch ziemlich raſch in die politiſche Bewegung 
hinein, und er trat bereits während der erſten Stadien der 
Märzrevolution mehrere Male in den Vordergrund der Bewe⸗ 
gung. Theilweiſe wurde Stieber auch durch ſeinen Beruf als 
Vertheidiger genöthigt, eine politiſche Farbe zu bekennen, da 
er ſeine Popularität auf's Spiel geſetzt hätte, wenn er ſich der 
großen politiſchen Bewegung gegenüber apathiſch verhalten hätte. 
Stieber bekannte ſich demzufolge bereits in den Tagen vor 
der Märzrevolution öffentlich als Anhänger der demokratiſchen 
Lehren. Mit Rückſicht auf ſeine Vergangenheit als politiſcher 
Polizei⸗Kommiſſar im Hirſchberger Thal und ſeine zukünftige 
Stellung im Staatsdienſte iſt ſpäter mehrfach gegen Stieber 
der Vorwurf erhoben worden, daß er im Jahre 1848 nur 
ſcheinbar als Volksmann aufgetreten ſei und daß er heim⸗ 
lich dabei im Intereſſe der Reaktion gewirkt habe. Mit dieſer 
Beſchuldigung hat man Stieber ſicherlich Unrecht gethan, denn 
er hat ſpäter, als Chef der Berliner Kriminalpolizei, ſeinem 
unmittelbaren Vorgeſetzten, dem Polizeipräſidenten v. Hinckel⸗ 
dey, gegenüber in einer längeren Denkſchrift gegen die bei der 
Staatsregierung wider ihn erhobenen Beſchuldigungen, daß er 
im Jahre 1848 revolutionären Tendenzen gehuldigt habe und 
auch im Jahre 1849 als Vertheidiger von angeklagten Revo⸗ 
lutionären raſtlos für dieſelben eingetreten ſei, ſich rechtfertigen 
müſſen. | 

„Ich leugne es keinen Augenblick und werde es nie leug⸗ 
nen,“ bemerkte Stieber in dieſer Denkſchrift, „daß ich Anfangs 
im Jahre 1848 den demokratiſchen Theorien gehuldigt habe. 
Erzogen auf den Hochſchulen des Landes in der klaſſiſchen, 
römiſchen und griechiſchen Literatur, welche von einem durchaus 
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republikaniſchen Geiſt erfüllt iſt, voll Bitterkeit gegen die vor⸗ 
märzliche Regierung, welche mir in der bekannten Schlöffel' ſchen 
Angelegenheit mit dem ſchnödeſten Undank gelohnt hatte, im 
Angeſicht der Jämmerlichkeit dieſer Regierung, welche im 
Augenblick der Gefahr im März 1848 nach Unternehmung der 
verkehrteſten Maßregeln feige entlief und den König der Revo⸗ 
lution preisgab, mußten die demokratiſchen Theorien, welche 
damals in Berlin das ganze Volk, vom erſten Miniſter bis 
zum Bettler, erfüllten, auch wohl bei mir Eingang finden. 
Dennoch hat mich auch damals eine natürliche Anhänglichkeit 
und Verehrung für die Perſon Sr. Majeſtät veranlaßt, gerade 
für dieſe Perſon ſtets zu thun, was in meinen Kräften ſtand. 
Als nach dem Jahre 1848 die politiſchen Verbrechen die Ober⸗ 
hand genommen, fand ich keine Veranlaſſung, wegen dieſer 
meine ehrenvolle und einträgliche Stellung als Defenſor auf⸗ 
zugeben. Bei allen civiliſirten Völkern, bei denen es öffent⸗ 
liches und mündliches Gerichtsverfahren giebt, von den Zeiten 
eines Cicero bis zu denen eines Lamartine und Brougham, 
hat die Vertheidigung politiſch Angeklagter für ein Ehrenamt 
gegolten, und noch heut' unterziehen ſich die geachtetſten und 
ehrenwertheſten unſerer Advokaten, wenn ſie ſonſt es verſtehen, 
dieſer Aufgabe. Nur der bornirte Unverſtand oder die Bos⸗ 
heit können die Perſon des Verbrechers mit der des Verthei⸗ 
digers verwechſeln.“ 

Den zur Revolutionszeit herrſchenden demokratiſchen Ideen 
huldigte Stieber nicht lange, und auch in der Zeit, in welcher 
er ihnen voll und ganz angehörte, verſuchte er nicht, eine 
leitende Stellung in der Bewegung zu erlangen, obwohl ihm, 
als rühmlich bekanntem Redner, große Anerbietungen gemacht 
wurden, als Clubredner aufzutreten. In den Vordergrund der 
Bewegung trat er hauptſächlich am 21. März 1848 bei dem 
Umritt des Königs Friedrich Wilhelm IV. durch die Stadt, bei 
welchem er zu Fuß, zugleich mit zwei anderen Perſonen, in 
der nächſten Nähe des Königs ging, um die Perſon des Königs 
vor der tobenden und an den König ſich drängenden Volksmenge 
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zu beſchützen. Seit dieſem Tage datirt auch das Wohlwollen 
des verſtorbenen Königs für Stieber, das dieſem gegenüber in 
den folgenden Jahren ſich vielfach geäußert und ihn ſchließlich 
in eine nicht geringe Vertrauensſtellung zum Könige und dem 
königlichen Hauſe gebracht hat. — Das ſpäter über Stieber 
ausgeſprengte Gerücht, daß er bei dem hiſtoriſchen Umritt dem 
Könige mit einer ſchwarz⸗roth⸗ goldnen Fahne vorgeritten ſei, 
war unrichtig, wie dies ſpäter Stieber in der oben erwähnten 
Denkſchrift auf ſeinen Dienſteid verſicherte. Uebrigens ergiebt 
ſich die Unrichtigkeit dieſes Gerüchts ſchon aus dem Umſtande, 
daß Stieber notoriſch des Reitens gar nicht kundig geweſen iſt. 

Die extrem⸗demokratiſchen Ideen machten bei Stieber bereits 
nach einigen Monaten einer beſonneneren freiſinnigen Richtung 
Platz, welche ſich zur Aufgabe machte, das in den erſten Mo⸗ 
naten nach der Revolution Erreichte ſo weit als möglich zu 
befeſtigen und zu erhalten. Dieſes Nützlichkeitsprincip wurde 
von Stieber beſonders in einer von ihm als Landtags⸗Kandidat 
im vierten größeren Wahlbezirk von Berlin gehaltenen Wahl⸗ 
rede vertreten. | 

Nach der Auflöſung der konſtituirenden Nationalverſamm⸗ 
lung am 5. December 1848 oktroyirte bekanntlich der König 
aus eigener Machtvollkommenheit eine Verfaſſung, welche ſich 
dem Verfaſſungsentwurf der aufgelöſten Nationalverſammlung 
und den Beſtimmungen des Frankfurter Parlaments ziemlich 
eng anſchloß, alſo ſehr freiſinnig (freiſinniger als die ſpätere 
Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850) war, und deren 
Reviſion den zwei Kammern vorbehalten ward. Die beiden 
Kammern wurden für den 26. Januar 1849 einberufen, und 
am 6. Dezember 1848 wurde ein Wahlgeſetz für die Kammern 
veröffentlicht. Die demokratiſchen Führer in Berlin. gaben die 
Parole aus, zu den einberufenen beiden Kammern nicht zu 
wählen, weil die konſtituirende National⸗Verſammlung vor der 
Beendigung ihrer Aufgabe, der Ausarbeitung einer Verfaſſung, 
unbefugt aufgelöſt worden und deshalb die Mandate ihrer 
Mitglieder noch nicht erloſchen wären. In Berlin wurde dem⸗ 
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zufolge in einzelnen Bezirken zu neuen Wahlen nicht geſchritten, 
bis im ganzen übrigen Lande das Volk nicht nur zur zweiten, 
ſondern auch zur erſten Kammer gewählt hatte. Da ſo die 
Eventualität herantrat, daß in den Kammern Berlin allein 
nicht vertreten wäre, und die Kammern, dies ignorirend, in 
Thätigkeit treten könnten, ſo wurden Volksverſammlungen anbe⸗ 
raumt, in denen die auftretenden Landtagskandidaten ihre 
Meinungen über die Tagesfragen äußerten. 

Stieber hielt, wie bereits bemerkt, eine derartige Kandida⸗ 
tenrede im vierten größeren Wahlbezirk, deren Stenogramm 
ſodann gedruckt und vielfach verbreitet wurde. Stieber erklärte 
in dieſer Rede die Auflöſung der Nationalverſammlung, die 
oftroyirte Verfaſſung, das neue Wahlgeſetz und die Ausſchrei⸗ 
bung der Neuwahlen im Princip gleichfalls für unberechtigt. 
Da aber dieſe Rechtsüberſchreitungen der Regierung vom Volke 
unangefochten geblieben ſeien und das Volk ſich zu Neuwahlen 
auf Grund jener eigenmächtigen Regierungshandlungen bequemt 
habe, ſo dürfe auch Berlin die thatſächlichen Verhältniſſe nicht 
ignoriren, es müſſe wählen. „Das Volk hat gewählt, es hat 
nicht nur zur zweiten, ſondern auch zur erſten Kammer gewählt, 
und ich kann mir nicht helfen, wer da wählt, hat die 
(oktroyirte) Verfaſſung anerkannt, und wer auf Grund derſelben 
gewählt wird, kann ſie nicht angreifen. Dies iſt meine Anſicht 
als Juriſt, und ich kann ſie nicht ändern, ſie iſt das Produkt 
des Verſtandes ... Sie werden nun fragen, was wirſt Du 
als Abgeordneter in der Kammer thun? Ich würde vorläufig 
dafür ſorgen, was in meinen Kräften ſteht, daß kein Wort 
verloren würde über die Rechtsgiltigkeit und Nichtrechtsgiltigkeit 
der Verfaſſung. Ich würde dafür ſorgen, daß man ſofort an 
die Arbeit ginge und Tag und Nacht arbeitete, damit die Re⸗ 
viſion der Verfaſſung durchkäme, fo ſchnell als möglich, damit 
wir in einen geſetzlichen Zuſtand gelangen. Ich würde alles 
Mögliche thun, um offen und ehrlich der Krone entgegenzu⸗ 
kommen.“ 

Stieber wurde nicht gewählt; ſeine realiſtiſchen Beſtrebungen 


fanden im Volke keinen Beifall, und er ftand bei der damals 
noch immer ſehr erregten Strömung vereinzelt. In der Folge⸗ 
zeit trat Stieber nicht wieder politiſch hervor, und er konzen⸗ 
trirte ſeine Thätigkeit während der Jahre 1848 und 1849 und 
Anfangs 1850 auf ſeinen Beruf als Vertheidiger, als welcher 
er im Jahre 1849 in zahlreichen politiſchen Prozeſſen für An⸗ 
geklagte eingetreten iſt. In dem großen Steuerverweigerungs⸗ 
prozeß hatte Stieber gleichfalls für die 37 Angeklagten, darunter 
Schulze⸗Delitzſch, Bucher, Dorn (der jetzige Geheime Juſtizrath 
und Rechtsanwalt beim Reichsgericht) plaidirt. Zum Andenken 
für ſeine gute Vertheidigungsrede haben ſämmtliche Steuerver⸗ 
weigerer einen Bogen mit ihren Namenszügen verſehen und 
ihrem Vertheidiger als ein Zeichen ihrer Anerkennung überreicht. 
Das denkwürdige Blatt befindet ſich im Beſitz der Familie 
Stiebers. 

Neben feiner juriſtiſchen Thätigkeit beſchäftigte ſich Stieber 
auch fortgeſetzt mit literariſchen Sachen und unterhielt Bezie⸗ 
hungen zu den damals geleſenſten politiſchen Blättern Berlins, 
vorzugsweiſe zur Voſſtſchen Zeitung. Auch ſtand er geſellſchaft⸗ 
lich in Beziehungen zu mehreren hervorragenden Volksmännern 
jener Zeit, unter Anderen zu dem bekannten Demokraten 
Held, von dem ſich ein charakteriſtiſcher Brief an Stieber in 
dem Nachlaß des Letzteren vorgefunden hat. Der Brief lautet 
wörtlich: 

„Lieber Herr Doktor! 

Ich wollte Sie mit meinem Beſuch beläſtigen. Zu Ihrem 
Glück aber waren Sie verreiſt. Doch kann ich vielleicht mein 
Anliegen auch ſchriftlich abmachen. Ich wollte Sie nämlich 
bitten, für die Zeitungen, deren Korreſpondent Sie ſind, nament⸗ 
lich auch für die Voſſiſche Zeitung, die Notiz aufzunehmen, 
daß ich in Stelle der durch zweimaliges Verbot unterminirten 
und demgemäß ruinirten Lokomotive mit Nächſtem eine Wochen⸗ 
ſchrift, den „Socialiſten“, herausgebe. Socialiſtiſche Zeitſchrift. 
Förderung der materiellen Volkswohlfahrt. Noch nicht vorhan⸗ 
den in Berlin und Preußen. Dringendes Bedürfniß. Gute 
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Idee und dergleichen ſchöne Redensarten. Wünſche guten Abend 
und guten Morgen. 
Ihr 
Held.“ 

Aus den Jahren 1848 — 1850 verdient noch erwähnt zu 
werden, daß dem Stieber am 16. Januar 1848 von der juri⸗ 
ſtiſchen Fakultät zu Jena die juriſtiſche Doktorwürde ertheilt 
wurde, und daß er am 1. April 1848 Marie, die achtzehnjäh⸗ 
rige Tochter der Hofſchauſpielerin Komitſch, heirathete, mit 
welcher er eine‘ der kinder⸗ſegensreichſten und einträchtigſten 
Ehen — Stieber hat mit ſeiner Frau 21 Kinder gehabt, von 
denen 10 Kinder den Vater überleben — bis zu ſeinem Tode 
geführt hat. 

Seit dem Inkrafttreten der Verordnung vom 3. Januar 1849 
über die Einführung des mündlichen und öffentlichen Verfahrens 
mit Geſchworenen in Unterſuchungsſachen zeigte ſich bei den 
Juſtizbehörden das Beſtreben, das Auftreten von Perſonen, 
die nicht Rechtsanwälte waren und auch ſonſt nicht im Juſtiz⸗ 
dienſte ſtanden, als öffentliche Vertheidiger im Strafverfahren 
zu beſchränken, und Stieber ſelbſt machte bereits im Jahre 1849, 
in welchem er vorwiegend politiſch Angeklagte vertheidigte, 
mehrfach die unliebſame Wahrnehmung, daß er in ſeinem Be⸗ 
rufe ſeitens der Gerichtsbehörden nicht diejenige Rückſicht genoß, 
an welche er während der früheren Jahre ſeiner Thätigkeit als 
Vertheidiger gewöhnt worden. Stieber wollte demzufolge in 
den Juſtizdienſt wieder eintreten, ſodann das Aſſeſſor⸗Examen 
machen und in Berlin als Rechtsanwalt praktiziren. Im 
Januar 1850 richtete Stieber an den Juſtizminiſter Simons, 
für den ſpäter Stieber eine verhängnißvolle Bedeutung erhalten 
ſollte, das Geſuch, ihn wieder als Referendar beim Kammer⸗ 
gericht anzuſtellen. Der Juſtizminiſter lehnte jedoch dieſes 
Geſuch ab. | 

Stieber ſah jetzt einer trüben Zukunft entgegen, von Tag 
zu Tag verminderten ſich ſeine Einnahmen aus ſeiner Berufs⸗ 
thätigkeit, und da bereits in der Preſſe und in juriſtiſchen Kreiſen 


die Rede davon war, im Wege der Geſetzgebung die Zulaffung 
zur Vertheidigung in Strafſachen auf die Rechtsanwälte zu 
beſchränken — es iſt das auch ſpäter durch das Geſetz vom 
3. Mai 1852 geſchehen —, ſo hatte er wenig Ausſicht, ſeinen 
zeitigen Beruf dauernd ſich zu erhalten. Hierzu kam noch, 
daß ärztlicherſeits ihm eindringlichſt gerathen wurde, feine 
Thätigkeit als Vertheidiger zu beſchränken, da das anhaltende 
laute Reden ſeine Lunge angegriffen hätte. 
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Stieber als Chef der Berliner Sicher: 
heitspolizei (1850 — 1860). 


1. Die Ermittelung des internationalen Kommuniſten⸗ 
Bundes. 

Im Oktober 1850 erfuhr Stieber, daß bei dem Polizei⸗ 
präſidium zu Berlin mit dem 1. Januar 1851 eine erhebliche 
Erweiterung des Etats bevorſtände und daß namentlich die 
Beſetzung mehrerer neu zu kreirender Aſſeſſor- und Rathſtellen 
erfolgen ſollte. Darunter befand ſich auch die Stelle eines 
Dirigenten der Kriminalpolizei. Um dieſe Stellung bewarb 
ſich Stieber bei dem Miniſter des Innern, Herrn v. Man— 
teuffel. Seine hervorragenden Erfolge als Kriminalkommiſſar 
in den Jahren 1844 und 1845 und das Wohlwollen des 
Königs für Stieber ſeit der Märzrevolution hatten zur Folge, 
daß Stieber am 16. November 1850 als Polizei-Aſſeſſor 
mit 600 Thalern Gehalt angeſtellt und ihm die Leitung der 
Sicherheitspolizei übertragen wurde. Der damalige Polizei⸗ 
präſident von Hinckeldey wehrte ſich allerdings in einem 
Schreiben an den Miniſter des Innern gegen die Aufnahme 
eines Mannes in den Polizeidienſt, der eine ziemlich revolu⸗ 
tionäre Vergangenheit hinter ſich und noch keine Beweiſe von 
ſeiner aufrichtigen königstreuen Geſinnung gegeben hätte; aber 
dieſe Bedenken drangen nicht durch, und Stieber, von deſſen 
kriminaliſtiſcher Befähigung ſich ſowohl der König als auch 
der Miniſter des Innern viel verſprachen, wurde dem Polizei— 
präſidenten als Dirigent der Kriminalpolizei förmlich oktroyirt. 

Am 1. Mai 1851 begab ſich Stieber, nachdem er an dieſem 
Tage zum Polizeirath ernannt worden, als preußiſcher 
Kommiſſar zur Induſtrie⸗Ausſtellung nach London. 

Während ſeines achtwöchentlichen Aufenthalts in London 
kam Stieber einer internationalen Kommuniſten-⸗Ver⸗ 
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ſchwörung auf die Spur, welche feit Jahren im Verborgenen 
thätig geweſen war und ihre Netze über faſt ganz Europa, 
hauptſächlich aber über Deutſchland ausgeworfen und zahlreiche 
Mitglieder an faſt allen großen Plätzen Deutſchlands, Frankreichs, 
der Schweiz und Englands erlangt haben ſollte. 

Am 10. Mai 1851 wurde in Leipzig der Schneidergeſelle 
Nothjung wegen Mangels an Legitimation verhaftet. Bei 
demſelben wurden eine Anzahl Schriftſtücke gefunden, wodurch 
man die erſten Spuren von der Exiſtenz eines internationalen 
Kommuniſtenbundes, deſſen Centralſtelle ſich in London befand, 
erhielt. Aus dieſen Schriftſtücken ging hervor, daß ſeit Jahren 
der Hauptſitz des Bundes in London ſich befunden hatte, 
daß von da aus die in zahlreichen Städten Deutſchlands, ſowie 
auch in Frankreich und der Schweiz beſtehenden Bundesgemein⸗ 
den geleitet worden waren und daß ſeit etwa Jahresfriſt ein 
Schisma in der Centralleitung eingetreten war, indem mehrere 
Mitglieder der Centralleitung dieſe nach Köln verlegten, 
während die in London verbliebenen Mitglieder der Central⸗ 
leitung dieſelbe in London aufrecht zu erhalten verſuchten. 

Von dieſen bei Nothjung gemachten Entdeckungen erhielt 
Stieber, der ſich gerade in London aufhielt, eine nähere Mit⸗ 
theilung und den Auftrag, die betreffenden Londoner Spuren 
an Ort und Stelle weiter zu verfolgen. Stieber gelang es 
binnen wenigen Tagen, den Sitz der Centralbehörde des inter⸗ 
nationalen Bundes ausfindig zu machen und namentlich zu er⸗ 
mitteln, daß die Regiſtratur derſelben bei einem der Führer 
des Bundes, dem Flüchtling Diez aus Wiesbaden, deponirt 
war. Mit Hilfe eines als Agenten gewonnenen Mitgliedes 
des Kommuniſtenbundes ſetzte ſich Stieber in den Beſitz eines 
großen Theils dieſer Regiſtratur. In ſolcher Art erlangte die 
preußiſche Polizei bis dahin nie geahnte wichtige Aufſchlüſſe 
über die mächtige Verbreitung des Bundes und kam zugleich 
in den Beſitz zahlreicher wichtiger Dokumente. 

Aus dieſen ergab ſich, daß bereits ſeit dem Jahre 1847 der 
Kommuniſtenbund in den genannten europäiſchen Staaten mit 


der Centralleitung in London beſtand und weſentlich zur Vor⸗ 
bereitung der revolutionären Bewegungen des Jahres 1848 bei⸗ 
getragen hatte. Der Bund machte ſich zur Aufgabe: Sturz der 
Bourgeoiſie⸗Herrſchaft, Eroberung der politiſchen Macht durch 
das Proletariat. Das Proletariat ſoll ſodann (wie ein Mani⸗ 
feſt der Centralbehörde vom Februar 1848 lautete) ſeine poli⸗ 
tiſche Herrſchaft dazu benutzen, der Bourgeoiſie nach und nach 
alles Kapital zu entreißen, alle Produktions⸗Inſtrumente in 
den Händen des Proletarier⸗Staats zu centraliſiren und die 
Noth der Produktionskräfte möglichſt raſch zu vermehren. Als 
Maßregeln zur Erreichung dieſes Ziels werden unter Anderm 
folgende vorgeſchlagen: 1) Expropriation des Grundeigenthums 
und Verwendung der Gemeinderente zu Staatsausgaben; 2) ſtarke 
Progreffipfteuer; 3) Abſchaffung des Erbrechts; 4) Centrali⸗ 
ſation des Kredits in den Händen des Staates durch eine 
Nationalbank mit Staatskapital und ausſchließlichem Monopol; 
5) Centraliſation alles Transportweſens in den Händen des 
Staats; 6) Vermehrung der Nationalfabriken, Produktions⸗ 
Inſtrumente, Urbarmachung und Verbeſſerung der Ländereien 
nach einem gemeinſamen Plane; 7) gleicher Arbeitszwang für 
Alle, Einrichtung induſtrieller Armeen. „Sind durch dieſe Maß⸗ 
regeln im Laufe der Entwickelung die Klaſſenunterſchiede ver⸗ 
ſchwunden und iſt alle Produktion in den Händen der aſſoziirten 
Individuen konzentrirt, ſo verliert die öffentliche Gewalt den 
politiſchen Charakter. An die Stelle der alten bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft mit ihren Klaſſen und Klaſſengegenſätzen tritt eine Aſſo⸗ 
ziation, worin die freie Entwickelung eines Jeden die Bedingung 
für die freie Entwickelung Aller iſt.“ 

Die Mitglieder ſowohl der deutſchen, als auch der auslän⸗ 
diſchen Bundesgemeinden waren vorwiegend Deutſche, und auch 
die Centralleitung beſtand durchweg aus deutſchen, größtentheils 
den Literaten⸗ und Arbeiterkreiſen angehörigen Flüchtlingen. 
In den Jahren 1849 und 1850 waren die hervorragendſten 
Mitglieder der Centralbehörde zu London: Dr. Karl Marx, 
der bekannte ſozialiſtiſche Schriftſteller; ſein Freund Friedrich 
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Engels, der Sohn eines wohlhabenden rheiniſchen Fabrik⸗ 
beſitzers; der ehemalige preußiſche Lieutenant Ernſt Willich 
und der frühere Student Karl Schapper. 

Marx und Engels einerſeits und Willich⸗Schapper 
andererſeits vertraten im Bunde zwei verſchiedene Richtungen. 
Marx und Engels wollten gemäßigtere Prinzipien einführen, 
während Willich⸗Schapper für den Kommunismus in ſeiner 
reinen Form eintraten. Dieſer Gegenſatz führte im Dezember 
1850 zu einer Spaltung der Centralleitung, indem Marx⸗Engels 
mit ihren Anhängern aus der Londoner Centralleitung aus⸗ 
traten und die Centralleitung des Bundes nach Köln verlegten, 
Willich⸗Schapper mit ihrem Anhang dagegen in London ihre 
Pofition behaupteten und die Londoner Centralbehörde mit ihren 
Geſinnungsgenoſſen beſetzten. Sowohl die Londoner Central⸗ 
ſtelle, als auch die Kölner Centralſtelle bemühten ſich ſodann 
durch Emiſſäre, die einzelnen Bundesgemeinden ſich zu erhalten, 
reſp. zu ſich hinüberzuziehen. 

Als von Stieber in London die Regiſtratur der Central⸗ 
behörde beſchlagnahmt wurde, war der Bund in folgenden 
Städten durch Bundesgemeinden vertreten: in Köln, Berlin, 
Braunſchweig, Hannover, Hamburg, Frankfurt a. M., Leipzig, 
Stuttgart, Brüſſel, Verviers, Lüttich, Paris, Lyon, Marſeille, 
Genf, St. Gallen, Chaux de Fonds, Locle, Bern, Dijon, Lau⸗ 
ſanne, Straßburg, Valenciennes, Metz, Baſel, London, Algier, 
New⸗York, Philadelphia. Namentlich war der Kern der Partei 
Willich⸗Schapper in Frankreich zu ſuchen, wo die Verſchwörung 
eine bedeutende Ausdehnung erreicht hatte. 

Stieber begab ſich demzufolge mit den in London erlangten 
wichtigen Schriftſtücken zunächſt nach Paris, um da die Spuren 
der Verſchwörung weiter zu verfolgen und die dortigen Behörden 
ihrerſeits zum Einſchreiten gegen die Kommuniſten⸗Verbindung 
zu veranlaſſen. Der damalige Polizeipräfekt Carlier zu 
Paris ging auf dieſe Angelegenheit, indem er die Gefährlich⸗ 
keit der kommuniſtiſchen Lehren für jede Form der Staats⸗ 
verfaſſung wohl erkannte, bereitwillig ein, und Stieber wurde 
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ſomit in Paris für ſeine Recherchen die Hilfe der Landes⸗ 
behörden zu theil, während er in London auf ſich ſelbſt ange⸗ 
wieſen geweſen und ohne jede autoritative Befugniß, nur durch 
Liſt in den Beſitz der Regiſtratur des Kommuniſtenbundes ge⸗ 
langt war. 

Wenige Tage nach der Ankunft Stiebers in Paris wurde 
er an einem Nachmittage in ſeinem aus zwei Zimmern be⸗ 
ſtehenden Privatlogis von einem fremden jungen Manne auf⸗ 
geſucht. Stieber befand ſich gerade in der Geſellſchaft ſeiner 
Frau, welche ihn auf ſeinen Reiſen nach London und Paris 
begleitet hatte, und einiger Bekannter in ſeiner Wohnung, als 
ihm ein unbekannter Herr gemeldet wurde, der ihn zu ſprechen 
wünſchte. Stieber ließ den Fremden in das Nebenzimmer 
treten, wo ſich ihm der etwa 28 Jahre alte Beſucher, der ſich 
in guter Geſellſchaftskleidung befand, als der Lithograph 
Cherval vorſtellte. Er wäre Mitglied des Kummuniſten⸗ 
Bundes zu Paris und hätte erfahren, daß Stieber, nachdem 
er durch Spione in London ſich in den Beſitz der Regiſtratur 
der Centralbehörde des Bundes geſetzt hätte, nunmehr nach 
Paris gekommen wäre, um Ermittelungen über die Ausbrei⸗ 
tung des Bundes in Paris anzuſtellen und eventuell die 
franzöſiſche Regierung zu einem Einſchreiten gegen die Mit⸗ 
glieder des Bundes zu veranlaſſen. Als ihm Stieber hierauf 
in kaltem Tone erwiderte, daß er keinen Anlaß hätte, mit ihm 
ſich in irgend welche Erörterung über den Zweck ſeines Aufent⸗ 
haltes zu Paris einzulaſſen, erhob ſich Cherval ganz aufgeregt 
von ſeinem Stuhl und ſprach die Drohung aus, daß es Stieber 
an's Leben gehen würde, falls er nicht baldigſt ſich aus Paris 
entfernte und ſeine Recherchen nach den kommuniſtiſchen Be⸗ 
ſtrebungen gänzlich aufgäbe. Stieber verbat ſich ganz ent⸗ 
ſchieden den Ton, welchen Cherval angeſchlagen, und forderte 
ihn auf, ſich zu entfernen. Statt aber dieſer Aufforderung 
Folge zu leiſten, zog Cherval aus ſeiner Bruſttaſche einen 
Dolch und drang mit demſelben auf Stieber ein, welcher, laut 
um Hilfe rufend, mit einem Stuhl ſich gegen den Angriff 
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Chervals zu ſchützen ſuchte. Frau Stieber und die gerade an⸗ 
weſenden Freunde Stiebers eilten auf den Hilferuf herbei und 
verſuchten, den Raſenden, der bereits durch einen Dolchſtich 
Stieber am Arme verwundet hatte, zu bewältigen. Cherval 
aber ſtürzte ſich dabei auf Frau Stieber und biß mit ſeinen 
Zähnen in die nur durch ein leichtes Sommerkleid verhüllte 
Bruſt derſelben. Cherval wurde endlich bewältigt und zur 
Haft gebracht. Die Bißwunde der Frau Stieber und die durch 
den Dolchſtich verurſachte Verletzung des Armes ihres Gatten 
waren nicht gefährlich und heilten binnen wenigen Tagen. 

Am folgenden Tage wurde der verhaftete Cherval, welcher 
aus Deutſchland und von deutſchen Eltern ſtammte und ſich 
erſt in Frankreich den franzöſiſchen Namen Cherval beigelegt 
hatte, von Stieber in Gegenwart eines höheren franzöſiſchen 
Polizeibeamten vernommen, wobei Cherval eine Reihe Per⸗ 
ſonen, darunter den ſpäter vom preußiſchen Staatsgerichtshofe 
wegen Hochverraths verurtheilten Schneidergeſellen Tietz, als 
eifrige Mitglieder des Kommuniſtenbundes. verrieth. Zu 
dieſen Einräumungen wurde Cherval dadurch bewogen, daß 
ihm Stieber dafür verſprach, Sorge tragen zu wollen, daß 
das von Cherval gegen ihn (Stieber) verübte Attentat nicht 
ſtrafgerichtlich verfolgt würde. Dieſes Verſprechen hat auch 
Stieber eingelöſt. 

Die Verhaftung und die Einräumungen Chervals hatten 
die Feſtnahme ſämmtlicher bei der Verſchwörung betheiligter 
Perſonen und die Beſchlagnahme der Papiere derſelben zur 
Folge. 

Aus dieſen Papieren ergab ſich, daß in Paris ein leitender 
Kreis des Kommuniſtenbundes für Frankreich beſtand. Dieſem 
waren zunächſt drei Gemeinden in Paris untergeordnet. Eine 
Gemeinde wurde von dem kommuniſtiſchen Schriftſteller Scher⸗ 
zer geleitet, die zweite Gemeinde ſtand unter der Leitung des 
Schneidermeiſters Reininger und die dritte unter dem Vor⸗ 
ſtande des fanatiſchen Lithographen Cherval, deſſen Perſön⸗ 
lichkeit bereits oben erwähnt worden iſt. Jede der drei Ge⸗ 
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meinden hielt wöchentlich beſtimmte Sitzungen, in denen die 
Zwecke der Verbindung zur Belehrung der einzelnen Mitglieder 
erörtert wurden. 

Welcher Art dieſe Zwecke waren, ergaben die beſchlag⸗ 
nahmten Sitzungsprotokolle. Dieſelben lieferten den Beweis, 
daß die Verbindung eigentlich es mehr auf Deutſchland, als 
auf Frankreich abgeſehen hatte. Faſt alle Perſonen, welche in 
dieſen Protokollen erwähnt ſind, waren deutſche Arbeiter, welche 
meiſt noch unbeſcholten und keineswegs Flüchtlinge waren, 
denen vielmehr die Rückkehr nach Deutſchland jeden Augen⸗ 
blick offen ſtand. In einem Sitzungsprotokoll der Gemeinde 
Cherval heißt es unter Anderem: „Ohne gewaltſame Revolution 
läßt ſich die zeitige Herrſchaft nicht ſtürzen. Es müſſen ſich 
die Proletarier auf dieſe Revolution vorbereiten. Wir müſſen 
in der Revolution ohne alle Rückſicht handeln. Während und 
nach der Revolution Verhaftung aller Exminiſter, Beamten 
und Kreaturen der Kontre⸗ Revolution, Beſchlagnahme ihres 
Vermögens und Uebergabe der Verhafteten an ein Gericht von 
Männern unſeres Prinzips. Das Gemeindemitglied Düber 
iſt nicht dafür, die Reaktionäre erſt noch einem Gericht zu 
übergeben, ſondern ſie ſollen unter dem Vorwande der allge⸗ 
meinen Volkswuth gleich umgebracht werden.“ In dieſem Ton 
bewegen ſich faſt alle Protokolle. 

In Folge dieſer in Paris gemachten Entdeckungen wurde 
eine Anzahl der ermittelten Mitglieder des Kommuniſtenbundes 
in Paris vor Gericht geſtellt, weil die Beſtrebungen dieſes 
Bundes, wenn auch vorwiegend gegen Deutſchland gerichtet, 
auch zugleich einen Umſturz der franzöſiſchen Verfaſſung be⸗ 
abſichtigten. Cherval und der Schneider Gipperich wur⸗ 
den zu acht Jahren Detention, Scherzer und der Schneider 
Nette zu drei Jahren Einkerkerung verurtheilt. 

Auf Grund des von Stieber in London und Paris er: 
mittelten Materials wurden von dieſem und anderen Kriminal⸗ 
behörden in Deutſchland die Recherchen nach den Leitern und 
Mitgliedern des Kommuniſtenbundes in den deutſchen Städten, 
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beſonders in Köln, Berlin, Hannover, Braunſchweig 
und Hamburg im Laufe des Jahres 1851 fortgeſetzt. Vor 
Allem galt es, die Leiter der ſchismatiſchen Centralbehörde in 
Köln, welche die gemäßigtere Marx⸗Engels'ſche Richtung ver⸗ 
trat, zu faſſen. Die Begründung der Centralbehörde zu Köln 
war in folgender Weiſe erfolgt. Im Dezember 1850 ſchieden 
Marx und Engels mit ihren Geſinnungsgenoſſen aus der 
Londoner Centralbehörde und ſandten als Emiſſär den Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen Handlungsdiener Haupt nach Köln, wo 
damals ein leitender Kreis für die Rheinprovinz unter den 
Vorſtehern Literat Bürgers, Dr. jur. Becker und Cigarren⸗ 
macher Röſer beſtand, um dieſem Kreis die Botſchaft zu 
überbringen, daß er zur Centralbehörde erhoben worden ſei. 
Der leitende Kreis Köln acceptirte dieſe Ehre und konſtituirte 
ſich als neue Centralbehörde, als welche ſie ihre Thätigkeit 
mit der Entſendung von Emiſſären an die deutſchen Kommu⸗ 
niſtengemeinden begann, um dieſe zur Anerkennung der Auto⸗ 
rität der Kölner Centralbehörde zu bewegen. Einer dieſer 
Emiſſäre war der Schneidergeſelle Nothjung, welcher im Mai 
1851 zu Leipzig verhaftet wurde. 

Auf Grund der bei ihm gefunden en Papiere und der er⸗ 
folgreichen Recherchen in London und Paris war es nicht 
ſchwer, die Mitglieder und Agenten der Kölner Centralbehörde 
zu ermitteln. Gegen 12 Perſonen, darunter Dr. jur. Becker 
(jetziger Ober⸗Bürgermeiſter zu Köln), Schriftſteller Freiligrath, 
Literat Bürgers, Cigarrenmacher Röſer, Dr. med. Daniels, 
Dr. med. Jacoby, Dr. med. Klein, Schneidergeſelle Nothjung, 
wurde bei dem Aſſiſenhofe zu Köln die Unterſuchung 
wegen verſuchten Hochverraths eingeleitet. Die mündliche Ver⸗ 
handlung fand vom 4. Oktober bis zum 12. November 1852, 
alſo volle ſechs Wochen lang, ſtatt. Verurtheilt wurden wegen 
verſuchten Hochverraths Röſer, Bürgers und Nothjung mit je 
6 Jahren, Dr. Becker, Chemiker Otto und Schreiber Reif mit 
5 Jahren und Schneider Leßner mit 3 Jahren Einſperrung, 
die übrigen Angeklagten wurden freigeſprochen. ö 


Die Centralbehörde in London ließ ſich, trotz der vielen, 
im Jahre 1851 gegen die Kommuniſten⸗ Verbindungen in 
Deutſchland und Frankreich ſchwebenden Prozeſſe, nicht ab⸗ 
halten, noch fortwährend neue Emiſſäre nach Deutſchland zu 
ſchicken und den Verſuch zu machen, die noch nicht entdeckten 
Beſtandtheile des Bundes wiederum zu vereinigen. Beſonders 
verſuchte die Partei Marx⸗Engels auf den in Köln gegen die 
dortigen Führer des Bundes ſchwebenden Prozeß in jeder 
möglichen Weiſe einzuwirken. Es wurde noch während der 
Kölner Aſſiſen⸗Verhandlungen ein lebhafter Briefwechſel zwiſchen 
Köln und London unterhalten, welcher keinen andern Zweck 
hatte, als alle möglichen Zeugen und Beweisſtücke zu Gunſten 
der Angeklagten herbeizuſchaffen und die Richter ſowie die 
öffentliche Meinung ſo ſehr als möglich irre zu führen. Stieber 
war unermüdlich thätig, dieſen fortgeſetzten Beziehungen und 
insbeſondere dem erwähnten Briefwechſel auf die Spur zu 
kommen, und es gelang ihm dies nicht nur, ſondern er ent⸗ 
deckte dabei noch einen ganz neuen Zweig des Kommuniſten⸗ 
Bundes in Köln, welcher ſich während der langen Unterſuchung 
gegen die verhafteten Führer gebildet hatte. Namentlich richteten 
ſich die Anſtrengungen der Centralbehörde zu London auf Be⸗ 
ſeitigung ihres ehemaligen Emiſſärs, Handlungsdieners Haupt, 
welcher, zum Verräther am Bunde geworden, die wichtigſten 
Aufſchlüſſe über die Beziehungen der Kölner Centralbehörde 
zu der Londoner Centralbehörde gab. Auf dieſen Verräther 
wurde nicht nur mit Verſprechungen, ſondern auch mit Drohungen 
gewirkt, und es gelang den Londoner Kommuniſten auch wirklich, 
ihn ſoweit einzuſchüchtern, daß er es vorzog, kurz vor dem Beginne 
der Kölner Aſſiſen⸗ Verhandlungen von Hamburg nach Amerika 
auszuwandern, ſo daß ſeine mündliche Vernehmung vor dem 
Gerichte unmöglich wurde. 

Gleichzeitig mit der Kölner Kommuniſten⸗Unterſuchung wurde 
auch in Hannover gegen den dortigen Tiſchlermeiſter Stechan 
wegen verſuchten Hochverraths die Unterſuchung eingeleitet. 
Stechan ſpielte unter den Führern des Kommunismus durch 


feine Energie und einen gewiſſen Grad von Bildung eine be- 
deutende Rolle. Noch bedeutender war aber ſeine Stellung im 
Bunde dadurch geworden, daß er die vermittelnde Brücke 
zwiſchen der Marx ⸗Engels'ſchen und Willich⸗Schapperſchen 
Partei bildete. Stechan korreſpondirte gleich eifrig mit London 
und mit Köln und genoß gleichmäßig das Vertrauen beider 
Centralbehörden. Die Stechanſchen Briefe nach London wurden 
daſelbſt von Stieber erlangt, welcher ſie an die hannöverſche 
Polizei ſchickte. Stechan wurde im Mai 1851 verhaftet und 
gegen ihn die Unterſuchung eingeleitet. Es gelang ihm 
aber, im September 1851 zu entfliehen, und er kam mit Hilfe 
mehrerer Freunde nach London. In den beſchlagnahmten 
Stechanſchen Briefen kam mehrfach vor, daß dieſelben, ſowie 
Geld und Sonſtiges durch den „Courier“ geſandt wurden. 
Die Polizei glaubte zuerſt, es bezöge ſich dies auf eine zwiſchen 
Bremen und London beſtehende regelmäßige Schiffsgelegenheit, 
welche „der Courier“ hieß. Indeß ſtellte ſich ſpäter ein Ver⸗ 
dacht gegen den ab und zu. zwiſchen Hannover und London 
fungirenden hannoverſchen königlichen Courier Feiſe 
aus Hannover heraus; derſelbe wurde auf ſeiner nächſten 
Rückreiſe von London nach Hannover von hannoverſchen Polizei⸗ 
beamten in Köln angehalten und nach Hannover geſchafft. 
Bei Feiſe wurden zwei Briefe der Londoner Centralbehörde 
an die Kommuniſtengemeinde zu Hannover gefunden. Feiſe 
hatte die Beförderungen, deren Bedeutung er nicht völlig über⸗ 
ſah, mehr aus Gefälligkeit, gepaart mit Einfalt, beſorgt; er 
wurde ſeines Dienſtes als Kabinetscourier entlaſſen. 

Von den ſonſtigen, in Deutſchland in den Jahren 1851 — 1853 
ſtattgehabten Kommuniſtenprozeſſen verdient noch der Prozeß 
wider den Schneidergeſellen Tietz vor dem Staatsgerichtshofe 
zu Berlin (Kammergericht) hervorgehoben zu werden. Nach den 
von dem Kommuniſten Cherval in Paris vor dem Polizei⸗ 
rath Stieber gemachten Geſtändniſſen war der z. Z. in Ham⸗ 
burg ſich aufhaltende Schneidergeſelle Tietz ein Emiſſär des 
Pariſer Kommuniſtenbundes. Tietz wurde in Hamburg ver⸗ 
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haftet und von Hamburg an Preußen ausgeliefert, da er 
noch Preuße war. Es wurde gegen ihn bei feiner Heimaths⸗ 
behörde zu Lippſtadt die Unterſuchung wegen verſuchten Hoch⸗ 
verraths eingeleitet. Inzwiſchen trat aber in Preußen das 
Geſetz vom 25. April 1853 in Kraft, welches alle Hoch- und 
Landesverrathsprozeſſe vor den Staatsgerichtshof in Berlin 
verwies, und der Prozeß gegen Tietz gelangte auch vor dieſen 
Gerichtshof. Tietz wurde am 13. September 1853 wegen ver⸗ 
ſuchten Hochverraths zu drei Jahren Zuchthaus und Stellung 
unter Polizeiaufſicht auf zehn Jahre verurtheilt. 

2. Die rheiniſchen Talſchmünzer-Necherchen. — Charlotte 

von Jagen. 

Neben den umfangreichen Recherchen nach den Kommuniſten 
in England, Frankreich und Deutſchland während des Jahres 
1852 war dem Polizeirath Stieber in dieſem Jahre noch eine 
zweite umfangreiche Aufgabe zu theil geworden, die Ermittelung 
der Verfertiger von falſchen preußiſchen Kaſſenan— 
weiſungen und Münzen, ſowie von falſchem franzöſiſchen 
und engliſchen Gelde, die während des Jahres 1852 in er⸗ 
ſchreckend umfangreicher Weiſe in Deutſchland, England und 
Amerika verbreitet wurden. Hauptſächlich ging die Verbreitung 
der Falſifikate von der Rheinprovinz und Weſtfalen aus, wo 
der Sitz der Falſchmünzerwerkſtätten vermuthet wurde. Stieber 
kam dahin, ohne irgend einen Anhalt für ſeine Recherchen zu 
haben, da bisher die rheiniſchen und weſtfäliſchen Polizeibehör⸗ 
den noch keine einzige Perſon ermittelt hatten, von welcher 
anzunehmen war, daß fie mit den Fabrikanten und erſten Ver⸗ 
breitern der Falſifikate in einer Verbindung ſtände. Das 
Papiergeld und die Münzen waren entweder ſehr kunſtfertig 
hergeſtellt, oder durch vielfache Manipulationen in einen ganz 
abgegriffenen, die Entdeckung der Fälſchung erſchwerenden Zu⸗ 
ſtand verſetzt, ſo daß die Falſifikate erſt lang nach ihrer Ver⸗ 
ſetzung in den Verkehr, nachdem ſie durch viele Hände gegangen 
waren, angehalten wurden. 
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Stieber kam allein nach der Rheinprovinz, wo er unter 
Aſſiſtenz mehrerer ihm beigegebenen rheiniſchen Gendarmen 
nach den Fälſchern forſchte. Unter dieſen Gendarmen befand 
ſich einer, Namens Schild, welcher ſich durch ſein anſtelliges 
Weſen auszeichnete. Schild ging während der Recherchen eines 
Tages in einer rheiniſchen Stadt in grauem Civilanzuge über 
eine Brücke, als plötzlich Jemand ihm auf die Schulter klopfte 
und ihn mit den Worten anredete: „Cortegas, wie kommſt Du 
hierher, die Greifer ſind hier.“ Schild, welcher ſofort vermuthete, 
daß er von dem Fremden für einen der Fälſcher gehalten 
wurde, benutzte dieſe Verwechſelung, indem er ſich mit dem 
Getäuſchten in eine Unterredung einließ, wobei ſich herausſtellte, 
daß er einem der Hauptfälſcher täuſchend ähnlich ſah. Der ver⸗ 
kannte Beamte forderte hierauf den Bundesbruder auf, ihm 
nach ſeiner Wohnung zu folgen, worauf auch dieſer einging. 
Der Verdächtige wurde von Stieber feſtgenommen und Dank 
der merkwürdig großen Aehnlichkeit Schilds mit einem der 
Hauptfälſcher gelang es binnen wenigen Monaten dem Polizei⸗ 
rath Stieber, nahe an hundert Perſonen, welche an der 
Fabrikation und erſten Verbreitung, der Falſtfikate betheiligt 
waren, feſtzunehmen, ſowie mehrere Falſchmünzerwerkſtätten 
aufzuheben. 

Der Lohn für die Erfolge Stiebers bei den Kommuniſten⸗ 
und Falſchmünzer⸗Recherchen im Jahre 1852 blieb nicht lange 
aus. Am 19. Januar 1853 wurde Stieber zum Polizei⸗ 
direktor ernannt und mehrere Monate ſpäter wurde ihm 
formell die ſelbſtſtändige Direktion der Sicherheitsabtheilung 
bei dem Berliner Polizeipräſidium übertragen, welche er der 
That nach allerdings von Anfang an beſeſſen hat. 

Eine ſenſationelle Affaire, aus der Thätigkeit Stiebers 
während des Jahres 1852 verdient an dieſer Stelle noch Er⸗ 
wähnung. Die berühmte Tragödin am Berliner Schauſpielhauſe, 
Charlotte v. Hagen hatte ſich mit einem Herrn van Oven 
verheirathet, mit dem ſie jedoch keine glückliche Ehe führte. 
Sie wünſchte von ihrem Gatten geſchieden zu werden, aber ihr 
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fehlten die Beweismittel für ein eheliches Verſchulden ihres 
Gatten, welches ihr ein Recht gab, die Scheidung zu beantragen. 
In ihrer Noth wandte ſich Frau van Oven an den Polizeirath 
Stieber, damit dieſer ihr durch geeignete Recherchen nach dem 
Lebenswandel des von ihr getrennt lebenden Gatten das Be⸗ 
weismaterial zur erfolgreichen Führung eines Scheidungspro⸗ 
zeſſes verſchaffte. Obgleich dieſe dem Dirigenten der Kriminal⸗ 
polizei von der noch immer ſchönen und in den höchſten Streifen 
gern geſehenen Dame geſtellte Aufgabe nicht ſtreng in den 
Rahmen der kriminalpolizeilichen Funktionen gehörte (allerdings 
handelte es ſich um die Ermittelung einer ſtrafbaren Handlung, 
des Ehebruchs, aber in erſter Linie ſollten dieſe Ermittelungen 
nicht die ſtrafgerichtliche Verfolgung des Thäters, ſondern eine 
Verurtheilung in einem Scheidungsprozeß zur Folge haben), 
ſo unterzog ſich Stieber doch derſelben, da er hoffte, in dieſer 
Weiſe auch dem allgemeinen unſittlichen Treiben in den beſſeren 
Geſellſchaftskreiſen Berlins, welches damals weit über die Grenzen 
des Erlaubten hinausging, und ſeinen Schlupfwinkeln auf die 
Spur zu kommen, um dagegen energiſch einſchreiten zu können. 

Dieſe Annahme traf auch vollſtändig ein. Es wurde er⸗ 
mittelt, daß Herr van Oven öfter bei einer Frau Krauſe, 
welche eine große, reich ausgeſtattete Wohnung in der Doro⸗ 
theenſtraße bewohnte, verkehrte, und daß faſt allabendlich in der 
Krauſeſchen Wohnung junge Männer aus den wohlhabenden 
Ständen, ſowie junge Damen ſich einfanden und in der Regel 
erſt tief in der Nacht ſich wieder entfernten. Da nun die ge⸗ 
gründete Vermuthung beſtand, daß dieſe Zuſammenkünfte, an 
denen van Oven betheiligt war, einen unſittlichen Charakter 
hatten, ſo begab ſich in einer Nacht gegen Mitternacht Stieber 
mit mehreren Kriminal⸗Kommiſſarien und anderen Beamten 
nach der Krauſeſchen Wohnung, drang daſelbſt plötzlich ein und 
wurde Zeuge eines Bacchanals, wie es ſchamloſer nicht erdacht 
werden kann. Von den Ueberraſchten ſtürzten einige Herren, 
als ſie ſahen, daß ſämmtliche Thüren von Polizeibeamten be⸗ 
ſetzt waren, zu den Fenſtern und ſprangen nach der Straße. 
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Die meiſten der Herren und Damen wurden zur Wache ſiſtirt 
und mußten ſich dort legitimiren. Zur höchſten Ueberraſchung 
der Kriminalbeamten befanden ſich unter den Damen verheirathete 
Frauen und junge Mädchen aus den beſten Geſellſchaftskreiſen 
Berlins. Daß die Namen dieſer Damen nicht in die Oeffent⸗ 
lichkeit drangen, dafür trug Stieber Sorge, wohl aber veran⸗ 
laßte er die Veröffentlichung und weiteſte Verbreitung ſeines 
Einſchreitens gegen die Zuchtloſigkeit in Berlin, damit dadurch 
die Berliner ſittenloſe Jugend in einen heilſamen Schrecken 
verſetzt würde. In Bezug auf den van Ovenſchen Scheidungs⸗ 
prozeß hatte das Einſchreiten der Kriminalpolizei in dem gaſt⸗ 
freien Hauſe der Frau Krauſe (die deshalb ſpäter zu 1 Jahr 
Gefängniß verurtheilt wurde) die Folge, daß Charlotte v. Hagen 
mit einem vollſtändig genügenden Beweismaterial für die Un⸗ 
treue ihres Gatten verſehen, und daß auf Grund dieſer Beweiſe 
auf ihren Antrag die Ehe geſchieden wurde. 


3. Die Tomaſchek - Affaire. — Der Börfen- Depeichen - 
Verrath. 

Aus der kriminaliſtiſchen Thätigkeit Stiebers während der 
Jahre 1853 - 1857 find zunächſt hervorzuheben: die Toma⸗ 
ſchek Affaire, der Börſen⸗Depeſchen⸗Verrath, die Unter⸗ 
ſuchung, betreffend den Eiſenbahndiebſtahl einer Kiſte mit 
Zündnadeln und das falſche Giftmord- Attentat gegen 
den König Friedrich Wilhelm IV. 

Der Schneidermeiſter Franz Tomaſchek in Berlin, 
Unter den Linden, hatte im Jahre 1848 bei einer Lebensver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaft ſein Leben mit 10 000 Thalern verſichert 
und war ein Jahr ſpäter geſtorben. Die Verſicherungsſumme 
wurde auf Grund eines von einem Arzt ausgeſtellten Todten⸗ 
ſcheins der hinterbliebenen Frau ausgezahlt, die ſich damit aus 
dem Staube machte. Im Jahre 1851 wurde in Berlin eines 
Tages ein ungariſcher Spitzbube feſtgenommen und dem Krimi⸗ 
nalkommiſſar Rockenſtein im Berliner Kriminalkommiſſa riat 
vorgeführt. Dieſer Spitzbube that bei ſeiner Vernehmung die 
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verfängliche Aeußerung: die fremden Spitzbuben würden einge: 
ſteckt, aber die Berliner großen Spitzbuben ließe man laufen. 
Der ungariſche Spitzbube, welcher bereits vor Jahren in Berlin 
geweſen, erzählte ſodann auf Befragen des Kriminalkommiſſars, 
daß er vor nicht langer Zeit auf ſeinen Streifzügen durch 
Böhmen einem Manne begegnet war, den er zwar dem Namen 
nach nicht kannte, den er aber früher in Berlin geſehen hatte. 
Von dieſem Manne ging in Böhmen das Gerücht um, daß er 
durch einen gefälſchten Todtenſchein ein großes Vermögen er⸗ 
worben hätte. 

Rockenſtein nahm ſofort auf den Befehl des Direktors 
Stieber die Recherchen behufs Ermittelung dieſes räthſelhaften 
Falles auf, und es gelang ihm, feſtzuſtellen, daß der vor 
mehreren Jahren verſtorbene Tomaſchek, von Geburt ein Böhme, 
ein Jahr vor feinem Tode fein Leben mit 10 000 Thalern 
verſichert, und daß nach ſeinem Tode die Wittwe mit den 
10 000 Thalern ſich entfernt hatte und nicht wieder zum Vor⸗ 
ſchein gekommen war. Dieſe Thatſachen erregten den Verdacht, 
daß Tomaſchek gar nicht geſtorben ſei, ſondern daß auf Grund 
eines gefälſchten Todtenſcheins eine Scheinbeerdigung ſtattge⸗ 
funden habe. Das Grab des Tomaſchek wurde aufgegraben, 
und in dem darin befindlichen Sarg wurden ein Plättbrett 
und mehrere, in Verweſung übergegangene Fleiſchſtücke von 
einem Kalbe gefunden. Rockenſtein begab ſich hierauf nach 
Böhmen, woſelbſt er nach einigem Nachforſchen in einem kleinen 
Orte den „verſtorbenen“ Schneidermeiſter und als Rentier 
wieder in's Leben zurückgekehrten Tomaſchek fand, der als 
Rentier Tomaſchek daſelbſt ein ruhiges, beſchauliches Leben 
führte und am wenigſten ahnte, daß er von der Berliner 
Kriminalpolizei in ſeinem Stillleben geſtört werden könnte. 
Tomaſchek wurde an die preußiſchen Behörden ausgeliefert. 
Betheiligt waren an dem großartigen Betruge neben den Toma⸗ 
ſchekſchen Eheleuten ein in Berlin wohnender Bruder des Toma⸗ 
ſchek und der Arzt, welcher für einen Preis von 1000 Thalern 
den falſchen Todtenſchein ausgeſtellt hatte. 
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Gegen Ende des Jahres 1854 ermittelte Stieber einen 
Verrath von telegraphiſchen Börſendepeſchen, durch 
welchen mehrere hieſige Bankiers eine Zeit lang in den Stand 
geſetzt waren, an der hieſigen Börſe mit großem Erfolge in 
ausländiſchen Staatspapieren zu ſpekuliren. Der Vorgang war 
folgender: Im Herbſt 1854 fiel an der Berliner Börſe auf, 
daß ein Handlungsdiener, welcher bisher in einem Bankgeſchäft 
angeſtellt und notoriſch gänzlich mittellos geweſen, plötzlich 
täglich zur Börſe kam und bedeutende Ankäufe in ausländiſchen 
Staatspapieren machte, die merkwürdiger Weiſe regelmäßig, 
nachdem der Spekulant gekauft hatte, auf günſtige telegraphiſche 
Nachrichten von ausländiſchen Börſenplätzen ſtiegen. Der Ver⸗ 
dacht entſtand, daß der Spekulant durch Verrath von Tele⸗ 
graphenbeamten ſofort den Inhalt von Börſentelegrammen, die 
von auswärts an hieſige große Bankhäuſer geſchickt wurden, 
erfuhr, und daß die ungetreuen Beamten die Abfertigung der 
Telegramme an die berechtigten Adreſſaten um Stunden ver⸗ 
zögerten. 

Die Obſervation des Spekulanten — von der Nennung des 
Namens deſſelben, ſowie der übrigen in die Affaire verwickelt 
geweſenen Kaufleute wird Abſtand genommen, da dieſelben noch 
leben und ſpäter niemals wieder mit den Strafgeſetzen in 
Konflikt gekommen ſind — durch einen Kriminalbeamten hatte 
keinen weiteren Erfolg, als die Ermittelung, daß der jüngere, 
erſt zweiundzwanzigjährige Bruder des Spekulanten beim Be⸗ 
ginn der Börſe täglich zur Börſe kam, daſelbſt mit dem Speku⸗ 
lanten konferirte und ſich ſodann wieder entfernte. Die fort⸗ 
geſetzte Beobachtung des jüngeren Bruders führte zu der Er⸗ 
mittelung, daß er mit einem Telegraphenbeamten J. täglich 
kurz vor der Börſe in einem Bierlokal in der Nähe des Haupt⸗ 
telegraphenamtes zuſammentraf, woſelbſt ihm regelmäßig von 
J. ein Zettel mit Notizen zugeſteckt wurde. 

Eines Tages wurde der jüngere Bruder des Spekulant en, 
als er von einer Zuſammenkunft mit dem Telegraphenbeamten 
zur Börſe eilte, vor der Börſe von einem ihn verfolgend en 
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Kriminalbeamten abgefaßt und bei ihm in der Taſche ein Zettel 
gefunden, auf welchem, von der Hand des Telegraphenbeamten 
J. geſchrieben, mehrere ausländiſche Staatspapiere notirt waren. 
J., der Spekulant und deſſen jüngerer Bruder wurden nunmehr 
verhaftet. Die Verhafteten räumten ihr verrätheriſches Zu⸗ 
ſammenwirken ein und machten noch einen Bankier namhaft, welcher 
dem Spekulanten die bedeutenden Geldmittel zur Ausführung 
ſeiner Börſenſpekulationen zur Verfügung geſtellt hatte. Der 
Telegraphenbeamte notirte aus den ankommenden Depeſchen an 
bedeutende Berliner Bankhäuſer die großen Kaufaufträge be⸗ 
ſtimmter Effekten, beſonders ausländiſcher Staatspapiere anf 
ein Blatt Papier und übermittelte dieſe Notizen in der be⸗ 
ſchriebenen Weiſe an den Spekulanten, während er andererſeits 
dafür ſorgte, daß die abkopirten Depeſchen etwas ſpäter in die 
Hände der Adreſſaten gelangten. Der Spekulant hatte ſomit 
einen Vorſprung von einer halben Stunde oder noch länger, 
und er nutzte dieſen Vorſprung dadurch aus, daß er ſofort einen 
Poſten der fraglichen Staatspapiere aufkaufte und ſodann, wenn 
die Depeſchen in den Beſitz der Adreſſaten gelangt waren, und 
dieſe die telegraphiſchen Kaufordres ausführten, an dieſelben 
mit Nutzen verkaufte. Im Verlaufe der weiteren Recherchen 
wurden noch ein zweiter Telegraphenbeamter, ſowie noch zwei 
weitere Bankiers unter dem Verdachte der Theilnahme an dem 
Depeſchen⸗Verrath in die Unterſuchung verwickelt. Verurtheilt 
wurden jedoch nur der Telegraphenbeamte J., ſeine beiden von 
vorn herein mit ihm zugleich verhafteten Komplicen und der 
zuerſt erwähnte Bankier, welcher dem Speculanten die Geld⸗ 
mittel zur Ausführung ſeiner Börſenſpeculationen zur Verfügung 
geſtellt hatte. 

Einige Monate nach dieſen Ermittelungen machte eine Reihe 
telegraphiſcher Mittheilungen an ein Pariſer Blatt von Berlin 
aus, ſowie ſonſtiger Zeitungsartikel über die damalige geheime 
diplomatiſche Miſſion des General⸗Lieutenants von Wedell 
nach Paris an den Kaiſer Napoleon und über die demſelben 
vom König Friedrich Wilhelm IV. perſönlich gegebenen 
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Inſtruktionen in Bezug auf die damals ſchwebende orientaliſche 
Frage peinliches Aufſehen. Da mehrere dieſer Indiskretionen 
dadurch veranlaßt ſein konnten, daß ſie amtlichen telegraphiſchen 
Depeſchen, durch Unterſtützung von untreuen Telegraphenbeamten, 
entnommen worden, fo wurden auf den Befehl des Königs“) 
von Stieber nach dieſer Richtung ſorgfältige Recherchen ver⸗ 
anſtaltet, die aber zu keinem Ergebniß führten. Ein Berliner 
Zeitungskorreſpondent, der in hervorragender Weiſe an den ge⸗ 
dachten Indiskretionen betheiligt geweſen, wies nach, daß die⸗ 
ſelben ſehr wohl durch eine allerdings nicht gewöhnliche Kombi⸗ 
nationsgabe den vom literariſchen Büreau des preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums in die Zeitungen lancirten Mittheilungen über die 
Miſſion des Generals v. Wedell entnommen werden konnten, 
und daß demnach der Annahme einer den Indiskretionen zu 
Grunde liegenden ſtrafbaren Handlung jede poſitive Grund⸗ 
lage fehlte. 


*) Mit welcher Sorgfalt König Friedrich Wilhelm IV. die politiſchen 
Korreſpondenzen der namhaften Zeitungen ſtudirte, ergiebt folgender, 
in der oben erzählten Angelegenheit vom Könige eigenhändig geſchrie⸗ 
bener Brief an Herrn v. Hinckeldey: 

N Liebſter Hinckeldey 

Anliegende Allg. Augsburg. Zeitung enthält eine Mittheilung aus 
Berlin, über deren Einſender, Abficht, Urſprung ich ganz positive 
Auskunft haben will. Sie werden den P.⸗D. Stieber beauftragen, dies 
zu ermitteln und zugleich ſ. Augenmerk auf die Einſen der der 
Artikel in der Weſer⸗Zeitung zu richten, die sub 4, / X, 0 
immer ganz ſpezifiſche Nachrichten aus Berlin bringen und zwar zu 
einer Zeit, wo Niemand ohne Verletzung amtlicher Discrezion dergl. 
wiſſen kann. Ich mache dem Stieber die größte Sorgfalt und 
Energie und die entſchiedenſte Treue und Wahrheit im Berichte über 
etwaige Entdeckungen zur beſonderen Pflicht und ſehe demnächſt in 
möglichſter Kürze Ihrem Berichte entgegen. 


Ch. 21/3. 55, FWR.“ 
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4. Der Zündfpiegel-Diebfiahl und der rufſiſche Agent 
Staatsrath Alind worth. 

Auf dem Eiſenbahntransport einer Tonne mit Zündſpiegeln 
von der Gewehrfabrik Sömmerda bei Erfurt im Auguſt 1856 
wurde auf der Bahnſtation zu Düſſeldorf, wo der Güterwagen 
mit der erwähnten Tonne genächtigt hatte, dieſe Tonne geſtohlen. 
Da Privatperſonen an dem Diebſtahl von Zündſpiegeln, die an 
ſich, ohne die dazu gehörigen Gewehre, ſich gar nicht verwerthen 
ließen, kein erſichtliches Intereſſe haben konnten, ſo entſtand bei 
den nach den Dieben recherchirenden rheiniſchen Behörden der 
Verdacht, daß ein Staats verbrechen vorläge, und der mit 
den Recherchen betraute Unterſuchungsbeamte kam auf die Ver⸗ 
muthung, daß der zur fraglichen Zeit am Rhein ſich aufhaltende 
ruſſiſche Agent, Staatsrath Klind worth, welcher durch fein 
geheimnißvolles Treiben Auffallen erregt hatte, in Gemeinſchaft 
mit befreundeten Induſtriellen, den Herren Werth, Sieg⸗ 
heim und Block, ſowie des mit dieſen Induſtriellen verkeh⸗ 
renden Laſſalle und der Gräfin Hatzfeldt dieſen Diebſtahl 
im Intereſſe der ruſſiſchen Regierung ausgeführt habe. Dieſe 
Vermuthung wurde anſcheinend durch die Thatſachen beſtärkt, 
daß Klindworth mit Werth wegen Begründung einer Waffen⸗ 
fabrik für Rußland ernſtlich unterhandelt hatte und daß der 
ruſſiſchen Regierung ſehr viel daran liegen mußte, ihre ver⸗ 
alteten Gewehre, die ſich im Krimkriege als durchaus unge⸗ 
nügend gezeigt hatten, durch moderne Gewehre zu erſetzen und 
hinter das von den anderen Staaten ſtreng gewahrte Geheim⸗ 
niß ihrer modernen Gewehrkonſtruktionen zu gelangen. 

Das preußiſche Staatsminiſterium beſchloß demzufolge, mit 
Rückſicht auf die hohe Wichtigkeit einer Feſtſtellung des Sach⸗ 
verhalts, einen Spezialkommiſſar zur Unterſuchung des Dieb⸗ 
ſtahls nach Düſſeldorf zu ſenden und beanftragte damit den 
Polizeidirektor Dr. Stieber, der ſich in der Begleitung des 
Polizeiraths Goldheim nach Düſſeldorf, Köln, Bonn und 
Godesberg begab. Die Ermittelungen hatten ein negatives Er⸗ 
gebniß, wonach nicht ein Staatsverbrechen, ſondern nur ein ge⸗ 
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wöhnlicher Diebſtahl vorlag, verübt von Dieben, die bereits 
kurz vorher, begünſtigt durch die mangelhafte Aufſicht auf dem 
Düſſeldorfer Bahnhof, zahlreiche andere ähnliche Eiſenbahn⸗ 
Diebſtähle verübt und in der Tonne mit Zündſpiegeln andere, 
für ſie brauchbare Gegenſtände vermuthet hatten. 

Obgleich dieſes Ergebniß die ganze Affaire ihres ſenſatio⸗ 
nellen Charakters entkleidete, ſo iſt doch der von Stieber über 
ſeine Ermittelungen erſtattete amtliche Bericht höchſt intereſſant, 
da ſich Stieber darin unter Anderem ziemlich eingehend mit der 
Charakteriſirung des räthſelhaften Klindworth befaßt hat. 

„Klindworth iſt,“ ſchrieb Stieber, „worüber gar kein Zweifel 
obwalten kann, ruſſiſcher Agent. Im letzten Kriege zwiſchen 
Rußland und den Weſtmächten reichten die ruſſiſchen Waffen⸗ 
vorräthe nicht aus. Rußland unterhielt daher im Auslande 
eine Menge Agenten, welche Waffen aufkaufen und anfertigen 
ließen und ſolche nach Rußland ſendeten. Namentlich wurden 
in Belgien und ſelbſt in England große Maſſen Gewehre für 
ruſſiſche Rechnung fabrizirt. Der Transport dieſer Waffen war 
aber ſehr ſchwierig, zur See fürchtete man die engliſchen Kreuzer 
und beim Transport durch den deukſchen Zollverein galten dieſe 
Sendungen als verbotene Kriegskontrebande. Die Ruſſen unter⸗ 
hielten alſo auch im deutſchen Zollverein zahlreiche Zwiſchen⸗ 
händler, an welche dieſe Waffentransporte unter der Rubrik 
„kurze Eiſenwaaren“ adreſſirt wurden und welche ſolche als 
ihren eigenen Bedarf ausgaben. Der ruſſiſche General 
Benkendorf leitete dieſen ganzen Transport von Berlin aus. 
Die engliſchen und franzöſiſchen Geſandten unterhielten ein 
Syſtem von Spionen, um dieſe Transporte zu belauern, deckten 
ſolche endlich gegen den Schluß des Krieges auch auf? und 
zwangen das preußiſche Gouvernement, endlich offiziell hiergegen 
einzuſchreiten. Ich ſelbſt habe mehrere Tauſend Stück ſolcher 
Gewehre beim Hof⸗Spediteur Moreau⸗Valette in Folge dieſer 
Verhandlungen fortnehmen müſſen. Obwohl inzwiſchen der 
Krieg zu Ende ging, ſo ſetzte Rußland doch in Folge der ge⸗ 
machten bitteren Erfahrungen ſeine Beſtrebungen zur Verbeſſe⸗ 


Fr. 


rung feiner Waffen⸗Vorräthe fort und richtete fein Augenmerk 
namentlich darauf, von Deutſchland ſelbſt Waffen zu beziehen, 
weil der direkte Bezug dieſer Waaren aus Deutſchland nicht 
den völkerrechtlichen Verträgen widerſpricht, vielmehr nur der 
Durchtransport als Befördernng von Kriegs⸗Kontrebande gilt. 

„Klindworth hat nun ganz allgemein dem Werth den 
Vorſchlag gemacht, daß ſie Beide eine Waffenfabrik für Ruß⸗ 
land oder in Rußland anlegen wollten. Herr Werth iſt ein 
reicher Spekulant, welcher ſich namentlich mit Bildung von 
Aktien⸗Geſellſchaften, Anlagen von Fabriken beſchäftigt und in 
dieſer Weiſe beſonders Verbindungen mit holländiſchen reichen 
Kaufleuten unterhält. Uebrigens iſt Herr Werth ein heiterer 
Lebemann, welcher gern Bekanntſchaften ſchließt und ſich mit 
phantaſtiſchen Projekten beſchäftigt. Er lernte den Klindworth 
bei den Brückenpächtern Siegheim und Block, reichen, bis⸗ 
her ganz unbeſcholtenen Geſchäftsmännern, kennen, und bei 
dieſen lernte auch Klindworth den Laſſalle, einen nahen An⸗ 
verwandten des Herrn Siegheim, kennen. In Folge deſſen 
machte Klindworth Herrn Werth den Vorſchlag zur Errichtung 
einer Waffenfabrik für Rußland. Namentlich ſollte Werth nach 
England reiſen, um die Fabrikation des Stahls für Lancaſter⸗ 
Kanonen kennen zu lernen und Arbeiter aus den Fabriken in 
Solingen engagiren. Ein großes Geheimniß iſt aus der Sache 
keineswegs gemacht, und auf Zündnadelgewehre und Zündſpiegel 
iſt dabei gar kein hervorragendes Gewicht gelegt worden. Natür⸗ 
lich wollte man bei den verſchiedenen Waffengattungen die 
neueſten Konſtruktionen berückſichtigen, und Klindworth beſaß 
auch Zeichnungen und Anſchläge in dieſer Beziehung. Werth 
trug dieſes Geſchäft ſeinen holländiſchen Aktionären vor, erhielt 
aber ablehnenden Beſcheid, weil ſie den Klindworth ſchon als 
unzuverläſſig kannten, und die Verhandlungen mit Werth haben 
ſich demzufolge zerſchlagen. 

„Die ganze Offerte des Klindworth, welche übrigens ſchon 
in den Monat Juni d. J. (zwei Monate vor dem Diebſtahl) 
fällt, ſcheint hiernach einen rein merkantiliſchen und keinen poli⸗ 
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tiſchen Charakter zu haben. Ich halte es ſogar für möglich, 
daß Klindworth den reichen und anſcheinend ziemlich leicht⸗ 
gläubigen pp. Werth recht gehörig hat beſchwindeln wollen. 
Klindworth hat augenſcheinlich vor Werth in einem gewiſſen 
Nimbus erſcheinen wollen, indem er einen für ſeine Verhält⸗ 
niſſe ganz überflüſſigen diplomatiſchen Apparat mit möglichſter 
Oſtentation entwickelt hat. Er hat es geliebt, ſeine Korreſpon⸗ 
denz in telegraphiſchen Depeſchen zu führen, er hat angebliche 
Kuriere aus Stuttgart empfangen und abgeſandt, hat eigen⸗ 
händige Briefe des Königs von Württemberg umhergezeigt ꝛc. 

„Klindworth hat, nachdem ſeine Unterhandlungen mit Werth 
wegen der Waffenfabrik geſcheitert waren, ſein Projekt verſchie⸗ 
denen anderen Kaufleuten in Bonn vorgetragen. Unter dieſen 
Umſtänden kann man wohl deshalb noch nicht den beſtimmten 
Verdacht ausſprechen, daß Klindworth mit der im Auguſt d. J. 
in Düſſeldorf abhanden gekommenen Tonne mit Zündſpiegeln 
in Verbindung ſtehe. 

„Außerdem ſpricht gegen eine ſolche Annahme auch ganz 
die Beſchaffenheit des Gegenſtandes, um den es ſich handelt, 
und auch die Perſönlichkeit des Klindworth ſelbſt. Bei der 
Entwendung der Zündſpiegel im Wege eines Staatsverbrechens 
könnte es doch nur auf eine chemiſche Unterſuchung abgeſehen 
ſein. Für eine ſolche würden aber einige Exemplare genügen, 
wenn überhaupt eine chemiſche Unterſuchung hier einen Erfolg 
verſpricht. Einige Exemplare der Zündſpiegel laſſen ſich aber 
wohl, und zwar ganz unbemerkt erlangen, ohne daß es eines 
ſo gefährlichen Unternehmens, wie das der Entwendung der 
fraglichen Tonne aus dem Eiſenbahnzuge iſt, bedarf, und ohne 
daß man die ungeheuren Geldopfer zu bringen brauchte, die 
gewiß nöthig ſein würden, um ſo wohlhabende und ſo ſchlaue 
und vorſichtige Perſonen wie Klindworth, Laſſalle, Siegheim, 
die Gräfin Hatzfeld u. ſ. w. zu einem ſo bedenklichen Komplot 
zu verflechten. 

„Klindworth iſt ferner erwieſener Maßen ruſſiſcher 
Agent. Daß er als ſolcher namentlich von franzöſiſcher Seite 
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eifrig verfolgt wird, iſt durch die neueren Ermittelungen in der 
Unterſuchung gegen die Agenten Techen und Haſſenkrug 
(wegen des diplomatiſchen Depeſchenverraths, worüber in den 
folgenden Kapiteln berichtet werden wird) ganz klar. Rußland 
braucht bei ſeinen notoriſchen Beziehungen zum preußiſchen 
Staate gewiß nicht zum Diebſtahl zu ſchreiten, um Zündſpiegel 
der fraglichen Art, welche jeder Soldat in ſeinen Patronen 
trägt, zu erlangen. Mag Klindworth auch ein Menſch ſein, 
dem man jede diplomatiſche Agitation zumuthen kann, ſo iſt 
er doch nach dem Urtheil von Perſonen, welche ihn ganz genau 
kennen, nicht eines gemeinen Diebſtahls fähig. Höchſtens 
könnten Ereigniſſe und Vortheile von einer überſchwenglichen 
Tragweite ihn zu einem ſo gefährlichen Unternehmen veran⸗ 
laſſen, und eine ſolche Bedeutung läßt ſich den hier entwen⸗ 
deten Zündſpiegeln wohl nicht beilegen. 

„Klindworth iſt eigentlich Philologe, aber ein Menſch von 
beſonders diplomatiſcher Begabung, welche ihn veranlaßt hat, 
ſich, nachdem er ſeine Stellung als Hauslehrer aufgegeben hatte, 
zunächſt im Jahre 1820 in Berlin der Schriftſtellerei zu wid⸗ 
men. Er trat dann in die Dienſte des ſpäter vertriebenen 
Herzogs Carl von Braunſchweig und gewann bei dieſem 
ſolchen Einfluß, daß er in den Adelsſtand erhoben wurde und 
er bei der Revolution, welche dieſem Herzog die Krone raubte, 
mit ihm nach Paris ging. Dort diente er verſchiedenen 
Mächten, und er trat in ein beſonders freundſchaftliches Ver⸗ 
hältniß zum Miniſter Guizot. In dieſe Zeit fällt auch der 
Glanzpunkt ſeiner diplomatiſchen Laufbahn. Im Jahre 1848 
mußte er mit Guizot zuſammen aus Paris fliehen, und er 
wendete ſich nach Stuttgart, wo er ſich erheblichen Einfluß 
beim Könige verſchaffte. Er wohnte im Schloß, verwaltete die 
Funktionen eines Kabinetsſekretärs und wurde zum Staatsrath 
ernannt. Man ſpricht von eigenthümlichen Familienverhält⸗ 
niſſen zwiſchen ihm und dem württembergiſchen Hofe, und noch 
heute hat er zu dieſem Hofe die intimſten Beziehungen, welche 
er auch bereits mehrfach zum erheblichen Vortheil 
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des preußiſchen Gouvernements namentlich in der 
Zeit ausgebeutet hat, als die diplomatiſchen Ver⸗ 
bindungen zwiſchen Preußen und Württemberg 
abgebrochen waren. Mit Guizot ſteht Klindworth noch 
heute in freundſchaftlichem Verkehr, außerdem unterhält Klind⸗ 
worth noch intime Verbindungen nach London mit Dis raeli. 
Jetzt wohnt Klindworth in Brüſſel, wo er ſich der Protektion 
des Königs der Belgier erfreuen ſoll. 

„Er hat mehrfach junge hübſche Mädchen in ſeiner Beglei⸗ 
tung gehabt, die er für feine Töchter ausgiebt. Ob fie es wirk⸗ 
lich ſind, oder ob er ſie als Gehilfinnen zur Unterſtützung ſeiner 
diplomatiſchen und merkantiliſchen Operationen benutzt, laſſe 
ich dahin geſtellt. Die Madame Denis-⸗Street iſt wirklich feine 
Tochter. Dieſe Dame ſoll die geſchiedene Frau eines Eng⸗ 
länders, ſehr hübſch und geiſtreich ſein und ſich lebhaft für Politik 
intereſſiren. Sie hielt ſich eine Zeit lang erſt in Stuttgart, 
dann in Weimar beim Kapellmeiſter Liszt, dann in Berlin im 
Britiſh⸗Hotel auf, wo ſie ſich vergeblich um die Erlangung 
eines preußiſchen Paſſes bemühte. Jetzt wohnt ſie bei ihrem 
Vater in Brüſſel und war im Sommer in ſeiner Begleitung 
am Rhein. Größtentheils haben ſich Beide in Bonn und 
Godesberg aufgehalten. Sie lebten dort ſehr einfach, faſt 
kümmerlich, und verließen ein Hötel erſter Klaſſe, weil ihnen 
die Miethe zu theuer war.“ 


5. Das falſche Giftmord - Attentat gegen den König. — 
Anerkennung der Stieberſchen Leiſtungen. 

Ein angebliches Mordattentat gegen König Friedrich Wil⸗ 
helm IV. beſchäftigte im Mai 1857 den Polizeidirektor Stieber, 
deſſen ſorgfältige Recherchen einen teufliſchen Plan aufdeckten, 
der allerdings nicht gegen den König, ſondern gegen die an⸗ 
geblichen Attentäter gerichtet geweſen war. 

Am 27. April und am 6. Mai 1857 gingen dem damaligen 
Berliner Polizeipräſidenten Freiherrn v. Zedlitz zwei Briefe 
mit den Namensunterſchriften: G. Langner und W. Hartert 
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aus St. Paul, Minneſota den 17. März und den 24. März 
1857, und dem Poſtſtempel New⸗York zu. In dieſen Briefen 
wurden der in Berlin wohnhafte Rentier Menthe und der 
gleichfalls da wohnende Tiſchlermeiſter Sprung, ein Schwieger⸗ 
ſohn der Frau Menthe, beſchuldigt, daß beide als Werkzeuge 
einer in Amerika und Berlin verbreiteten Verſchwörung den 
Plan verfolgten, den König zu vergiften. Menthe und Sprung 
unterhielten in einer Chiffreſchrift hochverrätheriſche Korreſpon⸗ 
denzen mit dem Praſidenten des geheimen Bundes in Amerika. 
In den Briefen wurde ſodann der Schlüſſel zu der Chiffre⸗ 
ſchrift entwickelt und namentlich darauf aufmerkſam gemacht, 
daß in den nächſten Tagen drei Briefe mit Gift, welches für 
den König beſtimmt wäre, von Amerika an den Menthe ab⸗ 
gehen würden. Schließlich wurde in dieſen Denunziations⸗ 
ſchreiben dem Polizeipräſidenten der Rath ertheilt, ſich der 
Perſonen des Sprung und eines mit der Ehefrau des Menthe 
verwandten Handlungslehrlings Howe (der gleichfalls an dem 
Mordplan betheiligt wäre) zu bemächtigen und alle unter der 
Adreſſe des Menthe von Amerika eingehenden Briefe mit Be⸗ 
ſchlag zu belegen. 

Obwohl ſich von vornherein der Verdacht geltend machte, 
daß dieſe Denunziationen eine Myſtifikation bezweckten, ſo 
konnte doch andererſeits die Möglichkeit nicht in Abrede geſtellt 
werden, daß etwas Wahres an der Sache wäre. Der Polizei⸗ 
präſident übergab die Sache dem Kriminalpolizeidirektor Stieber, 
welcher, da es ſich um ein angebliches Attentat gegen das 
Leben des Staatsoberhauptes handelte, die umfaſſendſten und 
vorſichtigſten Recherchen veranlaßte. 

Durch die mehrſeitige genaue Obſervation des Menthe, des 
Sprung und des Lehrlings Howe wurde die gegen dieſe Per⸗ 
ſonen erhobene Beſchuldigung in keiner Weiſe beſtätigt. Menthe 
und Howe waren zwei ganz harmloſe Menſchen, [welche fich 
niemals mit politiſchen Beſtrebungen beſchäftigt hatten. Nament⸗ 
lich war Menthe ein ſchwächlicher, verwachſener Menſch, welchem 
alle Energie und Thatkraft fehlte. Sprung unterhielt mit 


Menthe gar keinen Verkehr, er war ſogar mit dieſem verfeindet. 
Sprung war ein ziemlich leichtſinniger Menſch, der im Jahre 
1848 der Domokratie ſich zugeneigt hatte, ſeit dem Jahre 1848 
aber in keiner Weiſe bei politiſchen Beſtrebungen betheiligt ge⸗ 
weſen war. 

Ferner wurde unter der Betheiligung des Ober⸗Staatsan⸗ 
walts Schwarck von Stieber auf der Poſt eine Beſchlagnahme 
der unter der Adreſſe des Menthe von Amerika eingehenden 
Briefe in's Werk geſetzt. In Folge dieſer Maßregel wurden 
zwei Briefe auf der Poſt angehalten, welche mit der Adreſſe: 
„Mr. Menthe, Große Frankfurterſtraße Nr. 112, Berlin, Pruſſia“ 
verſehen waren, und von denen der eine den Poſtſtempel New⸗ 
York, der andere den Poſtſtempel Bremen trug. Beide Briefe 
und noch drei andere an einem und demſelben Tage anlan⸗ 
gende, mit dem Poſtſtempel New⸗York verſehene Briefe wurden 
geöffnet und zeigten genau denſelben Inhalt. Der Inhalt be⸗ 
ſtand aus einem weißlichen Pulver, welches in gelbes Papier 
ſorgfältig eingeklebt war, und aus einem Zettel mit acht Zeilen 
in Chiffreſchrift. Eine Ueberſetzung dieſer acht Zeilen mit Be⸗ 
nutzung des in der oben erwähnten Denunziation mitgetheilten 
Schlüſſels ergab folgende Worte: „Hier iſt das Mittel, das 
den Champagner⸗Fritz ganz ſicher zur Ruhe bringen wird. 
Sprung wird es holen. Viel Glück. Bericht durch die Sprache 
— Die Bundesbrüder.“ 

Eine chemiſche Unterſuchung des in dem Briefe gefundenen 
weißen Pulvers ergab, daß daſſelbe aus reinem Strychnin, 
alſo einem der ſchrecklichſten und gefährlichſten Gifte, beſtand. 

Um bei dieſer räthſelhaften und eigenthümlichen Sachlage 
ſich eine möglichſt klare Ueberzeugung von der Schuld oder 
Nichtſchuld des Adreſſaten zu verſchaffen, wurde zu einer poli⸗ 
zeilichen Operation Zuflucht genommen, welche ſchon in ähn⸗ 
lichen Fällen mit Erfolg angewendet worden war. Die beiden 
an Menthe eingegangenen hochverrätheriſchen Briefe wurden 
mit ihren Kouverts künſtlich nachgebildet, jo daß die Nachbil⸗ 
dungen den Originalen täuſchend ähnlich ſahen, nur wurde in 
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ſolche, ſtatt des gefährlichen Strichninpulvers, ein anderes un⸗ 
ſchädliches weißes Pulver von Kraftmehl verpackt. Beide 
Briefe wurden verſchloſſen und dann durch zuverläſſige Per⸗ 
ſonen in den Uniformen von Briefträgern mit dem Zwiſchen⸗ 
raum von einigen Tagen befördert. Menthe wurde ſodann 
ſorgfältig beobachtet, um zu ſehen, was er mit den Briefen 
machen würde, und Stieber beſchloß, nach Verlauf von acht 
Tagen eine vorſichtige Hausſuchung bei ihm und Sprung vor⸗ 
zunehmen und den Verbleib der beiden Briefe und ihres In⸗ 
halts, ſowie das Verfahren des Menthe in Betreff der beiden 
Briefe ſicher zu konſtatiren. 

Menthe nahm den erſten Brief mit dem Poſtſtempel New⸗ 
York zwar ohne Bedenken an. Als ihm aber einige Tage 
ſpäter, am 12. Mai, der zweite mit dem Poſtſtempel Bremen 
verſehene Brief überbracht wurde, verweigerte er die Annahme 
deſſelben und benahm ſich gegen den Kriminalbeamten, der 
ihm in der Verkleidung des Briefträgers dieſen zweiten Brief 
überbrachte, ſo harmlos und offenherzig, daß nicht der geringſte 
Zweifel an ſeiner Unſchuld entſtehen konnte. Er erzählte dieſem 
Beamten, daß er ſchon vor einigen Tagen einen Brief aus 
New⸗York mit einem Zettel voll unleſerlicher Schriftzüge und 
einem weißen Pulver empfangen habe, und daß er ſich dieſe 
räthſelhafte Sendung gar nicht zu erklären vermöge. Menthe 
erzählte, daß er dieſen Brief auch ſeinem Arzte gezeigt, daß 
aber auch dieſer den Inhalt nicht habe entziffern können, und 
daß er das im Brief befindlich geweſene Pulver, nachdem er 
es gekoſtet, dem Proviſor in einer benachbarten Apotheke zur 
Unterſuchung gegeben habe. Gleichzeitig ſprach Menthe dem 
Beamten gegenüber den Verdacht aus, daß der Brief von dem 
in Amerika lebenden Prediger Krauſe, einem Verwandten 
ſeiner Ehefrau, herrührte, welcher gegen ihn feindliche Pläne 
zu verfolgen ſchiene. Mit dieſem Beſcheide mußte ſich der 
Pſeudobriefträger entfernen. 

Die bloße Nennung des Namens des Predigers Krauſe 
in Amerika genügte der Kriminalpolizei, um den Schleier zu 
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lüften, in welchen bisher dieſe myſteriöſe Angelegenheit ver⸗ 
hüllt geweſen war. Krauſe war nämlich bereits ſchon mehrfach 
beim hieſigen Polizei⸗Präſidium als ein Schwindler bekannt 
geworden, welcher ein Gewerbe daraus machte, die Behörden 
mit Vorſpiegelungen politiſcher Verſchwörungen zu myſtifiziren. 
Er hatte ſchon ſeit Jahren anfangs von Berlin aus und nach 
ſeiner Ueberſtedelung nach Amerika von dort aus an die Be⸗ 
hörden und an hochſtehende Perſonen in Berlin betrügeriſche 
Denunziationen gerichtet und ſich bedeutende Summen Geldes 
für in Ausſicht geſtellte weitere Ermittelungen und Anzeigen 
erſchwindelt. Bei dieſem jämmerlichen Gewerbe hatte Krauſe 
eine Geſchicklichkeit in der Intrigue entwickelt, durch welche er 
ähnliche Fälſcher, wie Ohm, Gödſche ꝛc., an denen die 
preußiſche Regierung ſehr bittere und koſtſpielige Erfahrungen 
gemacht hatte, noch übertraf. Da aber ſchließlich ſein unſau⸗ 
beres Gewerbe von den Behörden durchſchaut worden, ſo hatte 
er vor dieſer Giftmord⸗ Denunziation bereits ſeit Jahr und 
Tag das Berliner Polizeipräſidium nicht mehr mit Denun⸗ 
ziationsſchriften behelligt. 

Eine Vergleichung der Handſchrift der beiden gegen Menthe 
und Sprung gerichteten Denunziationen mit der Handſchrift 
des Predigers Krauſe in ſeinen früheren, an das Polizeiprä⸗ 
ſidium gerichteten Denunziationsſchriften ergab ſofort die Ueber⸗ 
zeugung, daß die Denunziationen gegen Menthe und Sprung 
von Krauſe herrührten. Selbſt die Adreſſen der beiden an 
Menthe gerichteten, auf der Poſt mit Beſchlag belegten Briefe 
mit Strychninpulver zeigten, wenn ſie auch mit verſtellter Hand 
geſchrieben waren, eine unverkennbare Aehnlichkeit mit der 
charakteriſtiſchen Handſchrift des Predigers Krauſe. 

Die ſodann bei Menthe und Sprung vorgenommene Haus⸗ 
ſuchung und die Verhöre derſelben durch den Direktor Stieber 
ergaben, daß Beide vollſtändig unſchuldig waren, und daß der 
Prediger Krauſe vermittelſt der oben erwähnten Denunziationen 
eine Intrigue gegen dieſelben geſponnen hatte, welche lediglich 
darauf berechnet war, ſchwere Verbrechen, welche Krauſe gegen 
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Menthe von Amerika aus in gewinnſüchtiger Abſicht theils 
verübt, theils verſucht hatte, zu verdecken. Ueberhaupt ſtellte 
ſich eine wahrhaft teufliſche Handlungsweiſe des Krauſe heraus, 
welche an Verworfenheit um ſo mehr ihresgleichen ſuchte, als 
Krauſe bei ſeinen Betrügereien fortwährend mit ſeiner angeb⸗ 
lichen Frömmigkeit und ſeiner unbegrenzten Liebe zu der Per⸗ 
ſon des Königs ein frevelhaftes Spiel trieb. 

Es wurde nämlich bei den Hausſuchungen bei Menthe und 
Sprung ein Briefwechſel mit Krauſe und anderen Verwandten 
des Menthe gefunden, durch welchen ſich in Verbindung mit 
den Angaben des Menthe und deſſen Ehefrau das nachſtehende 
Sachverhältniß ergab: 

Der Prediger Krauſe war ein Schwager der Menthe'ſchen 
Eheleute und Menthe hatte zu ihm eine Tochter ſeines ver⸗ 
ſtorbenen Bruders, Namens Sophie, in Penſion gegeben. 
Im Jahre 1854 begab ſich Krauſe nach Amerika und nahm 
dahin ſeine Penſionärin Sophie Menthe mit. Im Jahre 
1856 folgten ihm zwei Kinder aus einer früheren Ehe der 
Frau Menthe, der Schloſſer Berthold Howe, und 
ſeine Schweſter Marie, welche mit dem erwähnten Tiſchler 
Sprung verheirathet war, aber von ihm getrennt lebte, gleich⸗ 
falls nach Amerika mit etwa 1000 Thlr. baarem Gelde. Dort 
ſchloſſen ſich Howe und ſeine Schweſter dem Onkel Krauſe an, 
da ſie demſelben volles Vertrauen ſchenkten. Dieſes Vertrauen 
benutzte nun Krauſe, um einen großartigen Betrug gegen 
Menthe zu verſuchen. Er unterſchlug die Briefe, welche die 
Kinder von Amerika an ihre Eltern ſchrieben und ihm zur 
Beſorgung übergaben, und unterbrach hierdurch die Korreſpon⸗ 
denz zwiſchen beiden Theilen. Sodann ſchrieb er an Menthe 
einen Brief, in welchem er dieſem vorſchwindelte, er habe für 
ſeine Kinder für 5000 Thaler Land angekauft, und angeblich 
im Auftrage der Kinder bat, den Reſt der Kaufſumme mit 4400 
Thlr. durch Vermittelung eines Bankhauſes ſchleunigſt an ihn zu 
überſenden. Menthe ging aber nicht hierauf ein, da er nicht 
in der Lage war, ſich einer ſo bedeutenden Summe zu ent⸗ 
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äußern. Erſt einige Monate fpäter merkten Menthe und feine 
beiden Stiefkinder in Amerika, daß der gottesfürchtige Pa ſtor 
Onkel Krauſe, den Betrug ins Werk geſetzt hatte, um in den 
Beſitz der 4400 Thaler zu gelangen und dieſes Geld für ſich 
zu behalten. Bald darauf zog Krauſe einen Wechſel auf 
Menthe in Berlin über 62 Thaler, indem er fälſchlich den 
Namen des Berthold Howe unter den Wechſel, als des Aus⸗ 
ſtellers, ſetzte. Meuthe bezahlte auch dieſen Wechſel in dem 
Glauben, daß er von ſeinem Stiefſohne ausginge. In Folge 
dieſer ſtrafbaren, elenden Handlungen nahm Menthe ſeine Nichte 
Sophie aus der. Penſion des Krauſe, wodurch dieſem eine 
Einnahmequelle entzogen wurde. Von Rache gegen die Men⸗ 
theſche Familie erfüllt und aus Angſt, Menthe könnte ihn 
den Strafbehörden überliefern, erſann Krauſe den teufliſchen 
Plan, den Menthe und ſeinen Schwiegerſohn Sprung eines 
Giftmordattentats gegen den König zu beſchuldigen und ihnen 
die Strychninpulver zuzuſenden, damit dieſe Sendung die Be⸗ 
ſchuldigung begründete und ſo die Mentheſche Familie in 
Verwickelungen brächte, die ihre Aufmerkſam keit von ſeinen 
Betrügereien ablenkten. 

Obwohl Stieber in ſeinem Bericht an die Staatsregierung 
über dieſes teufliſche Bubenſtück auf die Verfolgung des Krauſe 
im diplomatiſchen Wege drang, ſo ſcheint doch ſeitens des 
damaligen Manteuffelſchen Miniſteriums dieſer Anregung keine 
Folge gegeben worden zu ſein, denn Krauſe lebte ſodann noch 
viele Jahre in Amerika, unbehelligt von den dortigen Straf⸗ 
behörden. | 

Die kriminaliſtiſche Thätigkeit Stiebers erfreute ſich fortdauernd 
der ungetheilten Anerkennung ſeiner Vorgeſetzten, die ſich 
durch zahlreiche Anerkennungsſchreiben und durch Bewilligung en 
von Gratifikatjionen äußerte. Auf derartige, ihn ehrende Grati⸗ 
fikationen war Stieber auch in materieller Hinſicht angewieſen, 
denn ſein Gehalt beſtand nur in 1000 Thalern jährlich, zu 
welchem jährlich 400 Thaler für ſeine Redaktion des Central⸗ 
polizei⸗Anzeigers und 150 Thaler für feine Mitarbeiterſchaft 
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bei der amtlichen preußiſchen (Adler⸗) Zeitung, und ſpäter bei 
der amtlichen Zeitſchrift „Die Zeit“ hinzukamen. Mit dieſem 
Einkommen konnte jedoch Stieber ſeine Familie, beſtehend 
aus Frau und 7 Kindern, gerade zur Noth ſtandesgemäß 
unterhalten. 

Stieber verdankte ſeine zahlreichen kriminaliſtiſchen Erfolge 
zunächſt ſeinem eigenen Scharfblick und ſeiner unermüdlichen 
Thätigkeit, welche vor keiner geiſtigen und körperlichen An⸗ 
ſtrengung zurückſchreckte und deshalb ſeine untergebenen Beamten 
anſpornte. Er behandelte ſeine Untergebenen faſt wie Seines⸗ 
gleichen, ſehr ſelten ließ er ſie den gewaltigen Chef fühlen, 
und trotzdem genoß er bei den Beamten der Kriminalpolizei 
einen Reſpekt ſonder Gleichen; er galt bei ihnen als eine un⸗ 
fehlbare kriminaliſtiſche Autorität, deren Anordnungen, ihrer 
unbedingten Zweckmäßigkeit willen, blindlings befolgt wurden. 

In zweiter Linie trug zu ſeinen Erfolgen bei das Trifolium 
Bormann⸗Rockenſtein⸗Pick. Dieſe drei Kriminal⸗Kom⸗ 
miſſare haben unter der Leitung Stiebers um die Sicherheits⸗ 
zuſtände Berlins ſich ſehr verdient gemacht. Der Kriminal⸗ 
kommiſſar Bormann hatte bereits im Jahre 1844 mit 
Stieber gemeinſchaftlich im Kriminalkommiſſariat gearbeitet und 
konnte ſich, als Stieber im Jahre 1850 die Leitung der Krimi⸗ 
nalpolizei übernahm und dadurch ſein Vorgeſetzter wurde, An⸗ 
fangs in ſeine Unterordnung unter Stieber ſchwer finden. Die 
Achtung aber vor ſeiner kriminaliſtiſchen Befähigung, die ihm 
Stieber entgegenbrachte, ſöhnte ihn mit dem neuen Zuſtande 
bald aus, und er wurde ein treuer Mitarbeiter Stiebers bis 
zum Austritt deſſelben aus ſeiner Stellung als Kriminal⸗ 
Polizeidirektor. 

Unter den hinterlaſſenen Papieren Stiebers befindet ſich 
auch eine Zuſchrift des Magiſtrats von Berlin an Stieber 
vom 18. October 1853, aus welcher hervorgeht, daß er nicht 
nur als tüchtiger Kriminaliſt, ſondern überhaupt als ein Mann 
von allgemeinem praktiſchen Scharfblick in weiteren Kreiſen 
anerkannt wurde. Die Zuſchrift lautet folgendermaßen: 
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„Die gegenwärtigen hohen Preiſe der nothwendigſten 
Lebensbedürfniſſe haben die Komunalbehörden veranlaßt, 
durch eine Deputation in Vorberathung nehmen zu laſſen, ob 
und welche Maßregeln zur Abwendung einer weiteren Theuerung 
dagegen zu ergreifen ſein dürften. Bei der Wichtigkeit der Sache 
hat es die Deputation für wünſchenswerth erachtet, daß zu 
dieſer Berathung auch ſolche Perſönlichkeiten zugezogen werden, 
welche von den heutigen Zuſtänden eine genaue Kenntniß be⸗ 
ſitzen, und namentlich mit dem Börſenhandel vertraut find, 
Ew. Wohlgeboren würden mir (das Schreiben iſt von dem 
Vorſitzenden der Deputation unterzeichnet) eine beſondere Ehre 
erzeugen, wenn ſie geneigt ſein ſollten, am 22. d. Mts., Nach⸗ 
mittags 4 Uhr, an den Berathungen der Deputation Theil 
nehmen zu wollen, und derſelben ihre ſchätzenswerthen Erfah⸗ 
rungen mitzutheilen.“ 


6. Das Manteuffelſche Regime und die geſetzwidrige 
Dienſtpraris der Berliner Kriminalpolizei. 

Ehe weiter mit der Schilderung der Thätigkeit Stiebers 
als Kriminal⸗Polizeidirektor Berlins fortgefahren wird, möge 
es erlaubt ſein, einen kurzen Blick auf die Zeit zu werfen, in 
welche dieſe Thätigkeit fiel, da dieſelbe weſentlich nur im Zu⸗ 
ſammenhang mit der allgemeinen politiſchen Situation verſtan⸗ 
den werden kann. Auf Grund der oktroyirten Verfaſſung vom 
5. Dezember 1848 und eines Wahlgeſetzes vom 6. Dezember 
1848 wurden in Preußen die Wahlen zu den für den 26. Febr. 
1849 einberufenen beiden Kammern vorgenommen, welche der 
konſervativen oder reaktionären Partei die Majorität in beiden 
Kammern ſicherte und dieſe Partei zur Herrin der politiſchen 
Situation machte. Zwar widerſtand Friedrich Wilhelm IV. 
dem Drängen der chriſtlich⸗konſervativen Partei auf Rückkehr 
zu der ſtändiſchen Organiſation der Monarchie vor 1848. Der 
König wollte die Verfaſſung, die er zugeſtanden, nicht zurück⸗ 
nehmen, aber ſie ſollte in monarchiſchem und konſervativem 
Sinne ſo umgeſtaltet werden, daß ein ſtarkes Königthum be⸗ 
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ſtehen bliebe. Aus dieſem Beſtreben ging der Erlaß des Drei⸗ 
klaſſenwahlgeſetzes für die zweite Kammer vom 30. Mai 1849 
und die Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850 hervor, 
in welche eine Anzahl demokratiſcher Beſtimmungen der oktroy⸗ 
irten Verfaſſung nicht übergingen. Dieſe Verfaſſungs⸗Urkunde 
wurde vom Könige am 6. Febr. 1850 vor den vereinigten beiden 
Kammern beſchworen, wobei er die Hoffnung ausſprach, daß es 
dem vereinten redlichen Streben der Kammern und der Regierung 
gelingen werde, das Verfaſſungswerk den Lebensbedingungen 
Preußens immer entſprechender zu machen. Dieſen königlichen 
Ausſpruch bemühte ſich das Staatsminiſterium, an deſſen Spitze 
nach dem Tode des Grafen Brandenburg (6. Nov. 1850) Man⸗ 
teuffel (der bisherige Miniſter des Innern) trat, während 
Weſtphalen das Innere, Raumer das Kultusminiſterium 
übernahm und Simons in ſeiner Stellung als Juſtizminiſter 
verblieb, nach Kräften in einſeitigem Sinne zu verwirklichen, 
indem es Hand in Hand mit der ſogenannten „Kreuzzeitungs⸗ 
partei“ durch reaktionäre Geſetze die freiheitlichen Errungen⸗ 
ſchaften des Jahres 1848 zu verkürzen ſuchte. Die gefügigen 
Kammern ſtimmten einem Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen 
der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine 
andere Stelle oder in den Ruheſtand, und dem Preßgeſetz vom 
22. Mai 1851 zu. Nach dem Schluß der Kammern wurde 
durch Verfügung vom 21. Mai 1851 die gutsherrliche Polizei⸗ 
verwaltung wieder hergeſtellt und durch Erlaß vom 28. Mai 
1851 die Einberufung der alten, durch die Verfaſſung aufge⸗ 
hobenen Provinzialſtände angeordnet. Ein neues Disciplinar⸗ 
geſetz gegen die Beamten erging im Juni 1852, am 3. Mai 
1852 wurden die politiſchen Prozeſſe den Geſchworenen ent⸗ 
entzogen, 1854 wurden die Stiehlerſchen Regulative für die 
Volksſchulen eingeführt. Am 12. Oktober 1854 trat an die 
Stelle der erſten Kammer, die verfaſſungsmäßig zur Hälfte 
aus freien Wahlen hervorgegangen war, das „Herrenhaus,“ 
das aus allen konſervativen Elementen des Staats zuſammen⸗ 
geſetzt wurde und in einem verſchwindend kleinen Theile aus 
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ſtändiſchen reſp. korporativen Wahlen hervorgeht. Dieſes 
Syſtem des Rückſchritts herrſchte bis zum Jahre 1858, in 
welchem Prinz Wilhelm von Preußen, in Folge der Erkrankung 
Friedrich Wilhelm IV., die Regentſchaft in Preußen übernahm. 

Dieſen reaktinären Beſtrebungen auf dem Gebiete der Ge⸗ 
ſetzgebung entſprach auch die bei der eigentlichen Staatsregie⸗ 
rung, der Exekutive, herrſchende Tendenz. Zahlreiche frei⸗ 
heitliche Geſetze waren ſo eng mit der Verfaſſung verwachſen, 
daß eine Aufhebung derſelben der Aufhebung der Verfaſſung 
gleichkam. Zu einem ſo weitgehenden Schritt, die Verfaſſung 
zu beſeitigen, vermochte ſich aber die Regierung nicht zu ent⸗ 
ſchließen, ſie befürchtete das erneute Erwachen des Volksgeiſtes, 
welcher mit einem Male das ganze reaktionäre Syſtem mit 
ſeinen Trägern über den Haufen werfen könnte. Dieſe Geſetze 
blieben erhalten, ſie wurden aber in der Praxis, ſoweit als 
thunlich, ignorirt und verletzt. Insbeſondere bildete das Straf⸗ 
verfahren, welches nach der Einführung der Verfaſſung in 
Preußen eine weſentliche, den demokratiſchen Tendenzen ent⸗ 
ſprechende Umgeſtaltung auf geſetzlicher Grundlage erfahren, 
ſowie die damit zuſammenhängende weſentliche Beſchränkung 
der Befugniſſe der Sicherheitspolizei einen Stein des Anſtoßes. 

In dem abſoluten Preußen waren die Kriminalpolizeibe⸗ 
hörden befugt, zur Erforſchung von ſtrafbaren Handlungen 
und zur Feſtnahme der Thäter ſelbſtſtändig, und nicht als 
Diener der Juſtiz, einzuſchreiten, Verdächtige zu verhaften und 
zu inquiriren, dieſelben ſo lange in der Polizeihaft zu halten, 
bis die Strafthat feſtgeſtellt worden und ſodann nach eigenem 
Ermeſſen die Verdächtigen wieder in Freiheit zu ſetzen, oder 
der Juſtizbehörde zur Aburtheilung zu überweiſen. Dieſe Be⸗ 
fugniſſe wurden durch die ſeit dem Jahre 1848 erlaſſenen 
Juſtizgeſetze der Kriminalpolizei entzogen und ihre Thätigkeit 
auf die Erforſchung von Strafthaten und die Ermittelung nebſt 
Feſtnahme der der That Verdächtigen beſchränkt, welche, falls 
nicht die Kriminalpolizei bei eigener Prüfung der Sachlage 
die ſofortige Freilaſſung verfügt hatte, ſchon am Tage nach 
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der Feſtnahme dem Richter vorgeführt werden mußten, damit 
dieſer die Verhaftung oder Freilaſſung beſchließe. Die Kriminal⸗ 
polizei war nunmehr verpflichtet, jede durch Anzeige oder eigene 
Nachforſchungen zu ihrer Kenntniß gelangte Strafthat zur 
Kenntniß des zuſtändigen Richters zu bringen, ohne daß ihr 
irgend welches Recht zuſtand, bei einer objektiv vorliegenden 
Strafthat nach eigenem Ermeſſen von einer Anhängigmachung 
der Sache bei Gericht Abſtand zu nehmen. 

Im abſoluten Preußen konnten der König, die Staatsregie⸗ 
rung und auch ſonſtige einflußreiche Perſönlichkeiten der Krimi⸗ 
nalpolizei ſich zu Zwecken bedienen, welche der Kriminalpflege 
ziemlich fern ſtanden, man konnte mißliebige Perſonen von der 
den vorgeſetzten Adminiſtrativbehörden zum Gehorſam ber: 
pflichteten Kriminalpolizeibehörde durch längere Freiheitsbe⸗ 
raubungen unſchädlich machen laſſen, ohne daß das zuſtändige 
Gericht etwas davon zu wiſſen brauchte, die Kriminalpolizei 
konnte Strafthaten vertuſchen, wenn einflußreiche Perſönlich⸗ 
keiten dabei betheiligt waren und von Oben her dies gewünſcht 
wurde, die Kriminalpolizei konnte ferner in civilrechtlichen, 
Familien⸗ und ſonſtigen der Strafrechtspflege entzogenen 
Streitigkeiten eine einflußreiche Vermittler⸗Thätigkeit unter An⸗ 
wendung der ihrem freien Ermeſſen zuſtehenden Zwangsmittel 
entwickeln. Allerdings war eine derartige Anwendung der der 
Kriminalpolizei zuſtehenden Zwangsmittel geſetzwidrig, aber die 
Geſetze gewährten gegen ſolche polizeilichen Ausſchreitungen 
keinen Schutz, ſobald von Oben her dieſelben gut geheißen 
wurden. In ſolchen Fällen waren die durch derartige Aus⸗ 
ſchreitungen gekränkten Perſonen gänzlich ſchutzlos. Dieſer 
Zuſtand der perſönlichen Unfreiheit wurde durch die Konſtitution 
in Preußen und die daraus hervorgegangene Geſetzgebung 
weſentlich zum Beſſern geändert. 

Ehe aber dieſe Aenderung zum Beſſeren in Praxi zur 
ſtrikten Verwirklichung gelangte, verging doch faſt ein ganzes 
Jahrzehnt, und gerade während dieſer Uebergangszeit wirkte 
Stieber als Leiter der Berliner Kriminalpolizei, welche dafür 
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zu ſorgen hatte, im Allgemeinen die Geſchäfte des Kriminal⸗ 
Kommiſſariats in den Grenzen der neuen freiheitlichen Geſetze 
zu halten, und andererſeits auf den Wunſch ſeiner Vorgeſetzten, 
des Polizei⸗Präſidenten und der Miniſter, ja auch oft auf deren 
ſtrikten Befehl, in einzelnen Fällen, wo Staatsintereſſen reſp. 
die Intereſſen einflußreicher Perſönlichkeiten mit den geſetzlichen 
Beſtimmungen kollidirten, dieſe Geſetze zu umgehen, 
oder, wenn es nicht anders ging, ſie in flagranter 
Weiſe zu verletzen. Dieſe widergeſetzliche, in einzelnen 
Fällen von Oben her befohlene oder gewünſchte Ausübung 
kriminalpolizeilicher Funktionen konnte naturgemäß auf den 
Charakter des Dirigenten und der Beamten des Kriminal⸗ 
Kommiſſariats nicht gerade heilſam einwirken. Die Folge war, 
daß die zum Schutz der perſönlichen Freiheit gegebenen Geſetze 
überhaupt in vielen Fällen, in welchen dies die Kriminalpolizei 
für zweckdienlich erachtete, ignorirt wurden, und daß die Staats⸗ 
anwälte, welche dagegen hätten remonſtriren müſſen, dazu 
ſchwiegen, da ihnen bekannt war, daß ſelbſt der Juſtizminiſter 
hin und wieder kriminalpolizeiliche Dienſte in manchen Sachen 
in Anſpruch nahm, bei denen er wünſchte, daß die Gerichte 
keine Gelegenheit erhielten, ſich in dieſe Sachen einzumiſchen. 
„Herr von Hinckeldey,“ ſchrieb Stieber in einem Bericht vom 
17. März 1860 an den damaligen Miniſter des Innern, 
Grafen Schwerin, „war ein Mann, der ſich im Intereſſe 
der Contre-Revolution, welche er vertrat, häufig über die be⸗ 
ſtehenden Geſetze hinweggeſetzt hat. Herr Schwarck (der da⸗ 
malige Oberſtaatsanwalt beim Kammergericht) hat zu allen 
Ungeſetzlichkeiten deſſelben geſchwiegen. Faſt täglich haben Ver⸗ 
haftungen, Hausſuchungen und Beſchlagnahmen von Zeitungen 
ohne genügende geſetzliche Gründe ſtattgefunden. Herr von 
Hinckeldey ging ſo weit, Perſonen, welche die Gerichte freige⸗ 
gelaſſen hatten, in offener Oppoſition gegen dieſelben wieder 
zu verhaften (ich erinnere nur an das Verfahren gegen den 
Literaten Vehſe), das ganze Land wußte hiervon und es können 
dieſe Thatſachen dem Herrn Juſtizminiſter und dem Oberſtaats⸗ 


= En 


anwalt nicht entgangen fein, zumal die meiſten Acten durch 
die Hände des letzteren ihren Lauf nehmen mußten. ... Wie 
ſehr ſich der Herr Juſtizminiſter (Simons) und der Oberſtaats⸗ 
anwalt Jahre lang den polizeilichen Intereſſen untergeordnet 
haben, mögen Ew. Excellenz aus folgender Thatſache erſehen, 
welche ihrer Zeit den tiefſten Unwillen, aber auch einen paniſchen 
Schrecken unter den Juſtizbeamten erregt und damals das 
Uebergewicht der Polizei über die Juſtiz vollendet hat. In 
der bekannten politiſchen Unterſuchung wider Ladendorf, 
Falkenthal und Genoſſen, mit welcher ich zu meiner Be⸗ 
ruhigung niemals etwas zu ſchaffen gehabt habe, erkannte der 
Unterſuchungsrichter, der jetzige Kammergerichtsrath Schlötke, 
ſehr bald mit richtigem Blick die polizeilichen Schwächen dieſer 
Unterſuchung und Herr Schlötke, ein anerkannt rechtlicher und 
allgemein geachteter Mann, führte demgemäß die Unterſuchung 
nach beſter Ueberzeugung. Auf Andringen des Herrn v. Hinckeldey 
wurde Herr Schlötke vermöge eines Befehls des Herrn Mi⸗ 
niſters Simons über Nacht im wahren Sinne des Wortes aus 
dem Gerichtsgebäude in einer Weiſe hinausgewieſen, welche 
den pflichttreuen Beamten tief kränken mußte.“ ö 

Die in dieſer Weiſe begangenen und ſtillſchweigend ge⸗ 
duldeten Geſetzes verletzungen bezogen ſich ganz vorwiegend auf 
die Beſtimmung des Geſetzes vom 12. Februar 1850 zum 
Schutze der perſönlichen Freiheit: 

„Jeder vorläufig Feſtgenommene muß ſpäteſtens im 
Laufe des folgenden Tages entweder in Freiheit 
geſetzt, oder es muß in dieſer Zeit das Erforderliche ver⸗ 
anlaßt werden, um ihn dem Staatsanwalt bei dem 
zuſtändigen Gerichte vorzuführen.“ 

Dieſe Beſtimmung wurde zwiefach verletzt, indem die Polizei 
regelmäßig erſt am zweiten Tage nach der Feſtnahme den Ge⸗ 
fangenen dem Gericht zuführte und die Vorführung deſſelben 
vor den Unterſuchungsrichter unter vollſtändiger Um⸗ 
gehung des Staatsanwalts veranlaßte, ſo daß vom Staatsan⸗ 
walt weder ein Antrag auf gerichtliche Verhaftung erfordert 
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noch geſtellt und ein gerichtlicher Haftbeſchluß in der geſetzlichen 
Form nicht gefaßt wurde. Der Zweck des Geſetzes: die zwie⸗ 
fache Prüfung polizeilicher Verhaftungen durch den Staats⸗ 
anwalt und durch den Unterſuchungsrichter, die Nothwendigkeit, 
das Reſultat derſelben in einem ſchriftlichen Antrage, einem 
ſchriftlichen Beſchluſſe zu fixiren, wurde durch die beſchriebene 
Praxis des Berliner Polizeipräſidiums aufgehoben. 

Dieſe Abweichung von den geſetzlichen Vorſchriften kam be⸗ 
reits im Jahre 1852 in einer gemeinſchaftlichen Konfe⸗ 
renz der betheiligten Gerichtsbeamten, der Staatsan⸗ 
waltſchaft und des Polizeipräſidiums zur Sprache, 
und es wurde mit Rückſicht auf die eigenthümlichen Verhältniſſe 
der Stadt Berlin und auf die zahlreichen Haftſachen, die täg⸗ 
lich zu bearbeiten waren, von der Konferenz beſchloſſen, daß 
die für das gerichtliche Verfahren beſtimmten Polizeigefan⸗ 
genen mit Umgehung des Staatsanwalts dem 
Unterſuchungsrichter vorgeführt und in das ge⸗ 
richtliche Gefängniß eingeliefert werden ſollten. 
Ebenſo ſollte der Bericht über die Verhaftung unter der Er⸗ 
ſparung einer Reihe von Journal⸗Nummern ſofort direkt an 
den Unterſuchungsrichter gehen, der den Gefangenen ſofort ver⸗ 
nimmt und über die Fortdauer der Haft beſchließt. Bei die⸗ 
ſem merkwürdigen, geſetzwidrigen Beſchluß gingen die 
Betheiligten von der Annahme aus, daß gleichſam für die 
Berliner Kriminalpolizei ein Generalmandat der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft vermuthet würde. 

Durch dieſen Beſchluß wurde die bisherige ungeſetzliche Praxis 
der Polizei gleichſam ſanktionirt, und als im November 1853 
der Oberſtaatsanwalt Schwarck am Kammergericht, der erſt 
kurz zuvor in dieſe Stellung eingetreten war, bei der Staatsan⸗ 
waltſchaft auf Abſtellung dieſes mißbräuchlichen Verfahrens und 
auf Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften drang, beſchwerte 
ſich Herr v. Hindelden dagegen, indem er erklärte, daß er 
bei den Neuerungen des Herrn Schwarck für die Sicherheit 
der Reſidenz nicht einſtehen könnte. Dem Oberſtaatsanwalt 


Schwarck wurde demzufolge vom Juſtizminiſter empfohlen, mit 
Herrn v. Hinckeldey in mündliche Verhandlung über die Beſei⸗ 
tigung einzelner geſetzwidriger Praktiken bei der Verhaftung 
von Perſonen zu treten. In einer Unterredung des Oberſtaats⸗ 
anwalts mit Herrn von Hinckeldey erklärte ſich dieſer bereit, 
in einer Konferenz aller dabei betheiligten höhern Beamten der 
Polizei und Juſtiz die Frage des polizeilichen Verfahrens bei den 
gerichtlichen Verhaftungen nochmals zur Erörterung zu ſtellen. 


Dieſe Konferenz fand am 4. März 1854 ſtatt, und es 
nahmen an derſelben Theil: der Polizeipräſident, Direktor 
Stieber, der Oberſtaatsanwalt, der Staatsanwalt 
beim Stadtgericht, der Stadtgerichtspräſident Schröder 
und der Unterſuchungsrichter Schlötke. Von dieſen Beamten 
wurde in der Konferenz allen Ernſtes berathen, ob und in wie 
weit von ihnen, als den Repräſentanten der Berliner Juſtiz⸗ 
und Polizeigewalt, das Geſetz vom 12. Februar 1850 zum 
Schutze der perſönlichen Freiheit in Praxi zu befolgen ſei. 


Das Ergebniß der Konferenz war, daß der Ober-Staats⸗ 
anwalt Schwarck ſich damit einverſtanden erklärte, daß die 
Kriminalpolizei ihre Gefangenen unmittelbar (mit Um⸗ 
gehung des Staatsanwalts) dem Unterſuchungsrichter vorführte 
und daß ſodann dem Unterſuchungsrichter überlaſſen bliebe, mit 
dem Staatsanwalt ſich in Vernehmen zu ſetzen. Ebenſo blieb 
es bei der bisherigen Praxis des Polizeipräſidiums, daß Per⸗ 
ſonen, die gegen Abend feſtgenommen worden, erſt am zweit⸗ 
folgenden Tage dem Unterſuchungsrichter vorgeführt zu 
werden brauchten. Auch mit dieſer Praxis erklärte ſich in der 
vorher erwähnten Konferenz vom 4. März 1854 der Ober⸗ 
Staatsanwalt Schwarck gleichwie die übrigen Mitglieder der 
Konferenz auf den Vortrag der Polizeibeamten, daß mit Rück⸗ 
ſicht auf die Geſchäftslaſt die Vorführung der Gefangenen 
binnen 24 Stunden im Allgemeinen nicht zu ermöglichen wäre, 
einverſtanden. Bei der Abfaſſung des Protokolls über die 
Konferenz wurde jedoch Abſtand genommen, dieſen dem Wort⸗ 
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laut des Geſetzes offen widerſprechenden Beſchluß in das Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen. 

Erſt nach dem Tode des mächtigen Polizeipräſidenten 
v. Hinckeldey erhob Schwarck ſeine Stimme dagegen und erbot 
ſich im Jahre 1857 in der von uns ſpäter behandelten Affaire 
des Prinzen von Armenien dem Juſtizminiſter Simons gegen⸗ 
über, gegen den Direktor Stieber deshalb Anklage wegen Frei⸗ 
heitsentziehung zu erheben, weil dieſer den Prinzen zwei Tage 
lang, ſtatt des zuläſſigen einen Tages, in Polizeihaft be⸗ 
halten hatte. 

Dieſe regelmäßigen, durch Beſchlüſſe der betheiligten Be⸗ 
hörden ſanktionirten Geſetzesverletzungen hatten allerdings ſach⸗ 
liche Gründe für ſich und ſchnitten nicht ſo tief in die freiheit⸗ 
lichen, verfaſſungsmäßig garantirten Rechte der Staatsbürger 
ein, aber es ſind auch Fälle vorgekommen, in denen auf Be⸗ 
fehl des Juſtizminiſters Simons (Juſtizminiſter von 
1849 bis 1860) und mit Vorwiſſen des Oberſtaatsanwalts 
Schwarck beim Kammergericht politiſch verdächtige Perſonen 
Wochen, ja Monate lang in Polizeihaft gehalten 
worden ſind, ohne daß ein richterlicher Befehl zur Verhaf⸗ 
tung vorlag oder auch nur eingeholt wurde, ohne daß die Ver⸗ 
hafteten jemals vom Richter vernommen wurden. Einer der 
eklatanteſten Fälle dieſer Rechtsverletzungen war das Polizei⸗ 
verfahren in dem Potsdamer Depeſchen-Verrath. 


7. Der Techen ſche Depeſchenverrath. 

Ein ehemaliger Lieutenant Namens Techen, ein Greis 
im Alter von ſiebzig Jahren, wußte ſich im Jahre 1855 längere 
Zeit hindurch in den Beſitz der Briefſchaften des Generals 
von Gerlach und des Kabinetsraths Niebuhr, der beiden 
Führer der damaligen ſog. Kreuzzeitungspartei, zu ſetzen. Unter 
dieſen Papieren befanden ſich Berichte des preußiſchen Militär⸗ 
bevollmächtigten in Petersburg, Grafen v. Münſter⸗Mein⸗ 
hö vel, welche über die Verhältniſſe der ruſſiſchen Armee und 
über den Stand der Dinge in dem damals belagerten Sebaſto⸗ 
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pol Mittheilungen enthielten. Techen verwerthete die Ab⸗ 
ſchriften durch Auslieferung an die franzöſiſche Geſandtſchaft 
zu Berlin, welche daraus nicht nur nützliche Informationen 
ſchöpfte über die ruſſiſche Kriegführung, ſondern auch über 
die einſeitige Art, wie damals von einigen einflußreichen Män⸗ 
nern in Preußen die Neutralität Preußens aufgefaßt worden 
iſt. Die vom Polizeidirektor Stieber ſofort eingeleiteten Re⸗ 
cherchen führten am 29. Januar 1856 zur Verhaftung des 
Techen, welcher, überführt, bereits am folgenden Tage ein um⸗ 
faſſendes Geſtändniß ablegte, das hochintereſſante Details über 
die ſtaatspolizeiliche Thätigkeit bei dem auswärtigen Miniſterium 
und bei den Geſandtſchaften in Berlin in jener Zeit enthielt. 

Techen war, wie er bei ſeiner Vernehmung am 30. Januar 
1856 ausſagte, ſchon ſeit längerer Zeit als geheimer Agent 
des Miniſter⸗Präſidenten Freiherrn v. Manteuffel beſchäftigt. 
Er mußte dem Miniſter Berichte über die Zuſtände in Pots⸗ 
dam, woſelbſt die Häupter der ſogen. Kreuzzeitungspartei reſi⸗ 
dirten, liefern und erhielt dafür unbeſtimmte Honorare. Na⸗ 
mentlich wurde Techen von Herrn v. Manteuffel inſtruirt, ſein 
Augenmerk beſonders auf die Häupter der Kreuzzeitungspartei, 
den Kabinetsrath Niebuhr und die beiden Brüder v. Gerlach, 
von denen der eine Appellationsgerichtspräſident und der andere 
General war, zu richten, da Herr v. Manteuffel glaubte, daß 
dieſe Männer gegen ſeine Perſon und ſeine politiſchen Beſtre⸗ 
bungen bei Hofe intriguirten. 

In Folge dieſes Auftrages überwachte Techen ſorgſam die 
genannten Parteiführer, und es gelang ihm, ſich an die Be⸗ 
dienten des Generals v. Gerlach und des Kabinetsraths Nie⸗ 
buhr heranzumachen. Techen verleitete dieſe Diener, ihren 
Herren alle möglichen Briefſchaften zu entwenden und ihn 
(Techen) in den Stand zu ſetzen, die wichtigeren dieſer Briefe 
abzuſchreiben. In mehreren Fällen haben die Bedienten auch 
ſelbſt Abſchriften für Techen von den Originalen genommen. 

Die in ſolcher Weiſe erlangten Abſchriften und Notizen, zu⸗ 
weilen auch die Originale ſelbſt, theilte Techen dem Miniſter⸗ 
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präſidenten mit. Anfangs wußte Herr von Manteuffel nichts 
über die Art und Weiſe, in welcher Techen in den Beſitz der 
Abſchriften reſp. der Originale gelangte, ſpäter aber erfuhr er 
es von Techen. Unter den entwendeten Briefen der Herren 
Niebuhr und von Gerlach befanden ſich auch mehrere, welche 
Schmähungen gegen den General⸗Polizei⸗Direktor v. Hinckeldey 
enthielten. Der Miniſterpräſident, welcher nicht gern ſelbſt gegen 
die Kreuzzeitungspartei vorgehen wollte, glaubte dieſe Schmäh⸗ 
briefe benutzen zu können, um den beim Könige ſehr einfluß⸗ 
reichen Hinckeldey hierzu anzuſtacheln. Manteuffel veranlaßte 
demzufolge den Techen, die erwähnten Schmähbriefe dem Herrn 
v. Hinckeldey zu bringen. Techen führte dieſen Auftrag ſehr 
geſchickt aus, indem er den General⸗ Polizeidirektor nicht merken 
ließ, daß er von Manteuffel abgeſchickt worden, und gleichſam 
aus eigenem Antriebe die Briefe zu bringen ſchien, um ſo ſich 
das Vertrauen Hinckeldeys zu verſchaffen und auch von dieſem 
zu lukrativen Kommiſſionen verwandt zu werden. Dies gelang 
ihm auch, und er erſtattete ſtets über ſeine geſchäftlichen Ver⸗ 
handlungen mit Hinckeldey an den Miniſterpräſidenten Bericht. 

Anfangs Juli 1855 wurde Herr v. Manteuffel gegen ſeinen 
brauchbaren Agenten Techen ſehr kühl, ſo daß es dieſem ſchien, 
Manteuffel habe ſich mit dem General v. Gerlach verſöhnt und 
bedürfe ſonach nicht ferner eines Spions, um die Beziehungen 
der Herren v. Gerlach und Niebuhr auszukundſchaften. Techen 
beſchloß deshalb ſein Wiſſen dadurch weiter zu verwerthen, daß 
er in Beziehungen zu der franzöſiſchen Geſandtſchaft zu treten 
verſuchte. | 

Unter den von den Bedienten Gerlachs und Niebuhrs dem 
Techen gebrachten Abſchriften von Briefen und Berichten be⸗ 
fanden ſich auch eine Reihe von dem preußiſchen Militärbe⸗ 
vollmächtigten zu Petersburg, Grafen Münſter, an Herrn 
v. Gerlach gerichteter Briefe und mehrere Berichte des Grafen 
Münſter an den König ſelbſt, welche Herr von Gerlach, als 
General» Adjutant des Königs, in ſeinem Gewahrſam hatte. 
Dieſe Briefe und Berichte enthielten Nachrichten über die zeitige 
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militäriſche Situation Rußlands, von denen Techen annehmen 
durfte, daß ihre Kenntnißnahme der franzöſ iſchen Regierung 
von höchſtem Intereſſe wäre. Techen ſchrieb demzufolge an 
den Legations⸗Sekretär Rothan, bei der franzöſiſchen Geſandt⸗ 
ſchaft zu Berlin, er möchte ſich zu einer Zuſammenkunft in 
Zehlendorf einfinden. Das Zeichen ſeiner Einwilligung ſollte 
in einem Inſerat in der Voſſiſchen Zeitung beſtehen. — Die 
Voſſiſche Zeitung veröffentlichte am 24. Juli 1855 das be⸗ 
ſprochene Inſerat, welches lautete: „Ja, am 24. Juli Nach⸗ 
mittags 4 Uhr in Z.“ 

Am Ort der Zuſammenkunft fand Techen nicht den Lega⸗ 
tionsſekretär Rothan, ſondern einen ihm unbekannten Bevoll⸗ 
mächtigten deſſelben, den ehemaligen preußiſchen Polizeiſekretär 
Haſſenkrug, der früher bei der Berliner Polizeibehörde be⸗ 
ſchäftigt geweſen war. Haſſenkrug ſtellte ſich dem Techen als 
franzöſiſcher Agent vor und erzählte dieſem viel von den Dienſten, 
welche er der franzöſiſchen Geſandtſchaft geleiſtet haben wollte, 
und von dem Vertrauen, welches er bei dieſer Geſandtſchaft 
genöſſe. Dem Techen gefiel aber der Agent Haſſenkrug nicht recht, 
weil er ihm nicht zuverläſſig genug erſchien, und Techen verwei⸗ 
gerte dem Haſſenkrug in Bezug auf die wichtigen Mittheilungen, 
die er der franzöſiſchen Legation machen wollte, jede Auskunft. 
Haſſenkrug wurde daher von Techen veranlaßt, eine Zuſammen⸗ 
kunft mit Herrn Rothan ſelbſt zu erwirken, welche auch An⸗ 
fangs Auguſt 1855 im Odeon bei Berlin, im Thiergarten, 
ſtattfand. Techens Mittheilungen aus den Berichten des preußi⸗ 
ſchen Militärbevollmächtigten in Petersburg, ſowie aus einem 
vom General von Gerlach geführten Tagebuche, in welchem 
dieſer General die beim preußiſchen Hof hervortretenden und 
durchdringenden Anſchauungen über die politiſche Situation faſt 
täglich zu Papier brachte, erſchienen dem franzöſiſchen Lega⸗ 
ttonsſekretär ſehr werthvoll, und dem Techen wurden für ſeine 
Mittheilungen Gratifikationen gewährt, wie er ſie in ſolcher 
Höhe von Herrn v. Manteuffel zu erhalten nicht gewohnt ge⸗ 
weſen war. Nach der erſten Zuſammenkunft fand noch eine 


Reihe weiterer Zuſammenküufte zwiſchen Rothan und Techen in 
entlegenen Gaſtlokalen vor dem Potsdamer Thore ſtatt und 
ſpäter trat an die Stelle der perſönlichen Zuſammenkünfte ein 
ſchriftlicher Verkehr, indem Techen fortlaufend über die durch 
die Bedienten der Herren v. Gerlach und Niebuhr erlangten 
Mittheilungen in Briefen an Rothan berichtete. Die Vermitte⸗ 
lung der Briefe des Techen an Rothan hatten die Kaufmann 
Hauptnerſchen Eheleute zu Berlin übernommen, und Frau 
Hauptner hatte auch unter dem Namen „Sophie“ mehrfach 
Einladungen zu Zuſammenkünften im Namen des Techen an 
Rothan geſchrieben und auf die Poſt gegeben. Auch vermittelten 
die Hauptner'ſchen Eheleute öfter die Geldſendungen von Rothan 
an Techen. 

Als der König von Preußen im September 1855 nach dem 
Rhein ging, erhielt Techen von Rothan 1000 Franken mit der 
Inſtruktion, nach dem Rhein zu gehen und im franzöſiſchen 
Intereſſe darüber zu wachen, was dort bei der Anweſenheit 
des Königs vorgehen würde. Techen ſpiegelte zwar ſpäter dem 
franzöſiſchen Legationsſekretär vor, er wäre wirklich am Rhein 
geweſen und er hätte in Ehrenbreitſtein gewohnt, er hätte da⸗ 
ſelbſt aber wegen der dort befindlichen vielen Polizeibeamten 
Nichts ermitteln können. Thatſächlich war jedoch Techen gar 
nicht nach Ehrenbreitſtein, ſondern nach Neuſtadt a. D. zu 
ſeinen Verwandten gereiſt, wo er einen Theil der 1000 Franken 
in behaglicher Ruhe verzehrt hatte. 

Gegen Ende Oktober begegnete Techen dem franzöſiſchen 
Legationsſekretär Rothan auf der Straße, wo dieſer dem 
Techen folgende überraſchende Mittheilung machte: Der Dr. 
juris Heufelder (ein ehemaliger Juſtizſekretär) habe ihm be⸗ 
richtet, daß Haſſenkrug im Solde der ruſſiſchen und preußiſchen 
Regierung ſtehe und ein Verräther gegen Frankreich ſei; Haſſen⸗ 
krug habe ſich auch der ruſſiſchen Geſandtſchaft als Agent 
angeboten, um die ihm von der franzöſiſchen Geſandtſchaft er⸗ 
theilten Aufträge zu verrathen. So habe vor Kurzem, als 
Rothan in die Wohnung ſeines Agenten Haſſenkrug kam, um 


ihm Inſtruktionen und Geld zu einer Reife nach Paris zu 
geben, der ruſſiſche Geſandtſchaftsſekretär Lubanoff in einem 
Schrank geſeſſen und das ganze Geſpräch zwiſchen Rothan und 
Haſſenkrug auf deſſen Veranlaſſung mitangehört. Heufelder 
hatte dies Alles vertraulich von der Geliebten des Haſſenkrug 
erfahren, deren Rechtskonſulent er war. Schließlich warnte 
Rothan den Techen, da unter dieſen Umſtänden durch Haſſen⸗ 
krug wohl die Beziehuungen Techens zu den Bedienten der 
Herren von Gerlach und Niebuhr einerſeits und zu Rothan 
andererſeits der preußiſchen Regierung bald enthüllt werden 
dürften. Dieſe Befürchtung traf auch bald ein, Techen wurde 
von Polizeibeamten fortgeſetzt beobachtet, bis genügendes Mate⸗ 
rial zu ſeiner Ueberführung ermittelt worden, und am 29. Ja⸗ 
nuar 1856 wurde er von Stieber verhaftet. 

Auf Grund der von Techen am folgenden Tage gemachten 
Ausſagen wurden am 30. Januar die Hauptnerſchen Eheleute 
und der ehemalige Juſtizſekretär Heufelder von Stieber gleich⸗ 
falls feſtgenommen und zur Haft gebracht. 

8. Das Polizeiverfahren gegen den Verräther Techen 
und Geno ſſen. 

Am Tage der polizeilichen Feſtnahme der Hauptner'ſchen 
Eheleute und des Juſtizſekretärs Heufelder erklärte Herr von 
Hinckeldey dem Stieber, daß mit Rückſicht auf die Nothwen⸗ 
digkeit der ſtrengſten Geheimhaltung der ganzen Affaire, im 
Einverſtändniß mit dem Juſtizminiſter, die Gefangenen in 
Polizeihaft bleiben und daß die Unterſuchung polizeilich 
weiter geführt werden ſollte. Wie die von Stieber hinter⸗ 
laſſenen Schriftſtücke ergeben, hatte auch der König den 
Wunſch geäußert, daß möglichſt wenige Perſonen mit der 
Unterſuchung des Depeſchenverraths befaßt und daß, wenn 
irgend zuläſſig, die Unterſuchung allein von Stieber geführt 
würde. Stieber verweigerte jedoch jede weitere Mitwirkung 
bei dieſem ungeſetzlichen Verfahren, wenn nicht Herr von Hin⸗ 
celdey⸗ aktenmäßig erklärte, daß er die Verantwortung auf ſich 
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nehme, und wenn nicht dem Juſtizminiſter die von der Polizei 
aufgenommenen Verhandlungen im Original zu eigener Ein⸗ 
ſicht und Prüfung vorgelegt würden. Herr von Hinckeldey 
richtete demgemäß an den Juſtizminiſter am 6. Februar 1856 
ein Schreiben folgenden Inhalts: 

„Euer Excellenz beehre ich mich in der Unterſuchung 
wider den ehemaligen Lieutenant Techen und Genoſſen in 
Folge des geehrten Reſkripts vom 24. Januar 1856 an⸗ 
liegend in zwei Heften das Reſultat der in der Sache neuer⸗ 
dings von mir veranlaßten Ermittelungen, ſowie den be⸗ 
treffenden Bericht des von mir mit der Führung der Sache 
betrauten Unterſuchungskommiſſarius (Stieber) zu überreichen. 
Bei der großen Wichtigkeit der Sache habe ich mich veran⸗ 
laßt geſehen, das gewonnene Material zur unmittelbaren 
Kenntniß Ew. Excellenz zu bringen und habe ich dem Herrn 
Oberſtaatsanwalt Schwarck vorläufig nur Abſchrift des er⸗ 
wähnten Berichts des Polizeidirektors Stieber wegen der 
verhafteten vier Perſonen mitgetheilt. Ich muß Ew. Excellenz 
anheimſtellen, wegen der Fortdauer oder Aufhebung dieſer 
Haft und wegen des in der Sache überhaupt jetzt einzu⸗ 
ſchlagenden weiteren Verfahrens reſſortmäßig geneigte Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen, reſp. ſolche zu veranlaſſen. Bei der 
Weitläufigkeit der Recherchen und der Wich tigkeit und Eigen⸗ 
thümlichkeit der Sache hat die Vorführung der verhafteten 
vier Perſonen vor den Staatsanwalt noch nicht geſchehen 
können, und habe ich die Verantwortlichkeit für dieſe aus⸗ 
nahmsweiſe Maßregel auf mich genommen, bis Ew. 
Excellenz Entſcheidung reſp. weiterer allerhöchſter 
Befehl Sr. Majeſtät in der Sache ergehen wird.“ 

Anſtatt nun zu antworten — wie dies die Pflicht des 
Chefs der preußiſchen Juſtizverwaltung geweſen — die vier 
Perſonen ſofort an das Gericht abzuliefern oder zu entlaſſen, 
ſchrieb der Juſtizminiſter am 12. Februar 1856, alſo nach 
ſechs Tagen, an Herrn von Hinckeldey, die polizeiliche 
Unterſuchung ſollte nach einer von ihm näher angegebenen In⸗ 
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ſtruktion vervollſtändigt und dann ſollten ihm die Akten zu⸗ 
geſandt werden. 

„In Uebereinſtimmung mit dem Hrn. Staats⸗ 
miniſter Uhden (dem Chefpräſtdenten des preußiſchen 
Obertribunals),“ ſchrieb Simons wörtlich, „erachte ich 
es zur Feſtſtellung des objektiven Thatbeſtandes und ins⸗ 
beſondere zum Zwecke der Beurtheilung, ob der S. 71 Nr. 1 
des Strafgeſetzbuches (betr. Landes verrath) auf den vorlie⸗ 
genden Fall Anwendung findet, für erforderlich, daß die⸗ 
jenigen Schriftſtücke, welche durch ꝛc. Techen der franzöſiſchen 
Regierung mitgetheilt worden und event. die Grundlage eines 
einzuleitenden Strafverfahrens würden bilden müſſen, an 
mich abgegeben werden. Euer Hochwohlgeboren erſuche ich 
daher ergebenſt, zu dem Ende ſchleunigſt das Weitere ver⸗ 
anlaſſen und mich von dem Erfolge unter Rückgabe der 
Verhandlungen in Kenntniß ſetzen zu wollen.“ 

Ueber die Freilaſſung oder Vorführung der Verhafteten 
ſagte der Miniſter keine Silbe. Dieſelben mußten alſo ruhig 
ſitzen bleiben. Herr von Hinckeldey legte das Schreiben des 
Juſtizminiſters dem Direktor Stieber vor, welcher Namens 
des Polizeipräſidenten am 14. Februar dem Miniſter 
Folgendes ſchrieb: 

„Ew. Excellenz beehre ich mich auf die geneigte Mit⸗ 
theilung vom 12. d. M., betreffend die gegen Techen und 
Genoſſen einzuleitende Unterſuchung wegen Landesverraths, 
gehorſamſt zu erwidern, daß ich mich außer Stande ſehe, 
den objektiven Thatbeſtand im Wege eines polizeilichen 
Verfahrens weiter feſtzuſtellen, als dies bisher geſchehen 
iſt. Was namentlich die Herbeiſchaffung der Schriftſtücke 
anbelangt, welche durch Techen der franzöſiſchen Regierung 
mitgetheilt worden ſind, ſo läßt ſich dieſe Herbeiſchaffung 
nicht ohne mancherlei Schwierigkeiten bewirken, welche ſich 
eher im Wege eines gerichtlichen Verfahrens, als eines 
polizeilichen, werden überwinden laſſen Ich kann 
deshalb Ew. Excellenz nur gehorſamſt anheimgeben, mit den 


weiteren in der Sache erforderlichen Maßregeln den Ober⸗ 

ſtaatsanwalt Schwarck oder bezw. den Unterſuchungsrichter 

zu betrauen, und zwar um ſo mehr, als die verhafteten 

Perſonen bereits ihre Vorführung vor den Richter urgirt 

haben. Ich werde gern bereit ſein, die betreffenden Gerichts⸗ 

behörden durch polizeiliche Hülfe, ſoweit nur irgend möglich, 
zu unterſtützen.“ 

Da die vier Angeſchuldigten nun ſchon 15 Tage in Polizei⸗ 
haft ſaßen, erwartete Stieber einen umgehenden Beſcheid des 
Juſtizminiſters. Ein ſolcher kam jedoch nicht. Inzwiſchen 
hatte auf Veranlaſſung Stiebers der Polizeipräſtdent am 
10. Februar 1856 dem Oberſtaatsanwalt Schwarck von der 
Sachlage Anzeige gemacht und ihm eine Abſchrift des von 
Stieber abgefaßten Referats über die gegen die vier Arre⸗ 
ſtanten vorliegenden Verdachtsgründe mitgetheilt. Aber auch 
der Oberſtaatsanwalt entwickelte keine Spur einer Thätigkeit 
in der Sache, und die vier Gefangenen blieben ruhig ſitzen. 
Am 20. Februar richtete der Arreſtant Heufelder aus dem 
Gefängniß ein Schreiben an den Juſtizminiſter, in welchem 
es wörtlich heißt: 

„Ich hoffe, mich vor meinen Richtern von jedem Vorwurf 
einer ſtrafbaren Handlung reinigen zu können. Dieſen aber 
vorgeführt zu werden, iſt mein innigſter und durch die Ge⸗ 
ſetze gerechtfertigter Wunſch.“ 

Stieber überſandte dieſes Schreiben ſofort dem Miniſter, 
indem er die Freilaſſung Heufelders warm befürwortete. Die 
gegen dieſen vorliegenden Verdachtsgründe wären zweifelhaft, 
und Heufelder hätte eine Familie von ſieben Kindern zu er⸗ 
nähren. Vier Tage ſpäter ſchickte Herr v. Hinckeldey, von einem 
Diner bei dem Juſtizminiſter aus, einen Zettel an Stieber 
mit der Nachricht, der Miniſter habe auf den Antrag Stiebers 
die Freilaſſung des Heufelder bewilligt. Heufelder wurde ſofort 
freigelaſſen, nachdem er 25 Tage lang in Polizeihaft geſeſſen. 
Dagegen blieben die anderen drei Arreſtanten ruhig ſitzen. 

Am 10. März 1856 wurde Herr von Hinckeldey im Duell 
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erſchoſſen, und am 14. März trat Herr von Zedlitz als 
Poltizeipräſident ein. Stieber meldete ſofort dem neuen Präſi⸗ 
denten den ganzen Sachverhalt in Bezug auf die ſeit ſechs 
Wochen in Polizeihaft befindlichen drei Arreſtanten. Zugleich 
erhielt Herr von Zedlitz vom Juſtizminiſter Simons folgendes 
Schreiben: j 
„Euer Hochwohlgeboren erhalten einliegend die Infor⸗ 
mationsverhandlung wider Techen und Genoſſen und das 
Freilaſſungsgeſuch des vormaligen Sekretärs Heufelder, mit 
dem Erſuchen, mich unter Zurückſendung dieſer Akten zu 
benachrichtigen, ob und wann Heufelder vorläufig wieder in 
Freiheit geſetzt iſt. Dieſe Entlaſſung ſollte nach einer mit 
dem verſtorbenen Generaldirektor v. Hinckeldey genommenen 
Rückſprache verfügt werden, indeſſen iſt mir bis jetzt eine 
ſchriftliche Mittheilung hierüber nicht zugegangen. 
Berlin, 15. März 1856. 
Simons.“ 

Der neue Polizeipräſtdent war über dieſen Sachverhalt 
höchſt entrüſtet und befahl nach einigen Tagen dem Direktor 
Stieber, an den Juſtizminiſter ein Schreiben zu richten, 
in welchem demſelben die Ungeſetzlichkeit ſeines Ver⸗ 
fahrens energiſch vorgehalten würde. Demgemäß 
richtete das Polizeipräſidium unter dem 25. März 1856 ein 
Schreiben an den Juſtizminiſter, worin es wörtlich heißt: 

„Da dieſe Haft nun ſchon acht Wochen dauert, ſo dürfte 
ſolche geſetzlich nicht länger zu rechtfertigen ſein, und erlaubt 
ſich das Polizeipräſidium daher den wiederholten dringenden 
Antrag, entweder ſchleunigſt in die Freilaſſung der verhaf⸗ 
teten drei Perſonen zu willigen, oder die Uebernahme der⸗ 
ſelben zur gerichtlichen Haft zu verfügen. Was namentlich 
die Hauptnerſchen Eheleute anbelangt, ſo erſcheint die Schuld 
derſelben jedenfalls eine viel geringere, als die des Techen, 
und es mindeſtens zweifelhaft, ob überhaupt gegen dieſe ein 
gerichtlicher Haftbefehl erlaſſen werden möchte. Dieſelben 
haben zuletzt ein offenes Geſtändniß abgelegt, und ſind Ver⸗ 


dunkelungen der Wahrheit von dieſen beiden Perſonen nicht 
weiter zu fürchten. Das Polizeipräſidium iſt daher der 
Anſicht, daß wenigſtens die Hauptnerſchen Eheleute auf 
freien Fuß zu ſetzen ſind.“ 

Vier Tage ſpäter, am 29. März 1856, erging vom Juſtiz⸗ 
miniſter folgende Antwort an den PBolizeipräfidenten: 

„Euer Hochwohlgeboren erwidere ich auf die gefällige 
Zuſchrift vom 26. d. M. in der Unterſuchung wider Techen 
und Genoſſen, daß ich meinerſeits gegen die Freilaſſung der 
Hauptnerſchen Eheleute nichts zu erinnern finde.“ 

Die Hauptnerſchen Eheleute wurden an demſelben Tage 
entlaſſen. Techen blieb noch einige Zeit in Polizeihaft, wäh⸗ 
rend welcher Zeit das Staatsminiſterium ſich darüber berieth, 
ob nicht Techen, obgleich er den Verrath eingeräumt hatte, in 
politiſchem Intereſſe, um weitere ſtaatsgefährdende Erörterungen 
der Affaire zu vermeiden, gleichfalls freizulaſſen wäre. Das 
formelle Recht ſiegte jedoch, und die Regierung beſchloß, nach⸗ 
dem der König ſeine Zuſtimmung erklärt hatte, die Einleitung 
des Strafverfahrens wegen Landesverraths gegen Techen zu 
veranlaſſen, worauf dem Direktor Stieber ein gerichtlicher 
Haftbefehl gegen Techen zuging. Techen wurde dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter vorgeführt. Gegen Heufelder und die Haupt⸗ 
nerſchen Eheleute iſt niemals eine Anklage erhoben worden. 
Die Unterſuchung wider Techen wegen Landesverraths führte 
Oberſtaatsanwalt Schwarck fort. Techen wurde auch gegen 
Ende 1856 vom n wegen Landesverraths 
verurtheilt. 


9. Die Entlarvung des Pſeudo Prinzen von Armenien. 


In den Jahren 1855 und 1856 beſchäftigten neben dem 
Techenſchen Depeſchenverrath den Direktor Stieber zwei weitere 
Affairen, die Affaire des „Prinzen Leo von Armenien“ 
und die des Griechen Simonides, welche allgemeines öffent⸗ 
liches Aufſehen verurſacht haben. Dieſe beiden Sachen haben 
durch ihren Verlauf dem Direktor Stieber große dienſtliche 
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Unannehmlichkeiten bereitet und ſind bei den ſpäteren, gegen 
ihn gerichteten gerichtlichen Verfolgungen von ſeinen Gegnern 
zur Charakteriſirung ſeiner Handhabung des Dienſtes vielfach 
vorgeführt worden. 

Die Affaire mit dem Prinzen von Armenien ereignete ſich 
im Jahre 1855. Am 24. Juli dieſes Jahres kam ein Fremder, 
ſeinen Geſichtszügen nach ein Orientale, nach Berlin, welcher 
ſich als Prinz Leo von Armenien ausgab und unbeanſtandet 
in der beſſeren Geſellſchaft verkehrte, ohne daß Anfangs die 
Polizei auf ihn ihre Aufmerkſamkeit lenkte. Er behauptete, 
durch einen Brief der Königin von Georgien dem Könige von 
Preußen empfohlen zu ſein; ferner verbreitete er, daß der 
Kaiſer von Rußland ihm ſeinen Länderbeſitz und ſeinen Staats⸗ 
ſchatz im Werthe von Millionen gewaltſam entriſſen habe; 
auch trug der angebliche Prinz einen Ordensſtern an ſeinem 
Rock, welchen er für den armeniſchen Hausorden ausgab, den 
nach ſeiner Verſicherung jeder armeniſche Prinz in der Wiege 
erhielte. Die Aufmerkſamkeit der Kriminalpolizei zog er im 
Oktober deſſelben Jahres dadurch auf ſich, daß er bei der 
Staatsanwaltſchaft eine Denunziation gegen ſeine Stuben⸗ 
wirthin, Frau Mehlmann, einreichte, weil dieſelbe einen 
an ihn gerichteten Brief geöffnet hatte. Den Brief bezeichnete 
der angebliche Prinz als eine Depeſche ſeines Flügel- Adju⸗ 
tanten Amur Khan aus London. Bei näherer Recherche 
der von der Denunziation in Kenntniß geſetzten Kriminalpolizei 
ergab ſich, daß die Denunziation unbegründet war, weil die 
Frau offenbar aus Verſehen den mit einer ſchwer lesbaren 
Adreſſe in engliſcher Sprache bezeichneten Brief eröffnet hatte. 
Dieſer Brief enthielt auch keine Depeſche eines Flügeladju⸗ 
tanten, ſondern einen Mahnbrief der Handlung „Hovender“ 
in London, in welchem der „Prinz“ unter dem Namen „Amur 
Khan“ aufgefordert wurde, zwei Töpfe Haarpomade zu be⸗ 
zahlen, welche er in London geborgt hatte. 

Stieber gewann hieraus die Ueberzeugung, daß der Prinz 
ein Hochſtapler wäre, dem es bei ſeiner Denunziation nur 


darauf angekommen, in den ihm zugehenden Beſcheiden 
ſeitens der Staatsanwaltſchaft oder der Kriminalpolizei als 
Prinz angeredet zu werden, um dadurch eine amtliche Be⸗ 
glaubigung für ſeinen angeblichen Prinzentitel zu erlangen. 
Die weiteren Recherchen ergaben, daß der Prinz weder ein 
Empfehlungsſchreiben der Königin von Georgien dem Könige 
von Preußen überreicht hatte, noch daß überhaupt eine Königin 
von Georgien exiſtirte, daß ſeine Behauptung, der Kaiſer von 
Rußland habe ihm ſeinen Länderbeſitz und ſeinen Staatsſchatz 
entriſſen, völlig unwahr war, und daß der beim Prinzen vor⸗ 
gefundene angebliche armeniſche Hausordensſtern ein altes 
Kommandeurkreuz des portugieſiſchen Chriſtusordens war, wel⸗ 
ches der angebliche Prinz wahrſcheinlich in einem Trödlerladen 
gekauft hatte. Unter den bei ihm beſchlagnahmten Papieren 
fand man einen Brief, welcher mit dem Wappenſchilde eines 
preußiſchen Thalers verſiegelt und nach der in franzöſiſcher 
Sprache darauf befindlichen Aufſchrift als eine „Depeſche des 
Fürſten Petrosbey an Se. königl. Hoheit den Prinzen von 
Armenien in Italien“ bezeichnet war. In dem Briefe fanden 
ſich einige Stücke Makulatur und ein alter abgelaufener eng⸗ 
liſcher Paß auf den Namen Amur Khan, welchen Namen, wie 
ſpäter feſtgeſtellt wurde, der Hochſtapler in London geführt 
hatte und auf welchen Paß der „Prinz“ über die preußiſche 
Grenze gelangt war. Auch wurde ermittelt, daß der Prinz 
an die Redaktion des genealogiſchen Kalenders zu Gotha unter 
dem fingirten Namen „Adjutant Fürſt Petrosbey“ geſchrieben 
hatte, um ſeine fürſtliche Stellung in dieſen Kalender einzu⸗ 
ſchmuggeln. An die Redaktion der Illuſtrirten Zeitung hatte 
er unter dem Namen Prinz Siwaneſian geſchrieben, um 
ſich für fünf Thaler, welche er als Inſertionskoſten offerirte, 
in dieſer Zeitung verherrlicht zu ſehen. 

Weitere Recherchen der Kriminalpolizei ergaben, daß der 
Betrüger ſich ſchon vor einer Reihe von Jahren in Berlin 
unter dem Namen „Fürſt Koricoz“ aufgehalten hatte, daß er 
unter dieſem Namen in Berlin Schulden gemacht und im 


Schuldarreſt geſeſſen hatte. Der damalige Polizeipräſident von 
Puttkamer hatte ihn aus Berlin verwieſen. Auch ergab ſich 
ferner, daß der angebliche Prinz in Brüſſel ſchon wegen Be⸗ 
trugs zu fünf Jahren Gefängniß verurtheilt war. In Paris 
war er unter dem Namen Joſef Joannes wegen Schwin⸗ 
deleien im Jahre 1850 ausgewieſen und wegen verbotener 
Rückkehr nach Frankreich mit zwei Monaten Gefängniß beſtraft 
worden. Dagegen konnte die Herkunft des Betrügers und 
ſein wirklicher Name nicht ermittelt werden, und ebenſo wenig 
ließ ſich eine ſtrafbare Handlung deſſelben, die er während 
ſeines allerdings erſt kurzen Aufenthalts in Berlin unter der 
Maske eines Prinzen begangen, feſtſtellen. Er verweigerte 
jede Auskunft über ſeine Geburt, ſeinen Lebenslauf, ſeine Sub⸗ 
ſiſtenzmittel, und auf die Frage Stieber's und deſſen Krimi⸗ 
nalkommiſſarien, nach den Gründen ſeiner Weigerung, antwortete 
er jedesmal, die hieſigen Beamten wären vom Kaiſer von Ruß⸗ 
land beſtochen und würden ihm ſeinen Staatsſchatz ſtehlen, 
wenn er ſolchen nachwieſe. Alle dieſe Momente führten zu 
der Ueberzeugung, daß der angebliche Prinz ein der öffent⸗ 
lichen Sicherheit gefährlicher Schwindler und Gauner war, 
welcher zur Klaſſe der Hochſtapler gehörte, und dieſe Ueber⸗ 
zeugung theilten mit Stieber auch der Polizeipräſident von 
Hinckeldey und der Staatsanwalt Nörner vom Stadtgericht, 
welcher behufs Entlarvung des Schwindlers die Beſchlagnahme 
der mit der Poſt an ihn anlangenden Briefe anordnete. 

Als die polizeilichen Recherchen, während welcher — vom 
22. bis 24. Oktober — der Prinz in der Stadtvoigtei feſtge⸗ 
halten wurde, abgeſchloſſen waren, lehnte jedoch der Staats⸗ 
anwalt Nörner die Einleitung eines Strafverfahrens gegen den 
Hochſtapler wegen Führung falſcher Titel, Würden und Orden 
— eine ſonſtige von ihm während ſeines viermonatlichen Aufent⸗ 
halts in Berlin begangene Strafthat ließ ſich, wie oben be⸗ 
merkt, nicht feſtſtellen — ab, weil es umfaſſender Beweisauf⸗ 
nahmen in Paris, Brüſſel und London bedurft hätte, um die 
juriſtiſchen Beweiſe hierfür zu erbringen, welche dem Juſtiz⸗ 
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fonds enorme Koſten verurſacht hätten. Das Reſultat wäre 
doch zuletzt nur eine geringe Gefängnißſtrafe geweſen. Der 
Staatsanwalt überließ daher den Schwindler den ferneren Dis⸗ 
poſitionen des Polizeipräſidiums. 

Am 24. Okt., am dritten Tage der Feſtnahme des „Prinzen,“ 
hielt Stieber dem General⸗Polizei⸗Direktor von Hinckeldey, da 
in der Stadtvoigtei Polizeigefangene in der Regel nur zwei 
bis höchſtens drei Tage gehalten wurden, über das weitere in 
der Sache zu beobachtende Verfahren Vortrag. Herr v. Hinckel⸗ 
dey nahm ſelbſt eine genaue Durchſuchung der ſämmtlichen 
Papiere des Feſtgenommenen vor und beſchloß, daß zunächſt 
noch genauere Recherchen über den früheren Lebenslauf deſſelben 
vorgenommen würden und derſelbe vorläufig ins Arbeits⸗ 
haus abgeliefert „und dort ſtreng zur Arbeit 
angehalten werde.“ Dies waren die eigenen Worte des 
Herrn v. Hinckeldey, und die Verfügung Stiebers, durch welche 
der „Prinz“ dem Arbeitshauſe überwieſen wurde, enthielt in 
einer Randbemerkung eine ſchriftliche Wiederholung dieſer Worte. 

Herr v. Hinckeldey war mit Stieber von der Ueberzeugung 
durchdrungen, daß der angebliche Prinz zur Klaſſe der ganz 
gemeinen Gauner gehöre und ſich nur durch eine beſondere 
Frechheit auszeichne, welcher aber auch eine beſondere Strenge 
und Rückſichtsloſigkeit von Seiten der Behörden entgegenzuſetzen 
ſei. Namentlich war Herr v. Hinckeldey gegen den Betrüger 
erbittert, weil er zum Vorwande für ſeine Schwindeleien ſich 
unausgeſetzt zu den gröbſten Schmähungen gegen den Kaiſer 
von Rußland, einen dem preußiſchen Königshauſe ſo nahe ver⸗ 
wandten Monarchen, erdreiſtet hatte. Hinckeldey erklärte vor 
ſeinen Beamten ausdrücklich, er wollte dem Betrüger die Prinzen⸗ 
rolle verleiden und ihn für Deutſchland unmöglich machen, und 
beauftragte Stieber, die ſtattgehabte Entlarvung des angeb⸗ 
lichen Prinzen wegen des Aufſehens, welches dieſer „Prinz“ 
in der Preſſe ſehr wohlberechnet zu erregen verſtanden hatte, 
mit möglichſtem Eclat in allen Zeitungen zu erörtern. Hinckel⸗ 
dey erkannte dieſes Verfahren als den einzigen möglichen Weg, 
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um dem Betrüger das Prinzenhandwerk, welches er ſchon ſeit 
einer Reihe von Jahren zum Nachtheil ſeiner Mitmenſchen ge⸗ 
trieben hatte, für alle Zeiten recht gründlich zu legen. 

Herr v. Hinckeldey ließ ſich bei dieſem Verfahren gegen den 
„Prinzen,“ namentlich bei ſeinem Beſchluß, ihn durch die vor⸗ 
läufige Ueberweiſung an das Arbeitshaus einer ſorgfältigen 
polizeilichen Unterſuchung zu unterwerfen, noch durch beſondere 
Erwägungen ſehr ſekreter und delikater Natur leiten, über 
welche Stieber in ſeinen hinterlaſſenen Schriftſtücken folgende 
Andeutungen gemacht hat: 

Herr v. Hinckeldey witterte in dem angeblichen Prinzen 
nicht blos einen Hochſtapler, ſondern auch einen politiſchen 
Agenten. Bei der Durchſicht der Papiere legte der General⸗ 
Polizeidirektor ſchon Gewicht auf die Sympathien, welche der 
angebliche Prinz in mehreren Schriftſtücken für Koſſuth und 
Louis Blanc an den Tag gelegt hatte. Ganz beſonders 
intereſſirten Herrn v. Hinckeldey aber zwei Briefe einer vor⸗ 
nehmen franzöſiſchen Dame, welche beide Briefe Hinckeldey 
auch zurückbehalten hat und welche ſpäter nicht wieder zu den 
Akten des Prinzen zurückgekommen ſind. Dieſe Dame war die 
Prinzeſſin oder Gräfin Napoleon⸗Wyſe, eine angebliche 
Couſine des Kaiſers Louis Napoleon, welche dieſer eine Zeit 
lang aus Paris verbannt hatte, nachdem ſie mehrfach, wie es 
ſchien, von Herrn v. Hinckeldey ſelbſt, oder anderen preußi⸗ 
ſchen Beamten als politiſche Agentin benutzt worden war. 
Die Vermittelung mit dieſer Dame beſorgte eine Zeit lang ein 
politiſcher Agent in Paris, Namens Dr. Rhode, welchen der 
Kaiſer ſpäter längere Zeit gefangen gehalten und dann auch 
aus Paris verbannt hatte. Mit dieſer Dame (Napoleon⸗Wyſe) 
ſchien der angebliche Prinz von Armenien nach ſeinen Briefen 
ein Liebesverhältniß unterhalten zu haben. Ferner wurden 
bei dem Schwindler Briefe des franzöſiſchen Miniſters der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, Grafen Walewski, gefunden, die 
Herr v. Hinckeldey gleichfalls an ſich nahm und an ſich behielt. 
Schließlich ſchloß Stieber aus Andeutungen des Herrn v. Hinckel⸗ 


dey, daß der angebliche Prinz auch in Berlin mit einer ſehr 
vornehmen Dame ein Liebesverhältniß unterhalten und von 
ſehr hochſtehenden Perſonen wirklich bereits Gelder erſchwindelt 
reſp. erbettelt hatte, von denen er während ſeines Aufenthaltes 
in Berlin bis zu ſeiner Verhaftung gelebt hat. Da die von 
dem Betrüger geſchädigten hochſtehenden Perſonen in keinem 
Falle hervortreten wollten, ſo konnten die gegen ſie verübten 
Betrügereien nicht zum Gegenſtande einer gerichtlichen Unter⸗ 
ſuchung gemacht werden. 

Einige Tage nach der Einlieferung des „Prinzen“ in das 
Arbeitshaus unterwarf Herr von Hinckeldey im Arbeitszimmer 
des Direktors Stieber den ihm vorgeführten Prinzen einem 
längeren Verhör. Der Arreſtant benahm ſich bei dieſem Verhör 
ſehr frech gegen Hinckeldey und erwiederte auf die wiederholte 
Aufforderung, ſeine Legitimationspapiere und Subſiſtenzmittel 
nachzuweiſen, er hätte dieſe Sachen ſorgfältig verſteckt, würde 
ſich aber hüten, darüber Auskunft zu geben, denn Preußen 
ſtünde auf freundſchaftlichem Fuße zum Kaiſer von Rußland 
und würde ihm deßhalb ſeine Schätze und Papiere ſtehlen, 
wie ihn der ruſſiſche Kaiſer beſtohlen hätte. Hinckeldey wurde 
über dieſe Frechheit und die anderweitigen elenden Lügen und 
Ausflüchte des Arreſtanten zuletzt ſo aufgebracht, daß er den 
Kriminal⸗Kommiſſar Pick rufen ließ und ſeine Mißbilligung 
in Gegenwart des „Prinzen“ darüber ausſprach, daß demſelben 
im Arbeitshauſe keine Hauskleidung angelegt, ſondern 
daß ihm die eigenen Kleider auf dem Leibe gelaſſen worden 
waren. (Vermuthlich hatten die Arbeitshausbeamten die Schlau⸗ 
heit des Betrügers, welcher befangenen Perſonen gegenüber 
auch ſehr klug die rührende Rolle des duldenden Märtyrers zu 
ſpielen wußte, auf ſich einwirken laſſen und ihn nicht den 
übrigen Arbeitshäuslingen zugeſellt.) Herr v. Hinckeldey befahl 
ſodann dem Kriminal⸗Kommiſſar Pick, dies zu redreſſiren und 
dafür zu ſorgen, daß dem frechen Betrüger nicht die ge⸗ 
ringſte Rückſicht geſchenkt würde. Stieber, welcher während 
des Verhörs ſich entfernt hatte, richtete, auf die Mittheilung 
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des Kriminal⸗Kommiſſars Pick von dem Befehl des Präſi⸗ 
denten, eine entſprechende Verfügung an die Arbeitshaus⸗ 
verwaltung. 

Der Polizeipräſident ging bei ſeinem Verfahren gegen den 
Betrüger, wie bereits bemerkt, von der Meinung aus, daß 
dieſer ein politiſcher Agent ſei, welchen die franzöſiſche Regie⸗ 
rung nach Berlin dirigirt habe, um gegen Rußland Propa⸗ 
ganda zu machen, und deshalb internirte er ihn, da er ihn in 
der Stadtvoigtei nicht länger als einige Tage halten konnte, 
als heimathloſen Vagabonden im Arbeitshaus, anſtatt ihn ein⸗ 
fach aus dem Lande zu verweiſen, um ſo im Laufe der Zeit 
aus dem Arreſtanten die Wahrheit über ſeine perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe und den Zweck ſeines Aufenthalts in Berlin heraus⸗ 
zubringen. Obwohl für die Annahme des Herrn v. Hinckeldey 
über den politiſchen Charakter des „Prinzen“ poſitive Beweis⸗ 
momente fehlten, ſo muß man doch, um die an ſich vage An⸗ 
nahme zu begreifen, erwägen, daß das Auftreten des angeb⸗ 
lichen Prinzen von Armenien in Berlin in eine Zeit fiel, in 
welcher der Krieg zwiſchen Rußland und den europäiſchen Weſt⸗ 
mächten auf das Heftigſte wüthete und die größten Anſtren⸗ 
gungen gemacht wurden, Preußen nach der einen oder anderen 
Seite hinüberzuziehen. Zugleich betrachtete man Preußen von 
beiden Seiten mit argem Mißtrauen, und Berlin, ſowie das 
ganze Land war mit einem wohlorganiſirten Syſtem nicht nur 
ruſſiſcher, ſondern vornehmlich auch franzöſiſcher und engliſcher 
Spione überzogen. Die oben beſchriebene Unterſuchung wider 
Techen, die gerade in dieſe Zeit fiel, war wohl geeignet, in 
jeder auffälligen legitimationsloſen Perſon einen politiſchen 
Agenten vermuthen zu laſſen. 

Drei Monate lang blieb der angebliche Prinz im Arbeits⸗ 
haus, während welcher Zeit er, entſprechend der Anordnung 
Hinckeldeys und der Verfügung Stiebers, ſtreng behandelt 
wurde. Da er während dieſer Zeit beharrlich jede wahre Aus⸗ 
kunft über ſeine Herkunft und Geburt verweigerte und Hinckel⸗ 
dey von Tag zu Tag immer mehr zu der Einſicht gelangte, 


— 2 — 


daß der „Prinz“ kein politiſcher Agent, ſondern ein gemeiner 
Betrüger war, der es nur verſtanden hatte, ſich ein politiſches 
Anſehen zu geben, um deſto eher in hochſtehende Kreiſe Ein⸗ 
gang zu finden, ſo verfügte Herr v. Hinckeldey Anfangs 1856 
die Entlaſſung des Betrügers aus dem Arbeitshauſe und deſſen 
Transport über die preußiſche Grenze. 


10. Das Disziplinarverfahren gegen Stieber wegen des 
„Prinzen non Armenien.“ 

Ueber das Verfahren gegen den Prinzen von Armenien 
erſtattete im Januar 1856 der Direktor Stieber im Namen 
des Präſidenten v. Hinckeldey an den Miniſter des Innern 
Bericht und begründete die dreimonatliche Unterbringung des 
Prinzen im Arbeitshauſe durch den Hinweis auf §. 6 des Paß⸗ 
Edikts vom 22. Juni 1817 und die 88. 43 und 38 der General⸗ 
Inſtruktion zum Paß⸗Edikt vom 12. Juli 1817, wonach ein 
fremdes, legitimations⸗ und ſubſiſtenzloſes Subjekt (zur Zeit 
der Feſtnahme des Prinzen beſtand ſein Vermögen in 6 Thalern) 
von den Polizeibehörden feſtzunehmen und ſo lange zur Arbeit 
anzuhalten ſei, bis ſeine Perſönlichkeit hinlänglich aufgeklärt iſt. 
Der Miniſter ſchickte durch Reſkript vom 26. Februar 1856 die 
mit dem Bericht überreichten Akten an den Polizeipräſidenten 
zurück, ohne ſich zu irgend einer Erwiederung gegen das ſtatt⸗ 
gehabte Verfahren veranlaßt zu ſehen. 

Der Betrüger, welcher ſpäter in dem, wegen des gegen ihn 
ſtattgehabten Verfahrens, geführten amtlichen Schriftwechſel 
mit dem Namen Joſeph Joannes (unter welchem er in Paris 
zu einer Gefängnißſtrafe verurtheilt worden) bezeichnet wurde, 
verbreitete im Laufe des Jahres 1856 vom Auslande aus 
öffentliche Proklamationen gegen das Verfahren des Berliner 
Polizeipräſidiums und beſchwerte ſich auch bei dem preußiſchen 
Miniſter des Innern darüber, daß er ohne geſetzlichen Grund 
verhaftet und drei Monate lang im Arbeitshauſe eingeſperrt 
geweſen war. 
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Der Miniſter ordnete demzufolge eine Unterſuchung des 
Polizeiverfahrens gegen den Prinzen von Armenien an, welche 
von dem neuen Präſidenten, Herrn von Zedlitz, geführt 
wurde, der inzwiſchen an die Stelle des im Duell getödteten 
Herrn v. Hinckeldey (F 10. März 1856) getreten war. 

Das Ergebniß dieſer Unterſuchung war, daß ſowohl der 
Polizeipräſident, als auch der Miniſter des Innern das frag⸗ 
liche Verfahren gegen den angeblichen Prinzen von Armenien 
ſowohl in materieller als in formeller Beziehung für ein ge⸗ 
ſetzliches und nothwendiges nicht anerkannten. Gegen den an⸗ 
geblichen Prinzen lag vom formell⸗juriſtiſchen Standpunkt aus 
nichts weiter vor, als daß er durch lügenhafte Angaben den 
Beweis dafür zu erbringen verſucht hatte, daß er in Wirklich⸗ 
keit ein Prinz von Armenien wäre und daß er ſomit der Füh⸗ 
rung eines falſchen Titels dringend verdächtig war. Wer er 
aber in Wirklichkeit war, das vermochte nicht feſtgeſtellt zu 
werden, auch fehlte es an einer Feſtſtellung ſonſtiger ſtrafbarer 
Handlungen, die der angebliche Prinz in Preußen begangen 
(ein Betrug des Schwindlers, welchen er als „Fürſt Koricoz“ 
vor einer Reihe von Jahren gegen den bekannten Schneider⸗ 
meiſter Kohn verübt hatte, war verjährt und konnte deshalb 
nicht mehr verfolgt werden). — Die Kriminalpolizei hätte 
ſich darauf beſchränken müſſen, da der Staatsanwalt ein Ein⸗ 
ſchreiten gegen den legitimationsloſen Abenteurer nicht für 
opportun erachtet hatte, dieſen über die Grenze zu ſchaffen. 
Das Paßedikt vom 22. Juni 1807 wurde als durch die neuere 
Geſetzgebung aufgehoben erachtet, und ſelbſt die Gültigkeit 
dieſes Edikts vorausgeſetzt, in dem vorliegenden Falle nicht 
für anwendbar erklärt, da der Abenteurer zur Zeit ſeiner Feſt⸗ 
nahme noch nicht ſubſiſtenzlos geweſen, ſondern bei ſeiner Feſt⸗ 
nahme noch im Beſitz von ſechs Thalern gefunden worden war, 
auch bis dahin alles zu feiner Subſiſtenz Nöthige baar be⸗ 
zahlt hatte. 

Es handelte ſich nunmehr um die Frage, ob ein Beamter 
wegen des Verfahrens gegen den angeblichen Prinzen ſtraf⸗ 


rechtlich oder disziplinariſch zur Rechenſchaft gezogen werden 
konnte. Da in dem Verfahren gegen den Abenteurer ſämmt⸗ 
liche Verfügungen, durch welche er inhaftirt, ſodann dem Ar⸗ 
beitshaus überwieſen und ſpäter wieder entlaſſen wurde, von 
dem Direktor Stieber, als dem Chef der Kriminal⸗Abtheilung 
des Berliner Polizei⸗Präſidiums, unterzeichnet waren, ſo richtete 
ſich die Verfolgung wegen des Verfahrens gegen den Prinzen 
zunächſt gegen Stieber. 

Am 9. Februar 1857 fertigte der Juſtizminiſter Simons 
die den Prinzen von Armenien betreffenden Akten dem Ober⸗ 
ſtaatsanwalt Schwarck beim Kammergericht zu, damit dieſer 
ſich darüber äußerte, ob wegen des gegen den Prinzen beobach⸗ 
teten Verfahrens ſich eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung gegen 
Stieber und event. auch gegen den Staatsanwalt Nörner 
(der durch die Beſchlagnahme der durch die Poſt an den Prinzen 
gelangten Briefe der Polizei bei ihrem ungeſetzlichen Verfahren 
Hilfe geleiſtet und überhaupt daſſelbe ſtillſchweigend gebilligt 
hatte) wegen rechtswidriger Freiheitsentziehung aus §. 317 des 
preußiſchen Strafgeſetzbuches begründen ließe. 

In Bezug auf den Staatsanwalt Nörner verneinte dies 
der Oberſtaatsanwalt in ſeinem Bericht vom 26. März 1857, 
da nach dem ganzen Sachverhalt „das paſſive Verhalten der 
Staatsanwaltſchaft gegenüber dem polizeilichen Verfahren nicht 
als eine ſtillſchweigende Gutheißung des letzteren gedeutet werden 
darf.“ Dagegen erklärte ſich Schwarck zur Erhebung einer 
Anklage gegen Stieber wegen widerrechtlicher Freiheitsentziehung 
des angeblichen Prinzen bereit. Allerdings gab Schwarck in 
ſeinem Bericht zu, daß „Stieber für die Dauer der Arbeits⸗ 
haus⸗Haft und die Behandlung des Gefangenen während 
derſelben deshalb nicht füglich in Anſpruch genommen werden 
kann, weil dies notoriſch unter den Augen des verſtorbenen 
Polizeipräſidenten ſtattfand, und nur dieſer, nachdem der an⸗ 
gebliche Prinz ins Arbeitshaus gebracht war, die Wiederent⸗ 
laſſung anordnen konnte.“ (In dem drei Jahre ſpäter ſtattge⸗ 
fundenen Strafverfahren gegen Stieber wegen Amtsüberjchrei- 


tung hat derſelbe Oberſtaatsanwalt Schwarck, als Ankläger 
Stiebers, den Pſeudo⸗Prinzen „als einen anſcheinend harmloſen 
Fremden, der durch ſeinen etwas abenteuerlich klingenden Titel 
die Aufmerkſamkeit der Polizei auf ſich gezogen hatte,“ be⸗ 
zeichnet und die Internirung deſſelben im Arbeits hauſe, ſowie 
ſeine ſtrenge Behandlung daſelbſt als einen „berüchtigten Ge⸗ 
waltſtreich Stiebers“ öffentlich gebrandmarkt!) Aber Stieber 
hatte eigenmächtig den Prinzen am 22. Oktober 1855 feſtge⸗ 
nommen und ihn bis zum 24. Oktober in der Stadtvoigtei ge⸗ 
fangen gehalten, obgleich geſetzlich bereits am 23. Oktober ent⸗ 
weder die Freilaſſung des Prinzen, oder ſeine Vorführung vor 
den Staatsanwalt hätte erfolgen müſſen. 

Schließlich betonte Schwarck, daß die Erhebung einer An⸗ 
klage gegen Stieber in dem vorliegenden Falle nicht opportun 
erſchiene. „Das außergewöhnliche Aufſehen, welches das gegen 
Joannes beobachtete polizeiliche Verfahren erregt hat, trifft 
namentlich die lange Dauer und die Art der Detention 
eines Mannes, dem ſtrafrechtlich verfolgbare Handlungen nicht 
nachgewieſen waren. Für dieſe Qualifikation der Polizeihaft 
aber iſt nicht der etwa Anzuklagende, vielmehr ein Anderer 
(Herr v. Hinckeldey) verantwortlich, deſſen amtliches Vorgehen 
— wenn dem Angeklagten eine gerichtliche Verurtheilung droht 
— leicht in den Kreis öffentlicher Erörterung auf eine Manchem 
Anſtoß gebende Weiſe hineingezogen werden möchte. Der Eclat 
ſolcher unangenehmen Vorkommniſſe dürfte durch den praktiſchen 
Erfolg einer Beſtrafung des Anzuklagenden nicht aufgewogen 
werden.“ 

Der Bericht des Oberſtaatsanwalts zeichnet ſich erſichtlich 
durch eine Eingenommenheit deſſelben gegen die Perſon Stiebers 
aus, was bei der perſönlichen Gereiztheit Schwarck's gegen 
Stieber, worauf wir ſpäter noch kommen, wohl erklärlich iſt. 
Denn obwohl der Oberſtaatsanwalt ſelbſt zugab, daß Stieber 
wegen der Internirung des angeblichen Prinzen in das Arbeits⸗ 
haus keine Verantwortung trifft, und daß aktenmäßig nur die 
Haft vom 22. bis 24. Oktober 1855 von dieſem ſelbſtſtändig 


verfügt worden, fo wollte er doch durch eine Anklage wegen 
geſetzwidriger Freiheitsentziehung des Prinzen vom 23. bis zum 
24. Oktober den Direktor Stieber fompromittiren, obgleich ihm 
thatſächlich wohl bekannt war, daß Stieber auf die mündliche 
Anweiſung feines Chefs, alſo bona fide, die Haft des Joannes 
bis zum 24. Oktober verlängert hatte, und obgleich in einer 
Konferenz der höchſten Juſtiz⸗ und Polizeibeamten Berlins vom 
4. März 1854, an der auch Schwarck theilgenommen hatte, 
die Praxis des Polizeipräſidiums, Feſtgenommene bis zum 
zweitfolgenden Tag in polizeilicher Haft zu behalten, genehmigt 
worden war. 

Stieber hat auch in ſeinen ausführlichen, an den Miniſter 
des Innern im März 1857 gerichteten Rechtfertigungsſchriften 
nachgewieſen, daß ſowohl die Feſtnahme als auch die Inhaft⸗ 
haltung und ſchließlich die Ueberweiſung des Joannes in das 
Arbeitshaus auf den ausdrücklichen Befehl des Polizeipräſid enten 
erfolgt war. 

„Mir ſtand,“ führte Stieber in ſeiner erſten Rechtfertigungs⸗ 
ſchrift aus, „nach der Verfaſſung des königlichen Polizeipräſi⸗ 
diums, welches kein Kollegium bildet, ſondern die Entſcheidung 
aller Angelegenheiten lediglich in die Hand des Chefs legt, in 
keiner Weiſe die Befugniß zu, gegen die betr. Anordnungen 
des Herrn v. Hinckeldey zu remonſtriren, oder mir nur über⸗ 
haupt eine Kritik derſelben anzumaßen. Ich muß aber auch 
geſtehen, daß ich hierzu gar keine Veranlaſſung hatte, da ich 
ſchon nach meiner Kenntniß der Verhältniſſe mit den Maßregeln 
des Herrn v. Hinckeldey gegen den angeblichen Prinzen voll⸗ 
ſtändig einverſtanden war und es mir nie in den Sinn 
gekommen iſt, die Legalität dieſer Maßregeln irgendwie zu be⸗ 
zweifeln. Im Gegentheil hätte man, wenn man jetzt auch 
Lücken in der Ermittelung der Verhältniſſe des Prinzen finden 
will, und man die Führung einer völlig formellen Unterſuchung 
gegen ihn verlangt, nach meiner perſönlichen Ueberzeugung ihn 
noch länger in Haft behalten ſollen. Ich muß mich deshalb 
hier ausdrücklich gegen die Auffaſſung verwahren, als wollte 
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ich die Schuld für illegale Maßregeln jetzt von mir ab auf 
einen Todten ſchieben.“ 

Von der Einleitung eines Strafverfahrens gegen Stieber 
und die an der Feſtnahme des Abenteurers betheiligten Krimi⸗ 
nalkommiſſare wurde Abſtand genommen, aber dieſen Beamten 
wurde wegen ihres Verhaltens vom Miniſter des Innern eine 
Rüge ertheilt. Der dieſe Rüge enthaltende Erlaß des Miniſters 
vom 14. Mai 1857 an den Polizei⸗Präſidenten von Zedlitz 
lautete wörtlich: „... Nur der Umſtand, daß es unmöglich 
iſt, feſtzuſtellen, ob und in wie weit die betreffenden Beamten 
bei ihrem diesfälligen Einſchreiten ſelbſtſtändig und unter eigner 
Verantwortlichkeit gehandelt und ob etwa beſondere, nicht akten⸗ 
mäßig gemachte Gründe zu der Verhaftung und Feſthaltung 
des ꝛc. Joannes obgewaltet haben, ſteht der Einleitung eines 
weiteren Verfahrens gegen dieſe Beamten wegen Ueberſchrei⸗ 
tung ihrer Amtsbefugniſſe wider den angeblichen Prinzen von 
Armenien entgegen. Gleichwohl erſcheint es unerläßlich, daß 
Ew. Hochwohlgeboren den betr. Beamten wegen des in dieſer 
Angelegenheit beobachteten Verfahrens eine ernſte Zurecht⸗ 
weiſung ertheilen.“ 

Was nun den ſogenannten Prinzen von Armenien ſelbſt be⸗ 
trifft, ſo ſoll es eine Reihe von Jahren ſpäter der Wiener Polizei 
gelungen ſein, ſeinen Nationalitätsverhältniſſen auf die Spur zu 
kommen. Hiernach war er Montenegriner von Geburt und in 
der Jugend nach Paris verſchlagen worden, woſelbſt er ſich eine 
oberflächliche, einem orientaliſchen Prinzen angemeſſene Bildung 
aneignete und auf die Idee kam, ſich für einen Prinzen von 
Armenien auszugeben. Nachdem er die Rolle in Paris, London 
und Brüſſel ausgeſpielt hatte, war er nach Berlin und ſodann 
nach Wien gegangen. Die öſterreichiſche Polizei lieferte den 
Hochſtapler an die montenegriniſche Regierung aus. Da er 
ſich bereits in Montenegro zahlreiche Betrügereien hatte zu 
Schulden kommen laſſen, ſo wurde er endlich in ſeinem Heimath⸗ 
lande durch eine Verurtheilung zu zwölfjähriger Gefängnißſtrafe 
unſchädlich gemacht. In dem Journal „Die Neuzeit“ ſchilderte 
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Guſtav Raſch im Jahre 1875 das Zuſammentreffen mit dieſem 
Abenteurer im montenegriniſchen Staatsgefängniß, welches 
Raſch auf einer Reiſe in den Schwarzen Bergen beſichtigte. 
Der Sträfling wurde ziemlich gut behandelt, und er machte 
ſich als Lehrer in modernen Sprachen in der Gefängnißſchule 
nützlich. 

11. Der Grieche Simonides. 

Wenige Wochen, nachdem der Prinz von Armenien über die 
preußiſche Grenze geſchafft worden, ereignete ſich die Affaire 
Simonides, welche gleichfalls mit Unannehmlichkeiten für Stieber 
verknüpft geweſen iſt. 

Am 30. Jan. 1856 ließ der Generalpolizeidirektor v. Hinckel⸗ 
dey am ſpäten Abend den Direktor Stieber in ſeine Wohnung 
rufen, wo Stieber auch den Profeſſor der Univerſität und Mit⸗ 
glied der Akademie der Wiſſenſchaften Dr. Lepſius traf. 
Herr v. Hinckeldey eröffnete dem herbeigerufenen Stieber Fol⸗ 
gendes: Der griechiſche Gelehrte Simonides, welcher ſich 
in Leipzig aufhielt, hatte durch den Profeſſor Dindorf zu 
Leipzig der Berliner Akademie der Wiſſenſchaften eine uralte 
griechiſche Handſchrift von unſchätzbarem Werth zum Kauf an⸗ 
geboten. Die Akademie berichtete ſofort darüber an den König, 
dieſer erklärte ſich bereit, die Handſchrift für eine aus der 
allerhöchſten Chatulle bewilligte Summe von 5000 Thalern 
anzukaufen und es wurde deshalb mit dem Griechen Simonides 
Kontrakt abgeſchloſſen. Während die Verhandlungen hierüber 
noch ſchwebten, wurde vom Verkäufer die Mittheilung gemacht, 
daß noch ein anderes wiſſenſchaftliches Inſtitut einen Kauf der 
fraglichen Handſchrift beabſichtigte, und der Profeſſor Lepſius 
ſchoß auf die bereits vom Könige genehmigte Kaufſumme von 
5000 Thlr. eine Summe von 2000 Thlr. aus eigenen Mitteln 
vor, um den Kauf der Handſchrift für den König reſp. die 
Berliner Akademie zu ſichern. Lepſius erhielt hierfür einen 
Theil des Codex ausgeliefert. Eine nunmehr vorgenommene 
ſorgfältige Prüfung ergab aber, daß der ganze Codex gefälſcht 
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und daß zweifellos der Verkäufer Simonides ein Betrüger der 
ſchlimmſten Art war. Die vom Könige bewilligte Summe 
von 5000 Thlr. ſtand ſonach auf dem Spiel. Es kam nun⸗ 
mehr darauf an, den Simonides der Fälſchung zu überführen, 
die vom Profeſſor Lepſius vorgeſchoſſenen 2000 Thlr. zu retten 
und die Auslieferung des Simonides nach Preußen durchzuſetzen. 

Stieber übernahm die Ausführung dieſes Kommiſſoriums, 
und er begab ſich in der Begleitung des Profeſſors Lepſius 
ſofort nach Leipzig. Stieber ſetzte bei den Leipziger Behörden 
die Verhaftung des Simonides durch, und die bei der Ver⸗ 
haftung deſſelben von Stieber gemachten Wahrnehmungen ließen 
darüber keinen Zweifel, daß der Codex wirklich gefälſcht und 
Simonides ein Fälſcher von Profeſſion war. Nachdem Stieber 
von Leipzig nach Berlin zurückgekehrt war und das Sachver⸗ 
hältniß an das Berliner Stadtgericht berichtet hatte, beſchloß 
auch dieſes ſeinerſeits die Verhaftung des Simonides, bewirkte 
die Auslieferung deſſelben und requirirte das Berliner Polizei⸗ 
präſidium wegen des Transportes des Simonides und Ueber⸗ 
nahme der Effekten deſſelben. Der Transport wurde am 
18. Februar 1856 durch den Kriminalkommiſſar Pick ausge⸗ 
führt, und die Effekten, namentlich die Handſchriften des Simo⸗ 
nides, wurden in mehreren großen Kiſten und Koffern in Berlin 
eingeliefert. 

Während der etwa dreiwöchentlichen Haft in Leipzig hatte 
Simonides vor beſetztem Gericht ausdrücklich in die Auszah⸗ 
lung der vorſchußweiſe empfangenen 2000 Thaler, die noch bei 
ihm gefunden worden waren, an den Profeſſor Dindorf (der 
ihm im Auftrage des Prof. Lepſius dieſe Summe gegeben 
hatte) reſp. an Profeſſor Lepſius gewilligt, unter der Bedin⸗ 
gung, daß er ſeinen Codex und die Abſchrift deſſelben, welche 
er an Dindorf (für Lepſius) gegeben, zurückerhielte. Zu dieſer 
Erklärung, durch welche in Bezug auf die Auszahlung der 
2000 Thlr. an Lepſius Weiterungen vermieden werden ſollten, 
wurde er durch folgendes, vom Direktor Stieber inſpirirtes 
Verfahren veranlaßt: Simonides war der Meinung, daß ihm 
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in Leipzig wegen Betruges der Prozeß gemacht werden ſollte, 
welches Vergehen nach dem ſächſiſchen Strafrecht nur auf An⸗ 
trag des Beſchädigten ſtrafgerichtlich verfolgt werden konnte. 
Es wurde nun dem Simonides proponirt, daß von der Stel⸗ 
lung eines Strafantrages Abſtand genommen werden würde, 
falls er in die Auszahlung der beſchlagnahmten 2000 Thaler 
an Dindorf reſp. Lepſius freiwillig willigte. Simonides ging 
darauf ein und gab die oben erwähnte Erklärung vor Ge⸗ 
richt ab. 

Zugleich mit Simonides und ſeinen Effekten wurden auch 
die beſchlagnahmten 2000 Thaler von dem Leipziger Gericht 
an die Berliner Kriminalpolizei (die zur Uebernahme vom 
Berliner Stadtgericht autoriſirt war) abgeliefert, welche Summe 
Stieber im Einverſtändniß mit Herrn von Hinckeldey ſofort, 
nachdem er aus den in Leipzig verhandelten und nach Berlin 
mitgeſchickten Akten die Einwilligung des Simonides zur Aus⸗ 
zahlung an Dindorf reſp. Lepſius erſehen hatte, an Lepſius 
auszahlte. 

Als Simonides am Tage ſeiner Einlieferung dem Direktor 
Stieber vorgeführt wurde, ſtellte ſich heraus, daß Simonides 
nur neugriechiſch ſprach, und daß ſich im erſten Augenblick kein 
Dolmetſcher dieſer Sprache in Berlin ermitteln ließ, ſo daß 
Niemand im Stande war, auch nur eine Silbe mit Simonides 
zu ſprechen. Stieber machte ſich nun ſelbſt mit den ihm zu 
Gebote ſtehenden Mitteln unverzüglich daran, einen Dolmetſcher 
zu ermitteln, um den Simonides mit dieſem zugleich dem 
Richter vorführen zu können nnd des Erſteren Vernehmung 
möglich zu machen. Nachdem ſich deshalb Stieber vergeblich 
mit den Profeſſoren Böckh, Curtius, Geheimen Legations⸗ 
rath Abeking, Gymnaſialdirektor Bellermann und ande⸗ 
ren Gelehrten in Verbindung geſetzt hatte, fand er endlich in 
der Perſon des Dr. Mullack einen geeigneten Dolmetſcher. 
Da es ſich ferner noch um die Recherche mehrerer anderer gegen 
Simonides geltend gemachter Betrügereien handelte, ſo unter⸗ 
nahm Stieber in Gemeinſchaft mit den Profeſſoren Böckh und 
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Lepfiu die Sichtung, Ordnung und Spezifikation der bei Si⸗ 
monides beſchlagnahmten Handſchriften, die aus Papieren und 
Dokumenten in mehreren alten Sprachen, ſyriſch, egyptiſch, 
chaldäiſch ꝛc., beſtanden. Acht Tage lang brachten die beiden 
genannten Gelehrten bei dieſer Arbeit zu, und endlich am 
26. Febr., nachdem Simonides acht Tage lang ſich in Polizei⸗ 
haft befunden hatte, wurde er nebſt dem Dolmetſcher und den 
geordneten Effekten dem Unterſuchungsrichter vorgeführt. 

Das Berliner Stadtgericht erklärte ſich, nachdem Simonides 
mehrere Monate lang verhaftet geweſen, für inkompetent, gegen 
Simonides wegen eines im Auslande (Leipzig) verübten Be⸗ 
truges zu verhandeln, und ließ dieſen frei, da auch das Leip⸗ 
ziger Gericht wegen Mangels des nach ſächſiſchem Recht er: 
forderlichen Strafantrags nicht gegen Simonides verhandeln 
konnte. Dem Simonides wurden ſämmtliche, ihm abgenommenen 
Effekten nebſt dem falſchen Codex und einer Abſchrift desſelben 
zugeſtellt. Von dieſer Abſchrift fehlten jedoch einige Blätter, 
die während der Unterſuchung in nicht ermittelter Weiſe ab⸗ 
handen gekommen waren. 

Als ſich Simonides wieder auf freiem Fuß befand und er 
die Gewißheit hatte, daß er wegen ſeines gemeinen Betruges 
nicht beſtraft werden konnte, trat er mit dem an das Polizei⸗ 
präſidium und das Stadtgericht geſtellten Verlangen auf, daß 
ihm die beſchlagnahmten 2000 Thaler zurückgezahlt würden, da 
er in die Auszahlung dieſer Summe nur unter der Bedingung 
gewilligt hatte, daß er ſeinen Codex und die Abſchrift des⸗ 
ſelben unverletzt zurückerhielte, daß aber dieſe Bedingung nicht 
eingehalten worden, da mehrere Blätter der Abſchrift fehlten. 

Dieſes Verlangen gab dem Berliner Stadtgericht, welches 
die 2000 Thaler gar nicht erhalten hatte, Veranlaſſung, den 
Polizeipräſidenten v. Zedlitz (Herr v. Hinckeldey war inzwiſchen 
geſtorben) aufzufordern, vom Direktor Stieber eine Motivirung 
und Rechtfertigung ſeines Verfahrens, ſowohl im Hinblick auf 
die achttägige Polizeihaft, als auch auf die Auszahlung der 
Summe an Lepſius, zu verlangen. Herr v. Zedlitz kam dieſem 
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Wunſche nach, und Stieber wurde nunmehr in der Affaire des 
Betrügers Simonides, ebenſo wie in der des hochſtapelnden 
Prinzen von Armenien, genöthigt, ſein Verfahren zu rechtfertigen. 


Gegen den Vorwurf der allzulangen Polizeihaft des Simo⸗ 
nides bemerkte Stieber zu ſeiner Rechtfertigung: 


„Ich kann in keiner Weiſe zugeben, daß mein Verfahren 
gegen Geſetzesvorſchriften verſtoßen habe. Es liegt hier keines⸗ 
wegs der Fall vor, daß Simonides aus dem Zuſtande der 
Freiheit verhaftet oder polizeilich feſtgenommen war und binnen 
24 Stunden vor den Richter, reſpektive den Staatsanwalt ge⸗ 
führt werden mußte, damit über die Berechtigung zu ſeiner Haft 
gerichtlich befunden werde, ſondern hier handelte es ſich um 
ein ganz anderes, im Geſetze vom 12. Februar 1850 gar 
nicht berückſichtigtes Sachverhältniß. Simonides befand ſich 
ſchon in Leipzig mehrere Wochen lang in gerichtlicher Haft und 
das hieſige Stadtgericht hatte bereits die gerichtliche Haft gegen 
ihn beſchloſſen, um ſeinen Transport ausführen zu können. 
Wenn der Polizei eine Recherche reſp. eine Maßregel gegen 
eine ſolche bereits gerichtlich verhaftete Perſon übertragen wird, 
ſo beſteht kein Geſetz, welches hier die Polizei an beſtimmte 
Friſten bindet. Man kann höchſtens verlangen, dieſelbe ſolle 
keine Zeit verlieren. Nemo ultra posse obligatur. Ich kann 
wenigſtens verſichern, daß ich in der Zeit vom 18. bis 25. 
Februar, welche mir hier zum Vorwurf gemacht wird, weit 
über meine Verpflichtung hinaus gearbeitet habe, um die Er⸗ 
ledigung der betr. unumgänglich nothwendigen Geſchäfte herbei⸗ 
zuführen. Selbſt das Geſetz vom 12. Februar 1850 verlangt 
übrigens im §. 4 nur, daß ſofort das Erforderliche veranlaßt 
werde, um eine verhaftete Perſon dem Richter vorführen zu 
können. Zu dieſer Veranlaſſung gehört gewiß auch die Be⸗ 
ſchaffung eines Dolmetſchers.“ 

Gegen den Vorwurf der eigenmächtigen und unberechtigten 


Auszahlung der 2000 Thaler an den Profeſſor Lepſius be⸗ 
merkte Stieber unter Anderem: 
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„Herr v. Hinckeldey beſtimmte im Einverſtändniß mit mir, 
daß der Einwilligung des Simonides gemäß die Zahlung des 
Geldes erfolgen ſolle, zumal Lepſius ein notoriſch ſo geachteter 
und vermögender Mann iſt, daß das Geld im ſchlimmſten 
Falle von ihm ohne Gefahr wieder zu erlangen ſei. Ich ließ 
den Herrn Profeſſor Lepſius vorladen und zahlte ihm die Summe 
von 2000 Thalern in Gegenwart des Geh. Legationsraths 
Abeking mit der ausdrücklichen Erklärung aus, daß die Zah⸗ 
lung in Folge der von Simonides vor dem Gericht zu Leipzig 
erklärten Einwilligung geſchehe. In dem Präſidialſchreiben 
wird auf dieſe Einwilligung des Simonides zu der Auszah⸗ 
lung des Geldes gar keine Rückſicht genommen, vielmehr dieſe 
Auszahlung als eine ganz unberechtigte Dispoſition bezeichnet. 
Es wird ſogar die Behauptung aufgeſtellt, daß allein der 
Wunſch, dem Privatintereſſe des Lepſius gefällig zu ſein, die 
Auszahlung des Geldes veranlaßt haben könne, und kann man 
aus ſolcher ſehr leicht den Verdacht entnehmen, als hätten mich 
bei der betreffenden Zahlung unehrenhafte und unlautere 
Nebenabſichten geleitet. Gegen eine ſolche Auffaſſung der Sache 
muß ich hiermit meine Amtsehre ganz entſchieden wahren. Mich 
hat zu der fraglichen Zahlung nur die von meinem Chef ge⸗ 
troffene Entſcheidung veranlaßt, welche mir überdies ausdrück⸗ 
lich als eine den Wünſchen Seiner Majeſtät entſprechende 
bezeichnet wurde. Die Abſicht, dem Privat⸗Intereſſe des 
Herrn Lepſius gefällig zu ſein, lag mir völlig fern. Herr 
Lepſius ſelbſt hat übrigens, als er die Summe von 2000 
Thalern gezahlt hat, gar kein Privat⸗Intereſſe verfolgt. Ich 
kann nicht ermeſſen, wieweit der oben angedeutete Verdacht 
gegen meine Amtsehre bereits Platz gegriffen hat, ſollte dies 
aber irgendwie geſchehen ſein, ſo halte ich mich zu der drin⸗ 
genden Forderung berechtigt, den Profeſſor Lepſius eidlich über 
das ganze Sachverhältniß zu vernehmen. Derſelbe würde 
namentlich auch bekunden müſſen, daß er ſelbſt zu des Königs 
Majeſtät befohlen worden iſt, um perſönlich über die Prozedur 
gegen Simonides Auskunft zu geben, und daß Se. Majeſtät 
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Ihre Allerhöchſte Freude darüber ausgeſprochen, daß er wieder 
in den Beſitz ſeines Geldes gelangt ſei.“ 


12. Die friedensrichterliche Thätigkeit der Berliner 
Kriminalpolizei. Die Offizierſchulden-Regulirungen. 
Eine Verfügung des Polizeipräſidenten von Hinckeldey an 

die Kriminalpolizei bald nach der Uebernahme der Direktion 
der Kriminalpolizei ſeitens Stiebers hat zu vielen Mißdeu⸗ 
tungen Anlaß gegeben und auch in Wirklichkeit zu geſetz⸗ 
widrigen Uebergriffen der Kriminalpolizei geführt. Nach dieſer 
Verfügung ſollten in Fällen unmoraliſcher, vermögensrechtlicher 
Schädigungen, in welchen die Möglichkeit der Feſtſtellung einer 
unter das Strafgeſetz fallenden That zweifelhaft, und deshalb 
ein Einſchreiten des Strafgerichts ergebnißlos erſchiene, die 
Kriminalkommiſſarien verſuchen, einen Vergleich zwiſchen dem 
Beſchädiger und dem Geſchädigten herbeizuführen und ſo den 
Uebervortheilten wieder zu dem Seinigen zu verhelfen. Dieſe 
gut gemeinte Verfügung hat, als in dem großen Publikum die 
friedensrichterliche Thätigkeit der Kriminalkommiſſarien bekannt 
worden war, die Folge gehabt, daß zahlreiche Gläubiger unter 
dem Vorgeben, eine Strafthat ſeitens des Schuldners, wie 
Betrug, Unterſchlagung ꝛc. verfolgen zu wollen, die Hülfe der 
Kriminalpolizei in Anſpruch nahmen und dadurch raſch zur 
Befriedigung ihrer Forderungen gelangten, oder daß Schuldner 
unter dem Vorgeben, von Wucherern ausgeſogen zu werden, die 
Hülfe der Kriminalpolizei gegen ihre hartherzigen Gläubiger 
in Anſpruch nahmen und ſo eine Herabminderung der Schuld⸗ 
ſumme reſp. Stundung erlangten. 

In vielen derartigen Fällen lag auch nicht ein begrün⸗ 
detes Moment zu kriminellem Einſchreiten vor. Der in dieſer 
Weiſe angerufene Kriminalbeamte begann ſeine Vergleichs⸗ 
thätigkeit damit, daß er den verdächtigten Gläubiger oder 
Schuldner feſtnahm und das Vergleichsverfahren mit ihm 
eröffnete. Ließ ſich der Feſtgenommene durch die unangenehme, 


feinen Ruf ſchädigende Situation beſtimmen, auf einen Ber: 
gleich einzugehen, ſo wurde er entlaſſen und auf der Arreſt⸗ 
anzeige wurde vermerkt: „Hat ſich verglichen und den Denun⸗ 
zianten befriedigt“; blieb dagegen der Verhaftete feſt und ver⸗ 
ſtand er ſich zu nichts, ſo wurde er auch entlaſſen und auf der 
Arreſtanzeige vermerkt: „Der Verdacht hat ſich nicht beſtätigt.“ 
Daß derartige, durch die Zwangsmittel der Kriminalpolizei 
zu Stande gebrachte Vergleiche in der Regel nicht der Billig⸗ 
keit entſprachen, liegt auf der Hand, und das Gerücht, daß die 
Kriminalbeamten für ihre friedensrichterliche Thätigkeit von 
den begünſtigten Gläubigern oder Schuldnern namhafte Ge⸗ 
ſchenke erhielten, fand allgemeinen Glauben. 

Dieſer, dem eigentlichen Berufe der Kriminalpolizei fremden 
Thätigkeit wurde ſelbſt durch den König Friedrich Wilhelm IV. 
— allerdings in gutem Glauben — Vorſchub geleiſtet, welcher 
der Kriminalpolizei die Regulirung von Schulden der 
Offiziere, die Wucherern in die Hände gefallen waren und 
Ehrenſcheine ausgeſtellt hatten, ohne dieſelben einlöſen zu können, 
übertrug. In dieſen Fällen handelte es ſich in der Regel in 
Wirklichkeit um eine ſtrafbare Handlung — den Wucher — die 
aber von der Kriminalpolizei nicht verfolgt, ſondern im Gegentheil 
dazu benutzt werden ſollte, die Wucherer zum Verzicht auf ihre 
wucheriſchen Vortheile zu bewegen und ſodann die Sache zu ver⸗ 
tuſchen, um den Offizier, der in Folge der Nichteinhaltung ſeines 
Ehrenwortes ſofort bei dem Bekanntwerden dieſer Thatſache 
ſeine Stellung verloren hätte, der Armee zu erhalten. 

Dieſer königliche Befehl war allerdings durch eine Noth⸗ 
lage veranlaßt worden. Im Jahre 1851 befand ſich wohl die 
Hälfte der jungen Offiziere mittelſt ſolcher Ehrenſcheine in den 
Händen der niederträchtigſten Wucherer und Gauner. Perſonen 
aus der niedrigſten Volksſchicht waren in kurzer Zeit durch 
ſolchen Geſchäftsbetrieb reich geworden, es exiſtirten förmlich 
Formulare für die Ehrenſcheine und ein ganzes Korps von 
Kommiſſionären, welche die jungen, unerfahrenen Offiziere auf⸗ 
ſuchten und ihnen das Geld aufdrängten. Nicht 100, ſondern 
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1000 Prozent wurden genommen, in vieleu Fällen erhielten 
die Offiziere auf die Ehrenſcheine, welche ſie unvorſichtiger Weiſe 
gegeben, keinen Pfennig Valuta und mußten dem dritten In⸗ 
haber doch zahlen. Es kamen demzufolge Selbſtmorde und 
Deſertionen zu wiederholten Malen vor. Ein kriminelles Ein⸗ 
ſchreiten gegen die Wucherer, welches wohl geholfen hätte, war 
bedenklich, weil ſolches in der Regel öffentlichen Eklat und die 
Dienſtentlaſſung der betheiligten Offiziere veranlaßt hätte, und 
weil leider viele tüchtige und brave Offiziere in ſolche Ver⸗ 
wickelungen gerathen waren. 

Es wurde deshalb vom Könige beſchloſſen, daß ein Geſetz 
zur Verhinderung der Annahme von Offizier⸗Ehrenſcheinen 
vorzubereiten ſei, und daß vorläufig die Hülfe der Kriminal⸗ 
polizei in Anſpruch genommen werde, um die betreffenden 
Schuldverhältniſſe allmälig abzuwickeln und die Wucherer einiger⸗ 
maßen in Schach zu halten. 

Eines Tages des Jahres 1851 erhielt Stieber einen Brief 
des Flügeladjutanten des Königs, Oberſt von Schöler, in 
welchem Stieber erſucht wurde, zu einer Konferenz in das 
Kriegsminiſterium zu kommen. Stieber begab ſich zur anbe⸗ 
raumten Zeit dahin, wo ihm die betreffenden Befehle des 
Königs eröffnet wurden. Zugleich wurden ihm zur Schuld⸗ 
regulirung die nöthigen Geldmittel aus der Schatulle des 
Königs zur Verfügung geſtellt, in ſoweit die verſchuldeten Offi⸗ 
ziere reſp. ihre Angehörigen außer Stande waren, den Wuche⸗ 
rern die empfangenen Darlehne zurückzuzahlen. Stieber erklärte 
ſich mit dieſem Kommiſſorium einverſtanden, und der Polizei⸗ 
präſident von Hinckeldey erließ eine generelle Inſtruktion an 
die Beamten der Kriminalpolizei, worin ſie zu derartigen Re⸗ 
gulirungen von Schuldangelegenheiten junger Offiziere auf 
gütlichem Wege autoriſirt wurden. 

Die Regulirungen erfolgten in der Regel unter der Anwen⸗ 
dung des Zwangsmittels, daß der Wechſel oder der Ehrenſchein 
verſchuldeter Offiziers, wenn möglich, von der Polizei beſchlag⸗ 
nahmt wurde. Es wurde nach der Beſtimmung des Königs 
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dem Wucherer das Geld, welches der Offizier erhalten, nebſt 
ſechs Prozent Zinſen gegeben, wogegen der Wucherer auf ſeine 
wucheriſchen Vortheile zu verzichten hatte. Kam ein ſolcher 
Vergleich zu Stande, ſo wurde von einer ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
folgung des Wucherers Abſtand genommen; ließ ſich dagegen 
der Wucherer auf einen Vergleich nicht ein, ſo erhielt er nach 
den bezüglichen Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts gar 
nichts und wurde wegen Wuchers ſtrafrechtlich verfolgt, aber 
der Offizier mußte gewöhnlich den Dienſt quittiren. Mit 
dieſem Regulirungsgeſchäft war Stieber bis zum Jahre 1857 
betraut, in welchem das Geſetz vom 7. März dem Uebelſtande 
mit einem Schlage ein Ende machte; denn in dieſem Geſetze 
wurden ſtrenge Strafen darauf geſetzt, wenn Jemand ſich 
Ehrenſcheine ausſtellen ließ, um nichtige Schulden minorenner 
unerfahrener Leute verbindlich zu machen. An der Bearbei⸗ 
tung des Entwurfs dieſes Geſetzes war der Polizeidirektor 
Stieber betheiligt. 


13. Herr von Hinckelden und Stieber. 

Das Verhältniß Stiebers zu ſeinem unmittelbaren Vorge⸗ 
ſetzten, dem Generalpolizeidirektor v. Hinckeldey, war wäh⸗ 
rend der erſten Dienſtjahre Stiebers als Leiter der Kriminal⸗ 
polizei kein angenehmes, und dies iſt wohl erklärlich, da 
Stieber dem Polizeipräſidenten als Kriminalpolizeichef vom 
Könige und dem Miniſter v. Manteuffel förmlich aufgedrungen 
worden war. Die Vergangenheit Stiebers als gelegentlicher 
Polizeiagent und als Vertheidiger entſprach der Anſicht Hinckel⸗ 
deys nach nicht der Würde eines Chefs der Berliner Kriminal⸗ 
polizei, und Hinckeldey war in der erſten Zeit gern geneigt, 
jedem noch ſo unglaublich auftretenden Gerücht über früher 
von Stieber begangene unmoraliſche Handlungen Glauben zu 
ſchenken, um ſo den Stieber zu veranlaſſen, ſich ihm gegen⸗ 
über gegen verleumderiſche Behauptungen charakterloſer Per⸗ 
ſonen über ſein Vorleben öfter zu vertheidigen. 


Dieſe fortdauernden Nörgeleien bekam endlich Stieber herz⸗ 
lich ſatt. Als er ſich einmal wiederum gegen niederträchtige 
Anſchuldigungen eines ehemaligen Referendarius, eines ver⸗ 
kommenen, der Völlerei ergebenen Menſchen, welcher vom Herrn 
v. Hinckeldey als Polizeiagent benutzt wurde, in einer längeren 
Denkſchrift, insbeſondere gegen den Vorwurf königsfeindlicher, 
revolutionärer Beſtrebungen während der Jahre 1848 und 1849, 
zu vertheidigen hatte, verlangte Stieber am Schluß ſeiner an 
den Präſidenten gerichteten Vertheidigungsſchrift volle Satis⸗ 
faktion von Seiten der Behörde, widrigenfalls er die Inter⸗ 
vention des Königs oder die Entſcheidung der Gerichte anrufen 
würde. Seither ſcheint Stieber in dieſer Hinſicht in Ruhe ge⸗ 
laſſen worden zu ſein. 

Die großartigen Erfolge Stiebers auf dem Gebiete der 
Kriminalpolizei — Berlin erfreute ſich unter Stiebers kriminal⸗ 
polizeilicher Thätigkeit einer früher nicht gekannten Sicherheit 
— und das fortdauernde und ſtetig ſich ſteigernde Wohlwollen 
des Königs, das ſich in einem häufigen direkten Verkehr des 
Königs mit Stieber kundthat, trugen im Laufe der Zeit das 
Ihrige dazu bei, das Verhältniß zwiſchen Hinckeldey und 
Stieber zu einem beſſeren zu geſtalten; zu einem innigeren, 
wirklich freundſchaftlichen geſtaltete es fi) nie. Hinckeldey war 
ſelbſtverſtändlich nicht beſonders erfreut über das perſönliche 
Herantreten Stiebers an den Monarchen, aber er vermochte 
nicht hindernd dazwiſchen zu treten und machte demzufolge gute 
Miene zum böſen Spiel. Er zeigte ſich dem Polizei⸗Direktor 
Stieber als freundlicher, entgegenkommender Chef in allen 
Fällen, in denen ein Nichtentgegenkommen wirkungslos geweſen 
wäre, dagegen unterließ er es, in geeigneten Momenten für 
ſeinen Kriminal⸗Direktor bei dem vorgeſetzten Miniſterium Aus⸗ 
zeichnungen zu beantragen. Die Folge war, daß Stieber trotz 
ſeiner erfolgreichen Thätigkeit im Kriminaldienſt bis zum Jahre 
1854 keinen preußiſchen Orden beſaß. | 

Als im Herbſt deſſelben Jahres einmal Stieber beim Könige 
Vortrag über Kriminalſachen hielt, machte der König, wahr⸗ 
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ſcheinlich dadurch, daß auf Stiebers Uniform ſich kein preußi⸗ 
ſches Ordensabzeichen befand, aufmerkſam geworden, die Be⸗ 
merkung: 

„Sagen Sie einmal, Stieber, Sie haben wohl noch gar 
keinen Orden, wie kommt dies?“ — 

„Nein, Majeſtät,“ erwiederte Stieber, „eine ſolche von mir 
ſehnlichſt gewünſchte Auszeichnung iſt mir noch nicht zu Theil 
geworden, wahrſcheinlich hat ſich mein Chef, der Herr General⸗ 
direktor v. Hinckeldey, noch nicht veranlaßt geſehen, eine der⸗ 
artige Auszeichnung für mich zu beantragen.“ 

Auf die weitere Frage des Königs, ob nicht neuerdings 
etwas von Stieber ausgeführt worden, was zu einer Ordens⸗ 
verleihung Anlaß böte, erwiederte Stieber, daß er über die 
Kommuniſten⸗Verſchwörungen, welche in den Jahren 1851 und 
1852 von ihm in Gemeinſchaft mit dem hannoverſchen General⸗ 
Polizei⸗Direktor Dr. Wermuth ermittelt worden, im amtlichen 
Auftrage gemeinſam mit Dr. Wermuth ein Buch geſchrieben 
habe („Die Kommuniſten⸗Verſchwörungen des 19. Jahrhun⸗ 
derts.“ Berlin 1853 und 1854), deſſen zweiter Band vor Kurzem 
im Buchhandel erſchienen ſei, und daß er dieſen zweiten Band Sr. 
Majeſtät überreichen wolle. (Als Stieber im vorhergegangenen 
Jahre den erſten Band dieſes Werkes dem Könige überreicht 
hatte, überſandte der König dem Direktor Stieber als Zeichen 
der Anerkennung eine goldene Tabatiere.) 

Der König ſprach ſeine Genehmigung aus, und Stieber 
ließ ein Exemplar des Werkes prachtvoll einbinden, welches er 
ſodann, unter ſtrikter Beobachtung des Inſtanzenganges, dem 
Polizeipräſidenten v. Hinckeldey überreichte mit der Bitte, das 
Exemplar Sr. Majeſtät zu übergeben und geneigteſt den Antrag 
daran zu knüpfen, dem Verfaſſer Stieber eine Ordensauszeich⸗ 
nung zu Theil werden zu laſſen. Herr v. Hinckeldey verſprach 
dies und nahm das Exemplar an ſich. Faſt zwei Monate ver⸗ 
gingen, ohne daß dem Stieber von Seiten des Königs irgend eine 
Aeußerung zuging, und gegen Ende des Jahres 1854, als 
Stieber wieder dem Könige Vortrag hielt, fragte ihn der König, 
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warum er das in Ausſicht geſtellte Buch noch nicht überreicht 
habe. Stieber erwiderte, daß er bereits vor mehreren Wochen 
dem Polizeipräſidenten ein Exemplar behufs Ueberreichung an 
Se. Majeſtät übergeben habe. 

„Nun,“ verſetzte der König, „ſo ſchicken Sie mir umgehend 
direkt ein Exemplar Ihres Werkes, uneingebunden, ſo wie es 
vom Druck kommt.“ 

Dem königlichen Befehle gehorchend, ſandte Stieber ſofort 
ein uneingebundenes Exemplar an den König nach Potsdam, 
und ſchon nach wenigen Tagen erhielt Stieber durch einen 
Kabinetskurier die erfreuliche Botſchaft, daß ihm der Rothe 
Adlerorden verliehen ſei. Nach Empfang dieſer frohen Kunde 
begab ſich Stieber zu dem noch nicht davon in Kenntniß ge⸗ 
ſetzten Herrn v. Hinckeldey, theilte dieſem mit, daß der König 
ihm (Stieber) den Rothen Adlerorden verliehen habe, und 
ſprach ſeinen Dank dafür aus, daß der Herr Präſident durch 
Ueberreichung des Buches an den König ihm dieſe Auszeichnung 
verſchafft habe. Herr v. Hinckeldey, ganz verlegen wegen des 
mit Unrecht ihm gezollten Dankes, war gezwungen, denſelben 
abzulehnen, und mußte ſich wegen ſeiner Vergeßlichkeit, da er 
das Buch dem Könige gar nicht überreicht hatte, entſchuldigen. 


14. König Friedrich Wilhelm IV. und Stieber. — 
Der politiſche Agent Haſſenkrug. 

Eine hervorragende Vertrauensſtellung hatte Stieber — 
wie wohl noch niemals ein anderer Kriminalpolizeidirigent — 
bei dem Könige Friedrich Wilhelm IV., welche ihm 
einen thatſächlich über ſeine offizielle Stellung weit hinaus⸗ 
gehenden Einfluß verſchaffte. So lange Herr v. Hinckeldey 
lebte, der dem Könige ſehr nahe ſtand und deſſen vollſtes. Ver⸗ 
trauen genoß, beſchränkten ſich die direkten Beziehungen Stiebers 
zum Könige im Weſentlichen darauf, daß er öfter zum Könige 
befohlen wurde, um Vortrag über wichtige Kriminalfälle zu 
halten, oder um Aufträge des Königs auszuführen, welche eine 
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beſonders diskrete Behandlung erheiſchten. So übernahm 
Stieber im Januar 1854 auf den Wunſch des Königs die 
Verwaltung des Kroll' ſchen Etabliſſements in Berlin. 

Dieſes Etabliſſement iſt bekanntlich von dem verſtorbenen 
Kroll auf fiskaliſchem Grund und Boden am Thiergarten 
errichtet worden, ohne daß zugleich der Grund und Boden auf 
den Beſitzer des Etabliſſements und ſeiner Baulichkeiten über⸗ 
ging. Nach dem Tode Krolls heirathete ſeine Tochter den aus 
Oeſterreich nach Berlin gekommenen Muſikdirektor Engel, 
welcher die Leitung des Etabliſſements übernahm. Erſt jetzt 
erfuhr Engel, daß das Etabliſſement hoch verſchuldet war und 
daß die zahlreichen Gläubiger bereits Schritte gethan hatten, 
um daſſelbe zur Subhaſtation zu bringen. Als der König 
davon in Kenntniß geſetzt wurde, inhibirte er die Fortſetzung 
des Subhaſtationsverfahrens durch die Erklärung, daß unter 
ſolchen Umſtänden die weitere Verwendung des fiskaliſchen 
Grund und Bodens für das darauf eingerichtete Etabliſſement 
dem etwaigen Erſteher deſſelben in der Subhaſtation verſagt 
werden würde. Die Gläubiger waren demzufolge gezwungen, 
mit dem Engel'ſchen Ehepaar ein außergerichtliches Arrangement 
zu treffen, dahin lautend, daß das Etabliſſement für Rechnung 
der Gläubiger weiter betrieben und daß der König erſucht 
würde, einer Vertrauensperſon die Verwaltung des Etabliſſe⸗ 
ments zu übertragen. Der König erklärte ſich mit dieſem Pro⸗ 
jekt einverſtanden und beſtimmte den Polizeidirektor Stieber 
zum Verwalter des Kroll'ſchen Etabliſſements. Stieber leitete 
dieſes Etabliſſement vom Januar 1854 bis zum April 1855 
und regulirte die vermögensrechtlichen Verhältniſſe deſſelben 
während dieſer Zeit ſo weit, daß im April 1855 Engel und 
ſeine Gattin die Leitung des Etabliſſements unter Zuſtimmung 
der Gläubiger wieder ſelbſt übernehmen konnten. 

Nach dem Tode des Herrn v. Hinckeldey rückte Stieber 
theilweiſe in die Vertrauensſtellung beim Könige ein, welche 
bisher Hinckeldey beſeſſen, und er avancirte zum wirklichen 
Rathgeber des Königs in den ſtaatspolizeilichen Angelegenheiten, 
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unter welchen damals der Techen'ſche Depeſchenverrath 
einen hervorragenden Platz einnahm. 

In einem ſpäteren Bericht an den Miniſter des Innern, 
Grafen von Schwerin, vom 17. März 1860 machte Stieber 
folgende bemerkenswerthen Mittheilungen über ſeine Beziehungen 
zu dem Könige Friedrich Wilhelm IV: „Es haben Ereigniſſe 
vorgelegen, welche das Oberhaupt des Staates vielfach in die 
unmittelbarſte perſönliche Beziehung zu den Beamten der Krim i⸗ 
nalpolizei, namentlich aber zu meiner Perſon gebracht haben. 
Hierher gehören zunächſt die beiden Attentate gegen die Perſon 
Sr. Majeſtät, welche bei Allerhöchſtdemſelben eine gewiſſe 
Vorliebe für die ſchützende allwaltende Hand der Kriminal⸗ 
polizei nothwendig im Gefolge haben mußten. Ferner traten 
Verhältniſſe ein, welche Sr. Majeſtät Mißtrauen gegen die 
höchſten Beamten des Staates einflößten und Allerhöchſt die⸗ 
ſelben veranlaßten, unmittelbar die Hülfe der Kriminalpolizei 
in Anſpruch zu nehmen. Ich will hier nur folgende Angelegen⸗ 
heiten dieſer Art andeuten: 

1) In der Angelegenheit des Potsdamer Depeſchendiebſtahls 
habe ich im perſönlichen Auftrage Sr. Majeſtät mannigfache 
Recherchen ſogar gegen den damaligen Miniſter⸗Präſidenten und 
andere hohe Beamte führen müſſen. 


2) In gleicher Lage habe ich mich befunden bei den Re⸗ 
cherchen wegen der Intriguen gegen den Geheimen Rath 
Sägert, welcher mir von Sr. Majeſtät ſelbſt als ſein in⸗ 
timſter perſönlicher Freund bezeichnet wurde. 

3) Noch ſchwieriger war meine Situation bei den Ermitte⸗ 
lungen der diplomatiſchen Intriguen, welche dem Generladju⸗ 
tanten v. Wedell und Wirkl. Geh. Rath Uſedom von amt⸗ 
licher Seite in den Weg gelegt wurden, als beide Herren eine 
unmittelbare perſönliche Miſſton von Sr. Majeſtät dem Könige 
an den Kaiſer der Franzoſen erhalten hatten.“ 

Unter den Angelegenheiten, welche monatelange fortgeſetzte, 
ſtrengvertrauliche Beziehungen Stiebers zu dem Könige veran⸗ 
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laßt haben, befand ſich auch die ſpäter nur Wenigen bekannt 
gewordene Affaire Haſſenkrug. 

Während in der Techen'ſchen Landesverrathsſache gegen den 
Lieutenant Techen die gerichtliche Unterſuchung ſchwebte, wurden 
noch andere Komplizen deſſelben ermittelt, welche den Inhalt 
der wichtigen, geheimen Depeſchen kennen gelernt hatten und 
durch die Veröffentlichung derſelben der preußiſchen Regierung 
weſentlich ſchaden konnten. Die Hineinziehung dieſer Perſonen 
in die gerichtliche Unterſuchung barg die Gefahr in ſich, daß 
der Inhalt der Depeſchen in weitere Kreiſe drang, zumal nicht 
anzunehmen war, daß dieſe Perſonen irgend welche Rückſicht 
üben würden. Es erſchien daher dem Könige ſowohl, als auch 
dem Miniſterpräſidenten v. Manteuffel rathſam, das Schweigen 
dieſer Perſonen dadurch zu erkaufen, daß ſie auf freien Fuß 
belaſſen wurden und daß vorläufig keine Unterſuchung gegen 
ſie eingeleitet wurde. Unter dieſen Perſonen ſpielte eine her⸗ 
vorragende Rolle der ehemalige Polizeiſekretär Haſſenkrug 
aus Minden, welcher etwa ein Jahr vor dem Techen'ſchen 
Depeſchenverrath auch in den Beziehungen eines geheimen 
Agenten zu preußiſchen Behörden geſtanden zu haben ſcheint. 

Haſſenkrug benutzte Anfangs des Jahres 1855 ſein Wiſſen 
von einigen geheimen Thatſachen, deren Kenntniß für die zur 
Zeit im Kriege mit Rußland befindliche franzöſiſche Regierung 
von Werth ſein konnte, um Beziehungen mit der franzöſiſchen 
Geſandtſchaft anzuknüpfen, und er verſtand es durch ſein ein⸗ 
nehmendes, geſchicktes Benehmen, dem franzöſiſchen Legations⸗ 
ſekretär Rothan nahe zu treten und von dieſem zu vertrau⸗ 
lichen Miſſionen beauftragt zu werden. In dieſer Vertrauens⸗ 
ſtellung befand ſich Haſſenkrug zur franzöſiſchen Geſandtſchaft, 
als Techen an dieſelbe herantrat. Techen ſtellte bald durch 
ſeine fortgeſetzten wichtigen Mittheilungen an Rothan den 
Haſſenkrug in den Schatten, und die reichlichen Gratifikationen, 
welche bisher dem Haſſenkrug zugefloſſen, gingen nunmehr auf 
Techen über, während Haſſenkrugs Einnahmen ſpärlicher wur⸗ 
den. Haſſenkrug begab ſich demzufolge zur ruſſiſchen Geſandt⸗ 
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ſchaft in Berlin, theilte derſelben mit, daß er geheimer Agent 
der franzöſiſchen Geſandtſchaft wäre, und erbot ſich, alle die 
Aufträge, die ihm ſeitens dieſer Geſandtſchaft zugingen, der 
ruſſiſchen Geſandtſchaft zu verrathen. Die ruſſiſche Geſandt⸗ 
ſchaft ging darauf ein, und Haſſenkrug war nunmehr geheimer 
Agent der beiden kriegführenden Mächte Frankreich und Ruß⸗ 
land. In dieſer Doppelſtellung handelte er ehrlicher gegen 
Rußland als gegen Frankreich, da die Ruſſen ihm nichts anver⸗ 
trauten, ſondern ſich nur darauf beſchränkten, ſeine Mitthei⸗ 
lungen aus der franzöſiſchen Geſandtſchaft entgegenzunehmen. 
In gleicher Weiſe, wie der ruſſiſchen Geſandtſchaft, bot Haſſen⸗ 
krug ſeine Dienſte dem preußiſchen Gouvernement an, welches 
dieſelben gleichfalls acceptirt zu haben ſcheint. Einer der erſten 
Dienſte Haſſenkrugs für die ruſſiſche und preußiſche Regierung 
war ſein Verrath gegen Techen, deſſen Beziehungen zu der 
franzöſiſchen Geſandtſchaft er enthüllte. Da nun Herr v. Man⸗ 
teuffel aus ſeinen früheren Beziehungen zu Techen deſſen Ver⸗ 
bindung mit den Bedienten des Generals v. Gerlach und des 
Kabinetsraths Niebuhr kannte, fo wurde dadurch die Ueber⸗ 
führung Techens weſentlich erleichtert. . 

Durch die Enthüllung des Techen'ſchen Depeſchenverraths 
hatte aber Haſſenkrug ſich ſelbſt ſehr geſchadet. Der franzöſtſche 
Legationsſekretär Rothan, welcher, wie bereits oben erwähnt, 
von dem Verrath Haſſenkrugs Kenntniß erhalten hatte, ließ 
zwar nichts davon dem Haſſenkrug merken, um ſich ſpäter ein⸗ 
mal an demſelben zu rächen, er wurde aber ſehr vorſichtig 
gegenüber dem Spione, ſo daß dieſer nichts Werthvolles mehr 
über franzöſiſche Angelegenheiten an die ruſſiſche Geſandtſchaft 
zu berichten wußte. Seine Beziehungen zu dieſer Geſandtſchaft 
lockerten ſich und brachten ihm ſchließlich nichts mehr ein. Er 
verſuchte nunmehr der preußiſchen Regierung Verlegenheiten zu 
bereiten, indem er ſich das Anſehen gab, die von Techen ent⸗ 
wendeten Depeſchen zu kennen und noch viel mehr geheime 
diplomatiſche Angelegenheiten zu wiſſen, deren Verbreitung an 
Außenſtehende der preußiſchen Regierung zum Nachtheil ge⸗ 
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reichen könnte. Er drängte ſich an Perſonen, die dem Könige 
nahe ſtanden, heran und beanſpruchte für ſein Schweigen pe⸗ 
kuniäre Unterſtützungen. 

Der König, welchem die Techen'ſche Affaire viel Aufregung 
bereitet hatte, wünſchte, daß keine Aufſehen erregenden Schritte 
gegen Haſſenkrug gethan würden. Er beauftragte deshalb den 
Direktor Stieber, den Haſſenkrug in vorſichtigſter Weiſe aus⸗ 
zuforſchen und ihm begreiflich zu machen, daß er, ſobald er 
etwas von dem Inhalt der ihm etwa zugänglich gewordenen ge⸗ 
heimen Depeſchen verlauten ließe, wegen Landesverrathes verhaftet 
werden würde. Nicht nur Stieber, ſondern auch der Miniſter⸗ 
Präſtdent hatten zu dieſem Zwecke mehrere Unterredungen mit 
Haſſenkrug, bei denen Letzterer ſehr vorſichtig war und nichts 
ausſagte, was ihm oder ſeinen Hintermännern, welche wahr⸗ 
ſcheinlich einflußreiche Stellungen im bürgerlichen Leben ein⸗ 
nahmen, nachtheilig ſein konnte. 

Inzwiſchen war Haſſenkrug wieder an den franzöſiſchen 
Legationsſekretär Rothan herangetreten, da er noch immer keine 
Ahnung davon hatte, daß Rothan ſeinen Verrath gegen Frank⸗ 
reich und gegen Techen kannte. Rothan nahm ihn ſcheinbar 
freundlich auf und beſtimmte ihn zu einer Reiſe nach Paris, 
behufs Ausführung einer geheimen Privat⸗Kommiſſion. Haſſen⸗ 
krug reiſte gegen Ende 1856 nach Paris, wo er auf dem Bahn⸗ 
hofe von der bereits benachrichtigten Pariſer Polizei feſtgenom⸗ 
men und ins Gefängniß gebracht wurde. Erſt da erfuhr er 
bei ſeiner Vernehmung, daß er des Verraths gegen Frankreich 
beſchuldigt war. Ueber ſein weiteres Schickſal iſt nichts weiter 
bekannt geworden, als daß er nach vierzehn monatlicher Einſper⸗ 
rung in Paris wieder freigelaſſen worden iſt. Im April 1857 
gab er aus dem Pariſer Gefängniß noch ein Lebenszeichen von 
ſich, indem er einen Brief an ſeine Freundin in Berlin ſchickte, 
der von der Berliner Polizei aufgefangen wurde. In dieſem 
Schreiben äußerte er: „fie möge Bernhard (2) ſagen, er (Haſſen⸗ 
krug) habe nichts ausgeſagt, was einem oder dem andern 
nachtheilig werden könne.“ 


— 
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15. Der Tod Hinckeldeys. — Hörner und Schwarck. 

Der General-Polizeidirektor v. Hinckeldey wurde in Folge 
ſeines energiſchen polizeilichen Einſchreitens gegen einen adeligen 
Spielklub und eine Anzahl dabei betheiligter Junker vom Herrn 
von Rochow⸗-Pleſſow im März 1856 vor die Piſtole gefordert, 
und Hinckeldey nahm, obwohl die Herausforderung auf Amts⸗ 
handlungen ſich bezog und deshalb nach den Geſetzen der 
Standesehre ohne Weiteres hätte zurückgewieſen werden können, 
das Duell an, welches am 10. März 1856 ſtattfand. Hinckel⸗ 
dey wurde in dieſem Duell erſchoſſen. Unmittelbar, bevor ſich 
Hinckeldey zum Duell begab, richtete er an den König ein 
Schreiben, in welchem er dieſen um Verzeihung bat, daß er, 
ohne vorher die allerhöchſte Genehmigung eingeholt zu haben, 
die Herausforderung angenommen habe. 

Dieſer Brief gelangte, nachdem das Duell ſtattgefunden, in 
den Beſitz des zu Charlottenburg reſidirenden Königs, und 
bald darauf ſtellte ſich beim Könige der Sekundant des Herrn 
v. Hinckeldey, Herr v. Münchhauſen, ein, welcher die er⸗ 
ſchütternde Nachricht vom Tode Hinckeldey's übermittelte und 
zugleich im Auftrage des Verſtorbenen dem Könige den Schlüſſel 
zu einer im Arbeitszimmer Hinckeldey's befindlichen Kaſſette 
überbrachte, in der ſich die eigenhändigen Briefe des Königs 
an Hinckeldey befanden. Im Auftrage des Königs veranlaßte 
Stieber noch an demſelben Tage die Zuſendung der Kaſſette 
an den König ſeitens der Hinterbliebenen. Außer den Briefen 
des Königs enthielt die Kaſſette eine Anzahl, den Depeſchen⸗ 
verrath betreffender Schriftſtücke, ſowie einige Briefe Hinckel⸗ 
dey's über erlittene Verdrießlichkeiten im Dienſte und Familien⸗ 
angelegenheiten. 

Der König wollte Anfangs der Leichenfeier am Sarge des 
Verſtorbenen im Dienſtgebäude des Polizeipräſidiums, welche 
auf den 13. März Vormittags anberaumt war, beiwohnen, 
aber in Folge der von ſeinen Rathgebern ausgeſprochenen Be⸗ 
ſorgniß, daß das Gedränge der Volksmenge am Molkenmarkte 
ſehr groß fein, und dadurch das Leben des Königs ge⸗ 
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fährdet werden könnte, gab der König dieſen Gedanken 
auf und ſprach dafür die Abſicht aus, nach dem Kirchhof zu 
fahren und dort dem Verſtorbenen die letzte Ehre zu erweiſen. 
Im Auftrage des Königs theilte dies der Geheime Kämmerer 
des Königs, Herr Schöning, dem Direktor Stieber am Tage 
vor der Leichenfeier mit, da der König vor der Ausführung 
dieſes Vorhabens wiſſen wollte, welcher Meinung Stieber 
wäre. Stieber erwiederte, daß der König unbedenklich nach 
dem Trauerhauſe kommen könnte; er ſtünde dafür ein, 
daß auf der Fahrt vom Schloß nach dem Molken⸗ 
markt kein gegen Se. Majeſtät gerichteter Exzeß 
ſich ereignen würde. 

Der König fuhr am folgenden Morgen gegen 9 Uhr in 
einem zweiſpännigen Stadtwagen mitten durch die große, vom 
Schloß bis zum Molkenmarkt ſich ausbreitende Menſchenmenge 
nach dem Trauerhauſe, ohne daß die geringſte Ruheſtörung 
borflel. Der König kam nach der Leichenfeier nach dem Char⸗ 
lottenburger Schloß in ſehr gebeugter Stimmung und zog ſich 
den ganzen Tag über von ſeiner Umgebung zurück, dieſen Tag 
dem Andenken ſeines verſtorbenen treuen Rathgebers weihend. 

„Se. Majeſtät iſt,“ ſchrieb am folgenden Tage der Geheime 
Kämmerer Schöning an Stieber, „wie einem nicht entgehen 
kann — tief, tief niedergebeugt, wenngleich ſonſt nicht unwohl. 
Geſtern Abend legte ſich der Herr ſchon um 11 Uhr zu Bette, 
das iſt eine ſo frühe Zeit, wie — ſofern er munter und alſo 
nicht krank iſt — noch nie vorgekommen. Er war aber auch 
zu erſchöpft. Heute früh äußerte Se. Majeſtät gegen mich: 
„„Geſtern, die Familie zu ſehen, iſt herzzerreißend geweſen.““ 

Obwohl die Beziehungen Stiebers zu Hinckeldey bis zu 
deſſen Tode ziemlich kühle geweſen, ſo nahm ſich doch Stieber 
der Intereſſen der Hinterbliebenen Hinckeldeys mit großer Wärme 
an. In den erſten Tagen nach dem Ableben Hinckeldeys 
forderte der König das Staats miniſterium auf, Vorſchläge 
darüber zu machen, was zur Erhaltung der Wittwe und Kinder 
ausgeſetzt werden müßte. Im Staatsminiſterium jedoch blieb 
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dieſe Angelegenheit bis gegen Ende März 1856 liegen, ohne 
daß etwas geſchah. Stieber berichtete in einem Schreiben an 
den König über dieſe Verzögerung und veranlaßte ſomit durch 
die erneute Intervention des Königs eine ſchleunige, den Hinter⸗ 
bliebenen günſtige Erledigung dieſer Angelegenheit. 

Die nahen Beziehungen Stiebers zum Könige Friedrich 
Wilhelm IV. wurden von Freunden und Bekannten Stiebers 
öfter benutzt, um durch ihn beim Könige fo Manches zu er⸗ 
reichen, was im vorgeſchriebenen Inſtanzenzug der Behörden 
ſie niemals erreicht haben würden. So hatte der beim Berliner 
Kriminalgericht angeſtellt geweſene Unterſuchungsrichter Nörner, 
der einen für die damalige Zeit großartigen Haushalt führte 
und zu Stieber ſeit dem Jahre 1843 in freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen ſtand, dem Einfluſſe Stiebers zu verdanken, daß er 
im Jahre 1854 zum Erſten Staatsanwalt beim Stadtgericht 
zu Berlin ernannt wurde. Obwohl der Oberſtaatsanwalt 
Schwarck und der Juſtizminiſter Simons ſich gegen die Be⸗ 
ſetzung des wichtigen Poſtens eines Erſten Staatsanwalts zu 
Berlin durch den wenig befähigten und charakterſchwachen 
Nörner ſträubten, ſo mußten ſich dieſe beiden Herren doch 
dem königlichen Willen fügen. „Die direkt von Sr. Majeſtät 
erzwungene Berufung des Herrn Nörner in ſein Amt“, ſchrieb 
im Jahre 1860 Stieber in einem Bericht an den Miniſter des 
Innern, Grafen Schwerin, „wurde faſt zu einer Kabinetsfrage 
für den Herrn Juſtizminiſter. Die Ungnade des Herrn Juſtiz⸗ 
miniſters hat ihren Ausdruck in einer Reihe Verfolgungen ge⸗ 
funden, denen Herr Nörner von Seiten des Ober⸗Staatsan⸗ 
walts Schwarck ausgeſetzt worden iſt, bis im vorigen Jahre 
(1859) hiergegen von Allerhöchſter Stelle eingeſchritten wurde.“ 

Stieber hatte allerdings ein perſönliches Intereſſe an der 
Ernennung ſeines ergebenen Freundes Nörner zum Erſten 
Staatsanwalt, da er bei ſeinem fortwährenden Verkehr als 
Dirigent der Kriminalpolizei mit der Staatsanwaltſchaft eine 
gefügige Perſon als Leiter der Staatsanwaltſchaft recht gut 
gebrauchen konnte. Der Oberſtaatsanwalt Schwarck konnte dem 
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Stieber dieſen Streich, Nörner gegen feinen Willen ihm als 
Erſten Staatsanwalt beim Stadtgericht zu oktroyiren, niemals 
vergeſſen, und ſeit dieſer Zeit datirt die perſönliche Feindſchaft 
Schwarcks gegen Stieber, die ihn ſpäter veranlaßt hat, mit 
einem ihm ſelbſt verderblich gewordenen großen Eifer die ge⸗ 
richtlichen Verfolgungen gegen Stieber herbeizuführen und da⸗ 
bei in ſeinen Reden und Handlungen Stieber in der gehäſſigſten 
Weiſe anzugreifen. f 


16. Prinz Carl und Stieber. — Affaire Wedecke. 

Im Jahre 1855 trat Stieber in Folge einer ſkandalöſen 
Affaire auch zu dem Bruder des Königs, dem Prinzen Karl, 
in Beziehung, welche ſich im Laufe der Jahre zu einer feſten 
Vertrauensſtellung Stiebers bei dem Prinzen geſtaltete. Ein 
verkommener Menſch, welcher ſich von ſeiner Frau und ſeinen 
Kindern entfernt hatte und ſie ohne jeden Unterhalt ließ, ver⸗ 
ſuchte mehrfach, vom Prinzen Carl Gelder und ſonſtige Geſchenke 
zu erpreſſen, indem er dabei den Prinzen mit der Veröffent⸗ 
lichung angeblich kompromittirender Thatſachen bedrohte. Dieſen 
fortgeſetzten Drohungen fügte der Menſch noch grobe Belei⸗ 
digungen hinzu, ſo daß endlich die Kriminalpolizei gegen ihn 
einſchreiten und ihn feſtnehmen mußte. Der Feſtgenommene 
blieb auch nach ſeiner Verhaftung bei ſeinen Verdächtigungen 
gegen den Prinzen, und die Befürchtung lag nahe, daß der 
Verhaftete während der gerichtlichen Unterſuchung und bei den 
öffentlichen Verhandlungen jede Gelegenheit ergreifen würde, 
um öffentlich ſeine ſchmutzigen Verdächtigungen gegen den 
Prinzen zu wiederholen. Stieber ſtellte deshalb die ſorgfäl⸗ 
tigſten Recherchen an, um Thatſachen zu ermitteln, welche die 
vollſtändige Grundloſigkeit der Verdächtigungen des Subjekts 
erwieſen. 

Bei dieſen Recherchen ermittelte Stieber, daß der Verhaf⸗ 
tete, gegen den inzwiſchen die gerichtliche Unterſuchung wegen 
Erpreſſungsverſuchs und Beleidigung gegen ein Mitglied des 
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königlichen Hauſes eingeleitet worden, ſich auch des Verbrechens 
der Nothzucht gegen eine junge Waiſe, deren Vormundſchaft 
ihm übertragen geweſen, ſchuldig gemacht habe. Die gericht⸗ 
liche Unterſuchung wurde demzufolge auch auf dieſes Ver⸗ 
brechen ausgedehnt, und die ſpäter angeſetzte Hauptverhand⸗ 
lung fand mit Rückſicht auf die dem Angeklagten ſchuld ge⸗ 
gebene Nothzucht unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtatt. 
Der Angeklagte wurde zu einer langjährigen Zuchthausſtrafe 
verurtheilt. 

In einer zweiten Affaire, welche im Jahre 1858 ſpielte, 
leiſtete Stieber durch ſein umſichtiges Handeln dem Prinzen Carl 
gleichfalls gute Dienſte. In Berlin lebte der Geheime Hofrath 
Wedecke, welcher, in ſeiner Kindheit ein Spielgenoſſe des 
Prinzen Carl, jahrelang das Vertrauen des Prinzen genoſſen 
und dieſes Vertrauen ſchließlich durch ſchnöden Undank getäuſcht 
hatte. Im Beſitz von Schriftſtücken des Prinzen (privater 
Natur) glaubte Wedecke ſich vollſtändig vor jedem Einſchreiten 
der Kriminalpolizei ſicher. Er überſchätzte jedoch die Bedeu⸗ 
tung dieſer Schriftſtücke. Stieber ſchritt in Gemeinſchaft mit 
dem Staatsanwalt Nörner gegen Wedecke ein, welcher, recht⸗ 
zeitig davon benachrichtigt, ſich nach der Schweiz flüchtete. 

Stieber begab ſich hierauf in der Begleitung Nörners nach 
Freiburg im Breisgau und trat von dort aus in einen ſchrift⸗ 
lichen Verkehr mit Wedecke, in welchem er eine friedliche Bei⸗ 
legung der Affaire in Ausſicht ſtellte und Wedecke einlud, nach 
Freiburg zu kommen und ſich mit ihm mündlich darüber 
auseinander zu ſetzen. Wedecke, in der Meinung, daß gegen 
ihn auf badiſchem Boden nicht eingeſchritten werden könnte, 
ließ ſich verleiten, nach Freiburg zu kommen, woſelbſt er von 
Stieber ſofort feſtgenommen wurde. Die Papiere jedoch, mit 
denen er dem Prinzen Carl gedroht, hatte er nicht bei ſich. 
Dieſe Schriftſtücke hatte er an der ſchweizer Grenze bei feiner 
Reiſebegleiterin, ſeiner Geliebten, zurückgelaſſen. Als nun 
Wedecke am folgenden Tage nicht nach der Schweiz zurück⸗ 
kehrte, ſo kam die Reiſebegleiterin, befürchtend, daß Wedecke 
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ſie im Stich laſſen und ſich von ihr entfernen wollte, mit 
den Schriftſtücken gleichfalls nach Freiburg, woſelbſt ſie die 
Verhaftung des Wedecke erfuhr. Als ſie ſich an Stieber mit 
der Bitte wendete, ſie zu Wedecke zu laſſen, wurde ſie zur 
Herausgabe der Schriftſtücke veranlaßt. 

Ueber dieſe Verhaftung des Wedecke und die Gründe der 
Verhaftung wurden bald nachher in ſchweizeriſchen Zeitungen um⸗ 
ſtändliche Mittheilungen verbreitet, wonach Wedecke Papiere 
beſeſſen hätte, durch welche Prinz Carl arg compromittirt 
würde und für deren Herausgabe ihm bedeutende Summen 
geboten worden wären. Der Staatsanwalt beim Berliner 
Stadtgericht, Herr Nörn er ſchrieb dagegen eine berichtigende 
Notiz, welche folgende Sätze enthielt: „Die Mittheilungen der 
Schweizer ⸗ Blätter, daß dem p. Wedecke, der ſich den Titel 
„Baron Hermsdorf“ angemaßt hat, für die Herausgabe von 
Papieren, welche eine hochſtehende Perſon compromittiren ſollen, 
die Summe von 30 000 Fres. und ſpäter von 60 000 Fres. 
oder überhaupt irgend eine Geldſumme geboten worden ſei, 
iſt eine rein aus der Luft gegriffene Unwahrheit. Meiner 
amtlichen Ueberzeugung nach befindet ſich Wedecke gar nicht im 
Beſitze ſolcher Papiere, die desfallſige Behauptung, welche er 
allerdings verbreitet hat, iſt von ihm lediglich erfunden, um 
ſolche zu Betrügereien und Erpreſſungen auszubeuten. Zu 
Recht beſtändige Forderungen des Wedecke an irgend eine, dem 
Preußiſchen Königshauſe angehörende Perſon exiſtiren nicht. 
Wäre derſelbe hiervon nicht ſelbſt durchdrungen, ſo würde er 
ſeine Anſprüche jedenfalls bei dem competenten preußiſchen Ge⸗ 
richtshofe verfolgen.“ 

Eine gerichtliche Feſtſtellung des Sachverhalts konnte nicht 
erfolgen, da Wedecke bereits im folgenden Jahre während des 
Unterſuchungsverfahrens in der Unterſuchungshaft ſtarb. 


III. 


Die Verfolgungen gegen Stieber. 
1860 und 1861. 


Die neue Aera. — Die Vorbereitungen des Ober-Staats- 
anwalts Schwarck zur Anklage gegen Stieber. 

Wir kommen nunmehr zu einer der merkwürdigſten Epi⸗ 
ſoden der Geſchichte des preußiſchen Beamtenthums, zu den 
Verfolgungen des Polizeidirektors Stieber, welche er von Seiten 
des Ober⸗Staatsanwalts Schwarck beim Kammergericht in den 
Jahren 1859 und 1860 zu erleiden gehabt, und welche ſchließ⸗ 
lich mit der Entfernung nicht nur des Verfolgers und des 
Verfolgten, ſondern auch des langjährigen Juſtizminiſters 
Simons aus ihren Aemtern geendet haben. 

Friedrich Wilhelm IV. erkrankte im Jahre 1857 an einem 
Gehirnleiden und übertrug am 23. Oktober 1857, da er ſelbſt 
kinderlos war, die oberſte Leitung der Staatsgeſchäfte ſeinem 
jüngeren Bruder Wilhelm, zunächſt auf drei Monate, welche 
im Januar 1858 auf weitere drei Monate und im April auf 
ſechs Monate verlängert wurde, da das Leiden des Königs 
ſich nicht beſſerte. Der Prinz änderte in dem Gang der Re⸗ 
gierung nichts, da er blos zeitweiliger Stellvertreter war. Als 
ſich aber nicht mehr bezweifeln ließ, daß die Geiſtesſtörung des 
Königs unheilbar war, wurde durch Kabinetsordre vom 7. 
Oktober 1858 dem Prinzen als Regenten die Leitung der 
Staatsgeſchäfte mit völliger Unabhängigkeit für die Dauer 
der Krankheit des Königs übertragen. Nachdem der neue Re⸗ 
gent am 26. Oktober 1858 vor dem Landtage den Eid auf 
die Verfaſſung geleiſtet hatte, ging derſelbe an eine vollſtändige 
Umgeſtaltung des bisherigen Regierungsſyſtems. Das acht 
Jahre lang amtirende Miniſterium Manteuffel⸗Weſtphalen 
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wurde am 6. November 1858 durch ein neues Miniſterium 
erſetzt. Miniſterpräſident wurde Fürſt Karl Anton von 
Hohenzollern-Sigmaringen. Das Portefeuille des 
Aeußern erhielt Herr v. Schleinitz, des Innern Herr v. Flott⸗ 
well, an deſſen Stelle jedoch bald Graf Schwerin⸗Putzar 
trat. Nur der Juſtizminiſter Simons und der Handelsminiſter 
v. d. Heydt wurden in ihren Stellen belaſſen. Die öffentliche 
Meinung knüpfte an das neue Miniſterium die günſtigſten 
Erwartungen; man erblickte in deſſen Ernennung das Ende der 
reaktionären Mißwirthſchaft der letzten acht Jahre und den 
Beginn einer „neuen Aera“, einer Aera des ſtreng konſtitutio⸗ 
nellen Regiments und des Ausbaues der in den Jahren 1848 
und 1849 zur Geltung gelangten freiheitlichen Geſetze. Zu 
dieſen Hoffnungen berechtigte die Vergangenheit der neuen 
Miniſter Auerswald, Bethmann⸗Hollweg, Schwerin, welche 
bisher mit den Altliberalen oder Gothaern unter der Führung 
Vinckes gemeinſchaftlich gewirkt hatten, und die Anſprache des 
Prinz⸗Regenten an das neue Miniſterium vom 8. November, 
in der er betonte, daß „die ſorgliche und beſſernde Hand an⸗ 
gelegt werde, wo ſich Willkürliches oder gegen die Bedürfniſſe 
der Zeit Laufendes zeige.“ 

Nicht wenige Beamte, welche früher dem Manteuffel'ſchen 
Syſtem bereitwillig gedient hatten, glaubten nunmehr nicht 
nur durch das eigene Einlenken in die geſetzlichen Bahnen, 
welche ihrer Amtsthätigkeit vorgeſchrieben waren, ſondern auch 
durch die Verfolgung ihrer eigenen ehemaligen Geſinnungsge⸗ 
noſſen, welche gleich ihnen dem Manteuffel'ſchen Syſtem über 
die geſetzmäßigen Grenzen hinaus ſich gefügt hatten, ihre 
Stellung unter dem neuen Miniſterium befeſtigen zu müſſen. 
Einer der Erſten dieſer Beamten war der Oberſtaatsanwalt 
Schwarck beim Kammergericht, welcher nunmehr die Zeit 
für gekommen erachtete, in welcher er ſeinem tiefgewurzelten 
Haß gegen Stieber und deſſen gefügiges Werkzeug, den 
Erſten Staatsanwalt beim Berliner Stadtgericht, Nörner, 
freien Lauf gewähren durfte. Er zog ungeſetzliche Handlungen 
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der Berliner Kriminalpolizei unter der Leitung Stiebers durch 
die von ihm gegen Stieber erhobenen öffentlichen Anklagen 
wegen Amtsüberſchreitungen an's Tageslicht, ſcheinbar von dem 
Eifer beſeelt, einer geſetzwidrigen Mißwirthſchaft im Polizei⸗ 
präſidium ein Ende zu bereiten; durch feinen perſönlichen Haß 
gegen Stieber ließ ſich aber Schwarck während des von ihm 
veranlaßten Strafverfahrens zu Ausſchreitungen verleiten, welche 
ihn ſelbſt zum Opfer ſeines Vorgehens gegen Stieber machten. 

Schwarck wurde im Jahre 1853 auf das Betreiben des 
Polizei-Präſidenten v. Hinckeldey in ſein Amt als Oberſtaats⸗ 
anwalt beim Kammergericht zu Berlin berufen. Durch ſeine 
rückſichtsloſe Verfolgung des Präſidenten v. Kirchmann und 
der bekannten fünf Mitglieder des Appellationsgerichts zu Rati⸗ 
bor im Jahre 1850 im Intereſſe der damaligen politiſchen 
Reaktion hatte er die Aufmerkſamkeit des Herrn v. Hinckeldey 
erregt. Dieſer glaubte in ihm ein bereitwilliges Werkzeug für 
ſeine politiſche und polizeiliche Miſſion gefunden zu haben, und 
der neue Oberſtaatsanwalt hat dieſem Vertrauen, welches Herr 
v. Hinckeldey in ihn geſetzt hat, bis an deſſen Lebensende voll⸗ 
ſtändig entſprochen. 

Schwarck hatte während der langen Zeit der Reaktion 
ſcheinbar ohne Widerſtreben derſelben ſich angeſchloſſen, und er 
war, ſo lange das Manteuffel'ſche Regime beſtanden, ſtets be⸗ 
reit, wo es anging, demſelben zu dienen. In dem oben aus⸗ 
führlich mitgetheilten Verfahren gegen den Lieutenant Techen 
und deſſen Complicen wegen des Potsdamer Depeſchenverraths, 
in welchem Techen und ſeine Genoſſen vier bis acht Wochen 
in Polizeihaft ſich befunden haben, geſchah dies mit vollem 
Vorwiſſen des Oberſtaatsanwalts, ohne daß er das Geringſte 
zu einer Vermeidung, reſp. zu einer Abkürzung der Haft ge⸗ 
than hat. 

Schwarck hatte ſich, wie gleichfalls ſchon früher mitgetheilt 
worden, mit der geſetzwidrigen Praxis der Polizei, die Feſtge⸗ 
nommenen, mit Umgehung des Staatsanwalts, unmittelbar dem 
Unterſuchungsrichter vorzuführen, ausdrücklich einverſtanden er⸗ 
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klärt. Ja, er war noch weiter gegangen, er hatte, allerdings 
auf höheren Befehl, den Erſten Staatsanwalt beim Stadtgericht, 
Herrn Nörner, amtlich dahin inſtruirt, daß er ſich bei allen 
Prozeßſachen, namentlich bei der Beſchlagnahme der Zeitungen, 
der Anſicht der Polizei unterordnen und in den Fällen, 
in denen das Stadtgericht anderer Meinung war, als die 
Polizei, die Anſicht der letzteren im Wege der Beſchwerde beim 
Kammergericht durchführen ſollte. 

Schwarck würde wohl ſchwerlich jemals gegen Stieber in 
der maßlos aggreſſiven, ihn ſelbſt in's Verderben ſtürzenden Form 
vorgegangen ſein, wenn er nicht ſeit Jahren gegen Stieber einen 
perſönlichen Haß genährt hätte, der hauptſächlich darauf ba⸗ 
ſirte, daß die vertraulichen Beziehungen zum Könige dem Poli⸗ 
zeidirektor Stieber einen Einfluß verſchafften, der in der amt⸗ 
lichen Stellung Stiebers nicht begründet war und gerade die 
Bedeutung des amtlich höher ſtehenden Oberſtaatsanwalts in 
Angelegenheiten, in denen die ſtaatsanwaltlichen Intereſſen in 
Betracht kamen, verdunkelte. 

Dieſe perſönlichen Beweggründe veranlaßten den Oberſtaats⸗ 
anwalt Schwarck im Jahre 1859, die vorbereitenden Schritte 
zu einer ſtrafrechtlichen Verfolgung Stiebers zu thun, und 
zwar wegen bewußter, widerrechtlicher Freiheitsentziehung 
von Polizeigefangenen und wegen bewußter widerrechtlicher 
Nöthigung von angeſchuldigten Perſonen zu Vergleichen mit 
den angeblich von ihnen Geſchädigten. Dieſe beiden Vergehen 
ſollten ſich, wie gerüchtweiſe umlief, Stieber und ſeine Kriminal⸗ 
Kommiſſare in zahlreichen Fällen haben zu Schulden kommen 
laſſen, und Schwarck beſchloß, ſelbſtſtändig die nöthigen Re⸗ 
cherchen anzuſtellen, um einzelne beſtimmte Fälle zu ermitteln, 
in denen Stieber ſich in Wirklichkeit dieſe Vergehen habe zu 
Schulden kommen laſſen. 

Als Schwarck von feinem Plan dem Juſtizminiſter Simons, 
welcher aus dem verabſchiedeten Manteuffel'ſchen Miniſterium 
in das neue liberale Miniſterium übernommen worden, Mit⸗ 
theilung machte, erklärte ſich Simons mit der Ausführung 
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dieſes Planes einverſtanden, da er einerſeits in dem ftrengen 
Einſchreiten gegen die Polizeiwillkür ein Mittel zur Befeſti⸗ 
gung ſeiner Stellung als Miniſter erblickte und andererſeits 
dem unter dem nunmehr unheilbar erkrankten Könige Friedrich 
Wilhelm IV. ſo einflußreichen Stieber einen ernſten Denk⸗ 
zettel gönnte. 

Schwarck ließ, um ſich das nothwendige Material für ſeine 
Unterſuchung gegen Stieber zu verſchaffen, durch die Zeitungen 
ein Communiqus verbreiten, wonach die Oberſtaatsanwaltſchaft 
gegen den Polizeidirektor Dr. Stieber eine Unterſuchung wegen 
verübter Amtsvergehen eingeleitet und die Führung der Vor⸗ 
unterſuchung ſelbſt in die Hand genommen habe. An dieſe 
öffentliche Mittheilung wurde die Aufforderung an alle die⸗ 
jenigen Perſonen geknüpft, welche in der Lage wären, An⸗ 
zeigen über für die Unterſuchung wichtige Thatſachen zu machen, 
dieſe Anzeigen an den Oberſtaatsanwalt perſönlich zu richten. 
Die öffentliche Aufforderung hatte zur Folge, daß ſich zahl⸗ 
reiche Perſonen, darunter mehrfach wegen gemeiner Verbrechen 
beſtrafte Individuen, bei dem Oberſtaatsanwalt mit Anzeigen 
über Vergewaltigungen Stiebers und ſeiner Kriminalbeamten 
meldeten. ö 

Das geſchilderte Verfahren des Oberſtaatsanwalts bei ſeinen 
Recherchen gegen Stieber erregte großes Aufſehen und wurde 
höheren Orts ſehr mißfällig bemerkt. Der Miniſter des Innern 
führte deshalb Beſchwerde bei dem Juſtizminiſter über das 
Verfahren des Oberſtaatsanwalts, aber der Juſtizminiſter wies 
dieſe Beſchwerde zurück, „da der Oberſtaatsanwalt nur Das⸗ 
jenige gethan habe, wozu er nach den Geſetzen ebenſo berechtigt 
als verpflichtet ſei.“ 

Aber dieſe Anzeigen der zuſammengeſcharrten Denunzianten 
boten faſt ſämmtlich keine geeignete Grundlage für eine ſtraf⸗ 
gerichtliche Verfolgung. Der Wunſch des Oberſtaatsanwalts, 
aus den letzten Jahren der Amtsthätigkeit Stiebers Amts⸗ 
vergehen deſſelben ans Tageslicht zu ziehen, ließ ſich nicht er⸗ 
füllen, denn ſämmtliche Denunziationen bezogen ſich auf die 
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Zeit der Thätigkeit Stiebers unter dem Präſidium des im März 
1856 verſtorbenen Herrn v. Hinckeldey. Es ſchien ſonach 
Stieber ſeit dem Tode Hinckeldeys bei ſeiner Leitung der Ge⸗ 
ſchäfte der Kriminalpolzei ſtillſchweigend in die Bahnen des 
Geſetzes eingelenkt zu haben. Das war auch in der That der 
Fall, wie dies das ſpätere Strafverfahren gegen Stieber evident 
ergab. Die polizeilich Feſtgenommenen wurden rechtzeitig dem 
Richter vorgeführt und die friedens richterliche Vergleichsthätig⸗ 
keit der Kriminalbeamten wurde weſentlich beſchränkt. 

Schwarck mußte demzufolge auf die Zeit des Hinckeldey' ſchen 
Regime zurückgreifen, aus welcher ihm ein umfangreiches 
Material von zahlreichen Denunzianten zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt wurde. Nach dieſen Denunziationen hatten Stieber und 
ſeine Kriminalkommiſſare widerrechtlich Perſonen feſtgenommen 
und ſie in Haft hehalten, um ſie zur Befriedigung unberech⸗ 
tigter Forderungen ihrer Gegner zu nöthigen und ſodann die 
ſo erpreßten Summen mit den Gegnern zu theilen. Um nun 
dieſe beweislos hingeſtellten Denunziationen auf ihre Richtig⸗ 
keit zu prüfen, engagirte Schwarck mehrere Agenten, welche 
Zeugen für die in den Denunziationen erhobenen Beſchul⸗ 
digungen zu ermitteln hatten. So wurden Hunderte von 
Zeugen vernommen, und ſchließlich blieben nur drei, an ſich 
unbedeutende Anzeigen, welche der Oberſtaatsanwalt zur Er⸗ 
hebung einer Anklage glaubte benutzen zu können. Es han⸗ 
delte ſich in dieſen Fällen 

1) um eine vorſätzliche rechtswidrige Freiheitsentziehung 
und widerrechtliche Nöthigung des Schneidermeiſters Wiſocky 
zur Zahlung einer bedeutenden Geldſumme an den Holfliefe⸗ 
ranten Hermann Gerſon ſeitens des Direktors Stieber und 
des Kriminalkommiſſars Tichy im September 1854; 

2) um eine vorſätzliche und rechtswidrige Freiheitsent⸗ 
ziehung und Nöthigung des Rentiers Goldberg zur Preis⸗ 
gebung einer bedeutenden Summe an den Bankier Schrag ow 
ſeitens des Direktors Stieber im Oktober 1855 und 

3) um eine Freiheitsentziehung und Nöthigung des Beamten 
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Wagner und des Kaufmanns Aſch zur Herausgabe einer 
Summe an den Theaterdirektor Wallner im September 1855. 

Am gravirendſten für Stieber und ſeinen Kommiſſar Tichy 
ſchien ſich die Affaire Wiſocky-Gerſon zu geſtalten. Der 
Schneidermeiſter Wiſocky war unter dem Verdachte der gegen 
den Hoflieferanten Gerſon verübten Unterſchlagung von Mänteln 
im September 1854 von der Kriminalpolizei feſtgenommen, 
und nachdem er ſich am folgenden Tage durch Zahlung 
einer bedeutenden Entſchädigungsſumme an Gerſon, mit dieſem 
verglichen hatte, am zweiten Tage der Haft wieder freigelaſſen 
worden. Gerſon hatte aber ſich nicht mit der von Wiſocky be⸗ 
zahlten Entſchädigungsſumme begnügt, ſondern auch die bei 
Wiſocky beſchlagnahmten Mäntel an ſich genommen. Die 
Folge war, daß Wiſocky gegen Gerſon auf Zurückgabe der 
Mäntel klagte und auch im Jahre 1858 ein obſtegendes Ur⸗ 
theil erſtritt. Bei dieſem langdauernden Civilverfahren kam 
nothwendig die Unterſchlagung des Klägers Wiſocky gegen den 
Verklagten Gerſon zur Sprache, und der Civilrichter verwies 
dieſe Thatſache an den Staatsanwalt behufs Einſchreitens gegen 
Wiſocky. Dieſer Anregung leiſtete der Staatsanwalt Folge 
durch Erhebung der Anklage gegen Wiſocky wegen der vier 
Jahre vorher von ihm verübten Unterſchlagung. Das Stadt⸗ 
gericht ſprach den Wiſocky frei, dagegen verurtheilte ihn das 
Kammergericht im September 1859 wegen dieſer Unterſchlagung 
zu vier Monaten Gefängniß und Entziehung der Ehrenrechte. 

Erbittert darüber, nunmehr doch wegen ſeiner Unterſchlagung 
verurtheilt worden zu ſein, trotzdem er ſich im September 1854 
zu einem für ihn ungünſtigen Vergleich mit Gerſon bequemt 
hatte, um ſeine Strafthat zu vertuſchen, reichte Wiſocky bei 
dem Oberſtaatsanwalt Schwarck eine Denunziation gegen die 
Polizeibeamten wegen Amtsmißbrauchs ein, da dieſelben an⸗ 
geblich ihn durch ſeine Feſtnahme zu dem Vergleich mit Gerſon 
genöthigt hatten. Bedauerlicher Weiſe aber ſtützte ſich die in 
der Denunziation erhobene Beſchuldigung gegen Stieber und 
ſeine Beamten ausſchließlich auf das Zeugniß des Schneider⸗ 
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meiſters Wifody. Nun war Wifocky erſt wenige Monate vor⸗ 
her vom Kammergericht wegen Unterſchlagungen mit Gefängniß 
und mit Entziehung der Ehrenrechte beſtraft worden, 
und Wiſocky konnte, ſo lange die Ehrenrechte ihm entzogen 
waren, nicht als glaubwürdiger Zeuge benutzt werden. Schwarck 
wußte ſich aber zu helfen. Er erlangte durch die Vermittelung 
des Juſtizminiſters Simons vom Prinz⸗Regenten, daß im 
Januar 1860 dem Schneidermeiſter Wiſocky, ohne daß 
dieſer es beantragt hatte, im Gnadenwege die Ehren⸗ 
rechte wieder verliehen wurden. Nunmehr war nach des 
Oberſtaatsanwalts Annahme Wiſocky's Ehre vollſtändig rehabi⸗ 
litirt und Wiſocky ein lauterer Zeuge. 


18. Die Schmähartikel des Schriftſtellers Eichhoff gegen 
Stieber. 

Während Schwarck in der geſchilderten Weiſe ſich in den 
letzten Monaten des Jahres 1859 mit der Vorunterſuchung 
gegen Stieber und der Formulirung ſeiner Anklage befaßte, 
wurden von einem Literaten Namens Dr. Wilhelm Eichhoff 
in einem Londoner Blatt „Herrmann“ Berliner Briefe veröffent⸗ 
licht, welche die gehäſſigſten Beſchuldigungen gegen Stieber und 
ſonſtige Beamte des Berliner Polizeipräſidiums enthielten. 

Auf den Antrag des Polizeipräſidenten wurde vom Staats⸗ 
anwalt Nörner die Anklage gegen Eichhoff wegen Beleidigung 
von Polizeibeamten erhoben. Dieſer bezog ſich aber auf die 
ſchwebende Unterſuchung gegen Stieber wegen derſelben Hand⸗ 
lungen, deren er Stieber bezichtigt hatte, und wußte ſo die Ver⸗ 
handlung gegen ſich ſelbſt bis gegen Ende Januar 1860 zu ver⸗ 
zögern. Inzwiſchen ſetzte Eichhoff ſeine Schmähartikel im Lon⸗ 
doner „Herrmann“ fort und häufte ſo Beleidigungen auf Be⸗ 
leidigungen gegen Stieber. Auch in Berliner Zeitungen richtete 
Eichhoff die Aufforderung an Stieber, ſein Amt niederzulegen, 
widrigenfalls er ihn mit ſeinen Schmähungen weiter verfolgen 
würde. 
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Das Polizeipräſidium beantragte demzufolge, um die Fort⸗ 
ſetzung des ſtrafbaren Treibens Eichhoffs zu hindern, die Ver⸗ 
haftung deſſelben. Der Oberſtaatsanwalt Schwarck, an den 
dieſer Antrag gerichtet war, lehnte ihn ab mit der Motivirung, 
daß er der bisherigen Praxis widerſpräche. Hierauf wurden 
diejenigen Nummern des „Herrmann“, welche die gemeinſten 
Schimpfworte gegen Stieber (Stieber wurde als „Cartouche“, 
„Schinderhannes“ ꝛc. bezeichnet) enthielten, vorläufig beſchlag⸗ 
nahmt, aber der Oberſtaatsanwalt ordnete die ſofortige Frei⸗ 
gabe dieſer, ſeine Bemühungen gegen Stieber weſentlich unter⸗ 
ſtützenden Eichhoff'ſchen Briefe an. Auch beeilte ſich Schwarck, 
die Freigabe der „Volkszeitung“ ſchriftlich anzuzeigen, ſo daß 
dieſe Maßregel am folgenden Morgen unter förmlicher Ver⸗ 
ſpottung der Polizeibehörde öffentlich verkündet wurde. Als 
Grund für die Freigabe des „Herrmann“ führte Schwarck an, 
daß er bereits gegen Eichhoff wegen der Beleidigungen gegen 
Stieber die Einleitung des Strafverfahrens veranlaßt habe 
und ſomit das weitere Verfahren der Beſchlagnahme überflüſſig 
ſei. Durch dieſen Akt erklärte Schwarck Stieber den Eichhoff'⸗ 
ſchen Beleidigungen gegenüber geradezu für vogelfrei, und 
Eichhoff nutzte dieſe für ihn günſtige Situation zur Fortſetzung 
und Steigerung ſeiner Schmähungen gegen Stieber gehörig 
aus. — Die Freigabe der polizeilich beſchlagnahmten Nummern 
wurde zwar vom Juſtizminiſter nachträglich gemißbilligt, und 
der „Herrmann“ wurde Anfangs 1860 demzufolge in Preußen 
überhaupt verboten. Aber ehe dieſe Maßregel zur Ausführung 
gelangte, verging eine geraume Zeit, in welcher die Eichhoff'ſchen 
Schmähartikel in Berlin ungehindert verbreitet und geleſen 
wurden. | 

Nachdem Eichhoff gegen Ende Januar vom Berliner Stadt: 
gericht wegen feiner Schmähartikel zu einer längeren Freiheits⸗ 
ſtrafe verurtheilt worden und auch der „Herrmann“ in Preußen 
verboten war, appellirte Eichhoff gegen das ſtadtgerichtliche 
Urtheil beim Kammergericht und ſetzte in der faſt ein Jahr 
lang dauernden Zwiſchenzeit der Beſtätigung des ſtadtgericht⸗ 
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lichen Urtheils durch das Kammergericht, beſonders während 
der Monate März und April 1860, ſeine Schmähartikel gegen 
Stieber in der „Hamburger Reform“ fort, worauf wir ſpäter 
noch zurückkommen werden. — Ob Schwarck in Beziehungen 
zu Eichhoff geſtanden, hat ſich nicht feſtſtellen laſſen. In jedem 
Falle hat, während Schwarck die Amtsehre Stiebers zu ruiniren 
unternahm, Eichhoff die bürgerliche Ehre Stiebers und ſein 
Familienleben in der gemeinſten Weiſe zu beſudeln und in der 
öffentlichen Meinung herabzuwürdigen verſucht. Vermuthlich 
ſtand Eichhoff mit ſeinem unwürdigen Treiben im Solde von 
reichen Perſonen, welche mit Rückſicht auf ihren unlauteren 
Gewerbebetrieb früher von Stieber verfolgt und geſchädigt 
worden waren. 


19. Amtsſuſpenſion Stiebers, — Die Stieber ſchen Ofſtier⸗ 
Schulden-Regulirungen. 

Während in den letzten Monaten des Jahres 1859 Schwarck 
die Vorunterſuchung gegen Stieber wegen Amtsvergehen führte 
und öffentlich zu Denunziationen und Belaſtungszeugniſſen 
gegen den Beſchuldigten aufforderte, verwaltete Stieber, ſchein⸗ 
bar um die ganze Angelegenheit ſich nicht kümmernd, ſein 
Amt. Thatſächlich that er jedoch im Stillen Schritte, um ſich 
mit dem nothwendigen Material zu ſeinem Schutz und zur 
Charakteriſirung ſeines Gegners Schwarck aus den ihm zugäng⸗ 
lichen Akten des Polizeipräſidiums zu verſehen. Daß Stieber 
ſich im Beſitz des Briefwechſels zwiſchen dem Juſtiz⸗ 
miniſter Simons und dem Polizeipräſidenten 
von Hinckeldey in Bezug auf das Polizeiverfahren gegen 
Techen und Genoſſen im Jahre 1856 befand, daß ferner 
Stieber eine beglaubigte Abſchrift des Berichts des 
Oberſtaatsanwalts Schwarck an den Juſtizminiſter über den 
„Prinzen v. Armenien“ vom Jahre 1857 und andere, 
den Oberſtaatsanwalt kompromittirende Schriftſtücke 
amtlicher Natur beſaß, davon hatte Schwarck keine 
Ahnung. 
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Mit dem Beginn des Jahres 1860 gewann das Strafver⸗ 
fahren gegen Stieber durch die nunmehrige Zugrundelegung 
der oben erwähnten drei Straffälle eine feſtere Geſtalt, und 
während der erſten Tage des Januar gelangte der Fall Wiſocky⸗ 
Gerſon durch die Zeitungen zur allgemeinen Kenntniß. Am 
9. Januar 1860 richtete deshalb Stieber ein Schreiben an den 
Polizeipräſtdenten v. Zedlitz des Inhalts: 

„Ich fühle mich durch die Euer Hochwohlgeboren hinreichend 
bekannten Vorgänge der letzten Tage ſo angegriffen, daß ich 
außer Stande bin, meinen Amtsgeſchäften vorläufig vorzuſtehen. 
Ich bitte daher, mir einen vierwöchentlichen Urlaub zu ertheilen. 
Ich glaube der Gewährung dieſer meiner gehorſamſten Bitte 
um ſo eher entgegenſehen zu dürfen, als der Oberſtaatsanwalt 
Schwarck dem Vernehmen nach fortwährend mit der Behaup⸗ 
tung auftritt, daß meine amtliche Thätigkeit hemmend auf die 
Fortführung der Unterſuchung wegen der bekannten Wiſocky'ſchen 
Angelegenheit einwirken könnte und als ich jeden derartigen 
Vorwand beſeitigt ſehen möchte.“ 

Der Polizeipräſident entſprach dieſem Antrage mit der aus⸗ 
drücklichen Randbemerkung: „Es darf gehofft werden, daß eine 
ſo lange Friſt, wie nachgeſucht iſt, nicht erforderlich ſein wird, 
um die augenblicklichen Hinderniſſe ſeiner Amtswirkſamkeit zu 
beſeitigen.“ 

Hierin täuſchte ſich aber der Polizeipräſident. Stieber 
übernahm überhaupt nicht wieder die Leitung der Kriminal⸗ 
polizei. 

Ende März ſchloß Schwarck die von ihm perſönlich geführte 
Vorunterſuchung gegen Stieber ab. Inzwiſchen aber, gegen 
Ende Januar, hatte ein Agent des Oberſtaatsanwalts dieſem 
einen Fall der Amtsausſchreitung Stiebers hinterbracht aus 
der Zeit nach dem Tode des Herrn von Hinckeldey, alſo aus 
einer Zeit, in welcher nicht mehr der beſtimmende Einfluß 
Hinckeldeys auf die Amtsthätigkeit Stiebers maßgebend geweſen 
ſein konnte. Es handelte ſich hierbei um einen Fall der 
Wucherſchulden-Regulirungen von Offizieren der 
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preußiſchen Armee, welche, wie wir oben bei der Beſprechung 
der friedens richterlichen Thätigkeit der Berliner Kriminalpolizei 
erwähnt haben, der Direktor Stieber als Specialkommiſſar des 
Königs in den Jahren 1852 bis 1857 ausgeführt hat. Bei 
dieſen Regulirungen gewann das Verfahren Stiebers ſehr oft 
den Anſchein, als wenn ein das Einſchreiten der Kriminal⸗ 
polizei veranlaſſender Kriminalfall gar nicht vorlag und der 
ſchuldloſe Gläubiger durch polizeiliche Zwangsmittel zum Erlaß 
eines Theils ſeiner berechtigten Forderung gezwungen wurde. 
Ein derartig willkürliches Verfahren glaubte Schwarck in einem 
polizeilichen Einſchreiten Stiebers gegen den Kaufmann 
Pfüller am 27. September 1856 gefunden zu haben, in 
welchem Falle Stieber den Wechſel Pfüllers gegen einen jungen 
Offizier, Namen Horaz v. Koſchembahr, über 68 Friedrichs— 
d'ors beſchlagnahmt und den Kaufmann Pfüller mit der Droh⸗ 
ung, ihn wegen Wuchers zu verfolgen, zu einem Erlaß von 
etwa 50 Thalern gezwungen hatte. 

Schwarck wußte allerdings, daß Stieber zu den Offizier⸗ 
Schulden⸗Regulirungen vom Könige ſelbſt beauftragt geweſen, 
aber er nahm an, daß ein in amtlicher Form ertheilter Auf⸗ 
trag für Stieber nicht exiſtirte, und daß Stieber Anſtand 
nehmen würde, die Perſon des Königs in den Prozeß hinein⸗ 
zuziehen und ſich auf mündlich ertheilte Aufträge deſſelben in 
öffentlicher Gerichtsverhandlung zu berufen. 

Dieſen neuen Fall wollte Schwarck mit den drei anderen 
Beſchuldigungen gegen Stieber verbinden. Obwohl Schwarck 
eine Vernehmung Stiebers über die Wechſelſache Pfüller⸗Koſchem⸗ 
bahr während der Vorunterſuchung nicht veranlaßte, ſo erfuhr 
doch Stieber bereits Anfangs Februar von der neuen, gegen 
ihn vorbereiteten Beſchuldigung, deren Abwehr allein dadurch 
möglich war, daß die Perſon des kranken Königs in das 
Strafverfahren hineingezogen wurde. Denn Alles das, was 
Stieber in den Offizier⸗Schulden⸗Regulirungen gethan, hatte 
er im Auftrage des Königs gethan, und der Geheime Käm⸗ 
merer des Königs, Herr Schöning, und noch andere dem 
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Könige nahe ſtehende Perſoneu mußten dies als wahrheitsge⸗ 
mäß bekunden, wenn ſie als Zeugen vor Gericht vorgeladen 
wurden. 

Stieber berichtete deshalb in einem ausführlichen Schreiben 
an den Geheimen Kämmerer Schöning vom 23. Februar 1880 
über dieſe Sachlage, in welchem er ſeiner Stimmung Luft machte. 
Wir theilen dieſes Schreiben wörtlich mit, da daſſelbe die 
Situation Stiebers, wie ſie ſich in ſeinem Geiſte wiederſpiegelte, 
eingehend beſchreibt und dem objektiven Sachverhalte weſent⸗ 
lich entſprach. 

„Sie haben bereits im Allgemeinen Kenntniß von der un⸗ 
erhörten Weiſe, in welcher ich von dem Oberſtaatsanwalt 
Schwarck ſeit einiger Zeit verfolgt werde. Ich habe bisher 
dieſe Verfolgungen mit Ruhe ertragen, die Sache nimmt aber 
nunmehr einen Charakter an, der mich zwingt, zuletzt an die 
Oeffentlichkeit zu treten. Nachdem es nicht hinreichend geglückt 
iſt, mich durch einzelne, gegen mich mit den Haaren herbeige⸗ 
zogene disziplinariſche Unterſuchungen zu Grunde zu richten, 
hat ſich Herr Schwarck perſönlich mit allen möglichen Gaunern 
und Schwindlern in Verbindung geſetzt, und er gewinnt die⸗ 
ſelben förmlich zu Denunziationen gegen mich. Der berüchtigte 
Dr. Eichhoff, der Verfaſſer der in London erſcheinenden vor⸗ 
zugsweiſe gegen den König und deſſen Regierung gerichteten 
Schandſchrift „Herrmann“ geht dabei mit Herrn Schwarck 
Hand in Hand, und es werden aus der Zeit der Verwaltung 
des Herrn v. Hinckeldey fortwährend eine Menge einzelner 
Vorfälle herausgeriſſen, um mich und die Beamten der Krimi⸗ 
nalpolizei noch heut wegen derſelben vor Gericht zu ſtellen. 
Faſt ſämmtliche Kriminalkommiſſarien befinden ſich bereits in 
ſolche Unterſuchungen verwickelt, und es wird das unerhörte 
Verfahren bobachtet, daß man die Gauner und Betrüger, gegen 
welche wir damals amtlich gekämpft haben, gegen uns als 
Zeugen vereidigt, unſere amtlichen Verhandlungen ignorirt und 
uns und unſere Dienſtbehörde nicht einmal hört. Natürlich 
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man in folcher Weile die Welt umkehrt. Es fehlt dabei nicht 
an Meineiden. Der berüchtigte Eichhoff, welcher mit Herrn 
Schwarck daſſelbe Ziel verfolgt, mich um jeden Preis zu 
Grunde zu richten, ermittelt die einzelnen Zeugen und be⸗ 
arbeitet dieſelben vor jeder Vernehmung. Es handelt ſich dabei 
meiſtentheils um Fälle, die ſich vor 6 bis 7 Jahren zugetragen 
haben, und über welche die Beamten nicht einmal immer noch 
Auskunft geben können. 

„Dennoch würde ich auf die Gerechtigkeit Gottes und der 
preußiſchen Richter vertrauen, daß ſich dieſe Intriguen zuletzt 
enthüllen müſſen und daß die Gerichte uns freiſprechen werden. 
Es handelt ſich aber bei der ganzen Sache noch um mehr, als 
um unſere Verurtheilung, es handelt ſich darum, Eklat und 
Skandal zu erregen, und dieſer Zweck wird jedenfalls erreicht 
werden. Man will die ganze Polizeiverwaltung des Herrn 
v. Hinckeldey öffentlich kompromittiren und anklagen und mich 
dabei der revolutionären Geſellſchaft, gegen welche ich meinem 
Könige treu und redlich gedient habe, zum Opfer bringen. 
Dies iſt die einfache Bedeutung des unerhörten Strebens, daß 
man eine ganze Behörde wegen alter, längſt vergeſſener Ge⸗ 
ſchichten öffentlich auf die Anklagebank bringen und zu Grunde 
richten will. 

„Man überſieht aber Eins hierbei. In weſſen Auftrag 
hat der Herr v. Hinckeldey in den meiſten Fällen gehandelt 
und ſeine Beamten inſtruirt? Doch nur in dem Sr. Majeſtät 
des Königs. Klagt man die Verwaltung deſſelben öffentlich 
in ſolcher Weiſe an, ſo klagt man den König an. Herr 
v. Hinckeldey ſah und ſprach den König täglich, erhielt von 
ihm in allen Dingen ſpeziellen Befehl und ich kenne den 
Briefwechſel zwiſchen Sr. Majeftät und Herrn v. Hinckeldey 
ſehr genau. 

„Man hat ferner keine Ahnung von den engen Be⸗ 
ziehungen, in welchen ich zu Sr. Majeſtät geſtanden. Sie, 
Herr Geheimer Kämmerer, wiſſen es ja hinreichend, wie oft 
mich Se. Majeſtät heimlich geſprochen, wie ich Jahre lang 
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fortlaufend in den wichtigſten Unterſuchungen die ſpeziellſte 
Inſtruktion Sr. Majeſtät erhalten, und wie meine polizeiliche 
Thätigkeit eigentlich lediglich durch Se. Majeſtät und diejenigen 
Beamten beſtimmt worden iſt, welche zu Sr. Majeſtät in den 
vertraulichſten Beziehungen ſtanden. Der König mag uns 
manchmal Befehle ertheilt haben, welche ſich vom Standpunkte 
der Staatsanwaltſchaft in tendenziöſer Weiſe anfechten laſſen. 
Herr v. Hinckeldey und ich, wir haben dieſe Befehle blindlings 
ausgeführt, weil uns die Verſicherung ertheilt worden iſt, ein 
König von Preußen werde auch ſtets die Beamten zu ſchützen 
wiſſen, welche ſeinen Willen erfüllt haben. 


„Sie kennen namentlich den Kampf, welchen ich im ſpeziellen 
Auftrage Sr. Majeſtät, in vielen Fällen ſogar mit Geldmitteln 
aus der königlichen Chatulle unterſtützt, gegen die ſchändlichen 
Wucherer geführt habe, von welchen junge leichtſinnige Offi⸗ 
ziere und andere Perſonen aus den erſten Geſchlechtern des 
Landes in der niederträchtigſten Weiſe ausgezogen wurden. 
Sie kennen das große Intereſſe Sr. Majeſtät an dieſer Ange⸗ 
legenheit. Wir Polizeibeamten haben auch hierbei lediglich die 
uns von Sr. Majeſtät gegebenen ſpeziellen Inſtruktionen befolgt. 


„Vorzugsweiſe wegen dieſer Kämpfe gegen die Wucherer, 
für die mich der König ſo oft aus vollem Herzen belobt hat, 
werde ich und die Kriminalbeamten jetzt von dem Ober⸗Staats⸗ 
anwalt Schwarck verfolgt. Bedenken Sie, in welche Lage ich 
hierbei komme. Ich bin Vater einer ſtarken Familie, meine 
ganze Exiſtenz ſteht auf dem Spiele, ich muß alſo zu meiner 
Rettung mit der Wahrheit heraus. Ich muß öffentlich die 
delikaten Beziehungen Sr. Majeſtät zu der Polizei preis⸗ 
geben, ich muß diejenigen Edelleute, welche ich dem Befehle 
Sr. Majeſtät gemäß mühſam gerettet, öffentlich brandmarken; 
ich muß die mir und Herrn v. Hinckeldey gegebenen Inſtruk⸗ 
tionen öffentlich zum Gegenſtande der Erörterung durch die 
Gerichte machen. Ich muß Sie und andere Perſonen, welche 
um dieſe Dinge wiſſen, öffentlich als Zeugen vor Gericht 
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ſchleppen und die delikateſten Geheimniſſe des Königshauſes 
preisgeben. 

„Daß es ſich bei der ganzen Sache nicht um einen Schein 
der Gerechtigkeit handelt, geht aus dem einfachen Umſtande 
hervor, daß kein Kläger aufgetreten iſt, und daß Herr Schwarck 
ſchon zu jener Zeit Ober: Staatsanwalt und Herr Simons 
Miniſter war. Weshalb ſind dieſe Herren nicht früher gegen 
uns aufgetreten? Weshalb haben ſie ſich bei verſchiedenen Un⸗ 
geſetzlichkeiten des Herrn v. Hinckeldey, wie ich beweiſen werde, 
ſo lebhaft betheiligt? 

„Ich bin außer mir, dieſes Unheil anrichten zu ſollen, die 
Urſache zu ſein, daß über den König, meinen Wohlthäter, noch 
öffentlich geſchmäht werden ſoll, daß ich unſerer ſo ſchwer ge⸗ 
prüften Königin noch dieſen Gram bereiten ſoll. Aber was 
bleibt mir als Familienvater zur Rettung meiner Amtsehre 
und Exiſtenz endlich übrig? 

„Und weshalb dies Alles? Nur um die perſönliche Rache 
einzelner Perſonen gegen mich zu befriedigen und mich aus 
meinem Amte zu verdrängen. 

„Ich bin ſchon einmal in meiner Jugend für die treuen 
Dienſte, die ich dem Staate und der Polizei geleiſtet, ſo 
traurig hingeopfert worden. (Stieber ſpielt auf die Folgen 
ſeines Kommiſſoriums nach dem Hirſchberger Thale im Jahre 
1845 an.) Ich hatte mir wiederum eine geachtete und ge⸗ 
ſicherte Stellung errungen, als ich, wie Sie wiſſen, auf per⸗ 
ſönlichen Wunſch Sr. Majeſtät wieder bei der Polizei eintrat. 
Ich habe zehn Jahre lang mit ganzer Seele treu und redlich 
gedient, ſchonungslos die Feinde der Ordnung bekämpft und 
ſoll nun zum zweiten Male in einer ſo ſchmählichen Weiſe 
gerade dieſen Perſonen hingeopfert werden. Unmöglich kann 
ich dies mit ſtummer Reſignation ertragen. Ich verlange keinen 
Dank für die treuen Dienſte, die ich dem königlichen Hauſe 
geleiſtet, ich verlange nur Gerechtigkeit und Schutz gegen die 
niederträchtigſte Verfolgung, welche jemals gegen einen Beamten 
geübt worden iſt, und welche ihren Grund hauptſächlich in der 


— 13 — 


mir früher zu Theil gewordenen Gnade Sr. Majeſtät findet. 
Unterſtützen Sie mich wenigſtens hierbei dadurch, daß Sie vor 
Gericht offenes und ehrliches Zeugniß über die oben ange⸗ 
führten Verhältniſſe ablegen, und daß Sie als Archivar des 
Königs mir in der Ermittelung der betreffenden Briefſchaften 
Sr. Majeſtät behilflich ſind.“ 

Dieſes Schreiben, von welchem Schöning mehreren dem 
Prinz⸗Regenten naheſtehenden Perſonen, insbeſondere dem Chef: 
Präſidenten des Ober⸗Tribunals, Staatsminiſter Uhden, Kennt⸗ 
niß gab, hatte zur Folge, daß der Juſtizminiſter Simons den 
Staatsanwalt Schwarck die Anweiſung gab, in das Strafver⸗ 
fahren gegen Stieber die Offiziersſchulden⸗Regulirungen nicht 
hineinzuziehen. Schwarck kam dieſem Befehle nach und ſchloß 
dieſe Affaire einſtweilen von ſeiner Anklage aus, ſich vorbe⸗ 
haltend, dieſelbe ſpäter in einem zweiten beſonderen Strafver⸗ 
fahren gegen Stieber zu verfolgen. 


20. Die Stellung des Staatsauwalts Nörner zur Dis- 
poſition. — Die Verhaftung Stiebers. 

Nachdem im März 1860 die Vorunterſuchung gegen Stieber 
beendigt worden war, handelte es ſich nunmehr um die Er⸗ 
hebung der Anklage und die Vertretung derſelben vor dem 
Stadtgericht, wozu reſſortmäßig zunächſt nicht der Oberſtaats⸗ 
anwalt, ſondern der Erſte Staatsanwalt beim Stadtgericht, 
Herr Nörner berufen war. Der Oberſtaatsanwalt wollte aber 
nicht dem mit Stieber in dem freundſchaftlichſten Verkehr ſtehen⸗ 
den Nörner dieſe heikle Aufgabe zu Theil werden laſſen, 
andererſeits mochte er nicht perſönlich die Vertretung der An⸗ 
klage vor dem Stadtgericht übernehmen, da dieſe ausnahms⸗ 
weiſe Zurückſetzung des Erſten Staatsanwalts durch den Ober⸗ 
Staatsanwalt bei den Behörden und der Bevölkerung großes 
Aufſehen erregt und dem Prozeß von vornherein nach Außen 
hin den Charakter eines perſönlichen Kampfes zwiſchen den 
beiden Feinden Schwarck und Stieber gegeben hätte. Schwarck 
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benutzte deshalb dieſe Schwierigkeit, um zugleich mit Stieber 
auch deſſen Freund Nörner zu ſtürzen und er beantragte beim 
Juſtizminiſter, welchem die geringe dienſtliche Befähigung 
Nörners wohl bekannt war, dieſen zur Dispoſition zu ſtellen. 
Da während des März gerade der Prinz Carl, der einfluß⸗ 
reichſte Gönner des Staatsanwalts Nörner, verreiſt war, ſo 
fehlte Nörner an maßgebender Stelle der geeignetſte Für⸗ 
ſprecher, und am 24. März wurde er zur Dispoſition geſtellt. 
An ſeine Stelle trat als Staatsanwalt Graf zur Lippe (der 
ſpätere Juſtizminiſter), welcher auf Grund der von ſeinem Vor⸗ 
geſetzten, dem Oberſtaatsanwalt Schwarck, gemachten Ermitte⸗ 
lungen gegen Stieber wegen widerrechtlicher Nöthigung und 
Freiheitsentziehung in drei Fällen und gegen den Kriminal⸗ 
kommiſſar Tichy in einem Fall die Anklage erhob. 

Am 13. April 1860 wurde Stieber am ſpäten Abend von 
mehreren Gerichtsbeamten aus ſeiner Wohnung in der Alexander⸗ 
ſtraße, wo er ſich im Kreiſe ſeiner Familie beim Abendeſſen 
befand, abgeholt und nach der Stadtvoigtei zur Haft gebracht. 
Dieſe Verhaftung kam Stieber nicht unerwartet, da bereits 
früher Schwarck wiederholt die Verhaftung Stiebers wegen 
angeblicher Verdunkelung des Thatbeſtandes erfolglos bean⸗ 
tragt hatte. Frau Stieber begleitete ihren Gatten nach der 
Stadtvoigtei, während die Beamten nachfolgten. Es wurde 
dem gefangenen Kriminal⸗Polizeidirektor eine beſſere Zelle ein⸗ 
geräumt, als gewöhnlichen Gefangenen. Bereits am 18. April 
wurde er auf ſeine Beſchwerde beim Kammergericht aus der 
Haft entlaſſen, indem dieſer Gerichtshof die Unterſuchung be⸗ 
reits als in ein Stadium gelangt erachtete, in welchem eine 
Verhaftung wegen zu befürchtender Verdunkelung des Thatbe⸗ 
ſtandes nicht mehr gerechtfertigt erſchiene. 

Die Veranlaſſung zu dieſer plötzlichen Verhaftung Stiebers 
war folgende geweſen: In dem Anklagepunkt Schragow⸗ 
Goldberg, in welchem Stieber beſchuldigt war, im Intereſſe 
des Schragow den Rentier Goldberg und den Stallmeiſter 
Fürſtenberg durch Freiheitsentziehung zum Abſchluß eines 
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Vergleichs genöthigt zu haben, hatte Fürſtenberg am 13. April 
Vormittags, als Zeuge in der Unterſuchung wider Stieber vom 
Unterſuchungsrichter vernommen, behauptet, daß der „ihm als 
Agent der geheimen Polizei wohlbekannte“ Gutsbeſitzer Lodo⸗ 
mez einige Tage vor ſeiner Vernehmung bei ihm geweſen ſei 
und ihn im Auftrage Stiebers erſucht habe, er möge nichts 
Nachtheiliges gegen dieſen ausſagen. Der Oberſtaatsanwalt 
Schwarck, welcher der Vernehmung Fürſtenbergs beigewohnt 
hatte, beantragte die ſofortige Verhaftung Stiebers, welche 
auch noch am Abend deſſelben Tages erfolgte. Die erſt nach 
der Verhaftung Stiebers erfolgte gerichtliche Vernehmung des 
Gutsbeſitzers Lodomez ergab zur Evidenz, daß er weder ein 
geheimer Agent der Polizei war, noch daß er von Stieber 
beauftragt geweſen, auf die Zeugenausſage des Fürſtenberg 
irgendwie einzuwirken. Fürſtenberg ſelbſt räumte in der 
ſpäteren gerichtlichen Verhandlung gegen Stieber ein, daß 
Lodomez, von dem er wußte, daß er mit mehreren Krimi⸗ 
nalkommiſſarien befreundet wäre, vor ſeiner Vernehmung in 
der Vorunterſuchung bei ihm geweſen war und ihn nur erſucht 
hatte, glimpflich für die Polizeibeamten auszuſagen. 


21. Die Gerichtsverhandlung: Affaire Gerſon-Wiſockn. 

Die öffentliche Verhandlung erſter Inſtanz gegen Stieber 
und den Kriminalkommiſſar Tichy fand am 14., 15., 16. und 
17. Mai 1860 vor der IV. Deputation des Berliner Kriminal⸗ 
gerichts ſtatt. Es fungirten als Vorſitzender: der Stadtgerichts⸗ 
rath Torgauy, als Beiſitzer: die Stadtgerichtsräthe Ber⸗ 
nard und Bertram, und als Staatsanwalt: Graf zur 
Lippe. Die beiden Angeklagten waren in Perſon erſchienen. 
Dem Tichy ſtand ein Vertheidiger zur Seite, während Stieber 
ſich ſelbſt allein vertheidigte. 

Der erſte Anklagepunkt betraf die Sache Wiſocky⸗Gerſon, 
und die Anklageſchrift theilte darüber Folgendes mit: 

„Der Schneidermeiſter Wiſocky arbeitete bis zum Jahre 
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1854 für das Geſchäft des Hoflieferanten Hermann Gerſon 
Damenmäntel und verwandte die beim Zuſchneiden erübrigten 
Stücke von den in größeren Quantitäten ihm gelieferten Stoffen 
zur Anfertigung von Mänteln, die er für eigene Rechnung 
verkaufte. Am 25. September 1854 erhielt Gerſon durch einen 
anonymen Brief hiervon Nachricht, und es wurde ihm zugleich 
ein Haus in der Grünſtraße bezeichnet, wo eine größere Menge 
ſolcher Wiſocky'ſcher Mäntel lägen. Gerſon eilte nun nach 
dieſem Hauſe, fand auch im Laden des Poſamentier⸗Waaren⸗ 
händlers Dietert ein zuſammengebundenes Packet, in welchem 
mehrere ſolcher Mäntel nebſt Schnüren und anderen Zuthaten 
ſich befanden; er nahm das Packet als ſein Eigenthum in An⸗ 
ſpruch und lieferte es gegen Abend an die Polizei ab. Wiſocky 
wurde nach dem Gerſon'ſchen Hauſe gerufen. Hier hielt man 
ihm im Beiſein des Schutzmanns Henſeleit vor, daß er dieſe 
aus Gerſons Stoffen verarbeiteten Mäntel an einen Schneider 
Reuß aus Roſtock verkauft habe, und obwohl Wiſocky darauf 
ein Recht zu haben behauptete, wurde er mit den Mänteln 
gegen 5 Uhr Abends an die Kriminalpolizei abgeliefert, wo 
er vom Kriminalkommiſſar Tichy nur ganz kurz vernommen 
und auf Grund des Rapports des Tichy, in dem es ſtatt des 
zu bezeichnenden Vergehens heißt „bis auf Weiteres,“ arretirt 
wurde. Er iſt am anderen Tage nochmals vernommen, ohne 
daß darüber Protokolle aufgenommen ſind, und erſt am 27. Sep⸗ 
tember Mittags auf Stiebers Verfügung entlaſſen. Während 
ſeiner Haft einigte er ſich mit Gerſon dahin, daß er dieſem 
500 Thaler Schadenerſatz zuſagte, und er wurde erſt nach Zu⸗ 
ſtandekommen dieſes Vergleiches entlaſſen, worauf Gerſon ihn 
in einer Droſchke mit ſich nahm und durch Drohung ſeiner 
Wiederverhaftung zwang, ein Schadensbekenntniß über 1000 
Thaler und zur Deckung vier Wechſel über je 250 Thaler aus⸗ 
zuſtellen und dem Gerſon eine Obligation über 2000 Thaler 
als Pfand zu belaſſen. Die Mäntel behielt Gerſon. Der 
Angeklagte Tichy wird nun beſchuldigt, den Wiſocky widerrecht⸗ 
lich verhaftet, ihn widerrechtlich länger als 24 Stunden in 
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Polizeihaft gehalten (5. 317 des Pr. Strafgeſ.⸗B.), ihn durch 
Drohungen zu einem Vergleich mit Gerſon gezwungen ($. 315 
des Strafgeſ.⸗B.) und die Angelegenheit ſchließlich dem Staats⸗ 
anwalt nicht übergeben zu haben; Direktor Stieber wird be⸗ 
ſchuldigt, daß er als Amtsvorgeſetzter des Tichy um deſſen 
Handlungsweiſe gewußt und dieſelbe zugelaſſen habe (S. 330 
des Preuß. Strafgeſetzbuchs).“ 

Der Vorſitzende ſchritt zum Verhör des Kriminalkomiſſars 
Tichy, welcher auf die Anklage Folgendes erwiderte: „Ich 
vernahm die beiden Siſtirten Wilody und Reuß und gewann 
durch die Vernehmung die Ueberzeugung, daß Wiſocky der Unter⸗ 
ſchlagung Gerſon'ſcher Mäntelſtoffe, und Reuß der Hehlerei 
in Beziehung auf die Unterſchlagung dringend verdächtig waren. 
Deshalb ließ ich ihre Verhaftung vornehmen. Am anderen 
Morgen kam Kaufmann Gerſon auf meine Vorladung in das 
Büreau. Dieſem gegenüber trat Wifody mit dem Einwande 
auf, daß er durch geſchicktes Zuſchneiden diejenigen Mäntel⸗ 
ſtoffe, welche als unterſchlagen bezeichnet wären, erübrigt, den 
Gerſon aber dadurch nicht beſchädigt habe, da er die ihm zur 
Anfertigung aufgegebene Anzahl Mäntel richtig abgeliefert 
habe. Ich ſagte ihm, daß es meiner Meinung nach für ihn 
gut ſein würde, wenn er ſich mit Gerſon einigte. Ich meinte 
mit dieſer Aeußerung, daß der Richter, wenn die Sache zu 
ſeiner Entſcheidung gelangte, bei einer etwa nöthigen Strafab⸗ 
meſſung jedenfalls zu ſeinen Gunſten Werth darauf legen 
würde, wenn der verſuchte Schaden dem Damnifikaten erſetzt 
ſei, und ich that dieſe Aeußerung ferner mit Rückſicht darauf, 
daß Gerſon erklärt hatte, Wiſocky als Schneider in ſeinem 
Dienſte behalten zu wollen, wenn derſelbe ihm ſeinen Schaden 
erſetzte. Gerſon und Wiſocky konferirten nun mit meiner Er⸗ 
laubniß mit einander, ohne daß ich hörte, was ſie geſprochen 
haben. Schließlich erklärte mir Gerſon, er hätte ſich mit Wi⸗ 
joy) geeinigt, es wäre ihm an deſſen Beſtrafung gar nichts 
gelegen, und er wollte nur ſeinen Schaden erſetzt haben. Dieſe 
Lage der Sache trug ich demnächſt dem Polizeidirektor Stieber 
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vor und ſagte ihm, daß nach meiner Anſicht ſowohl die Schuld 
des Wiſocky, als das ganze Rechtsverhältniß, welches der Er⸗ 
werbung der Mäntelſtoffe durch denſelben zum Grunde liege, 
höchſt zweifelhaft ſei. Direktor Stieber begab ſich mit Gerſon 
und Wiſocky zum Staatsanwalt, und er hat mir ſpäter mitge⸗ 
theilt, daß der Staaatsanwalt erklärt habe, keine genügende 
Veranlaſſung zum Einſchreiten gegen Wiſocky zu finden. Welche 
Einigung zwiſchen Wiſocky und Gerſon zu Stande gekommen, 
weiß ich nicht, darum habe ich mich gar nicht gekümmert.“ 

Vorſitzender: Sie haben den Wiſocky länger als die ge⸗ 
ſetzlich geſtatteten 24 Stunden in Haft behalten, ohne ihn 
dem Staatsanwalt zu übergeben. 

Tichy: Wir haben viele Gefangene zwei Tage ſitzen laſſen, 
das müſſen Tauſende von Arreſtzetteln beweiſen. 

Vorſitzender: Das würde nun gerade nicht zu Ihrer Ent⸗ 
ſchuldigung gereichen. Wodurch wollen Sie denn Wiſockys 
Verhaftung überhaupt rechtfertigen? 

Tichy: Wiſocky iſt kurz nach der That ertappt worden. 
Es wurde eine ſo große Menge Mäntelſtoffe gefunden, daß 
der dringendſte Verdacht des unredlichen Erwerbs derſelben 
entſtand, der durch die Stellung, die der Verdächtige bei Ger⸗ 
ſon einnahm, noch mehr erhöht wurde. 

Im Uebrigen beſtritt Tichy die gegen ihn in der Anklage 
erhobenen Beſchuldigungen, er gab jedoch zu, daß es allerdings 
richtig jei, daß er einen der Mäntel von Gerſon gekauft habe. 

Stieber äußerte ſich über denſelben Anklagepunkt folgender⸗ 
maßen: 

„Von der Wiſocky'ſchen Sache habe ich Nichts bis zu dem 
Augenblicke gehört, wo Herr Tichy mir Vortrag über dieſelbe 
hielt. Ich ſagte Tichy, der mir ſeine Zweifel an der Schuld 
des Wiſocky mittheilte, ſofort: daß der Schneider freigelaſſen 
werden müſſe, da er der Flucht nicht verdächtig ſei. Ob aber 
die Unterſuchung ganz fallen zu laſſen wäre, das erklärte ich 
alsbald für Sache des Staatsanwalts. Ich begab mich mit 
Gerſon in das Büreau des Herrn Nörner, mit dem ich täglich 
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in der Mittagsſtunde über vorkommende Haftſachen konferirte, 
theilte ihm mit, was Tichy mir über die Sachlage geſagt, und 
überließ ihm, Gerſon weiter zu befragen. Nachdem beide 
Herren ſich verſtändigt, ſagte Herr Nörner zu mir, daß er bei 
Lage der Sache nach den Mittheilungen des Herrn Gerſon 
keine Veranlaſſung zum Einſchreiten finden könne. In Folge 
deſſen habe ich ſofort die Entlaſſungsverfügung unterzeichnet. 
Wie kommt nun unter dieſen Umſtänden die Anklage dazu, 
mich einer doloſen Erpreſſung zu zeihen? Gegen dieſe Unter⸗ 
ſtellung muß ich entſchieden proteſtiren. Ich behaupte außer⸗ 
dem, daß Wiſocky und Reuß nicht ungeſetzlich verhaftet ſind. 
Durch ſpäter ergangenes rechtskräftiges Erkenntniß ſteht feſt, 
daß Wiſocky unterſchlagen hat. Die Polizei hatte bei der Ent⸗ 
deckung des Vergehens nicht nur das Recht, ſondern direkt die 
Pflicht der Verhaftung, denn wo für das Gericht die Schuld 
offen daliegt, da liegt für die Polizei mindeſtens dringender 
Verdacht vor. Reuß war Ausländer und als ſolcher der Flucht 
verdächtig, ſeine Verhaftung war alſo erſt recht gerechtfertigt. 
Ich habe mehr gethan, als meine Pflicht war, als ich Nörner 
wegen der Entlaſſung des Wiſocky noch beſonders befragte. 
Ich konnte den Letzteren ſelbſtſtändig entlaffen. — Ich behaupte 
ferner, daß Wiſocky gar nicht über die geſetzliche Zeit hinaus 
geſeſſen hat. Der Oberſtaatsanwalt Schwarck hat mir bei Ge⸗ 
legenheit einer Konferenz ſelber zugeben müſſen, daß es nicht 
möglich ſei, daß das Polizeipräſidium mit Rückſicht auf ſeine 
maſſenhaften Geſchäfte einen Angeklagten in 24 Stunden dem 
Staatsanwalt vorführe. Wenn ein Menſch, wie Wiſocky, am 
25. Septbr. Abends verhaftet wird, Abends, wo kein Staats⸗ 
anwalt und kein Richter mehr zu haben iſt, ſo kann die Zeit 
ſeiner Verhaftung erſt vom nächſten Morgen ab berechnet wer⸗ 
den. Anders erlaubt es der Geſchäftsgang nicht. Nach den 
Prinzipien, die das Polizeipräſidium in dieſer Beziehung an⸗ 
genommen hat, iſt Wiſocky alſo erſt am 26. früh verhaftet; 
am 27. iſt er dem Staatsanwalt vorgeführt worden; Tichy 
hat ihn alſo nicht über die geſetzliche Zeit in Haft behalten.“ 
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Bei der Beweisaufnahme wurde zuerſt der Schneider Wi⸗ 
jody vernommen. 

Vorſitzender: Befinden Sie ſich gegenwärtig im Beſtitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte? 

Zeuge Wiſocky: Ja. 

Vorſitzender: Sie ſind aber wegen Unterſchlagung zu vier 
Monaten Gefängniß verurtheilt, und es iſt Ihnen die Aus⸗ 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit unterſagt. Seit 
wann ſind Ihnen dieſelben wieder verliehen? 

Wiſocky: Seit Januar dieſes Jahres. 

Wiſocky erzählte hierauf den Sachverhalt im Sinne der in 
der Anklageſchrift gegebenen Darſtellung, gab aber auf das 
Befragen des Vorſitzenden zu, daß er nicht nur durch das Auf⸗ 
treten Tichys, der ſich auf die Vorleſung des Paragraphen des 
Strafgeſetzbuchs über Unterſchlagung beſchränkt und ihm zu 
einem Vergleich mit Gerſon zugeredet habe, ſondern noch mehr 
durch das Zureden und. die Drohungen Gerſons zu dem Ver⸗ 
gleich veranlaßt worden wäre. 

Vorſitzender: Hat Tichy immer Alles gehört, was Gerſon 
mit Ihnen verhandelte? 

Wiſocky: Das weiß ich nicht mehr. 

Vorſitzender: Können Sie etwas anführen, woraus hervor⸗ 
geht, daß der Direktor Stieber Kenntniß von den durch Tichy 
angeblich auf Sie geübten Einwirkungen gehabt, und daß er 
dieſelben geduldet oder gar gebilligt hat? 

Wiſocky: Nein. Mit dem Direktor Stieber habe ich gar 
nichts zu thun gehabt, bis ich entlaſſen worden bin, und auch 
da habe ich nur wenige Worte mit ihm gewechſelt. Von der 
Unterſchlagung ſprach er gar nicht, er ſagte nur, ich könnte 
froh ſein, daß ich ſo gut weggekommen wäre. 

Vorſ.: Sie haben nun ſpäter noch eine Unterredung mit 
Stieber gehabt? 

Wiſocky: Ja. Ich hatte eine Denunziation wegen Er⸗ 
preſſung gegen Gerſon eingereicht und bekam eine Vorladung 
vor den Direktor Stieber. Er fragte mich in ſehr heftigem 
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Tone, wie ich ſo frech ſein könnte, gegen Gerſon zu denunziren, 
nachdem derſelbe ſich ſo human gegen mich benommen habe. 
Dann wurde er ganz grob gegen mich, nannte mich „Schuft“ 
und gebrauchte ähnliche Schimpfworte. Er ſagte, wenn ich 
die Denunziation nicht zurücknähme, würde ich wieder verhaftet. 

Vorſ.: Warum haben Sie denn dies Alles damals nicht 
zur Anzeige gebracht? Auf ſolche Weiſe läßt man ſich doch 
nicht von einem Beamten behandeln, wenn man ein gutes Ge⸗ 
wiſſen hat. 

Wiſocky: Das wollte ich auch, aber mein Rechtsanwalt hat 
mir davon abgerathen. 

Vorſ.: In der Denunziation wegen Erpreſſung gegen Ger⸗ 
ſon haben Sie behauptet, daß von Seiten der Polizei⸗ 
beamten gar keine Einwirkung auf Sie geübt iſt, 
ſondern daß dies allein von Gerſon ausgegangen ſei. Wie 
ſtimmt das mit Ihren heutigen Angaben? 

Wiſocky antwortete auf dieſe Frage nicht. 

Stieber: Ich bitte, den Zeugen zu fragen, ob ihm die 
Ehrenrechte auf ſeinen Antrag oder ohne denſelben wieder 
verliehen ſind. 

Staatsanwalt: Ich proteſtire gegen dieſe Frageſtellung, 
das Begnadigungsrecht darf nicht zum Gegenſtande der Er⸗ 
örterung gemacht werden. 

Wiſocky (zu Stieber gewendet): Die Ehrenrechte ſind mir 
ohne meinen Antrag wieder gegeben worden. 

Stieber: Das will ich eben behaupten, Wiſocky hat die ſen 
Antrag gar nicht geſtellt. Man hat ihm die Ehren⸗ 
rechte gegeben, um ſich einen glaubwürdigen Zeu⸗ 
gen gegen mich zu ſchaffen. 

Vorſ.: Dieſe Behauptung geht wohl zu weit. 

Stieber: Ich werde ſpäter nachweiſen, daß das ganze Ver⸗ 
fahren gegen mich ein tendenziöſes iſt! Ich bitte nur noch, 
ein von mir zu den Akten gereichtes Schreiben der Staatsan⸗ 
waltſchaft zu verleſen, in welchem dieſelbe der Kriminalpolizei 
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ihren Dank und ihre Anerkennung für die vielſeitig in zweifel⸗ 
haften Sachen zu Stande gebrachten Vergleiche ausſpricht. 

Der Vorſitzende verlieſt das betreffende Schreiben, in welchem 
ſich der Staatsanwalt mißbilligend über einen vom Polizei⸗ 
Inſpektor Zillmann geſchloſſenen Vergleich ausſprach, bei 
dieſer Gelegenheit aber anerkannte, daß in ähnlichen Fällen 
von der Kriminalpolizei ſegensreich gewirkt worden wäre. 

Nachdem noch einige Zeugen vernommen worden, deren 
Ausſagen bedeutungslos waren, wurde der Staatsanwalt z. D. 
Nörner als Zeuge vernommen. 

Vorſitzender: Es iſt auf Ihr Zeugniß darüber provocirt 
worden, daß dem eingeführten Gebrauch nach die Polizei nicht 
unbedingt verpflichtet war, Gefangene gerade innerhalb 24 Stun⸗ 
den der Staatsanwaltſchaft vorzuführen. 

.Nörner: Dieſer Gebrauch herrſchte früher allerdings bis 
zu dem Amtsantritt des Oberſtaatsanwalts Schwarck, welcher 
Erklärungen von der Polizei forderte. Es war in Folge deſſen 
eine Konferenz zuſammenberufen, welche aus dem Generalpoli⸗ 
zeidirektor von Hinckeldey, dem Unterſuchungsrichter Schlötke, 
dem Stadtgerichtspräſidenten Schröder, den Oberſtaatsanwalt 
Schwarck und meiner Wenigkeit beſtand. In dieſer überzeugte 
man ſich, auf Vortrag der Polizeibeamten, daß mit Rückſicht 
auf die Geſchäftslaſt, die Vorführung der Gefangenen binnen 
24 Stunden im Allgemeinen nicht zu ermöglichen ſei. Es 
iſt deshalb bis vor 2 Jahren bei dem früheren Gebrauche 
geblieben. 

Mit der Ausſage des Polizeilieutenants v. Koppelow, 
daß er um die fragliche Zeit in demſelben Zimmer und an 
demſelben Tiſche mit Tichy gearbeitet, den Verhandlungen mit 
Wiſocky beigewohnt, aber nichts von einer Drohung des Tichy 
gegen Letzteren gehört habe, obwohl ihm ſolche Drohungen, 
wenn ſie wirklich vorgekommen wären, nicht hätten entgehen 
können, — wurde das Beweisverfahren über den erſten An⸗ 
klagepunkt geſchloſſen. 
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22. Die Gerichtsverhandlung: Affaire Schragow- 
Goldberg. 

Der zweite Anklagepunkt gegen Stieber war nach der An⸗ 
klageſchrift folgender: 

Der Rentier Goldberg, welcher ſeit dem Jahre 1854 
mit dem Bankierhauſe Schragow u. Co. in Geſchäftsverbindung 
ſtand, erhielt am 1. Juni 1854 von Schragow einen Abſchluß⸗ 
ſchein, worin dieſer das Goldberg'ſche Guthaben auf 4400 Thlr. 
anerkannte und mit 8 pCt. Zinſen gegen 14 tägige Kündigung 
Zahlung verſprach. Goldberg cedirte dieſen Schein am 
28. Juni 1854 an den Stallmeiſter Fürſtenberg, und 
dieſer klagte die obige Summe gegen Schragow ein. Goldberg 
leiſtete in dieſem Prozeſſe als Zeuge einen Eid, daß die Für⸗ 
ſtenberg'ſche Ceſſion kein Scheingeſchäft ſei, ließ jedoch vor dem 
Termine zu ſeiner Vernehmung als Zeuge dem Schragow durch 
ſeinen Mandatar, Rechtsanwalt Simonſon, Vergleichspropo⸗ 
ſitionen machen, die aber zu keinem Reſultate führten. Fürſten⸗ 
berg hatte Goldberg auf die Ceſſion der 4400 Thlr. nur 
400 Thlr. baar gezahlt und über den Reſt einen Dispoſitions⸗ 
ſchein ertheilt, wonach er die Reſtſumme zahlen wollte, ſobald 
er ſie von Schragow eingetrieben hätte. Schragow war durch 
Erkenntniß zur Zahlung von 4400 Thlr. verurtheilt für den 
Fall, daß Fürſtenberg einen Eid über die Thatſächlichkeit der 
Ceſſion ableiſtete, und da er in Folge anderer Geſchäfte an 
Goldberg eine Forderung von 2800 Thlr. hatte, Goldberg aber 
hierfür außer dem Anſpruche an ihn, der an Fürſtenberg cedirt 
war, keine Deckung beſaß, ſo glaubte er ſich von ihm betrogen 
und wandte ſich auf Anrathen ſeines Mandatars, Juſtizrath 
Geppert, an die Kriminalpolizei und lernte hier den Direktor 
Stieber kennen. Goldberg und Fürſtenberg wurden am 
15. Oktober 1855 früh Morgens von den Kriminalkommiſſaren 
Neſtler und Pick nach dem Polizeibüreau geholt, ihre Wohnun⸗ 
gen wurden durchgeſucht und verſchiedene Papiere in Beſchlag 
genommen, ſie ſelbſt im Polizeipräſidium abgeſondert detinirt 
und ſogar Goldbergs Zimmer daſelbſt verſchloſſen. Erſt gegen 
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11 Uhr wurden ſie von Stieber vernommen, der dem Goldberg 
in dieſer Sache einen Betrug oder einen Meineid ſchuldgab, 
dem Fürſtenberg aber die Theilnahme daran. Stieber ſagte 
zu ihnen: „Sie bleiben hier, es wird ſich ſchon finden.“ Stieber 
ließ ſie dann um 12 Uhr mit Schragow wegen eines Vergleichs 
allein, und ſie ließen ſich durch die Drohung der weiteren Haft 
einſchüchtern, mit Schragow einen Vergleich zu ſchließen, wie 
er ihnen, namentlich dem Goldberg, nachtheilig war und zugleich 
wurde die geſchloſſene Ceſſion wieder rückgängig gemacht. 
Stieber ſelbſt hat den Vergleich entworfen und dabei erklärt: 
„dazu brauche er das Gericht nicht, bei der Polizei ginge das 
viel kürzer,“ und erſt nachdem der Vergleich unterſchrieben, 
wurden Goldberg und Fürſtenberg entlaſſen, ohne daß eine 
amtliche Verhandlung über den Fall aufgenommen worden ſei. 
Stieber wird auch in dieſem Falle der widerrechtlichen Nöthi⸗ 
gung aus $ 315 des preußiſchen Strafgeſetzbuchs beſchuldigt. 
Nach der Verleſung der Anklageſchrift ließ ſich der Ange⸗ 
klagte Stieber über dieſen Punkt folgendermaßen aus: 
„Eines Tages im Jahre 1855 kam der mir bis dahin 
völlig unbekannte Bankier Schragow zu mir und trug mir 
Folgendes vor: Er habe von einem gewiſſen Goldberg den 
Auftrag erhalten, verſchiedene Börſenſpekulationen für ihn aus⸗ 
zuführen. Um ſich für das daraus entſtehende Riſiko zu decken, 
habe er von demſelben Sicherheitsbeſtellung verlangt und ein 
Depot von 4400 Thalern erhalten. Das letzte Geſchäft war 
von Schragow für Goldberg pro Ultimo Juni 1854 gemacht. 
Goldberg hatte ſich verſpekulirt, es traten unerwartete politiſche 
Konjunkturen ein, und er verlor. Kurz vor Fälligkeit der Dif⸗ 
ferenzen, als er bereits mit Beſtimmtheit vorausſehen mußte, 
daß Schragow ca. 2800 Thaler für ihn würde bezahlen müſſen, 
cedirte er plötzlich das ganze Depot an den Stallmeiſter 
Fürſtenberg, ſo daß dem Hauſe Schragow die Deckung entzogen 
war. Fürſtenberg kündigte nun ſofort das Depot und klagte 
die ganze Summe gegen Schragow ein. Im Prozeſſe bekun⸗ 
dete Goldberg eidlich, er habe allerdings für die an Fürſten⸗ 
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berg cedirte Summe nur 400 Thaler Valuta erhalten, dennoch 
aber ſei die Ceſſion nicht ſimulirt. Ferner wurde dem Fürſten⸗ 
berg ein Eid, betreffend die Thatſächlichkeit der erfolgten Ceſſion 
auferlegt. Schragow appellirte gegen den dem Fürſtenberg 
auferlegten Eid. Nun komme er, Schragow, auf Anrathen 
ſeines Rechtsanwalts Geppert I. und denunzire mit der Be⸗ 
hauptung, Goldberg habe die Ceſſion nur vorgenommen, um 
ihm die Deckung zu entziehen, Goldberg habe bereits einen 
Meineid geleiſtet, indem er die klar vorliegende Simulation 
der Ceſſion abgeſchworen habe, und es ſtehe zu befürchten, daß 
Fürſtenberg in zweiter Inſtanz ebenfalls einen Meineid leiſten 
werde. 

„Ich ließ Goldberg und Fürſtenberg, nachdem ihre Schriften 
in Beſchlag genommen waren, am 15. Oktober Beide ſiſtiren 
und mir vorführen. Nachdem Beide getrennt vernommen 
worden und ſich in die größten Widerſprüche verwickelt hatten, 
überzeugte ich mich, daß ich in Schragow einen ehrlichen Mann 
vor mir habe. Goldberg iſt wegen Wuchers und Hazardſpiels 
beſtraft, wegen Betruges in Unterſuchung geweſen. Als ich 
näher auf die Sache einging, fand ich indeſſen, daß es mir 
nicht möglich werden würde, die Beweiſe für den Meineid 
Goldbergs, die zu einer Verurtheilung erforderlich ſind, herbei⸗ 
zubringen. 

„Ich ließ Schragow rufen und ſagte dieſem, daß es das 
Beſte wäre, eine gütliche Einigung mit den beiden Menſchen 
zu verſuchen, da ihr Verbrechen nicht nachzuweiſen ſein würde. 
Ich habe nun, woraus ich kein Hehl mache, ſelber den Vergleich 
herbeizuführen geſucht, dem Goldberg und Fürſtenberg wohl 
auch vorgeſtellt, daß fte möglicherweiſe Zuchthaus zu befürchten 
hätten, wenn die Unterſuchung fortgeſetzt würde. Gedroht aber 
habe ich ihnen nicht. Ich habe mir eine Ehre daraus gemacht, 
einen Vergleich in der Sache herbeizuführen, wo nicht ein Ver⸗ 
brechen oder ein Vergehen auf der Hand lag, daſſelbe vielmehr 
zweifelhaft war, und der Denunziant dem Verfahren nicht Fort⸗ 
ſetzung zu geben wünſchte. Auch exiſtirt eine Ordre des Ge⸗ 
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neral⸗Polizeidirektors v. Hinckeldey, daß wir in Fällen ſolcher 
Art uns nicht blos als Polizeibeamte, ſondern auch als 
Friedensrichter betrachten ſollten. 

„Und dies hätte ich nicht thun ſollen in einem Falle, wo 
Schragow, ein ehrlicher Mann, den Herren Fürſtenberg und 
Goldberg gegenüberſtand, die ihn benachtheiligen wollten, und 
gegen die er nichts ausrichten konnte, nachdem Goldberg den 
beſchriebenen Eid gel eiſtet hatte? Der Vergleich kam ſchließlich 
zu Aller Zufriedenheit zu Stande. Goldberg weinte Dankes⸗ 
thränen in meine Hände. Alle verließen befriedigt mein Büreau. 
Und nun ſoll ich nach der Anklage Goldberg und Fürſtenberg 
durch Drohung zu dieſem Vergleich genöthigt haben, zu einem 
Vergleich, bei dem Goldberg noch 700 Thlr., die ihm gar nicht 
gebührten, von Schragow herausbekam, zu einem Vergleiche 
alſo, bei dem Goldberg offenbar gewann? Goldberg und 
Fürſtenberg ſind ſo gewiegte Geſchäftsleute, daß ſie, wenn ſie 
ſich wirklich von mir gepreßt glaubten, mit der Denunziation 
gegen mich nicht 5 Jahre lang gewartet haben würden, bis zu 
der jetzigen politiſchen Konjunktur, wo Jeder ſich ein Verdienſt 
daraus macht, zu meinem Sturze beizutragen. Ich habe mich 
alſo auch hier keiner Ueberſchreitung der Amtsgewalt ſchuldig 
gemacht, und zwar um ſo weniger, als Fürſtenberg und Gold⸗ 
berg gar nicht ins Gefängniß gekommen ſind.“ 

Bei der Beweisaufnahme über dieſen Anklagepunkt wurde 
der Bankier Schragow zuerſt vernommen. 

Zeuge Schragow ſtellte den Sachverhalt ſo dar, wie der 
Angeklagte Stieber dies gethan. „Am 15. Oktober 1855 
wurde ich auf das Polizeibüreau gerufen, wo ich Goldberg 
und Fürſtenberg antraf. Goldberg erklärte, er ſei bereit, ſich 
zu vergleichen, und bat mich, meine Denunziation zurückzunehmen. 
Ich weigerte mich Anfangs, der Direktor Stieber redete mir 
aber zu, ich ſollte mich lieber vergleichen, als es auf einen 
Meineid ankommen zu laſſen. Goldberg und ich verhandelten 
hierauf in einem beſonderen Zimmer, ohne daß Stieber gegen⸗ 
wärtig war, über den Vergleich, der dahin zu Stande kam, daß 
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Goldberg die Ceſſion an Fürſtenberg als fingirt anerkannte, 
und daß ich von meiner Forderung 700 Thaler ſchwinden ließ, 
ſo daß Goldberg von dem Depot der 4400 Thlr. noch 2300 Thlr. 
gezahlt erhielt. Es wurde hierauf Fürſtenberg hinzugerufen, 
der mit Allem einverſtanden war und von der ganzen Sache 
nichts weiter wiſſen wollte. Weder gegen Goldberg noch gegen 
Fürſtenberg hat der Direktor Stieber Drohungen angewendet. 
Nachdem der Vergleich zu Stande gekommen, hat der Direktor 
Stieber ſolchen auf Erſuchen niedergeſchrieben. Am anderen 
Tage kam Goldberg in mein Comptoir und erhob die 2300 Thlr. 
gegen einen Schein, in welchem er erklärte, völlig befriedigt 
zu ſein und keine Anſprüche irgend einer Art an mich zu 
haben.“ 

Auf beſonderes Verlangen des Direktors Stieber bekundete 
Schragow noch: „Ich habe den Angeklagten niemals zur Her⸗ 
beiführung eines Vergleichs aufgefordert, auch demſelben keine 
Vergleichspropoſitionen mitgetheilt. Ebenſo habe ich dem 
Direktor Stieber niemals irgend eine Remuneration für ſeine 
Bemühungen gezahlt.“ 

Der Rentier Goldberg wurde ſodann vernommen. Derſelbe 
begann ſeine Ausſage in aufgeregter Weiſe: 

„Meine Herren, ich bitte ums Wort. Herr Direktor Stieber 
hat mich hier öffentlich beleidigt, er hat mich einen Wucherer 
und Hazardſpieler genannt. Ich will Ihnen erklären, wie ſich 
die Sache verhält.“ 

Vorſ.: Sind Sie ſchon beſtraft? 

Goldberg: Ja, ſechsmal wegen Wuchers mit willkürlicher 
Strafe, zu 50 Thaler jede, macht 300 Thaler, und einmal 
früher wegen Wucher. Ich will Ihnen auseinanderſetzen, wie 
ſich die Sache verhält. 

Vorſ.: Das gehört nicht hierher, es genügt, Sie ſind 
beſtraft. 

Goldberg: Aber ich bin kein Spieler. 

Vorſ.: Sind Sie nicht wegen Spiels beſtraft? 

Goldberg: Nein. 
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Stieber: Der Zeuge iſt wohl wegen Spiels beſtraft; die 
Akten ergeben es ja. 

Goldberg: Aber nur mit 5 Thalern. Ich will die Sache 
erklären. 

Vorſ.: Ich fordere Sie auf, die Wahrheit zu ſagen, hier 
iſt nichts zu erklären. 

Goldberg: Ich bin kein Denunziant, ein gewiſſer Wolden⸗ 
berg hat die Denunziation gegen Stieber angebracht, und der 
Oberſtaatsanwalt hat nur eine Ausſage von mir verlangt. 
Ich habe zwei Tage vor dem Schlußtermin an der Börſe das 
Depot von 4400 Thalern für 400 Thaler Valuta an Fürſten⸗ 
berg cedirt. Ich habe gerade 400 Thaler gebraucht, und die 
Gegenforderungen des Hauſes Schragow ſind noch nicht liquide 
geweſen. 

Vorſ.: Dieſes Geſchäft iſt aber ſehr auffällig. Wenn 
Sie 400 Thaler nöthig hatten, brauchten Sie an Fürſtenberg 
nur 400 Thaler Ihrer Forderung, und nicht die ganze Summe 
von 4400 Thalern für eine jo geringe Valuta zu cediren. 

Goldberg: Schragow konnte mich ja wegen ſeiner Forderung 
verklagen und abwarten, ob ich nicht Zahlung leiſten würde. 

Goldberg erzählte ſodann den Hergang, entſprechend der 
Darſtellung der Anklageſchrift. Er gab zu, daß er am anderen 
Tage freiwillig in das Comptoir von Schragow gegangen ſei 
und ſich das Geld gefordert habe, das ihm auf der Polizei 
verſprochen worden ſei. Schragow habe ihm 100 Thaler ab⸗ 
gezogen, und ſei er, Goldberg, nun zum Direktor Stieber ge⸗ 
gangen und habe deſſen Hilfe in Anſpruch genommen, damit 
Schragow ihm die ſtreitigen 100 Thaler zahle und das ihm 
auf der Polizei gegebene Verſprechen halte. Er ſei zu Schragow 
zurückgegangen und habe dieſem eröffnet, der Direktor Stieber 
habe beſtimmt, Schragow müſſe das Geld zahlen, das er ver⸗ 
ſprochen. 

Der Bankier Schragow und der Direktor Stieber erklärten 
dieſe Angabe des Goldberg für eine Unwahrheit. 
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Als nunmehr zur Vereidigung des Zeugen Goldberg ge⸗ 
ſchritten werden ſollte, unterbrach der Angeklagte Stieber 
dieſen Akt mit folgenden Worten: 

„Ich habe das gegen mich beobachtete Verfahren wiederholt 
ein tendenziöſes genannt, ich muß daſſelbe in dieſer Sache ge⸗ 
radezu für ein ganz unerhörtes erklären. Man hat mich auf 
die bloße Ausſage des Goldberg und Fürſtenberg hin verhaftet. 
Die heutige Verhandlung hat ſchon Beweiſe dafür geliefert, 
wie wenig zuverläſſig dieſe Zeugen ſind. Ich werde aber be⸗ 
weiſen, daß dieſelben geradezu einen Meineid geleiſtet haben. 
Die Beweiſe ſind in meinen Händen. Zunächſt hätte man 
doch wohl fragen ſollen, ſind denn in dieſer Sache bei der 
Polizei keine ſchriftlichen Verhandlungen vorhanden? Dieſes 
wäre doch die erſte Pflicht des Oberſtaatsanwalts und Unter⸗ 
ſuchungsrichters geweſen, ehe man mich verhaftete. Anſtatt 
deſſen behauptet mir die Anklage gerade ins Geſicht, es wäre 
nicht in der Sache ſchriftlich verhandelt, weil dieſe beiden 
Zeugen es ablengnen. Nun ſind aber ganz ausführliche ſchrift⸗ 
liche Protokolle, von mir und dem Kriminalkommiſſar Pick 
aufgenommen, vorhanden, in dieſen haben Goldberg und Fürſten⸗ 
berg ihre Schuld zugeſtanden. Aus dieſen Protokollen ergiebt 
ſich meine Unſchuld bei der Sache und der Beweis, daß die 
Ausſagen des Goldberg und Fürſtenberg in der Vorunter⸗ 
ſuchung, auf Grund deren ich vom Oberſtaatsanwalt Schwarck 
verhaftet worden bin, bemeineidigte ſind! (Allgemeine Senſa⸗ 
tion.) Dieſe für mich ſo wichtigen Akten ſind beim Polizei⸗ 
präſidium verſiegelt niedergelegt, und wird der Kriminalkommiſ⸗ 
ſarius Neſtler ſolche amtlich vorlegen. Goldberg hat es 
nicht um mich verdient, aber ich will ihm einen Meineid er⸗ 
ſparen.“ 

Der Kriminalkommiſſar Neſtler überreichte hierauf die 
verſiegelten Polizeiakten. Die Akten wurden geöffnet und vom 
Vorſitzenden verleſen. 

Aus der Verleſung derſelben ergab ſich, daß Schragow bei 
dem Polizeidirektor Stieber ſchriftlich denunzirt, und dieſer die 
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Sache unter dem 11. Oktober 1855 dem Kriminalkommiſſar 
Pick ſchriftlich übertragen hatte; dieſer hatte die Recherche ge⸗ 
macht, und von ihm und nicht von Stieber war die Siſtirung 
des Fürſtenberg und Goldberg ausgegangen; die Abſicht, einen 
Vergleich herbeizuführen, hatte nach der dienſteidlichen Ausſage 
der Kriminalkommiſſarien Pick und Neſtler in keiner Weiſe ob⸗ 
gewaltet. Es waren mit Fürſtenberg und Goldberg von Stieber 
und Pick umſtändliche Protokolle anfgenommen worden, in 
denen Goldberg eine Reihe Schwindeleien zugeſtanden hatte. 
Am Schluß der polizeilichen Aktenſtücke fand ſich eine von 
Goldberg und Schragow ſelbſt unterſchriebene und vom Polizei⸗ 
direktor Stieber und Kriminalkommiſſar Pick amtlich vollzogene 
Erklärung, nach deren Inhalt Goldberg dringend gebeten hatte, 
ihm einen Vergleich mit Schragow zu geſtatten u. ſ. w. 

Goldberg und Fürſtenberg erkannten auf die Frage des 
Vorſitzendenden die Protokolle als echt und deren Inhalt zum 
größten Theil als richtig an, Goldberg behauptete aber, Einiges 
wäre wohl beliebig niedergeſchrieben, wogegen ſich der Kommiſ⸗ 
ſarius Pick entſchieden verwahrte. Der Kriminalkommiſſarius 
Neſtler beſtätigte die Ausſagen des Kriminalkommiſſars Pick. 

Verſchiedene vom Direktor Stieber geladene Zeugen be⸗ 
kundeten mannigfache nachtheilige Umſtände über den Charakter 
des Goldberg, namentlich daß derſelbe dem Hazardſpiele ergeben 
ſei und, wenn er Verluſte erleide, mit Denunziationen drohe, 
um ſein Geld zurückzuerhalten, auch ſei er an öffentlichen 
Orten durchgeprügelt und ihm ins Geſicht geſpuckt worden. 
— Nachdem noch einige nebenſächliche Bemerkungen von Gold⸗ 
berg und Stieber gemacht worden, ſchloß die Beweisaufnahme 
über den zweiten Anklagepunkt. 


23. Die Gerichtsverhandlung: Affaire Wallner- Wagner. 
Der dritte Anklagepunkt gegen Stieber war nach der Dar⸗ 
ſtellung der Anklageſchrift folgender: 
Der Muſikus Grieben war im Jahre 1855 Eigenthümer 
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des jetzigen Wallner⸗Theatergrundſtücks und hatte den da⸗ 
maligen Nuntius Wagner beim Polizeipräſidium zum Be⸗ 
triebe ſeiner Geſchäfte mit Vollmacht verſehen. In dieſer 
Eigenſchaft als Mandatar des Grieben ſchloß Wagner im 
Auguſt 1855 mit dem Theaterdirektor Wallner einen Pacht⸗ 
kontrakt über dieſes Grundſtück ab, wonach die erſte Pachtrate 
von 375 Thalern pränumerando am 1. September, als dem 
Tage der Uebergabe, gezahlt werden ſollte. Die Polizei ver⸗ 
langte aber von Grieben vor Genehmigung der Theatervor⸗ 
ſtellungen den Bau eines verdeckten Ganges von der Blumen⸗ 
ſtraße bis zum Theatergebäude. 

Wallner ſchoß nun, um jedes Hinderniß zu beſeitigen, am 
Tage nach der Miethung des Grundſtücks, 375 Thaler unter 
der ausdrücklichen Bedingung vor, daß dieſes Geld nur zum 
Bau des genannten Ganges verwendet würde, allein Wagner, 
welcher die 375 Thaler von Wallner erhalten, zahlte davon 
nur 200 Thaler an den Zimmermeiſter Meyer, der bei dieſer 
geringen Anzahlung den Bau liegen ließ, und den Reſt von 
175 Thalern, dem Abkommen zuwider, an Grieben. Wallner 
ſah nun, daß er durch Zahlung des Geldes in der Ausführung 
ſeines Unternehmens nichts gewonnen und wandte ſich an 
Stieber. Dieſer ermittelte, daß Wagner, von Wallner gedrängt, 
bei ſeinem Schwager, Eiſengießereibeſitzer Aſch, Hilfe geſucht 
und ſtatt baaren Geldes von ihm einen Dispoſitionsſchein über 
angeblich daſelbſt niedergelegte 200 Thlr. erhalten, den er aber 
wieder an einen Gläubiger, Namens Moritz, für 38 Thlr. 
verpfändet hatte, und nun kam es ihm darauf an, zu ermitteln, 
ob Wagner das Geld wirklich bei Aſch deponirt oder ob er es 
dem Wagner unterſchlagen hatte. 

Am 13. September 1855 wurde deshalb Wagner auf 
Stiebers Anordnung verhaftet, an demſelben Morgen Aſch ver⸗ 
nommen, welcher angab, daß die Dispoſition richtig ſei, und 
am Abend deſſelben Tages, als Aſch nicht im Stande war, 
dem Kriminalkommiſſar Neſtler die fraglichen 200 Thlr. vor⸗ 
zuzeigen, auch er verhaftet. Er blieb bis zum folgenden Tage 
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in Haft, wo ſeine Frau die 200 Thlr. bei der Polizei depo⸗ 
nirte und er und Wagner die Verwendung des Geldes für 
Wagner bewilligten. Demgemäß wird Stieber angeklagt, 
Wagner und Aſch widerrechtlich verhaftet und durch Drohungen 
feine Amtsgewalt gemißbraucht zu haben, um Aſch widerrecht⸗ 
lich zur Hergabe von 200 Thlr. und Wagner zur Geſtattung 
der Depoſition von 175 Thlr. behufs deren Verwendung für 
den Theaterdirektor Wallner zu nöthigen. 

Anf dieſen Anklagepunkt erwiderte Stieber: „Was ich in 
dem vorliegenden Falle gethan, iſt auf ausdrücklichen Befehl 
meiner vorgeſetzten Dienſtbehörde geſchehen. Die Verhaftung 
des Wagner war vom Plenum des Polizeipräſidiums verfügt 
und Aſch iſt von, einem anderen Beamten verhaftet worden. 
Wie man in dieſem Falle dazu gekommen, mich anzuklagen, 
iſt mir unbegreiflich. Es iſt nicht einmal bewieſen, daß ich 
Jemanden verhaftet habe, und doch bin ich der ſelbſtſtändigen 
rechtswidrigen Verhaftung angeklagt. Was mir von der Sache 
bekannt iſt, iſt Folgendes: Der Theaterdirektor Franz Wallner, 
der mir damals unbekannt war, kam 1855 zu mir und theilte 
mir mit, daß der bei meiner Behörde als Hülfsbote beſchäftigte 
Wagner, der ſich gegen ihn als einen Kriminal⸗Kommiſſar aus⸗ 
gegeben habe, in ſeiner Eigenſchaft als Bevollmächtigter des 
Eigenthümers Grieben von ihm 375 Thaler Pacht mit der 
Verpflichtung erhalten habe, dieſe Summe an denjenigen Bau⸗ 
unternehmer zu zahlen, der einen Säulengang nach dem Theater⸗ 
lokal errichten würde. Wagner habe nur 200 Thaler an den 
Bauunternehmer gezahlt, die übrigen Gelder aber an Grieben 
gegeben. Grieben habe das beſtritten. Wagner, ein 
Menſch, der längſt verdächtig erſchienen, Amts⸗ und ſonſtige 
Vergehen verübt zu haben, wurde vernommen. Er machte 
widerſprechende Angaben und wollte 200 Thaler bei ſein em 
Schwager Aſch deponirt haben. Es wurde recherchirt. 

Der Kriminalkommiſſar Neſtler verhaftete einer ihm von 
anderer Seite ertheilten Inſtruktion gemäß den Aſch, weil 
dieſer geſtanden hatte, daß er ohne Wiſſen ſeines Schwagers 
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Wagner 200 Thlr. als Arbeitslohn ausgegeben, alſo unter⸗ 
ſchlagen habe. Nachher ſtellte ſich heraus, daß der Depoſitions⸗ 
ſchein über 200 Thlr. von Wagner anderweit für 38 Thlr. 
verpfändet war und daß Wagner gar kein Geld an Aſch ge⸗ 
geben hatte. Die Verhaftungen waren alſo völlig gerechtfertigt. 
Bald nach der Arretirung erſchien die Frau des Aſch und bot 
mir 200 Thlr. zur Auszahlung an Wallner an. Ich wies 
Frau Aſch ab und ſandte ſie zu meinem Chef, welcher mir 
die Annahme des Geldes und Regulirung der Angelegenheit 
übertrug. Ich habe in dieſer Angelegenheit nur im Auftrage 
meiner vorgeſetzten Behörde gehandelt, wie dies die Akten, 
insbeſondere in Betreff des Wagner, ergeben, und meine Be⸗ 
hörde hat eine Verfolgung des Wagner nicht eintreten laſſen, 
denſelben vielmehr durch ſeine Entlaſſung aus dem Dienſte für 
beſtraft erachtet.“ 

Die Beweisaufnahme über dieſen Anklagepunkt ergab die 
Richtigkeit der von Stieber darüber gegebenen Darſtellung. 
Selbſt eine Belaſtungszeugin, die Frau des verhaftet geweſenen 
Fabrikanten Aſch, räumte ein, daß Stieber auf ihre Erklärung, 
die 200 Thaler zu zahlen, erwidert habe, daß damit die Sache 
noch nicht abgemacht ſei, und daß er den Aſch noch vernehmen 
müſſe. „Ich beſchwerte mich nun,“ bekundete Frau Aſch wört⸗ 
lich, „bei dem Regierungsrath Lüdemann (dem damaligen Ver⸗ 
treter des Polizeipräſidenten v. Hinckeldey), dieſer ließ Herrn 
Stieber rufen und letzterer erklärte mir nach genommener 
Rückſprache, daß ich das Geld holen und gegen Zahlung des⸗ 
ſelben meinen Mann in Empfang nehmen ſollte. Ich holte 
das Geld und bekam meinen Mann zurück.“ 


24. Die Vertheidigungsrede Stiebers. 

Nach dem Schluß der Beweisaufnahme über die drei An⸗ 
klagepunkte ergriff der Staatsanwalt zur Begründung der 
Anklage das Wort. Er erklärte in einem kurzen Vortrag, die 
Anklage in ihrem ganzen Umfange aufrecht zu erhalten, und 
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beantragte gegen Stieber zwei Jahre und gegen den Kriminal⸗ 
Kommiſſar Tichy zwei Monate Gefängniß. Der Vertheidiger 
des Tichy erhob den Einwand, daß die Wiſocky'ſche Angelegen⸗ 
heit verjährt wäre. 

Hierauf ergriff der Angeklagte Stieber zu ſeiner Verthei⸗ 
digungsrede das Wort, aus welcher wir folgende, das Ver⸗ 
fahren Schwarcks gegen ihn allgemein charakteriſirende Sätze 
hervorheben wollen: 

„Alle Belaſtungszeugen, welche gegen mich ausgeſagt haben, 
waren Perſonen von zweifelhafter Glaubwürdigkeit. Wiſocky 
iſt wegen Unterſchlagung rechtskräftig mit Verluſt der Ehren⸗ 
rechte beſtraft. Allerdings iſt er im Laufe dieſer Unterſuchung 
begnadigt worden. Der Regent kann ihm wohl die 
Ehrenrechte wiedergeben, aber zum ehrlichen 
Mann kann ihn keine Macht der Welt ſtempeln. 
Der Leichendiener Krüger (ein anderer Belaſtungszeuge im 
Wiſocky'ſchen Fall) iſt von mir ſchimpflich aus dem Dienſt ge⸗ 
jagt, weil er 70 Thaler Dienſtgelder unterſchlagen. Der 
Nuntius Wagner ſteht in neueſter Zeit ſchon wieder wegen 
Vergehen in Unterſuchung und iſt in erſter Inſtanz ſchon zum 
Verluſt der Ehrenrechte verurtheilt. Ueber Goldberg und 
Fürſtenberg iſt ſchon genug verhandelt. Goldberg hat den Haß 
gegen die Polizei ſchon mit der Muttermilch eingeſogen und iſt 
nach ſeinem Treiben nicht weit vom Stamme gefallen. Nimmer⸗ 
mehr kann ein Gerichtshof auf Grund ſolcher Belaſtungszeugen 
eine Ueberzeugung gegen den Chef der Sicherheitspolizei ge⸗ 
winnen, der ſeit zehn Jahren im unerbittlichen Kampfe mit 
dieſen Elementen der Geſellſchaft ſteht. Die Entlaſtungsbeweiſe 
hingegen beſtehen entweder aus amtlichen Aktenſtücken von un⸗ 
zweifelhafter Glaubwürdigkeit, oder aus den dienſteidlichen Ver⸗ 
ſicherungen unbeſcholtener Beamten, oder aus durchweg ehren⸗ 
haften anſtändigen Zeugen, wie z. B. Schragow, Wallner u. ſ. w. 
Es handelt ſich um Vorfälle, welche ſich vor fünf und ſechs 
Jahren ereignet haben. In einer ſo langen Zeit kann ſich ein 
Zeuge ſehr leicht irren, und hierin liegt für den Gerichtshof 
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die unzweifelhafte Pflicht, nur ſolche Thatſachen für erwieſen 
zu erachten, in Betreff deren Beweiſe von ganz beſonders un⸗ 
tadelhafter Stärke vorhanden ſind. 

„Namentlich verwahre ich mich energiſch gegen die Zumuthung 
der Anklage, daß der Gerichtshof den Chef der Kriminalpolizei 
bei mehreren Anklagepunkten auf die alleinige Ausſage eines 
einzelnen beſtraften Menſchen hin verurtheilen ſolle. Wenn der 
Gerichtshof ein ſolches Verfahren einſchlägt, dann löſt derſelbe 
die ganze Sicherheit und Exiſtenz des Staates und des Be⸗ 
amtenthums auf. Jeder Juſtiz⸗ und Polizeibeamte kann dann 
ſeiner Freiheit und Exiſtenz auf die Ausſage der einzelnen 
Gauner beraubt werden, gegen welche er amtlich eingeſchritten 
war. Man durchwandere nur die Zuchthäuſer und die Gefäng⸗ 
niſſe, faſt jeder Verbrecher wird verſichern, er ſei unſchuldig, 
und ſein Richter ſei ein Meineidiger, ein Fälſcher u. ſ. w. 
Man braucht nur einen ſolchen beſtraften Menſchen zu be⸗ 
gnadigen, ihm die Ehrenrechte wieder zu verleihen, ihn als 
Zeugen gegen den Beamten zu vereidigen, und man hat ein 
Rezept gefunden, vermittelſt deſſen man beliebig jeden mißliebig 
gewordenen Beamten beſeitigen kann. Sucht man heute noch, 
wie im vorliegenden Prozeß geſchehen, Thatſachen hervor, 
welche ſämmtlich vor 5 und 6 Jahren vorgefallen waren und 
deren ſich ein ehrlicher Zeuge noch ſchwer zu erinnern vermag, 
in Betreff deren überhaupt nach ſo langer Zeit Zeugen ſchwer 
zu ermitteln find, fo ſchneidet man dem Beamten alle Defenſional⸗ 
beweiſe ab und giebt ihn der Gaunerwelt unbarmherzig Preis. 

„Gegen mich iſt die Verbrecherwelt förmlich zuſammenge⸗ 
ſchaart worden. Der Oberſtaatsanwalt Schwarck hat eine 
Menge zum Theil in dieſe Kategorie gehöriger Perſonen zu 
ſich perſönlich eingeladen, die Leute förmlich zu Denunziationen 
gegen mich und andere Polizeibeamte provozirt und Leute, die 
ſich gegen die Denunziation verwahrt hatten, vor den Unter⸗ 
ſuchungsrichter zu Ausſagen gebracht. Mehrere Perſonen haben 
dies hier ſelbſt bekundet. Die betreffenden Elemente ſind in 
ihren Kneipen und Verſammlungslokalen förmlich ſyſtematiſch 
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gegen die Sicherheitspolizei zuſammengetreten und unterſtützen 
ſich gegenſeitig mit Zeugniſſen und Denunziationen. Man iſt 
ſogar ſoweit gegangen, die Gewinnſucht dieſer Leute anzuregen, 
indem man ihnen Hoffnung machte, die Polizeibeamten müßten, 
wenn ſolche verurtheilt würden, ihnen das abgedrungene Geld 
erſetzen, dieſe Leute verfolgten alſo ein weſentliches Intereſſe 
bei ihren Ausſagen.“ 

Stieber ging ſodann in ſeiner Vertheidigungsrede die ein⸗ 
zelnen Anklagepunkte durch und erklärte am Schluß Folgendes: 

„Es iſt hier wiederholt von einem bedauerlichen Syſtem 
geſprochen, welches gefallen ſei, und von allgemeinen mißbräuch⸗ 
lichen Zuſtänden in der Stadt. Die Polizei befindet ſich gegen⸗ 
wärtig dieſen Behauptungen gegenüber in einer ſehr üblen Lage. 
Man vergißt jetzt vollſtändig das Gute, das die Polizei geſtiftet 
hat, und namentlich die Verdienſte, die ich mir um den Sicher⸗ 
heitszuſtand der Stadt erworben habe. Es iſt jetzt ein wohl⸗ 
feiler Ruhm, auf die Polizei zu ſchimpfen und dieſelbe mit 
Füßen zu treten. Gewiſſe Subjekte machen jetzt förmlich einen 
traurigen Erwerb daraus, Schandartikel gegen die Polizei zu 
ſchreiben und ſolche für Geld zu verkaufen. Der große Haufe 
folgt blind dem allgemeinen Geſchrei und vergißt ganz, daß 
von der Polizei die Sicherheit des Staates und Eigenthums 
abhängt. Ich will nicht leugnen, daß unter dem früheren 
Syſtem Manches vorgefallen iſt, was mit den Geſetzen nicht 
direkt im Einklang ſteht, aber ich bin keiner der Träger dieſes 
Syſtems geweſen, im Gegentheil, ich habe mit demſelben oft⸗ 
mals im Kampfe gelegen. 

„Natürlich habe ich mich aber in dieſem Syſtem den An⸗ 
ſichten der Zeit gefügt, wie jeder Andere. Und wer trägt denn 
eigentlich die Schuld daran, wenn damals die Polizei in die 
Funktionen der Juſtiz übergegriffen? Doch Niemand als die 
Juſtiz ſelbſt! Der Ober⸗Staatsanwalt Schwarck will ſich jetzt 
eine beſondere Aufgabe aus der Verfolgung der Polizeibeamten 
machen; die Mittel, die er anwendet, habe ich bereits erörtert. 
Wer aber iſt denn eigentlich der Träger des Hinckeldey⸗Syſtems 
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geweſen? Niemand anders als Schwarck ſelbſt. War er 
denn nicht damals ſchon Ober⸗Staatsanwalt? Hat er ſein Amt 
ſo verwaltet, daß er die allgemeinen mißbräuchlichen Zuſtände, 
die in der Stadt geherrſcht haben ſollen, nicht bemerkt hat? 
Konnte er nicht damals die Uebergriffe der Polizei hindern, 
hat er nicht zu ſolchen, ſo lange Herr v. Hinckeldey lebte, ge⸗ 
ſchwiegen? Man muß die hier zur Anklage geſtellten Fälle 
nicht nach der Praxis beurtheilen, welche heute herrſcht, ſondern 
welche zur damaligen Zeit geherrſcht hat. Die Juſtiz ſelbſt 
hat ſich damals nicht immer ſtreng an die beſtehenden Geſetze 
gehalten. Die Staatsanwaltſchaft iſt zum Beiſpiel, ſo lange 
Herr v. Hinckeldey lebte, mit ausdrücklicher Genehmigung des 
Herrn Schwarck, bei Vorführung der Gefangenen ganz über⸗ 
gangen worden. Es herrſchte in Berlin viele Jahre lang der 
dem Geſetze völlig widerſprechende Zuſtand, daß die Gefangenen 
der Polizei ſofort zur gerichtlichen Haft eingeliefert und vom 
Unterſuchungsrichter mit Umgehung des Staatsanwalts ver⸗ 
nommen wurden. Sie wollen hier, meine Herren mit dem 
Angeklagten Tichy und mir darüber rechten, ob der Schneider 
Wiſocky einige Stunden über die geſetzliche Polizeihaft geſeſſen 
hat. Damals wurde dies von der Juſtiz ſelbſt nicht ſo genau 
genommen. Es ſind Fälle vorgekommen, wo der 
Juſtizminiſter ſelbſt mit Vorwiſſen des Ober⸗ 
Staatsanwalts Schwarck politiſch verdächtig e 
Perſonen hat Wochen, ja Monate lang in Polizei ⸗ 
haft halten laſſen, ohne daß ein richterlicher Be⸗ 
fehl vorlag oder auch nur eingeholt wurde, ohne 
daß dieſe Perſonen vom Richter vernommen wur ⸗ 
den. Man hat dieſe Perſonen wieder entlaſſen, ohne einmal 
eine Anklage oder Unterſuchung gegen ſolche zu begründen. 
Wenn ſich die Juſtiz ſelbſt damals nicht ſo ſtreng an die 
ſpeziellen Geſetze gehalten hat, kann man dann die Polizei mit 
ſolcher Strenge richten wollen?“ 

Staatsanwalt: Ich muß mich ſehr wundern, von einem 
Manne ſolche Aeußerungen über Vorgänge der früheren Zeit 
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zu hören, der ſelbſt berufen geweſen iſt, Ungeſetzlichkeiten zu 
verhüten und zu verfolgen. 

Stieber: Ich begreife dieſen Vorwurf nicht, hätte ich, der 
Polizeibeamte, etwa damals den Staatsanwalt, den Ober⸗ 
Staatsanwalt, den Polizeipräſidenten, die Miniſter verfolgen 
und anklagen ſollen? Die Polizei hat doch keine Mittel hierzu. 
Nur der Staatsanwalt iſt hierzu im Stande. Weshalb iſt 
d enn dieſer damals nicht aufgetreten? 


25. Das Artheil. 


Das Ergebniß der gepflogenen Gerichtsverhandlungen vom 
14. bis 17. Mai 1860 war die Freiſprechung Stiebers und 
Tichys durch Erkenntniß des Stadtgerichts vom 18. Mai 1860. 

Aus den Erkenntnißgründen heben wir folgende weſentliche 
Sätze hervor: 


IJ. In Beziehung auf den Fall Wiſocky: 


„Was die Verhaftung des Wiſocky anbelangt, ſo kann das 
Gericht ſie als eine widerrechtliche nicht anſehen. Angeklagter 
Tichy hat mit Recht die Handlung des Wiſocky für eine Unter⸗ 
ſchlagung gehalten, es lag mithin causa criminalis vor. Der 
Erfolg lehrt, daß Angeklagter richtig verfuhr, denn Wiſockh 
iſt rechtskräftig der Unterſchlagung ſchuldig erkannt und neben 
Verluſt der Ehrenrechte zu 6 Monat Gefängniß verurtheilt 
worden. Der Gerichtshof hat auch angenommen, daß Wiſocky 
nicht zur Ungebühr länger feſtgehalten ſei, da nach der vom 
Polizeipräſidium erforderten Auskunft bisher von demſelben 
angenommen worden iſt, daß die polizeiliche Haft erſt von der 
Zeit, wo die Vernehmung möglich, alſo im vorliegenden Falle 
vom anderen Morgen ab zu rechnen iſt, daß mithin die geſetz⸗ 
lichen 24 Stunden erſt am Morgen des 27. September endeten, 
der Angeklagte für dieſe Auslegung ſeiner Behörde nicht ver⸗ 
antwortlich gemacht werden kann, und zu ſeinen Gunſten feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß er am Nachmittage des 26. September dem 
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Direktor Stieber darüber keinen Vortrag mehr halten konnte, 
dies vielmehr erſt am andern Morgen zu ermöglichen war 
und Angeklagter ſelbſtſtändig den verhafteten Wiſocky nicht 
wieder entlaſſen durfte. Ein ausreichender Beweis für die von 
der Anklage behauptete Nöthigung des Wiſocky zu dem 
Vergleich mit Gerſon iſt nicht erbracht. Wiſocky's desfallſige 
Behauptung wird nur durch den Polizeidiener Krüger geſtützt. 
Beide Zeugen verdienen keinen Glauben. Denn Wiſocky 
iſt wegen Unterſchlagung beſtraft und hat erſt vor Beginn der 
Unterſuchung durch königliche Gnade die bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte wieder erlangt, er hat ſich nuch verſchiedentlich in den 
Kriminal- und Civil⸗Prozeſſen in Widerſprüche verwickelt ...“ 

„Was den Angeklagten Polizeidirektor Stieber betrifft, 
ſo mußte er von der Anſchuldigung in dieſem Falle freige⸗ 
ſprochen werden, da gegen den Haupturheber das Vergehen 
nicht nachgewieſen iſt. Aber auch abgeſehen hiervon konnte 
das Schuldig gegen ihn nicht ausgeſprochen werden, denn es 
iſt ihm mit Nichts bewieſen, daß er von der Verhaftung des 
Wiſocky früher als am Vormittage des 27. September durch 
Tichy oder ſonſt Kenntniß erhalten, und daß er überhaupt um 
die angebliche rechtwidrige Nöthigung des Tichy gewußt habe. 
Nach Angabe des Letzteren ging er, nachdem ihm Vortrag über 
die Sache gehalten worden, ſofort zum Staatsanwalt Nörner, 
der ſich damit einverſtanden erklärte, daß die Sache nicht weiter 
kriminell zu verfolgen ſei. Da Stieber darauf unmittelbar 
die Entlaſſung des Wiſocky ſelbſt verfügt hat, ſo kann ihm um 
ſo weniger etwas zur Laſt gelegt werden, als nach dem Zeugniſſe 
des Nörner früher die Kriminalpolizei bei geringen Vergehen 
oft nur mündlich ohne Abfaſſung von Protokollen verhandelte. 
Die zweite Anſchuldigung gegen Stieber anlangend, wonach er 
unter amtlicher Drohung der Verhaftung den Wiſocky zur Zu⸗ 
rücknahme ſeiner gegen Gerſon angebrachten Denunziation ge⸗ 
nöthigt haben ſoll, ſo beruht dieſe nur auf dem Zeugniſſe 
Wiſocky's ſelbſt, der aus den obenangeführten Gründen kein 
glaubwürdiger Zeuge iſt.“ 
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II. In Beziehung auf den Goldberg⸗Fürſten⸗ 
berg'ſchen Fall: 

„Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Abholung 
des Goldberg und des Fürſtenberg, wenn ſchon ſie nicht in 
ein Gefängnißlokal, ſondern in ein Parteien⸗ oder Büreau⸗ 
zimmer geführt waren, eine vorläufige Feſtnahme im Sinne 
des Geſetzes war, da nach des Angeklagten eigener Angabe 
ſie ſich nicht ohne ſeine Erlaubniß entfernen durften; allein 
das Gericht hält dieſe vorläufige Verhaftung durch die Polizei 
für vollkommen gerechtfertigt, da für ſie dringender Verdacht 
vorliegen mußte, daß es ſich um einen Betrug gegen Schragow 
handelte und mithin causa criminalis vorlag, wie dies auch der 
Schragow'ſche Mandatar, Juſtizrath Geppert angenommen und 
deshalb den Schragow nach der Kriminal⸗Polizei geſchickt hatte. 
Strafbar würde dagegen die Bedrohung mit weiterer Ver⸗ 
haftung und kriminalgerichtlicher Verfolgung behufs Erlangung 
eines Vergleichs und der Aufhebung der Ceſſion ſein, da die 
Polizei dazu kein Recht hatte und durch dieſe moraliſchen Ein⸗ 
wirkungen die Verhafteten zu civilrechtlichen Nachtheilen ge⸗ 
zwungen wurden. Allein in dieſer Beziehung iſt ein genügen⸗ 
der Beweis nicht beſchafft. Der vollkommen einwandfreie Zeuge 
Schragow widerſpricht den Angaben des Goldberg und Fürſten⸗ 
berg auf das Beſtimmteſte, und der Zeuge Goldberg, der be⸗ 
reits wegen Wucher und Hazardſpiel beſtraft iſt, auch von 
anderen Zeugen als ehrloſer Menſch und Wucherer bezeichnet 
wird, und der Zeuge Fürſtenberg verdienen keinen Glauben, da 
ſie offenbar Komplizen eines ehrenrührigen Geſchäfts waren, 
da ferner ihre Angaben mit Nichts unterſtützt, vielmehr durch 
andere glaubwürdige, bei der Verhandlung geweſene Zeugen 
verdächtigt werden, und weil endlich beide Zeugen Thatſachen 
beſtritten haben, die durch die beſchafften polizeilichen Verhand⸗ 
lungen auf das Vollſtändigſte bekundet werden.“ 

III. In Beziehung auf den Wagner⸗Aſch'ſchen Fall: 

„Der Gerichtshof hat nach Lage der Akten die Verhaftung 
des Wagner und Aſch als eine rechtswidrige Amtsmaßregel 
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des Stieber nicht anſehen können. Denn abgeſehen davon, 
daß nicht Stieber dieſe Perſonen verhaftet hat, ſondern Erſterer 
nur auf Stiebers Befehl und Letzterer durch den Kriminal⸗ 
Kommiſſarius Neſtler verhaftet iſt, lag auch in der Sache 
ſelbſt Grund für die Polizeibehörde vor, eine Unterſchlagung 
der 200 Thaler ſeitens des Wagner, reſp. des Aſch anzu⸗ 
nehmen, und wäre dies auch wirklich nicht gerechtfertigt ge⸗ 
weſen, ſo konnte der Angeklagte dafür nicht als verantwortlich 
angeſehen werden, da nach den Akten des Polizei⸗Präſidii die 
Verhaftung des Wagner auf Vortrag im Collegio und mithin 
auf Befehl der Behörde erfolgte. Dies iſt in der von Stieber 
unterſchriebenen Haft⸗Ordre ausdrücklich erwähnt und es wird 
auch durch die Wagner'ſchen Perſonalakten beſtätigt. Die Ver: 
haftung des Aſch iſt aber erwieſenermaßen von Stieber gar 
nicht angeordnet worden. Aus den betreffenden Akten des 
Polizei⸗Präſidii hat der Gerichtshof die Ueberzeugung ge⸗ 
wonnen, daß die Verhaftung beider Perſonen auf Vortrag und 
alſo mit Genehmigung der Dienſtoberen des Stieber erfolgt, 
und daß auch mit' deren Genehmigung die ganze Sache liegen 
geblieben und an die Staatsanwaltſchaft nicht wieder abgegeben 
ſei, mithin dem Stieber gegenüber eine Widerrechtlichkeit der 
Haft nicht vorliegt. Ebenſo wenig iſt dies aber auch rück⸗ 
ſichtlich der behaupteten Nöthigung zur Zahlung der 200 Thlr. 
und reſp. zur Genehmigung ihrer Dispoſition für Wallner 
nachgewieſen, da für die desfallſige Behauptung der Anklage 
nur das Zeugniß des Wagner ſpricht, der als glaubhafter 
Zeuge ebenfalls nicht gelten kann, da er wegen Unterſchlagung 
beſtraft und auf Stiebers Betrieb ſeines Amtes entſetzt iſt.“ 


26. Stieber vor dem Kammergericht. 


Stieber begab ſich zur Erholung von den Strapazen ſeiner 
Vertheidigung gegen die Anklagen des Oberſtaatsanwalts vor 
dem Berliner Stadtgericht während des Monats Juni 1860 
nach Kiſſingen. Während er ſich da befand, legte der Staats⸗ 


anwalt Graf zur Lippe auf die Anweiſung des Oberſtaatsan⸗ 
walts Berufung gegen die erſtrichterliche Freiſprechung des 
Stieber und des Tichy beim Kammergericht ein. 

Berückſichtigt man den Verlauf der Verhandlung gegen 
Stieber in erſter Inſtanz und das ihn vollſtändig in allen 
Punkten freiſprechende Erkenntniß des Stadtgerichts, ſo er⸗ 
ſcheint das Streben des Oberſtaatsanwalts, die Beſchuldigungen 
gegen Stieber von Neuem vor dem Kammergericht zu vertreten, 
befremdlich. Mußte ſich nicht der Oberſtaatsanwalt bei dem 
kläglichen Zuſammenbruch des von ihm mühſam zuſammenge⸗ 
brachten Beweismaterials für ſeine Beſchuldigungen bei den 
ſtadtgerichtlichen Verhandlungen ſagen, daß ſeine Appellation 
gegen das erſte Erkenntniß ſchlechterdings keine Ausſicht auf 
Erfolg haben würde? Sicherlich war ſich Schwarck deſſen 
bewußt, und er hat dieſes Bewußtſein auch ſpäter während 
der Verhandlung vor dem Kammergericht dadurch dokumentirt, 
daß er bei ſeinem langen Plaidoyer die drei Anklagepunkte 
gegen Stieber ganz nebenſächlich behandelt und vorwiegend 
das Syſtem der Berliner Polizei unter Hinckeldey im Allge⸗ 
meinen, als deren Hauptträger er Stieber hinſtellte, in grellen 
Farben beleuchtet und zahlreiche Fälle von angeblichen Geſetzes⸗ 
verletzungen des Direktors Stieber erwähnt hat, die gar nicht 
zur Anklage geſtellt waren und deren Richtigkeit einer Prüfung 
nicht unterzogen werden konnte. Schwarck hat, wie die Folge 
ergeben hat, gegen das erſtinſtanzliche Urtheil Berufung einge⸗ 
legt, um die Gelegenheit zu erlangen, vor dem Kammergericht 
und der öffentlichen Meinung ſich wegen ſeines Vorgehens 
gegen Stieber zu rechtfertigen, um den Nachweis zu 
führen, daß, wenn es ihm auch nicht aus formal ⸗juriſtiſchen 
Gründen gelungen iſt, eine Verurtheilung des Direktors Stieber 
herbeizuführen, ſein Vorgehen durch ein öffentliches, ſittliches 
Intereſſe diktirt worden ſei. Die Verhandlung vor dem Kam⸗ 
mergericht ſollte ihm dazu dienen, den Angeklagten Stieber vor 
der öffentlichen Meinung moraliſch zu brandmarken. 

Um aber doch auch eine ſtrafgerichtliche Verurtheilung 
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Stiebers zu einer Freiheitsſtrafe wegen Amtsvergehens herbei⸗ 
zuführen, zog Schwarck wieder die Offizierſchulden⸗Re⸗ 
gulirungs⸗Angelegenheit hervor, welche er im Februar 
deſſelben Jahres mit Rückſicht auf den direkt dabei betheiligt 
geweſenen König Friedrich Wilhelm IV. hatte fallen laſſen 
müſſen. Der erkrankte König ging ſeiner Auflöſung entgegen, 
und es war anzunehmen, daß er niemals wieder im Stande 
ſein würde, für Stieber, der jene Schuldenregulirungen im 
Auftrage des Königs übernommen und ausgeführt hatte, ein⸗ 
zutreten. Schwarck ging hierbei von der Vorausſetzung aus, 
daß nur mündliche, dieſe Angelegenheit betreffende An⸗ 
weiſungen des Königs an Stieber ergangen wären, und daß 
darauf bezügliche amtliche Inſtruktionen nicht exiſtirten. 

Schwarck veranlaßte deshalb den Erſten Staatsanwalt beim 
Stadtgericht, Grafen zur Lippe, zur Wiederaufnahme der Vor⸗ 
unterſuchung gegen Stieber wegen ſtrafbarer Nöthigung des 
Kaufmanns Pfüller, einen von dem Lieutenant v. Koſchembahr 
acceptirten Wechſel an dieſen gegen eine den Nominalbetrag 
des Wechſels nicht erreichende Abfindung herauszugeben. Die 
Vorunterſuchung wurde von Neuem wieder aufgenommen, und 
der Staatsanwalt Graf zur Lippe erhob am 5. Auguſt 1860 
gegen Stieber auf Grund des in der Vorunterſuchung feſtge⸗ 
ſtellten Thatbeſtandes die Anklage. Die Verhandlung in dieſem 
neuen Prozeß gegen Stieber fand ſpäter, am 11. Febr. 1861, 
ſtatt, da das Stadtgericht erſt nach rechtskräftiger Entſcheidung 
der gegen Stieber ſchwebenden Anklagen die neue Sache ver⸗ 
handeln wollte. 

Inzwiſchen waren beim Kammergericht in der alten An⸗ 
klageſache vom Staatsanwalt die Appellationsſchrift und ſodann 
von Stieber die Entgegnung eingegangen, worauf der Ver⸗ 
handlungstermin auf den 20. November 1860 anberaumt wurde. 
An dieſem Tage fand auch die Verhandlung in zweiter In⸗ 
ſtanz ſtatt. Der Gerichtshof beſtand aus den Kammergerichts⸗ 
räthen Gutſchmidt, als Vorfißendem, v. Henſchel, Vogel, 
Hoppe und Jacobi als Beiſitzern. Die Staatsanwaltſchaft 


— 156 — 


wurde vom Oberſtaatsanwalt Schwarck vertreten. Die An⸗ 
geklagten erſchienen perſönlich, dem Tichy ſtand ein Vertheidiger 
zur Seite. 

Nach dem Vortrage des Referats über den bisherigen Ver⸗ 
lauf des Prozeſſes, verbunden mit einer Beweisaufnahme über 
die Glaubwürdigkeit des Zeugen Fürſtenberg, ergriff der Ober⸗ 
ſtaatsanwalt Schwarck das Wort zu ſeinem 3½ Stunden 
währenden Plaidoyer, aus welchem wir die weſentlicheren Sätze 
im Wortlaut hervorheben wollen. Das Plaidoyer Schwarcks 
zerfällt in zwei Haupttheile. Im erſten Theil greift er die ge⸗ 
ſetzwidrigen Verhaftungen und Freiheitsentziehungen der Krimi⸗ 
nalpolizei und im zweiten Theile die friedensrichterliche Thätig⸗ 
keit der Kriminalpolizei an. 


27. Das Plaidoyer Ichwarcks: Die geſetzwidrigen 
Freiheitsentziehungen der Kriminalpolizei. 

„Herr Stieber hat bei der früheren Verhandlung der Sache 
mein Verfahren ein tendenziöſes genannt. Ich erkenne dies in 
einem gewiſſen Sinne als richtig an. Um dies näher zu er⸗ 
läutern, will ich Einiges über die Entſtehung und Veranlaſſung 
der gegenwärtigen Unterſuchungen vorausſchicken. 

„Bei meinem Amtsantritte im Jahre 1853 war für Berlin 
das Geſetz zum Schutz der perſönlichen Freiheit, ſoweit daſſelbe 
die Thätigkeit der Kriminalpolizei und deren Verkehr mit 
Staatsanwalt und Gerichten betrifft, ein todter Buchſtabe. 
Keine dieſer Beſtimmungen des Geſetzes vom 12. Februar 1850 
wurde befolgt. Ich erachtete es für eine meiner nächſten und 
wichtigſten Aufgaben, dieſem Geſetze Achtung zu verſchaffen. 
Schon in der Form der Verhaftungen ſetzte man ſich vollſtändig 
über die Vorſchriften des Geſetzes hinweg. Die polizeilich feſt⸗ 
genommenen Perſonen wurden dem Unterſuchungsrichter vorge⸗ 
führt und von ihm vernommen. Damit war die gerichtliche 
Verhaftung vollzogen. Der Staatsanwalt wurde vollſtändig 
umgangen, ein Antrag auf gerichtliche Verhaftung von ihm 
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weder erfordert noch geſtellt, ein gerichtlicher Haftbeſchluß nicht 
gefaßt. Gerade dieſe doppelte Prüfung polizeilicher Verhaf⸗ 
tungen durch den Staatsanwalt und durch den Richter, die 
Nothwendigkeit, das Reſultat derſelben in einem ſchriftlichen 
Antrage, einem ſchriftlichen Beſchluſſe zu fixiren, ſchien mir 
einer der Kardinalpunkte des ganzen Geſetzes. (Schwarck 
ſchildert ſodann in beredtem Tone ſeine vergeblichen Unter⸗ 
handlungen mit Hinckeldey wegen Abſtellung dieſes Mißſtandes 
und ſeine ſchließliche Zuſtimmung zur Aufrechterhaltung des⸗ 
ſelben, worüber wir bereits oben ausführlich berichtet haben.) 

„Herr v. Hinckeldey gab zwar ſeinen Namen und über⸗ 
mächtigen Einfluß zu jenen Ungeheuerlichkeiten her. Wer aber 
hinter den Couliſſen ſtand und ihn dazu aufſtachelte, das 
war Herr Stieber. Die Form war hiernach allerdings 
gerettet. Aber die materiellen Beſtimmungen des Geſetzes 
zum Schutz der perſönlichen Freiheit wurden fort und fort auf 
das Gröblichſte verletzt. Der § 2 des Geſetzes beſtimmt, daß 
außerhalb des Falles einer Ergreifung auf friſcher That eine 
polizeiliche Feſtnehmung nur dann ſtattfinden dürfe, wenn 
a) ſich hinterher dringende Verdachtsgründe der Thäterſchaft 
gegen eine beſtimmte Perſon ergeben und b) der Bezichtigte 
zugleich der Flucht dringend verdächtig. Den erſten Grund 
anlangend, ſo muß man es geſehen haben, um es zu glauben, 
aus wie leichtfertigen, geradezu frivolen Verdachtsgründen 
häufig polizeiliche Verhaftungen vorgenommen worden. 

„Nur ein Beiſpiel will ich aus der in dieſen Akten geſam⸗ 
melten reichen Blumenleſe von Fällen dieſer Art anführen. 
Ein Handlungslehrling iſt beauftragt, eine nicht ganz unbedeu⸗ 
tende Geldſumme auf die Poſt zur Verſendung in's Ausland 
zu befördern. Nachdem er Brief, Geld und Declaration dem 
expedirenden Beamten bereits übergeben, wird ihm Alles zu⸗ 
rückgegeben, da letztere nicht in Ordnung iſt. Er eilt auf das 
nächſte ihm bekannte Comptoir, ergänzt das Fehlende und 
kehrt zur Poſt zurück. Hier erſt bemerkt er, daß ihm das Geld 
fehlt. Seine Frage, ob er es vielleicht aus Verſehen auf dem 
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Zahltiſch liegen gelaſſen, verneint der Poſtbeamte. Er erinnert 
ſich eines Menſchen von wenig verſprechendem Aeußern, der neben 
ihm geſtanden und möglicher Weiſe das liegen gebliebene 
Geld an ſich genommen haben kann. Er iſt im Stande, ſein 
Aeußeres genau zu beſchreiben. Er begiebt ſich ſofort auf die 
Kriminalpolizei, zeigt dort ſeinen Unfall an und bittet, ihm 
zur Wiedererlangung des Geldes behülflich zu ſein. Dem 
Polizeibeamten fällt es auf, daß er ſeine Erzählung in ruhigem 
Tone vorträgt und — darauf hin verhaftet er ihn als der 
Unterſchlagung verdächtig. Natürlich mußte er nach einigen 
Tagen wieder entlaſſen werden. 

Daß noch ein zweiter Umſtand, der Flucht verſuch, hin⸗ 
zukommen müſſe, um eine polizeiliche Feſtnahme zu rechtfertigen, 
iſt jahrelang von der Polizei vollſtändig ignorirt worden. 
Meine wiederholten Hinweiſungen hierauf blieben unbeachtet. 
Meine Anweiſung an den Staatsanwalt, jede polizeilich vorge⸗ 
nommene Verhaftung ohne Weiteres aufzuheben, wenn nicht 
der Fluchtverſuch beſcheinigt ſei, blieb unbeachtet. Endlich 
überzeugte ſich die Polizei, daß ſie dies Erforderniß nicht un⸗ 
beachtet laſſen könne, jedoch nicht eher, als bis ſie eine Hinter⸗ 
thür gefunden hatte, durch welche ſie daſſelbe in jedem Falle 
auf das Bequemſte umgehen konnte. Es wurde von nun an 
regelmäßig als Fluchtsverdachtsgrund angeführt: „Soll ausge⸗ 
wieſen werden.“ — Vergebens machte ich geltend, daß dieſe 
Worte gerade das Gegentheil des Fluchtverdachts beſcheinigen, 
da Derjenige, der ausgewieſen werden muß, freiwillig den Ort 
nicht verlaſſen will. Vergebens wies ich darauf hin, daß eine 
Verhaftung aus dieſem Grunde eigentlich nur bedeute, daß die 
Kriminalpolizei des Polizei⸗Präſidii durch die Verhaftung eine 
andere Abtheilung derſelben Behörde verhindern wolle, durch 
die Ausweiſung des Beſchuldigten die Unterſuchung zu erſchweren. 
Es behielt dabei ſein Bewenden. Erſt verhaftete die Polizei, 
dann dekretirte ſie: ſoll ausgewieſen werden, dadurch hatte ſie 
ſich ſelbſt den Fluchtverdachtsgrund geſchaffen, und ſomit war 
die Verhaftung gerechtfertigt. 


„Wenn es ſonach mit den durch das Geſetz für die vor⸗ 
läufige Feſtnahme beſtimmten Vorausſetzungen nichts weniger 
als genau genommen wurde, brachte man einen anderen Ver⸗ 
haftungsgrund überhaupt häufig zur Anwendung, von dem das 
Geſetz gar nichts wußte; nämlich die Verhütung von Ver⸗ 
dunkelungen der Wahrheit. 

„Auch hier mögen einzelne Thatſachen ſprechen. — Ein 
gewiſſer Balafré zeigte der Kriminalpolizei an, daß ein ge⸗ 
wiſſer Walter ihm beim Spiel 8 Thaler weggenommen, und 
denunzirte wegen Diebſtahls. Walter räumte vor der Polizei 
die Thatſache ein, entſchuldigte ſie aber damit, daß er den 
Balafré in Verdacht gehabt, er ſpiele falſch, ohne jedoch dafür 
beſtimmte Thatſachen anführen zu können. Nunmehr wurde 
Balafré vorgerufen, ihm vorgehalten, daß er ein Spieler ſei, 
und er dann ohne Weiteres zum Arreſte gebracht, wo er bis 
zum Mittag des folgenden Tages ſitzen mußte, um dann ohne 
weiteres Verhör oder Verfahren wieder entlaſſen zu werden. 
Der Polizeibeamte, hierüber zur Verantwortung aufgefordert, 
erklärte: Balafrs habe noch einen Zeugen für feine Denunziation 
vorgeſchlagen gehabt, dieſer ſei an jenem Tage ausgeblieben 
und habe am folgenden Tage vernommen werden ſollen. Er 
habe nun beabſichtigt, den Balafrs durch ſeine Verhaftung zu 
verhindern mit jenem Zeugen zu collidiren. Nach Vernehmung 
des Zeugen ſei er ſofort entlaſſen worden. 

Ein Kaufmann Rudolph Weitz hatte mit einem Kaufmann 
Schmidt aus Görlitz einen Lieferungsvertrag auf Getreide ge⸗ 
ſchloſſen. Er lieferte nicht und der Gläubiger wandte ſich an 
die Kriminalpolizei. Dieſe nannte die unterlaſſene Erfüllung 
eines Lieferungsvertrages einen betrüglichen Bankerott und 
verhaftete ohne Weiteres den Weitz, welcher vom 28. November 
bis 4. Dezember im Polizeiarreſt geſeſſen hat. Inmittelſt war 
ſein Vater von Poſen herbeigeeilt und hatte die Sache mit 
dem Gläubiger arrangirt. Damit war denn auch ſofort jeder 
Verdacht eines betrüglichen Bankerotts beſeitigt und Weitz wurde 
entlaſſen. In dem Hauſe des Weitz aber hielt ſich noch ein 
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jüngerer Bruder deſſelben, Vornamens Moritz, auf. Auch dieſer 
wurde verhaftet, obwohl er bei den Geſchäften ſeines Bruders 
in keiner Weiſe betheiligt war. Er ſaß vom 28. November 
bis 1. Dezember. Auf der betreffenden Haftanzeige bemerkt 
der Polizeibeamte: „Der Weitz hielt ſich bei ſeinem Bruder 
Rudolph Weitz auf, der Letztere ſtand in dem Verdachte, be⸗ 
trüglichen Bankerott gemacht zu haben, weßhalb während der 
Recherchen Moritz Weitz verhaftet wurde. Nach Beendigung 
derſelben iſt er entlaſſen. — 

„Ein jüdiſches Ehepaar wurde wegen Wuchers verhaftet. 
Als nach 6 wöchentlicher Unterſuchung ſich noch immer nicht 
das Geringſte gegen die mitverhaftete Ehefrau herausgeſtellt 
hatte, beſchloß der Unterſuchungsrichter ihre Entlaſſung und 
legte zu dem Ende die Verhandlungen dem Staatsanwalt zur 
Erklärung vor. Dieſer forderte zunächſt die Aeußerung der 
recherchirenden Polizeibeamten über die Gründe der Verhaftung 
der Ehefrau ein, und Letzterer erklärte ganz unbefangen: er 
habe befürchtet, die Ehefrau würde ihre Freiheit zu Colliſionen 
mit den Schuldnern des Ehemannes mißbrauchen, deshalb habe 
er ſie lieber gleich mitgenommen. 

„Weiter beſtimmt 8 4 des Geſetzes zum Schutz der perſön⸗ 
lichen Freiheit, daß jeder vorläufig Feſtgenommene ſpäteſtens 
im Laufe des folgenden Tages entweder in Freiheit geſetzt 
oder dem Staatsanwalt vorgeführt werden ſoll. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung war es beſonders, welche, wie ich vorher erwähnt, 
den Unwillen des Herrn Stieber erregt hatte. Sie iſt denn 
auch grundſätzlich nie beobachtet worden. Herr Stieber ſelbſt 
hat in den früheren Verhandlungen anerkannt, daß politiſch 
Wer dächtige Wochen, ja Monate lang im Polizei⸗ 
Arreſt geſeſſen und dann wieder entlaſſen worden, ohne auch 
nur vom Richter vernommen zu ſein. (Eine Stimme aus dem 
Zuhörerraum: „Ich acht Wochen.“ Der Rufende war Herr 
Hauptner, welche unter dem Verdachte der Theilnahme an dem 
Techen'ſchen Depeſchenverrath im Februar und März 1856 acht 
Wochen lang in Polizeihaft ſich befunden hatte.) 
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„Wenn er freilich hinzufügt, wie die öffentlichen Blätter 
berichten, daß das mit meinem Vor wiſſen geſchehen, 
oder wie die zu den Akten aufgenommene Regiſtratur beſagt, 
daß der Juſtizminiſter und ich dieſe Verhaftungen 
befohlen haben, ſo erkläre ich und bin reſp. zu 
der Erklärung ermächtigt, daß das Eine wie das 
Audere eine grobe Unwahrheit iſt. — Im Jahre 1856 
ließ das Kammergericht eine Zuſammenſtellung aller derjenigen 
Fälle machen, in welchen die geſetzliche Friſt von der Polizei 
nicht inne gehalten war. Sie weiſt für die acht Monate Juli 
1855 bis Februar 1856 387 ſolcher Fälle und darunter 
60 Fälle, in denen der polizeiliche Arreſt zwiſchen 1 und 
2 Wochen, zehn, in denen er zwiſchen 2 bis 3 Wochen, neun, 
in denen er zwiſchen 3—4 Wochen und einen, in dem er über 
4 Wochen gedauert hat. — Es wurde der Sache keine weitere 
Folge gegeben, weil Herr v. Hinckeldey inzwiſchen verſtorben 
war. Nach einer in den Akten befindlichen Regiſtratur des 
Präſidenten des Kollegiums hatte der Herr Polizeipräſident 
verſprochen, Anordnungen treffen zu wollen, welche den gerügten 
Ausſchreitungen ein Ziel ſetzten. Wie hat Herr von Zedlitz 
dies Verſprechen erfüllt? Auch hierfür mögen Thatſachen ſprechen. 
Herr Stieber hat in der Vorunterſuchung erklärt, die betreffende 
geſetzliche Beſtimmung ſei bei dem Polizeipräſidium ſtets ſo 
ausgelegt worden, daß der Tag der Verhaftung ſelbſt nicht 
mitgerechnet worden, der folgende Tag daher als der erſte, 
der zweite Tag als der folgende u. ſ. w. betrachtet wurde. 
Vermöge dieſer kühnen und ſcharfſinnigen Interpretation hatte 
ſich Herr Stieber von vornherein und für alle Sachen die ge⸗ 
ſetzliche Vorführungsfriſt verdoppelt. ö 

„Allein dies Alles war im Grunde doch nur graue Theorie. 
In der Praxis kehrte man ſich ſo wenig an dieſe verdoppelte, 
als an die durch das klare, nicht mißzuverſtehende Geſetz ge⸗ 
währte einfache Friſt, ſondern ſetzte die polizeiliche Haft ſo lange 
fort, als man eben wollte, wenn auch die Gründe dazu ganz 
wo anders, als in der Sache ſelbſt lagen. 
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„Auch hier möge ein Beiſpiel genügen. Ein junger Mann, 
welcher wegen ſeiner bodenloſen Verſchwendung ſich eine Art 
Berühmtheit erworben hat, wurde am 7. April 1857 wegen 
Wechſelfälſchung polizeilich verhaftet. Er erkannte ſofort an, 
daß er unter einem von ihm acceptirten Wechſel über 400 Stück 
Friedrichsd'ors den Namen des Ausſtellers geſetzt habe, machte 
aber den Einwand, daß er dabei keine gewinnſüchtige Abſicht 
gehabt habe, ein Einwand, der, beiläufig bemerkt, ſich in der 
Vorunterſuchung beſtätigte und die Einſtellung des Verfahrens 
zur Folge hatte. Es ſtand hiernach ſeiner Vorführung nichts 
entgegen. Der betreffende Polizeibeamte trat jedoch mit der ſehr 
begüterten Mutter des Angeſchuldigten im Intereſſe des Wechſel⸗ 
Inhabers in Unterhandlung. Er ſtellte ihr vor, daß ihr Sohn 
wegen Fälſchung zur Unterſuchung gezogen werden ſolle und 
in's Zuchthaus kommen werde. Noch ſtehe es bei ihr, dem 
durch Befriedigung des Wechſelgläubigers vorzubeugen. In 
dieſem Falle wolle er von der Sache keine Notiz nehmen und 
ihn laufen laſſen. Die Mutter konnte ſich nicht ſofort ent⸗ 
ichließen und bat um Aufſchub. Der wurde gewährt. Sie 
berief nunmehr ihren in der Lauſitz wohnenden begüterten 
Schwiegerſohn hierher. Dieſer erwiderte dem Beamten auf 
ſeine Vorſchläge: wenn ſein Schwager wider die Geſetze ge⸗ 
handelt, ſo müſſe er auch die Strafe dafür leiden; er, der 
Beamte, handle pflichtwidrig, wenn er ihn derſelben entziehen 
wolle. Nunmehr wurde der Angeſchuldigte dem Staatsanwalte 
vorgeführt, nachdem er vom 7. bis 13. April im Polizeiarreſt 
geſeſſen hatte. Und das geſchah nicht etwa heimlich und ver— 
ſtohlen. Dem Angeſchuldigten war als Begünſtigung geſtattet 
worden, ſich bei Tage in den Büreauzimmern der Kriminal⸗ 
Polizeibeamten aufzuhalten. Hier konnte Jeder, der wollte, 
von ſeiner Anweſenheit und dem ungeſetzlich verlängerten Poli⸗ 
zeiarreſte Kenntniß nehmen. Ja, Herr von Zedlitz iſt durch 
den Schwager des Angeſchuldigten von dem ganzen Sachver⸗ 
hältniß amtlich in Kenntniß geſetzt worden und hat wegen des 
pflichtwidrigen Verfahrens ſeines Beamten nicht das Mindeſte 
veranlaßt, als ob Alles in der beſten Ordnung wäre. 
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„Solche Mißbräuche bedürfen der Abhilfe. So lange Herr 
v. Hinckeldey lebte, war an eine direkte Abhilfe nicht zu denken, 
aus Gründen, die ich hier weder erörtern will, noch kann. 
Ich mußte mich darauf beſchränken, auf den Staatsanwalt 
dahin zu wirken, daß dieſer durch möglichſt ſorgfältige Prüfung 
der polizeilichen Verhaftungen die begangenen Ungerechtigkeiten 
in ihren Folgen abſchwäche und mildere. Leider war auch 
hier nichts zu erreichen. Der Herr Nörner zog es vor, mit 
ſeinem Freunde Stieber durch Dick und Dünn zu gehen.“ 

Der Angeklagte Stieber ſpringt auf und ſagt: „Ich muß 
den Herrn Präſidenten bitten, dieſen fortwährenden Beleidigungen 
gegen mich Einhalt zu thun. Der Herr Präſident hat vor 
Eröffnung der Verhandlungen die Erwartung ausgeſprochen, 
daß alles Perſönliche ausgeſchloſſen bleiben möchte, der 
Herr Oberſtaatsanwalt hat aber trotzdem die Verhandlung auf 
ein Gebiet geführt, worauf ich ihm nicht folgen kann. Er hat 
bereits mehrfach mich grober Lügen bezichtigt und behauptet 
jetzt wieder, Herr Nörner ſei mit mir durch Dick und Dünn 
gegangen. Ich bitte, mich gegen dergleichen zu ſchützen. Hier 
fragt es ſich allein: Habe ich eine ſtraffällige Handlung began⸗ 
gen? Von dieſer hat der Oberſtaatsanwalt kein Wort go⸗ 
ſprochen. Ich muß bitten, daß Sie dieſem Verfahren ein Ende 
machen.“ 

Der Präſident erwidert, ſeine Hoffnung, daß perſönliche 
Angriffe vermieden werden würden, habe ſich leider nicht er⸗ 
füllt. Das Gericht ſei nicht die vorgeſetzte Behörde des Ober⸗ 
Staatsanwalts und dürfe demſelben daher keine Vorſchriften 
machen. Dagegen müſſe er demſelben empfehlen, die perſön⸗ 
lichen Angriffe ſo viel als möglich zu vermeiden, da der An⸗ 
geklagte ſich darüber beſchweren könne. Dem Oberſtaatsanwalt 
die Abſchweifung zu unterſagen, dazu habe das Gericht keine 
Befugniß. 

Der Oberſtaatsanwalt fährt fort: „Nach dem Tode 
des Herrn v. Hinckeldey gab ich mich Anfangs der Hoffnung 
hin, daß die Polizei in das geſetzliche Geleis einlenken werde 
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Auch dieſe Hoffnung wurde getäuſcht. Es zeigte ſich, daß zwar 
ein Wechſel in den Perſonen, aber nicht im Syſtem eingetreten 
ſei. Denn der Träger, wo nicht Schöpfer dieſes Syſtems, 
Herr Stieber, war und blieb an der Spitze der Kriminalpolizei. 
Nunmehr wollte ich verſuchen, ob nicht direkt auf eine geſetz⸗ 
lichere Handhabung der Kriminalpolizet einzuwirken ſei. Im 
Jahre 1857 lenkte ich in einer ausführlichen Auseinanderſetzung 
die Aufmerkſamkeit des Herrn Polizei⸗Präſidenten auf verſchie⸗ 
dene Mängel bei der Kriminalpolizei und machte Vorſchläge 
zur Abhilfe. Sie blieben unbeachtet. Ich verſuchte es nun 
auf andere Weiſe. Ich brachte einzelne Fälle von Geſetzwidrig⸗ 
keiten zur Kenntniß des Herrn Polizei⸗Präſidenten und drang 
auf Abhülfe. Anfangs lauteten die Antworten höflich, man 
erkannte meine Beſchwerden an und verſprach Abhülfe. Dann 
aber ſchien man die Sache ſatt zu bekommen. 

„Man fand, daß ich das Geſetz viel zu wörtlich nehme, 
man wollte durch künſtliche Interpretationen Dinge hineindeuten, 
an welche es gar nicht gedacht hatte. In einem Schreiben 
vom 3. März 1859 erklärte der Polizei-Präſident: 
„„Ich kann Ew. u. ſ. w. nicht verhehlen, daß die Kriminal⸗ 
Polizeibeamten durch dieſe fortwährenden Angriffe von Seiten 
der Oberſtaatsanwaltſchaft gegen dieſelben in einer Weiſe ent⸗ 
muthigt ſind, welche für den Sicherheitszuſtand der Reſidenz 
bereits ſehr nachtheilige Folgen gehabt hat.““ 

„Dieſer Vorwurf in dem Munde eines Mannes von der 
ganz exzeptionellen perſönlichen Stellung, wie ſie der hieſige 
Polizei⸗Präſident hat, klang faſt wie eine Drohung. Ich ließ 
mich dadurch nicht einſchüchtern. Ich fuhr fort, Exzeſſe der 
Kriminalpolizei dem Herrn Polizei-Präſidenten 
mitzutheilen und auf Abhülfe zu dringen; nun 
wurde man unangenehm, wies meine Reklamationen als unbe⸗ 
gründet zurück, nannte ſie unberechtigte Kritiken der Polizei⸗ 
Beamten, wiederholte den Vorwurf, daß ich die Reſidenz 
unſicher mache, und machte dieſe Beſchuldigung auch noch an 
einer anderen höheren Stelle geltend. 
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„Ich muß an dieſer Stelle auf einige Aeußerungen des 
Herrn Stieber in der früheren Verhandlung hinweiſen, welch e 
die Berichte in den öffentlichen Blättern mit großer Ausführ⸗ 
lichkeit und offenbarer Vorliebe wiedergegeben und verbreitet haben. 
Herr Stieber ſtellt es gar nicht in Abrede, daßgrobe 
Exzeſſe von der Polizei begangen worden. Allein er 
wäſcht ſeine Hände in Unſchuld. Er geberdet ſich als ein wider⸗ 
ſtrebendes und beklagenswerthes Werkzeug gewaltthätiger und 
geſetzloſer Oberer, und wälzt alle Verantwortlichkeit auf die Be⸗ 
amten der Juſtiz, und von dieſen wieder allein auf mich. Meine 
ſchlechte Amtsführung ſei an der ganzen Polizeiwirthſchaft ſchuld. 
Ich habe von Allem gewußt, zu Allem geſchwiegen, Alles gut 
geheißen. Er entblödete ſich nicht, mich als den wahren und 
eigentlichen Träger des Hinckeldey⸗Syſtems zu bezeichnen. We m 
ſollte hierbei nicht die Dichtung von Reinecke Fuchs einfallen, 
die Herr Stieber jedenfalls mit ſichtlichem Nutzen geleſe n 
haben muß? Denn Niemand verſtand es ſo gut, als dieſe ehren⸗ 
werthe allegoriſche Perſönlichkeit, ſich auf Koſten Anderer weiß⸗ 
zubrennen. 

Herr Stieber weiß nicht, oder will es nicht wiſſen, daß die 
Ueberwachung der Lokal⸗Polizei⸗Behörden bei Ausübung der 
Kriminalpolizei dem Staatsanwalt, nicht dem Ober⸗Staatsa n⸗ 
walt obliegt. Der Letztere befindet ſich auch gar nicht in der 
Lage, ſie mit Erfolg ausüben zu können, da nur der geringſte 
Theil der Sachen durch Beſchwerde, Appellation oder ſonſt z u 
ſeiner Kenntniß kommt, während aller Sachen gar nicht an 
ihn gelangen und ſeiner Kenntniß definitiv vorenthalten bleiben. 
Der Ober: Staatsanwalt hat nur den ihm untergeordneten 
Staatsanwalt in der Ausübung dieſer wie ſeiner ſonſtig en 
Pflichten zu beaufſichtigen, und das habe ich pflichtmäßig, aber 
mit geringem, oder richtiger geſagt, mit gar keinem Erfolge ge⸗ 
than. Erſt als ich mich überzeugte, daß der Staatsanwalt 
ſeiner Pflicht nicht genügen konnte oder wollte, nahm ich, üb er 
die Grenze meiner Pflicht, aber nicht meines Rechtes hinaus, 
die Sache ſelbſt in die Hand, ſo weit dies von hier aus über⸗ 
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haupt geſchehen konnte. Herr Stieber hätte daher vielleicht mit 
einigem Anſchein von Recht ſeine Beſchuldigungen an die Adreſſe 
ſeines Freundes, des zur Dispoſition geſtellten Staatsanwalts 
Nörner, richten können. 

„Dann aber frage ich Herrn Stieber: wie will er jene An⸗ 
ſchuldigungen, die er keck gegen mich in die Welt ſchleuderte, 
mit dem anderen Vorwurfe ſeines Chefs in Einklang bringen, 
„daß ich durch meine fortwährenden Angriffe gegen die Be⸗ 
amten der Kriminalpolizei dieſelben entmuthigt und den Sicher⸗ 
heitszuſtand der Reſidenz gefährdet habe?“ — Mit Unkennt⸗ 
niß dieſes Vorwurfs kann er ſich nicht entſchuldigen, denn das 
Schreiben, welches ihn ausſpricht, iſt aus ſeiner Feder gefloſſen. 
Und ſollte Herr Stieber denn ganz vergeſſen haben, auf weſſen 
Veranlaſſung er im Jahre 1857 wegen ſeines berüchtigten 
Gewaltſtreiches gegen den ſogenannten Prinzen Leo 
von Armenien zur Verantwortung gezogen iſt, eines Ver⸗ 
fahrens, das an Willkür und Gewaltthat ohne Beiſpiel daſteht? 
Ein anſcheinend harmloſer Fremder, der durch ſeinen etwas 
abenteuerlich klingenden Titel die Aufmerkſamkeit der Polizei 
auf ſich gezogen hatte, wird plötzlich verhaftet und in das 
Arbeitshaus geſteckt. Haupt⸗ und Barthaar werden ihm abge⸗ 
ſchoren, er wird auf Stiebers ſchriftlichen Befehl zur ſchwerſten 
Sträflingsarbeit angehalten. Tags darauf erſcheint ein markt⸗ 
ſchreieriſcher Bericht in allen Zeitungen über die Verhaftung 
und Stiebers Verdienſte um die Entlarvung dieſes großartigen 
Betrügers und Schwindlers. Der Bericht war ein Betrug, 
ſein Verfaſſer ein großartiger Schwindler. Der Betrüger war 
verhaftet, aber der Betrug ſoll noch heute entdeckt werden. 
Dazu wurden nun alle Hebel in Bewegung geſetzt. Man ſchickte 
ſogar auf Koſten der geheimen Fonds Agenten nach London, 
Brüſſel und Paris, wo der Verhaftete ſich abwechſelnd aufge⸗ 
halten hatte. Vergebens. Man wollte ſtch zuletzt damit be⸗ 
gnügen, wenn er wegen Führung falſchen Namens, Titels, 
Ordens vor Gericht geſtellt würde. Der Staatsanwalt mußte 
es ablehnen. Nun blieb keine Wahl mehr. Nach hundert⸗ 
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tägiger Haft und Mißhandlung wurde der Unglückliche in 
aller Stille bei Nacht und Nebel über die Grenze geſchafft und 
die pomphaften Zeitungs = Berichte verſtummten. Ein Glück 
für Herrn Stieber, daß Herr von Hinckeldey damals ſchon 
ein todter Mann und geduldiger Sündenbock war, auf 
welchen die Hauptſchuld gewälzt werden konnte. Er hätte 
ſonſt vor den Geſchwornen Rede ſtehen müſſen und wäre 
nicht mit einer disziplinariſchen Maßregelung davon gekom⸗ 
men. Sein Freund, der Staatsanwalt Nörner, hat akten⸗ 
mäßige Kenntniß von der Sache gehabt und hat geſchwiegen. 
Doch nein, er hat nicht geſchwiegen, geholfen hat er bei dem 
beiſpielloſen Verfahren! Als dienſtfertiges Werkzeug 
der Polizei hat er das Briefgeheimniß verletzt, 
auf Stiebers Antrag und unter der falſchen Vorſpiegelung, 
daß der Verhaftete wegen Betruges zur Unterſuchung gezogen 
ſei, hat er deſſen Korreſpondenz auf der Poſt in Beſchlag ge⸗ 
nommen und der Polizei in die Hände geſpielt. Will mich 
Herr Stieber vielleicht auch für dieſen, hinter meinem Rücken 
erwähnten Exzeß verantwortlich machen? oder zählt er die 
Schritte, welche ich gethan habe, um den Urheber zur Rechen⸗ 
ſchaft zu ziehen, zu den fortwährenden Angriffen, durch welche 
ich die Beamten der Kriminalpolizei entmuthigt und die Sicher⸗ 
heit der Reſidenz gefährdet habe? 

„Endlich frage ich ihn: mit welchem Recht ſchilt er mich 
den eigentlichen Träger des in der öffentlichen Meinung ge⸗ 
brandmarkten Hinckeldey⸗Syſtems? Mich, den nach einander 
Herr von Hinckeldey und ſein Amtsnachfolger direkt ange⸗ 
klagt haben, daß er die Sicherheit der Reſidenz gefährde, 
blos weil ich auf ehrliche Verfolgung des Geſetzes drang, mich, 
der ich mich in jahrelangem hoffnungsloſen Kampfe gegen dieſes 
heilloſe, wahrhaft anarchiſche Syſtem vergeblich abmühte? 

„Nachdem die ſeit faſt 1 Jahren fortgeführte unfrucht⸗ 
bare und unerquickliche Korreſpondenz mit dem Herrn Polizei⸗ 
Präſidenten bis zu dieſem Punkte geführt hatte, mußte ich mich 
überzeugen, daß auf dieſem Wege nichts zu erreichen ſei. Ich 
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verſuchte es daher auf einem andern. Ich brachte weitere Fälle 
von Ausſchreitungen zur Kenntniß des Herrn Miniſters des 
Innern. Hier fand ich eine wohlwollendere Aufnahme. Der 
Herr Miniſter erkannte meine Beſchwerde als begründet an, 
und empfahl dem Polizei⸗Präſidium eine ſorgfältigere Beach⸗ 
tung des Geſetzes zum Schutz der perſönlichen Freiheit. Aber 
er that noch mehr. Er ordnete an, daß die Feſtnahmen 
durch ſchriftliche Verfügungen angeordnet werden ſollten, 
in welchen die Gründe ſpeziell zu erörtern wären. 
Wie wurde dieſe ſehr dankenswerthe und zweckmäßige Einrich⸗ 
tung ausgeführt? Auch hierfür mögen Thatſachen ſprechen. 

Ein Deſtillateur glaubte zu bemerken, daß ſeine Tages⸗ 
Einnahmen in der letzten Zeit zu gering ſeien. Er warf daher 
den Verdacht des Diebſtahls auf ſeine Schänkerin. Auf ſeine 
Veranlaſſung wurden ihre Sachen durchſucht und in ihrer 
Kommode 13 Thaler, an verſchiedenen Stellen aufbewahrt, 
darunter ein zerknitterter Thalerſchein, gefunden. Darauf hin 
wurde ſie wegen Diebſtahls verhaftet und erſt nach drei Wochen 
entlaſſen, nachdem es ihr gelungen war, den redlichen Erwerb 
jenes Geldes vollſtändig nachzuweiſen. Und was führte Herr 
Stieber als Verdachtsgrund für die Thäterſchaft in der be- 
treffenden Verhaftunganzeige an? „Iſt in flagranti ergriffen!“ 
Zur Verantwortung darüber aufgefordert, vermochte er nur ein 
Verſehen vorzuſchützen. — Gegenwärtig ſind jene Verfügungen 
ſchon lithographirt: Als Gründe der Verhaftung ſind auf⸗ 
geführt: „Iſt bei der That ergriffen“, „Iſt der 
Flucht verdächtig“, „Soll ausgewieſen werden“. 
Davon wird dann der eine oder andere Grund durch⸗ 
ſtrichen, die übrigen bleiben ſtehen, der Name des Verhafte⸗ 
ten wird eingerückt, und damit iſt der Vorſchrift des Miniſters 
genügt. Eine ſolche Art der Ausführung jener ſehr wohl er⸗ 
wogenen Maßregel des vorgeſetzten Verwaltungs⸗Chefs mußte 
nicht nur den Zweck vollſtändig verfehlen, ſondern ſah faſt wie 
eine Verhöhnung derſelben aus. 

„Nach alledem konnte ich mich der Ueberzeugung nicht mehr 
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verſchließen, daß nur noch ein Mittel übrig blieb, dem Geſetze 
Geltung zu verſchaffen: die Einleitung gerichtlicher 
Verfolgungen in den dazu geeigneten Fällen. Es mußte den 
betreffenden Beamten, und mochten ſie auch noch ſo hoch 
geſtellt ſein, zum Bewußtſein gebracht werden, daß auch 
ſie unter dem Geſetze ſtehen, daß nöthigenfalls auch für 
ſie der Staatsanwalt da iſt. Ich hielt dem Chef der Juſtiz 
über die Lage der Sache Vortrag und erhielt die beſtimmte 
Weiſung, in den dazu geeigneten Fällen rückſichtslos 
wegen Amtsvergehen vorzuſchreiten. Die Aufgabe war 
jedoch nicht leicht. Die Verletzung der hier einſchlagenden 
Geſetze iſt an ſich noch nicht mit Kriminalſtrafe bedroht. Es 
gilt das insbeſondere auch von den rechtswidrigen Verhaftungen. 
Zum Thatbeſtande des 8 317 des Strafgeſetzbuchs gehört die 
vorſätzliche rechtswidrige Verhaftung. Der Handelnde muß 
ſich der Rechtswidrigkeit ſeines Thuns bewußt geweſen ſein, 
nicht etwa aus Uebereilung, Leichtſinn oder Unwiſſenheit gefehlt 
haben. Die Anklage muß daher einen inneren Seelenzuſtand 
nachweiſen, der ſich nur in den allerſeltenſten Fällen durch 
äußere Thatſachen kundgiebt.“ 


28. Das Plaidoyer Schwarcks: Die friedensrichterliche 
Thätigkeit der Kriminalpoligei. 

„Nur nach einer Richtung hin konnte ich mir von Einlei⸗ 
tung gerichtlicher Verfolgungen ein Reſultat verſprechen: 

„Es iſt ſchon ſeit einer Reihe von Jahren in Berlin ein 
öffentliches Geheimniß, daß Kriminalpolizeibeamte ſich 
in Privat⸗Rechtsſtreitigkeiten miſchen, um durch Miß⸗ 
brauch ihrer Amtsgewalt Demjenigen, der ſich an ſie 
wendet, zu ſeiner Befriedigung zu verhelfen. Die im Laufe 
des verfloſſenen Winters geführten Unterſuchungen haben dieſe 
Gerüchte vollſtändig beſtätigt. Natürlich fand die polizeiliche 
Prozedur jederzeit unter einem ſtrafrechtlichen Titel ſtatt. Rief 
ein Gläubiger die polizeiliche Hilfe gegen ſeinen Schuldner an, 
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ſo waren regelmäßig Betrug, Unterſchlagung, und wenn nichts 
Anderes paſſen wollte, betrüglicher Bankerutt, die beliebten 
Titel. Wenn ein Gläubiger ſich beſchwerte, daß ſein Schuldner 
ſich ſeiner Verbindlichkeit entziehen wollte, ſo wurde er, und 
wenn er Schuſter, Schneider oder Bäcker war, wegen betrüg⸗ 
lichen Bankerutts verhaftet, und dann ging das Vergleichs ver⸗ 
fahren an. Kam ein Vergleich zu Stande, ſo wurde er ent⸗ 
laſſen und auf der Arreſtanzeige vermerkt: „Hat ſich verglichen 
und den Denunzianten befriedigt.“ Blieb dagegen der Ver⸗ 
haftete feſt und verſtand ſich zu nichts, ſo wurde er auch ent⸗ 
laſſen und auf der Arreſtanzeige vermerkt: „Der Verdacht hat 
ſich nicht beſtätigt.“ Außer dem erlittenen Arreſt hatte der 
Betroffene noch den ſehr erheblichen bleibenden Nachtheil davon, 
daß dieſe Anzeige zu den Perſonalakten genommen wurde, und 
wenn es ſpäter bei irgend welcher Veranlaſſung darauf ankam, 
ſeinen Leumund feſtzuſtellen, aus den Akten dann vermerkt 
wurde: „Iſt wegen betrüglichen Bankerutts ꝛc. verhaftet ge⸗ 
weſen“ — wodurch er dann als anrüchig und unzuverläſſig 
bezeichnet war. Suchte ein Schuldner die Hülfe der Polizei 
gegen ſeinen Gläubiger nach, ſo war Wucher der regelmäßige 
Titel, unter welchem ſie gewährt wurde. Hier begann man 
damit, dem Gläubiger ſeinen Wechſel abzufordern. Weigerte 
er ſich, ſo ſchritt man zur Hausſuchung, Beſchlagnahme der 
Papiere und Wegnahme des Wechſels. War er nicht vorhanden 
und weigerte ſich der Betroffene, den dermaligen Inhaber zu 
nennen, ſo wurde er dazu auch wohl durch Perſonalarreſt an⸗ 
gehalten. Hatte ſich die Polizei in Beſitz des Wechſels geſetzt, 
ſo wurde der Inhaber auf das Polizei⸗Bureau ſiſtirt, mußte 
hier in der Regel 3 — 4 Stunden und länger in dem Warte⸗ 
zimmer unter allerhand eingeliefertem Geſindel warten, und 
dann fing man an, mit ihm auf Prozente zu accordiren. Hatte 
er, was natürlich der regelmäßige Fall war, den Wechſel, und 
wäre es aus dritter und vierter Hand, unter dem Nennwerthe 
erworben, ſo hielt man ihm vor, daß er ſich des Wuchers 
ſchuldig gemacht habe. Unter ſolchen Umſtänden, und da er 
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nicht mehr im Beſitz des Wechſels war, kam der Accord wohl 
regelmäßig zu Stande. — Aber nicht auf einzelne Schuldver⸗ 
hältniſſe beſchränkte ſich dieſes Verfahren; ganze Schuld⸗ 
liſten mit zwanzig und mehr Gläubigern wurden 
durch einen Kriminal⸗Kommiſſarius, an den ſich 
der Schuldner beliebig gewandt hatte, unter amt⸗ 
lichen Formen regulirt. — So verbreitet dieſes Gerücht 
auch war, ſo vielfach es mir zu Ohren kam, ſo konnte ich doch 
längere Zeit keine beſtimmten Thatſachen erfahren, welche es 
beſtätigt hätten. Ein Vorgang, welchen ich ſelbſt erlebte, brachte 
es mir zur Ueberzeugung, daß das Gerücht begründet war. 
„Vor einiger Zeit meldete ſich ein Muſiklehrer S. bei mir 
und trug mir Folgendes vor: Er habe mit einer Dame ein 
gemeinſchaftliches Theater » Unternehmen beabſichtigt und von 
derſelben zu dieſem Zweck 1500 Thaler erhalten. Die Sache 
habe ſich jedoch zerſchlagen. Wegen der Auseinanderſetzung 
bezüglich des gezahlten Einlagekapitals der 1500 Thaler ſei 
zwiſchen ihnen vor Notar und Zeugen ein — mir vorgelegtes 
— Abkommen geſchloſſen, wonach die Dame ihm das Kapital 
noch fernerweit als Darlehn gegen 5 Prozent Zinſen und raten⸗ 
weiſe Abzahlung beließ. Nachdem er mehrere der beſtimmten 
Terminalzahlungen pünktlich eingehalten, ſei es der Dame plötz⸗ 
lich eingefallen, die ſofortige Rückzahlung des ganzen Reſtes 
von ihm zu fordern. Da er ſich deſſen geweigert, habe ſie ihn 
bei der Kriminalpolizei wegen Unterſchlagung denunzirt, und 
ſei er Tags zuvor mit ſeiner Gläubigerin dageweſen. Hier 
habe man ihn zur Zahlung aufgefordert, und da er ſich deſſen 
wiederholt geweigert, ihn auf heute zur Recherche geſtellt. Er 
habe allen Grund zu der Beſorgniß, daß dieſe Recherche mit 
ſeiner Verhaftung beginnen werde, und ſuche meinen Schutz 
nach. Ich gab ihm ein Schreiben an die Kriminalpolizei mit, 
worin ich dieſelbe erſuchte, für den Fall, daß dieſe Verhaftung 
erfolgen ſollte, in Gemäßheit des § 4 des Geſetzes vom 
12. Februar 1850 die Akten binnen 24 Stunden, an mich ab⸗ 
zugeben, da ich die Sache an mich ziehen würde. Der Kriminal⸗ 
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Polizeibeamte warf nach Durchleſung meines Schreibens daſſelbe 
entrüſtet unter den Tiſch, trat dann aber mit einem ſeiner 
Kollegen in Berathung, deren Reſultat war, daß S. abtreten 
mußte, bis 7 Uhr Abends im Polizeigewahrſam zurück— 
gehalten und dann entlaſſen wurde, ohne daß je wieder von 
der beabſichtigten Rercherche die Rede geweſen wäre. — An 
dem nämlichen Tage Nachmittags kam die Denunziantin in 
Begleitung des Kriminalkommiſſarius R. in meine Wohnung. 
Sie ſuchte mich zu überzeugen, daß S. ſich einer Unterſchlagung 
gegen ſie ſchuldig gemacht habe. Ich ſprach ihr dagegen meine 
Ueberzeugung aus, daß eine Unterſuchung kein Reſultat haben 
könne. Sie erwiderte, an einer Beſtrafung des S. ſei ihr auch 
gar nichts gelegen, ſie wolle nur ihr Geld raſch wieder haben. 
Auf meine Entgegnung, daß, wenn ſie dies nur beabſich— 
tige, ſie doch einen Civilprozeß anſtrengen möge, meinte ſie, 
das ſei ihr zu weit ausſehend. Als ich dagegen geltend machte, 
daß eine Unterſuchung ſie doch unmöglich raſcher zum Ziele 
führen könne, da in derſelben doch nie über den Civilpunkt 
entſchieden würde, ſie vielmehr ihr Geld immer nur im Civil— 
prozeſſe zurückfordern könne, erwiderte ſie: „Wenn S. nur ver— 
haftet wird und ſieht, daß man Ernſt macht, ſo wird er, davon 
bin ich überzeugt, ſofort zahlen.“ Ich gab ihr hierauf zu er— 
kennen, daß eine Verhaftung in ſolcher Veranlaſſung und zu 
ſolchem Zwecke nicht nur unzuläſſig, ſondern ſogar ſtrafbar ſein 
würde, und entließ ſie. Der Kriminalkommiſſarius war an— 
ſcheinend als ihr Beiſtand mitgekommen, ohne ſich jedoch, meines 
Erinnerns, weſentlich in das Geſpräch einzumiſchen. 

„Der Polizeiſtaat ſtand damals in voller Blüthe. Die 
Regierung durfte die gerichtliche Verfolgung 
eines Polizeibeamten nicht geſtatten, da dieſelbe 
den Glauben an die Unfehlbarkeit und Allgewalt 
der Polizei, und ſomit die Grundlage ihres 
Syſtems erſchüttert haben würde. Der Staats- 
anwalt aber iſt nicht ein unabhängiger, auf ſeine 
Ueberzeugung und ſein Gewiſſen verwieſener 
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Beamter, gleich dem Richter, er iſt ein von der 
Regierung abhängiges, an ihre Befehle gebunde⸗ 
nes Organ der Regierung. Wenn ſie ſich aber darauf 
verließen, daß das immer ſo bleiben werde, ſo haben ſie ſich ver⸗ 
rechnet und mögen die Folgen ihres Rechnungsfehlers tragen. 

„Im Jahre 1858 wurde das Syſtem des Polizeiſtaates 
aufgegeben und von der Regierung die Herrſchaft des Geſetzes 
auf ihr Programm geſchrieben, und damit iſt die den Polizei⸗ 
beamten faktiſch gewährte Strafloſigkeit aufgegeben. An die 
Gerichte iſt jetzt die Frage herangetreten, ob die Unverantwort⸗ 
keit der Polizeibeamten vor dem Gerichte oder mit anderen 
Worten, ob der Polizeiſtaat fortbeſtehen ſoll oder nicht. Findet 
die Staatsanwalt bei ihnen nicht die Unterſtützung, welche ſie 
nach Lage der Sache erwarten zu dürfen glaubt, ſo wird ſie 
ſich für die Folgezeit wohl hüten, durch reſultatloſe Verfolgungen 
ihrerſeits Konflikte herauf zu beſchwören, welche die öffentlichen 
Intereſſen nach anderen Richtungen gefährden und nur dazu 
führen, die Polizeibeamten in dem Bewußtſein 
ihrer Unangreifbarkeit zu beſtärken und das 
Uebel ärger zu machen.“ 

Nachdem ſodann der Oberſtaatsanwalt auf die Beweiſe für 
die einzelnen Anklagepunkte eingegangen war, ſchloß er ſein 
Plaidoyer mit dem Antrage, den Angeklagten Tichy zu zwei 
Monaten Gefängniß und den Angeklagten Stieber zu einem 
Jahr Gefängniß und zur Unfähigkeit zu öffent⸗ 
lichen Aemtern auf ein Jahr zu verurtheilen. 


29. Die Vertheidigungsrede SFtiebers und das Urtheil 
des Kammergerichts. 

Nachdem der Vertheidiger des Anklagten Tichy deſſen Frei⸗ 
ſprechung beantragt hatte, begann Stieber ſeine Vertheidi⸗ 
gungsrede. 

Stieber beleuchtete zunächſt in derſelben ſpeziell die Anklage⸗ 
punkte und ging, nachdem er die Art, in welcher der Ober⸗ 
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ſtaatsanwalt die Unterſuchung gegen ihn geführt, und die An⸗ 
klagen konſtruirt hatte, mit ſcharfen Worten gegeißelt, ſodann 
auf die allgemeinen Vorwürfe ein, welche Schwarck gegen die 
exzeptionelle Stellung der Polizei unter dem vorigen Miniſterium 
erhoben hatte. „Allerdings ſind die Polizeibeamten 
über die Grenzen ihrer Rechte und Pflichten nicht 
völlig klar geweſen. Dies iſt Schuld der hiſtoriſchen Ver⸗ 
hältniſſe, namentlich aber der Juſtiz ſelbſt geweſen. Im J. 1848 
hat eine Revolution die Krone bedroht, bei deren Bekämpfung 
die Polizei wichtige Dienſte geleiſtet. Die Staatsanwaltſchaft 
iſt damals ebenfalls mit dem Gouvernement in politiſchen Kon⸗ 
flikt gerathen und von Männern beſetzt geweſen, welche mit 
dem damaligen Regierungsſyſtem nicht übereingeſtimmt haben. 
Der frühere Berliner Staatsanwalt Temme weilt noch heute 
im Auslande als politiſcher Flüchtling, der frühere Staatsan⸗ 
walt Kirchmann war ja von Herrn Schwarck ebenſo verfolgt 
worden, wie ich es jetzt werde. Schwarck hat mit dieſen Ver⸗ 
folgungen ſeine Karriere eröffnet und ſich dem Miniſterium 
Manteuffel⸗Hinckeldey als dienſtwilliger Oberſtaatsanwalt für 
Berlin empfohlen. Es haben ſich in der Stadt zwei Attentate 
gegen das Staats⸗Oberhaupt zugetragen, von denn eins blutig 
verlaufen. Es liegt auf der Hand, daß alle dieſe Umſtände 
darauf hinwirken mußten, von oben herunter eine Suprematie 
der Polizei, zumal wenn ſolche tüchtig und energiſch war, her⸗ 
vorzurufen. Die Staatsanwaltſchaft iſt überdies ein neues 
Inſtitut geweſen, für welches alle Erfahrungen gefehlt haben; 
die Verfaſſung iſt noch jung geweſen und oft geändert worden. 
Das Hinckeldey⸗Regiment iſt endlich aus einem Belagerungs⸗ 
zuſtand hervorgegangen. Natürlich hat ſich ein beſtimmter 
Rechtszuſtand erſt allmälig herausgebildet. Es haben Jahre 
dazu gehört, die betreffenden organiſchen Geſetze zu befeſtigen. 

„Keineswegs aber iſt die Wirthſchaft der Polizei ſo toll 
geweſen, wie Herr Schwarck ſolche hingeſtellt. Derſelbe ent⸗ 
warf ein wahrhaft grauenvolles Bild und wollte ſich gegen die 
Zumuthung verwahren, daß er der Träger dieſes Syſtems ge⸗ 
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weſen ſei. Nun, eriltirten denn damals nicht die Gerichtshöfe, 
welche er anrufen konnte? War er nicht Oberſtaatsanwalt, 
der die Pflicht hatte, hierüber zu wachen? Wenn er hier vor⸗ 
ſchützt, um ſeine Paſſivität zu bemänteln, er habe damals ſich 
nicht getraut, nun, ſo hat er geſtändlich daſſelbe gethan, was 
er mir heut zum Verbrechen macht, er hat ſich dem Syſtem 
gefügt, wie ich. Wenn er, der Juſtizbeamte, hierzu ge⸗ 
zwungen war, ſo kann mir, dem exekutiven Polizeibeamten, der 
zum blinden Gehorſam verpflichtet war, hieraus um ſo weniger 
ein Vorwurf gemacht werden. Wenn die Schweinerei, 
welche er geſtändlich angeſehen hat, ſo arg war, 
jo hat er keinen Funken Ehrgefühl im Leibe ge⸗ 
habt, wenn er nicht lieber ſeinen Abſchied ge⸗ 
nommen, ſobald ihm die Mittel fehlten, ſein 
Amt ehrenhaft zu erfüllen. Ich wiederhole alſo meine 
Behauptung: Herr Schwarck war der Hauptträger 
des Hinckeldey-Syſtems. Herr Schwarck behauptet, er 
habe bei dieſem Syſtem thatſächlich nicht ſelbſt mitgewirkt. 
Nun, ſteht hier nicht derſelbe Ober⸗Staatsanwalt Schwarck 
vor mir, der früher dem Staatsanwalt Nörner die amtliche 
Inſtruktion zugefertigt hat, daß er ſich bei allen 
Prozeßſachen, namentlich bei der Beſchlagnahme 
der Zeitungen, unbedingt der Anſicht der Polizei 
unterordnen ſolle? Herr Nörner wurde angewieſen, ſelbſt. 
wenn er und das Stadtgericht anderer Meinung ſeien, als die 
Polizei, die Anſicht der letzteren im Wege der Beſchwerde beim 
Kammergericht durchzuführen. Mit Recht hat der verſtorbene 
Präſident Wentzel in der Kammer ausgeführt, daß diieſes 
Verfahren ganz ungeſetzlich ſei, daß hierdurch die 
Staatsanwaltſchaft Organ der Polizei, und nicht die Polizei 
Organ der Staatsanwaltſchaft ſei. So war es auch in der 
That, denn die Preßſachen ſind die wichtigſten im betreffenden 
Reſſort; aber nicht durch meine Schuld, ſondern durch höhere 
Verantwortlichkeit. Ich kann dem Herrn Schwarck noch eine 
ganze Blumenleſe ſolcher Dinge vorhalten.“ 
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Hier unterbrach der Vorſitzende den Angeklagten Stieber 
mit dem Bemerken, er bedauere, daß das Geſetz ihm keine Mittel 
gebe, das Perſönliche, welches von Seiten des Herrn Ober: 
Staatsanwalts vorgekommen ſei, abzuſchneiden. Aber dem 
Angeklagten gegenüber habe er das Recht hierzu, und er müſſe 
es üben. 

Stieber: „Herr Schwarck hat hier grobe Beleidigungen und 
Anſchuldigungen gegen mich und das Polizeipräſidium vorge⸗ 
gebracht; er hat es nicht verſchmäht, den todten Herrn v. Hinckel⸗ 
dey und den Herrn v. Zedlitz, einen allgemein anerkannten 
Ehrenmann, ja ſogar den eigenen Staatsanwalt Nörner zu 
verunglimpfen. Die Anführungen des Herrn Schwarck ent⸗ 
hielten Verdrehungen und Unwahrheiten, welche ich widerlegen 
kann. Es iſt doch hart, daß der Staatsanwalt unter dem 
Schutze ſeiner Stellung ſich das erlauben kann, daß mir aber 
die Vertheidigung hiergegen abgeſchnitten wird.“ 

Der Vorſitzende bedauert dies Mißverhältniß, bleibt aber 
bei ſeiner Anſicht ſtehen, zumal der Gerichtshof ſchon an zehn 
Stunden hier ſitze und die Körperkraft der Richter erſchöpft ſei. 

Stieber ſchloß demzufolge die Rede, indem er die Erwartung 
ausſprach, der Gerichtshof werde die Tendenz und den Zweck 
der ganzen Anklage deutlich erkennen und ein gerechtes Urtheil 
ſprechen. 

Das Kammergericht beſtätigte das freiſprechende erſte Er⸗ 
keuntniß, indem es in ſeinem Erkenntniß vom 23. November 
1860 begründend ausführte: 

Der Gerichtshof habe ſelbſtverſtändlich nur die in die zweite 
Inſtanz gelangten Fälle ſeiner Beurtheilung unterworfen, nicht 
aber die außerdem von der Oberſtaatsanwalt⸗ 
ſchaft erwähnten angeblichen Mißbräuche bei der 
hieſigen Polizei. Lägen noch andere Fälle, als die zur 
Anklage geſtellten, vor, ſo müſſe es der Staatsanwaltſchaft 
überlaſſen bleiben, wegen derſelben beſondere Anklage zu erheben. 

Was nun zunächſt den Wiſocky'ſchen Fall anlange, ſo komme 
beiden Angeklagten der von der Vertheidigung geltend gemachte 
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Einwand der Verjährung zu Statten ... Abgeſehen aber von 
dieſem Präjudizialpunkte, welcher allein in Betreff dieſes Theiles 
der Anklage die Freiſprechung rechtfertige, ſei auch in der Sache 
ſelbſt der Beweis nicht erbracht. Es ſei nicht erwieſen, daß 
Tichy den Wiſocky zu einer Handlung genöthigt habe, und 
eben ſo wenig würden die neuen, von der Staatsanwaltſchaft 
angegebenen Beweismittel zu dieſem Reſultat führen können. 
Es ſei nicht im Entfernteſten nachgewieſen, daß der Angeklagte 
Tichy die Verhaftung des Wiſocky veranlaßt habe, und auch in 
ſeinen ferneren Handlungen könne ein Vergehen als erwieſen 
nicht angenommen werden, weil weder Wyſocky ſelbſt, noch der 
ehemalige Polizeibeamte Krüger — die einzigen direkten Be⸗ 
laſtungszeugen — für glaubwürdig zu erachten. Wiſocky ſei 
dem Gerichtshofe perſönlich vor einem Jahre bekannt und von 
demſelben wegen Unterſchlagung auch mit Entziehung der Ehren⸗ 
rechte beſtraft worden. Durch die Wiederverleihung 
der Ehrenrechte im Wege der Gnade könne ſeine 
Glaubwürdigkeit nicht wiederhergeſtellt werden. 

Es ſei auch nicht anzunehmen, daß Tichy ſich der Wider⸗ 
rechtlichkeit ſeines Verfahrens bewußt war: einmal, weil 
ſelbſt zwei Gerichtshöfe in Betreff der Strafbarkeit der Hand⸗ 
lung des Wiſocky abweichender Anſicht geweſen, und ſodann, 
weil es Jahre lang bei dem königlichen Polizeipräſtdium Praxis 
war, Denunziationen durch Vergleiche zwiſchen den Parteien 
zu erledigen. Mit dem Vergehen des Tichy falle aber die 
angebliche Theilnahme des Mitangeklagten Stieber von ſelbſt. 

In Betreff des zweiten Wiſocky'ſchen Falles, in welchem 
Stieber den Wiſocky durch Drohungen zur Zurücknahme der 
Denunziation gegen Gerſon veranlaßt haben ſoll, könne wegen 
der bereits ausgeführten Unglaubwürdigkeit des Wiſocky der 
Beweis ebenfalls nicht für erbracht angeſehen werden. 

In dem Goldberg'ſchen Falle habe die Staatsanwaltſchaft 
zunächſt aus S. 317 des Str.⸗G.⸗B. wegen widerrechtlicher 
Verhaftung des Goldberg und des Fürſtenberg Anklage er⸗ 
hoben und behauptet, daß die Siſtirung dieſer beiden Perſonen, 
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als vorläufige Feſtnahme im Sinne des allegirten §. 317, 
widerrechtlich und mit Vorſatz vorgenommen ſei. Es könne 
dahin geſtellt ſein, ob die Siſtirung als vorläufige Feſtnahme. 
anzuſehen, weil es darauf nicht ankommen würde, wenn ſie 
widerrechtlich geſchehen wäre. Der Gerichtshof nehme aber 
an, daß die Siſtirung Goldbergs und Fürſtenbergs vollkommen 
gerechtfertigt war. Mit Rückſicht darauf, daß Goldberg ſein 
Guthaben bei Schragow drei Tage, ehe dieſer ſeine bedeutenden 
Gegenforderungen liquidiren konnte, an Fürſtenberg ceditt, 
andere Vermögensobjekte, aus denen er Schragow hätte be⸗ 
friedigen können, nicht beſeſſen, daß Fürſtenberg ihm für die 
cedirten 4400 Thlr. nur 400 Thlr gezahlt und einen Dispo⸗ 
ſitionsſchein über 4000 Thlr ausgeſtellt; daß auch in Betreff 
jener 400 Thlr. beide Zeugen hätten zugeben müſſen, dieſelben 
ſeien eigentlich nicht gezahlt, ſondern mit einem angeblich früher 
von Goldberg an Fürſtenberg gegebenen Darlehn kompenſirt 
worden, und ſelbſt die wirkliche Exiſtenz dieſes Darlehns nach. 
den Auslaſſungen Beider mindeſtens zweifelhaft ſei, — daß 
nach alledem der Verdacht einer Simulation der Ceſſion ſehr 
wahrſcheinlich geweſen, nichts deſtoweniger Goldberg dieſelbe 
aber eidlich in Sachen Fürſtenberg wider Schragow in Abrede 
geſtellt, — mit Rückſicht darauf habe der Angeklagte Stieber 
ſich ſehr wohl für befugt erachten können, polizeilich einzu⸗ 
ſchreiten, um ein wahrſcheinlich ſchon bereits begangenes Ver⸗ 
brechen zu ermitteln und ein anderes zu verhüten. — Die 
Siſtirung Goldbergs und Fürſtenbergs ſei mithin keine rechts⸗ 
widrige und insbeſondere keine vorſätzlich rechtswidrige. 

Die Anklage finde aber in dem Goldberg'ſchen Falle noch 
ein zweites Vergehen des Polizeidirektor Stieber, inſoferu 
dieſer den S. 315 des Strafgeſetzbuches dadurch verletzt haben 
ſolle, daß er Goldberg und Fürſtenberg durch ſeine amtliche 
Thätigkeit zu dem Vergleiche mit Schragow genöthigt habe. 
Auch dafür ſei ſie den Beweis ſchuldig geblieben. Goldberg 
und Fürſtenberg könnten als glaubwürdige Zeugen unter den 
vorliegenden Umſtänden nicht gelten, und gegen den angeblichen 
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Zwang ſpreche an ſich der Umſtand, daß, wenn Goldberg ſchon 
vor ſeiner Vernehmung als Zeuge in Sachen Fürſtenberg 
wider Schragow (wegen Zahlung der cedirten Forderung) dem 
Letzteren Vergleichsofferten gemacht, er dazu noch weit mehr 
Veranlaſſung gehabt, nachdem die Sache zur Kognition der 
Polizei gelangt ſei. 

Darnach ſei, wie geſchehen, überall auf Freiſprechung 
beider Angeklagten zu erkennen geweſen. a 


30. Kampf Stiebers gegen Simons und Schwarck; der 
Depeſchenverrath, der Rundſchauer von Gerlach, Harry 
non Arnim. 

Zwei Tage nach der Beendigung des Prozeſſes beim 
Kammergericht erſchien in mehreren Berliner Zeitungen eine 
Aufſehen erregende Publikation Stiebers unter dem Titel „Noth⸗ 
gedrungene Rechtfertigung“. Dieſelbe lautete folgendermaßen: 

„In dem Prozeß, welcher gegen den Kriminal⸗Kommiſſarius 
Tichy und mich geſchwebt hat, habe ich mich genöthigt geſehen, 
in dem Audienztermine erſter Inſtanz zur Vertheidigung meiner 
Gerechtſame anzuführen, daß Fälle vorgekommen ſind, wo mit 
Vorwiſſen des Ober⸗Staats⸗Anwalts Schwarck und des Herrn 
Juſtizminiſters Simons politiſch verdächtige Perſonen Wochen, 
ja Monate lang in Polizeihaft gehalten worden ſind, ohne daß 
ein richtlicher Befehl vorlag oder auch nur eingeholt wurde, ohne 
daß die Verhafteten vom Richter vernommen wurden. Der Herr 
Ober⸗Staats⸗ Anwalt Schwarck hat in dem Audienztermine 
zweiter Inſtanz öffentlich erklärt, daß dieſe meine Behauptungen, 
ſoweit ſolche ihn betreffen, grobe Unwahrheiten enthalten, 
und daß er auch in Betreff des Herrn Juſtizminiſters ermächtigt 
ſei, mich der Lüge zu zeihen. Dieſe Erklärung iſt auch in 
ſämmtliche öffentliche Blätter übergegangen, ohne daß ich nach 
Lage der Gerichtsverhandlung die Gelegenheit gehabt habe, mich 
vor Gericht gegen ſolche zu rechtfertigen. Ich bin alſo ge⸗ 
zwungen, ſo tief ich es bedaure, einen Kampf heraufbeſchwören 
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zu müſſen, deſſen Tragweite nicht abzuſehen iſt, nunmehr im 
Wege der Preſſe folgende Thatſachen bekannt zu machen: 

(Es folgt nun eine auszugsweiſe Reproduktion des amtlichen 
Schriftwechſels zwiſchen dem Polizei⸗Präſidium und dem Juſtiz⸗ 
miniſter Simons während der Monate Februar und März 1856, 
betreffend die polizeilich verhafteten Techen, Hauptner'ſchen 
Eheleute und Heufelder, ſowie der amtlichen Anzeige des 
Polizeipräſidenten an Herrn Schwarck über die Sachlage, welche 
Korreſpondenzen oben bei der Darſtellung des Techen' ſchen 
Depeſchenverraths wörtlich mitgetheilt worden ſind.) 

„Herr Oberſtaatsanwalt Schwarck hat ſpäter die Unter⸗ 
ſuchung wider Techen wegen Landesverraths an meiner Stelle 
fortgeführt, er hat Alles, was in der Sache vorgekommen, ge⸗ 
wußt, er hat ſich um die Arreſtanten während der zweimonat⸗ 
lichen Polizeihaft, ſoweit die Polizeiakten ergeben, gar nicht 
gekümmert. 

„Hiernach ſteht thatſächlich feſt: Vier Perſonen: Techen, 
die H.'ſchen Eheleute und Heufelder, haben wegen Verdachts 
politiſcher Vergehen an zwei Monate in Polizeihaft geſeſſen, 
Heufelder vom 30. Januar bis 25. Februar und die H. ſchen 
Eheleute vom 30. Januar bis 29. März 1856. Der Manu, 
welcher während der Rede des Herrn Schwarck vor dem Kammer⸗ 
gericht dieſem aus dem Zuſchauerraum die Worte zurief: „ich 
acht Wochen“, war Niemand anders, als der Kaufmann H. 

„Die Originale dieſer Korreſpondenz habe ich ſchon ſeit 
längerer Zeit in die Hände des Herrn Polizei⸗Präſidenten von 
Zedlitz und des Geheimen Kanzleiraths Friedrich akten⸗ 
mäßig niedergelegt. Beglaubigte Abſchriften derſelben beſitze 
ich ſelbſt. Ich rufe den Herrn Polizei⸗Präſidenten Freiherrn 
v. Zedlitz hiermit öffentlich als Zeugen der Wahrhaftigkeit 
aller meiner vorſtehenden Angaben auf. 

„Wenn der Herr Oberſtaatsanwalt Schwarck mich am 
21. d. Mts. vor dem verſammelten Kammergericht, ja vor dem 
ganzen Lande in ſeinem und des Herrn Juſtizminiſters Simons 
Namen einen Lügner geſcholten, ſo frage ich jetzt: 
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„Wen trifft dieſer Vorwurf und die Schuld an den Unge⸗ 
ſetzlichkeiten der Polizei?“ 

„Die Rede des Herrn Schwarck, in welcher er die gröbſten 
Anſchuldigungen gegen eine Reihe von Perſonen und Behörden 
erhoben hat, hat in der ganzen Welt einen tiefen Eindruck ge⸗ 
macht, weil Jedermann im Vertrauen auf die Stelle, von der 
dieſe Anſchuldigungen kühn erhoben ſind, ſolche für lautere, 
unzweifelhafte Wahrheit halten muß. Schon nach den Beweis⸗ 
mitteln, welche ich über den oben erörterten, überaus wichtigen 
Fall mitgetheilt habe, wird ſich ermeſſen laſſen, wie es ſich mit 
den Angaben des Herrn Schwarck verhält. Sobald ich noch 
einige mir augenblicklich fehlende Materialien herbeigeſchafft 
habe, werde ich dieſe Angaben auf ihren eigentlichen Werth 
zurückführen. 


„Es muß mir, nachdem der Oberſtaatsanwalt Schwarck 
mich öffentlich herausgefordert hat, dringend daran liegen, eine 
genaue Unterſuchung meiner Angaben herbeizuführen; ich be⸗ 
finde mich aber in dieſer Beziehung in Verlegenheit, da in 
unſerer Staats verfaſſung kein Organ ertftirt, 
bei welchem ich mit Anſchuldigungen gegen die 
Amtsführung des Juſtizminiſters und Oberſtaats⸗ 
anwalts Gehör finden kann. Ein Geſetz für Verant⸗ 
wortlichkeit der Miniſter exiſtirt nicht, die Kammern ſind zur 
Zeit nicht verſammelt, und ich kann unmöglich den Oberſtaats⸗ 
anwalt bei ſeinem Untergebenen, dem Unterſtaatsanwalt, an⸗ 
klagen, und wollte ich ſelbſt dieſen Weg einſchlagen, wo bleibt 
der Inſtanzenzug? 


„Ich werde demgemäß in den nächſten Tagen, ſobald noch 
die erforderlichen Abſchriften gefertigt ſind, eine völlig ſub⸗ 
ſtanziirte Denunziation an den Präſidenten des 
Staatsminiſteriums, Se. Hoheit, den Fürſten von Hohen⸗ 
zollern, richten. Sollte ich demgemäß eidlich vernommen 
werden, ſo werde ich das ganze zur Sprache gebrachte Sach⸗ 
verhältniß in ſeinen Motiven weiter enthüllen, als es 
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hier möglich iſt, und noch eine Reihe anderweitiger Anklage⸗ 
punkte zur Sprache bringen. 

„Ich hoffe vertrauungsvoll, daß unter einem Fürſten von 
Hohenzollern auch gegen den Chef der preußiſchen Juſtiz und 
den Ober⸗Staatsanwalt des Kammergerichts ſtrenges Recht ge⸗ 
übt werden wird, wie ſolches gegen mich geübt worden iſt. 

Dr. jur. Stieber, 
königl. Polizei⸗Direktor.“ 

Als Stieber dieſe „nothgedrungene Refertigung“ veröffent- 
lichte, war er ſich wohl bewußt, daß er nach der Publikation 
derſelben, in welcher er den Juſtizminiſter derſelben 
ſtrafbaren Handlung, aber in noch verſtärkterem 
Maße, zieh, wegen welcher er ſelbſt in den Anklageſtand 
verſetzt worden, nicht länger in ſeinem Amte als Chef der 
Sicherheitspolizei Berlins verbleiben könnte und unbedingt zur 
Dispoſition geſtellt werden würde. Aber er war ſich ebenſo 
klar, daß er, nachdem er wegen der gegen ihn erhobenen An⸗ 
ſchuldigungen verhaftet worden war und auf der Anklagebank 
geſeſſen hatte, trotz ſeiner Freiſprechung in keinem Falle wieder 
ſeine frühere Stellung einnehmen konnte, da die gerade in ſeiner 
Stellung nothwendige Autorität den zahlreichen, ihm untergeord⸗ 
neten Beamten, der Verbrecherwelt und dem großen Publikum 
gegenüber durch die Unterſuchung und öffentlichen Beſprechungen ge⸗ 
litten hatte. Stieber ſtand alſo nach der Kammergerichtsver⸗ 
handlung vor der Alternative, entweder die von dem Ober⸗ 
ſtaatsanwalt Schwarck in ſeinem Plaidoyer gegen ihn öffentlich 
erhobenen Schmähungen und Beſchuldigungen über ſich ergehen 
zu laſſen, gegen dieſelben der öffentlichen Meinung gegenüber 
ſich nicht zu rechtfertigen und in ein Amt in einem fernen 
Winkel der Provinz verſetzt zu werden — oder öffentlich ſich 
gegen die Beſchuldigungen Schwarcks, unter Preisgebung 
deſſelben und des Chefs der preußiſchen Juſtiz⸗ 
verwaltung an die Oeffentlichkeit, ſich zu rechtfertigen 
und deshalb zur Dispoſition geſtellt zu werden. Stieber zog das Letz⸗ 
tere im Intereſſe ſeiner eigenen Ehre und der Ehre ſeiner Familie vor. 
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Die Sprache Stiebers in ſeiner nothgedrungenen Erklärung 
war übrigens noch ſehr milde gegenüber dem Tone, in welchem 
er in ſeinen amtlichen Korreſpondenzen und Rechtfertigungs⸗ 
ſchriften über ſeine Gegner Simons und Schwarck ſich 
äußerte. Während der gegen ihn noch ſchwebenden Unterſuchung 
im März 1860 gab er in einem Bericht an den Miniſter 
des Innern, Grafen von Schwerin, eine Charakteriſtik 
von Simons und Schwarck unter Mittheilung von bisher 
noch nicht bekannt gewordenen Thatſachen, aus welcher wir 
einige Stellen wiedergeben wollen. 

„Wendet man,“ ſchrieb Stieber an den Miniſter des Innern, 
„auf das Verfahren des Juſtizminiſters in dem Techen' ſchen 
Fall diejenigen Geſetze an, mit welchen der Oberſtaatsanwalt 
Schwarck unausgeſetzt die Polizeibeamten bedroht, ſo verordnet 
8 317 des Strafrechts: „„Die Strafe iſt Zuchthaus bis zu 15 
Jahren, wenn eine vorſätzliche widerrechtliche Freiheitsberaubung 
über einen Monat gedauert hat.““ 

„Will man den Ober⸗Staatsanwalt nicht als Theilnehmer 
an der Handlungsweiſe des Herrn Juſtizminiſters be⸗ 
trachten, ſo trifft ihn mindeſtens der Vorwurf einer groben 
Amtsverletzung ſeiner Amtspflichten. 

„Will man etwa dem verſtorbenen Herrn v. Hinckeldey 
die Verantwortlichkeit aufbürden, ſo würde nach der von Herrn 
Schwarck gegen mich fo oft angewendeten Deduktion der $ 330 
des Strafrechts auf den Herrn Juſtizminiſter, der jedenfalls 
einer der Vorgeſetzten des Polizei- Präſidenten iſt, anzu⸗ 
wenden ſein: 

„„Ein Amtsvorgeſetzter, der ein Verbrechen ſeines Unter⸗ 
gebenen wiſſentlich duldet, ſoll zu der auf das Verbrechen 
ſelbſt geſetzten Strafe verurtheilt werden; zugleich iſt in 
allen Fällen auf Unfähigkeit zu allen öffentlichen Aemtern 
zu erkennen.““ 

„Vor einigen Jahren befand ſich in der Kreuzzeitung 
ein notoriſch vom Appellationsgerichts⸗Präſidenten Herrn von 
Gerlach verfaßter Artikel über die Ehegeſetze mit der Ueber⸗ 


— 184 — 


ſchrift „Rundſchau“, welcher grobe Verſtöße gegen das Straf⸗ 
geſetz enthielt. Der Polizeipräſident und der Staatsanwalt 
ſchritten pflichtmäßig ein, nahmen die Zeitung in Beſchlag und 
der Staatsanwalt erhob Anklage. Der Gerichtshof leitete die 
Sache ein, und eine Zurücknahme der Anklage war geſetzlich 
nicht zuläſſig. Sobald der Juſtizminiſter hiervon erfuhr, 
hat er offenbar aus perſönlicher Rückſicht für den 
ihm befreundeten Präſidenten von Gerlach dem 
Staatsanwalt den Befehl ertheilt, die Anklage zurückzu⸗ 
nehmen. Zum Beweiſe berufe ich mich auf das Zeugniß des 
Herrn Staatsanwalts Nörner und die betreffenden Akten. 

„Während Herr Simons damals die liberale Preſſe kon⸗ 
ſequent verfolgte, ertheilte er dem Chef der reaktionären 
Preſſe einen Freibrief, die Geſetze ungeſtraft zu ver⸗ 
letzen. Heute ſcheint ſich die Sache zuweilen, namentlich bei 
Angriffen gegen die Polizei, wenigſtens für Herrn Oberſtaats⸗ 
anwalt Schwarck wieder umgekehrt zu geſtalten. 

„Es verordnet 8 321 des Strafrechts: „„Ein Beamter, 
welcher vermöge ſeines Amtes bei Ausübung der Strafgewalt 
mitzuwirken hat, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren be⸗ 
ſtraft, wenn er in der Abſicht, Jemanden der geſetzlichen Strafe 
rechtswidrig zu entziehen, die Verfolgung einer ſtrafbaren 
Handlung unterläßt.““ 

„Vor einigen Jahren ließ ſich der Legationsrath Harry 
v. Arnim auf einem Spazierritt im Thiergarten eine Polizei⸗ 
Kontravention zu Schulden kommen. Ein Polizeibeamter trat 
ihm, ſeiner Pflicht gemäß, entgegen, wurde aber vom Herrn 
Legationsrath mit der Reitpeitſche in's Geſicht geſchlagen. Der 
Vorfall kam bei dem Staatsanwalt zur Anzeige, und derſelbe 
erhob Anklage. In England hatte einige Zeit vorher das 
Gericht den Herzog von Sommerſet, einen Verwandten der 
Königin, auf ſechs Wochen in das Gefängniß geſchickt, weil er 
einen Konſtabler mit der Reitpeitſche in das Geſicht geſchlagen. 
Andere Anſichten hat der preußiſche Juſtizminiſter Herr Simons 
in dieſem Punkte. Er befahl, offenbar aus rein perſönlichen 
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Rückſichten, dem Staatsanwalt, ſofort die Anklage zurückzu⸗ 
nehmen, da die Angelegenheit disziplinariſch erledigt werden 
würde, und da man die betreffende Dienſtbehörde des Polizei⸗ 
beamten beſtimmt habe, die Denunziation zurückzunehmen! 

„Es liegt wohl die Annahme auf der Hand, daß Herr 
Schwarck vermöge ſeiner Stellung als Ober⸗Staatsanwalt von 
allen dieſen Maßregeln Kenntniß erlangt und ſolche geduldet hat. 

„Dies ſind einige Beiſpiele von der Art und Weiſe, in 
welcher die Juſtiz in Preußen von den Herrn Simons und 
Schwarck gehandhabt worden iſt, denſelben Herren, welche ſich 
jetzt auf den ſtrengſten Boden des unerſchütterlichen Rechts 
ſtellen wollen, um die höchſten Polizeibeamten des Landes auf 
die Anklagebank zu ſchleppen, und welche der Polizei jede Ab⸗ 
weichung von der ſtrengen juriſtiſchen Form zum Kriminalver⸗ 
brechen machen wollen.“ 


31. Hörner und der Prinz von Armenien. 


Auf die „nothgedrungene Rechtfertigung“ Stiebers folgte 
zwei Tage darauf eine zweite öffentliche Erklärung in den 
Berliner Zeitungen von Seiten des zur Dispoſition geſtellten 
Staatsanwalts Nörner gegen die Beſchuldigungen und 
Schmähungen, die der Ober⸗Staatsanwalt in ſeinem Plaidoyer 
gegen ihn (Nörner) in Bezug auf die Affaire des Prinzen von 
Armenien erhoben hatte. 

Nörner gab in dieſer Erklärung zunächſt auf Grund des 
amtlichen Materials eine aktenmäßige Darſtellung des Polizei⸗ 
verfahrens gegen den Abenteurer und ſeiner Betheiligung an 
dieſem Verfahren (wie dies oben von uns in weit ausführliche⸗ 
rer Weiſe geſchehen iſt), aus welcher zur Evidenz hervorging, 
daß der angebliche Prinz ein der öffentlichen Sicherheit gefähr⸗ 
licher Schwindler und Gauner war, der zur Klaſſe der Hoch⸗ 
ſtapler gehörte. 

„Es iſt eine unwahre Behauptung des Oberſtaatsanwalts 
Schwarck,“ ſagte Nörner in ſeiner Erklärung, „daß auf Koſten 
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der geheimen Fonds Agenten nach London und Paris in dieſer 
Angelegenheit geſchickt worden wären. Zur betreffenden Zeit 
hielten ſich in London die preußiſchen Polizei⸗Kommiſſarien 
Bormann und Bork zur Verfolgung des an der Wittwe Hirſch 
hier verübten Raubmordes auf. Gelegentlich wurde von 
hier aus an dieſe Beamten geſchrieben, um den dortigen Aufent⸗ 
halt zu Recherchen wegen des Prinzen zu benutzen. Die Be⸗ 
richte der Beamten beſtätigten die oben angeführten Umſtände. 

„Unwahr iſt es, wenn Herr Schwarck behauptet, ich hätte, 
als die Akten gegen den Prinzen mir ſchließlich vorgelegt 
wurden, die Einleitung einer Unterſuchung ablehnen müſſen. 
Der Prinz war offenbar der Führung falſcher Titel, Würden 
und der Anlegung falſcher Orden, ſowie der Beleidigung der 
Beamten überführt, welche er beſchuldigt hatte, dieſelben ſeien 
vom Kaiſer von Rußland gegen ihn beſtochen. Um die juriſtiſchen 
Beweiſe hierfür zu erbringen, hätten aber umfaſſende Beweis⸗ 
aufnahmen in Paris, Brüſſel und London erfolgen müſſen, 
welche dem Juſtizfonds enorme Koſten verurſacht hätten. Das 
Reſultat wäre doch zuletzt nur eine geringe Gefängnißſtrafe 
geweſen. In Fällen dieſer Art ſind die Staatsanwälte aus⸗ 
drücklich vom Herrn Ju ſtizminiſter inſtruirt, aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen von einer gerichtlichen Ver⸗ 
folgung Abſtand zu nehmen, und lehnte ich lediglich 
deshalb es ab, den Prinzen vor Gericht zu ſtellen, zumal er 
ſchon von der Polizei längere Zeit verhaftet gehalten war. Ich 
habe dieſes in meiner betreffenden Verfügung ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen. Das Verfahren ſchloß alſo mit der Ausweiſung 
des Prinzen, für den bisher niemals irgend eine Autorität 
eingetreten iſt, was gewiß der Fall geweſen wäre, wenn er 
kein Betrüger war. 

„Ob der Staatsanwalt Schwarck hiernach berechtigt war, 
den Prinzen von Armenien als einen „harmloſen Wanderer“ 
zu bezeichnen, will ich getroſt dem öffentlichen Urtheil anheim⸗ 
ſtellen. 5 

„Um das Verfahren des Oberſtaatsanwalts Schwarck in 
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das richtige Licht zu ſtellen, muß ich aber noch folgende über⸗ 
raſchende Thatſachen hervorheben. Unter dem 9. Februar 1857 
wurden die ſämmtlichen, den Prinzen von Armenien betreffen⸗ 
den Akten vom Herrn Juſtizminiſter dem Oberſtaatsanwalt 
Schwarck zugefertigt, um ſeine Anſicht darüber auszuſprechen, 
ob wegen des gegen den Prinzen beobachteten Verfahrens ſich 
eine Unterſuchung gegen beſtimmte Beamte begründen laſſe. 
Herr Oberſtaatsanwalt Schwarck mag freilich keine 
Ahnung davon haben, daß ich von dem Bericht, 
den er unter dem 26. März 1857 an den Herrn 
Miniſter erſtattet hat, Kenntniß erlangt habe. In 
dieſem Bericht wird ausgeführt, daß ſich nach dem Tode des 
Herrn v. Hinckeldey füglich gegen Niemand eine Unterſuchung 
einleiten laſſe. In dieſem Bericht befinden ſich folgende Stellen: 
„„Mein (des Herrn Schwarck) Reſſort wird hierbei nur 
durch die — in dem angezogenen Bericht des Polizeipräſidenten, 
Freiherrn von Zedlitz, angedeutete — Frage berührt, ob der 
Staatsanwalt des Stadtgerichts vor der Mittheilung des Polizei⸗ 
Präſidenten am 9. Januar 1856 Veranlaſſung hatte, von dem 
polizeilichen Vorgehen gegen den Pſeudo⸗Prinzen amtlich Notiz 
zu nehmen. Ich kann dies nur verneinen. Die einzige 
Requiſition, welche bis zu dem bezeichneten Zeitpunkt an die 
Staatsanwaltſchaft ergangen iſt, betrifft die Beſchlagnahme 
der Korreſpondenz des Feſtgenommenen, eine Maßregel, welche 
dem Polizei⸗Präſidium wünſchenswerth war, aber von demſelben 
allein nach bekannter Praxis der Poſtverwaltung nicht herbei⸗ 
geführt werden konnte. (Vergl. Abhandlung in Goldtammers 
Archiv für preußiſches Strafrecht, Bd. III. S. 86 ff.) In dieſem 
Anſuchen, welches ich gegenwärtigem Berichte beizufügen mich 
beehrt habe, iſt nichts enthalten, das den Staatsanwalt hätte 
berechtigen können, ſich mit dem Falle zu befaſſen und die 
Vorführung des polizeilich Detinirten amtlich zu fordern. 
„„Das paſſive Verhalten der Staatsanwaltſchaft gegenüber 
dem polizeilichen Verfahren darf mithin nicht als eine ſtill⸗ 
ſchweigende Gutheißung des letzteren gedeutet werden.““ 
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„Ich frage den Oberſtaatsanwalt Schward hiermit öffent⸗ 
lich, ob er dieſen Bericht unter der Nr. IV. 1207 dem Herrn 
Juſtizminiſter erſtattet hat, und ob ſich in ſolchem die oben 
angeführten Stellen befinden? Ich frage ferner hiermit öffent⸗ 
lich, ob Herr Schwarck in dieſem Berichte oder ſonſt jemals 
ein Wort der Mißbilligung über mein Verfahren gegen den 
Prinzen von Armenien geſagt hat? 

„Wenn nun aber jener Bericht von Herrn Schwarck erſtattet 
iſt, wenn man die obigen Stellen deſſelben mit ſeiner Rede 
gegen Stieber und mich vergleicht, dann bedarf es für mich 
keiner weiteren Rechtfertigung gegen die Angriffe des Herrn 
Schwarck. 

Berlin, den 27. November 1860. 

Nörner, 
königl. Erſter Staatsanwalt beim Stadtgericht z. D.“ 


32. Die Dispoſitionsſtellung Schwarcks und die Entlaſſung 
des Juſtizminiſters Simons. 

Nach den öffentlichen Erklärungen Stiebers und Nörners 
veröffentlichte die preußiſche Staatsregierung über 
dieſe ſkandalöſe Affaire in der offiziöſen „Preußiſchen Zeitung“ 
folgendes Manifeſt: 

„Die Staatsregierung iſt unabläſſig bemüht geweſen, dem 
Geſetze Achtung zu verſchaffen und die Praxis der Verwaltung 
mit dem ſtrengen Buchſtaben deſſelben in volle Uebereinſtimmung 
zu bringen. 

„Jede Beſchwerde, welche gegen Uebergriffe der Polizei bei 
der vorgeſetzten Dienſtbehörde einging, iſt mit Gewiſſenhaftig⸗ 
keit geprüft und der Sache gemäß entſchieden worden. Einige 
Unterſuchungen über Vorgänge, welche zur Anzeige gekommen 
waren, ſind augenblicklich im Gange. Die Staatsanwaltſchaft 
iſt durchaus nicht behindert geweſen, diejenigen Polizeibeamten, 
gegen welche ihrer Meinung nach dazu Veranlaſſung vorlag, vor 
den zuſtändigen Kriminalrichter zu fordern. 
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„Um ſo mehr mußte es befremden, daß der Oberſtaatsan⸗ 
walt, Herr Schwarck, in Anlaß eines Prozeſſes gegen zwei 
Beamte der Polizei es angemeſſen gefunden hat, in ſeine An⸗ 
klage eine Erzählung einzuflechten, die um jo beunruhigender 
wirken mußte, als ſie zugleich die Behauptung enthielt, daß 
das in jener Erzählung geſchilderte, dem Geſetz ſyſtematiſch 
widerſprechende Verfahren der Polizei⸗Verwaltung zu Berlin 
auch jetzt noch fortdauere. 


„Indem wir von den Schritten, zu welchen die Staats⸗ 
regierung durch den Inhalt jener Erzählung veranlaßt werden 
könnte, zunächſt noch abſehen, geben wir zuvörderſt, nachdem 
die gerichtlichen Verhandlungen nunmehr auch in zweiter In⸗ 
ſtanz beendigt ſind, es der Beurtheilung anheim, ob der Ober⸗ 
Staatsanwalt die Anklage und Unterſuchung gegen die von 
ihm der Ueberſchreitung der Amtsbefugniſſe bezichtigten Beamten 
der Berliner Polizei⸗Behörde mit dem erforderlichen Maße 
der Umſicht, des Taktes und der leidenſchaftsloſen Würde ge⸗ 
führt hat. 


„Die Staatsregierung wird ohne Zweifel zu überlegen 
haben, ob ein Beamter von ſo hervorragender Stellung dieſelbe 
benutzen darf, um ohne eine in der Sache liegende Veranlaſſung 
gegen eine andere Behörde ſchwere Beſchuldigungen zu einer 
Zeit und an einem Orte zu erheben, wo es der letzteren nicht 
geſtattet war, ſich zu vertheidigen und über den Grund oder 
Ungrund jener Beſchuldigungen ſich auszuweiſen. 


„Das unangemeſſene Verfahren des Ober⸗ 
Staatsanwalts hat einen mit den Pflichten eines Be⸗ 
amten völlig im Widerſpruch ſtehenden Schritt 
ſeitens eines der Angeſchuldigten zur Folge gehabt. 


„Wenn in ſolcher Weiſe Beamte, ſtatt ſich darauf zu be⸗ 
ſchränken, Geſetzwidrigkeiten, von denen ſie Kunde zu haben 
glauben, den höheren Inſtanzen zur Unterſuchung und Beſchluß⸗ 
nahme in dem geordneten Wege anzuzeigen, ſich an das Publi⸗ 
kum wenden und die gewichtigſten Angelegenheiten zur Errei⸗ 
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chung perſönlicher Zwecke benutzen — welche Staatsordnung 
könnte zuſammen mit ſolcher Anarchie beſtehen? 

Mit der Ueberlegung, welche durch jo unerhörte Vorgänge 
veranlaßt wird, wird ſich aber zu gleicher Zeit noch eine zweite 
Erwägung verknüpfen müſſen. Wie ungehörig auch die Form 
geweſen ſein mag, in welcher die Oberſtaatsanwaltſchaft ihre 
Klagen gegen eine andere Behörde zu Tage brachte, die 
Staatsregierung wird ſich der Pflicht nicht entziehen, den 
angeblichen Thatbeſtand, und was mit ihm in Zuſammenhang 
ſteht, inſoweit einer unnachſichtlichen Prüfung zu unter: 
werfen, als er Perſonen betrifft, welche ſich im Dienſte des 
Staates befinden. Um der Wichtigkeit ſeines Inhalts willen 
bedarf jener Thatbeſtand, ſoweit derſelbe nicht bereits der 
Kognition unterliegt, einer Unterſuchung, welche vollkommen 
abſieht von den formellen Fehlern oder den Motiven der Perſon, 
die ihn veröffentlicht hat. Je nach dem Ausfall dieſer Unter: 
ſuchung werden ſich die geſetzlichen Folgen ergeben.“ 

Dieſer Auslaſſung der Staatsregierung folgten die ange— 
kündigten Handlungen auf dem Fuß. Das Staatsminiſterium 
beſchloß in ſeiner Sitzung vom 27. November 1860, beim 
Prinz⸗Regenten zu beantragen, ven Oberſtaatsanwalt Schwarck 
und den Polizeidirektor Stieber zur Dispoſition zu 
ſtellen. In Bezug auf den Oberſtaatsanwalt Schwarck ge— 
nehmigte der Prinz-Regent ſofort, am 28. November, dieſen 
Antrag, und am 1. Dezember erfolgte die Dispoſitionsſtellung 
Stiebers. — Am 8. Dezember erbat der Juſtizminiſter 
ſeine Entlaſſung, welche ihm durch Erlaß vom 
14. Dezember ertheilt wurde. Schließlich wurde im 
Dezember vom Staatsminiſterium eine Kommiſſion ernannt, 
um die vorgefallenen Geſetzwidrigkeiten auf den Gebieten der 
Polizei⸗ und Juſtizverwaltung zu unterſuchen und die Mittel 
anzugeben, einer Wiederholung ſolcher Vorgänge vorzubeugen. 
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33. Die Dispoſitionsſtellung Stiebers. 


Trotz der Freiſprechungen Stiebers vom Stadtgericht und 
vom Kammergericht wurde vom Staatsminiſterium dennoch be⸗ 
ſchloſſen, Stieber von ſeinem Amt zu entfernen und ihn mit 
einem mäßigen Wartegeld zur Dispoſition zu ſtellen, nachdem 
die oben erwähnte „nothgedrungene Rechtfertigung“ Stiebers 
in mehreren Berliner Zeitungen am 25. November 1860 ver⸗ 
öffentlicht worden war. Dieſes öffentliche Auftreten Stiebers, 
gleichſam ein Appell an die öffentliche Meinung gegen eine 
vorgeſetzte Staatsbehörde, war unerhört in der Geſchichte des 
preußiſchen Beamtenthums. Stieber war allerdings in ſeinem 
Recht, der Juſtizminiſter und der Oberſtaatsanwalt hatten ihn 
in öffentlicher Gerichtsverhandlung der Lüge geziehen, und der 
Vorſitzende des Gerichtshofes hatte dem auf der Anklagebank 
ſitzenden Stieber die Erwiderung auf dieſen ſchweren Vorwurf 
abgeſchnitten. Aber er hätte dieſes Recht auf Rechtfertigung 
nicht durch die Preſſe, ſondern im behördlichen Inſtanzenzug 
bis hinauf zum Könige geltend machen müſſen, zumal die in der 
nothgedrungenen Rechtfertigung mitgetheilten Thatſachen dis⸗ 
kretionärer Natur waren und von Stieber ohne die Genehmi⸗ 
gung der vorgeſetzten Behörde nicht hätten veröffentlicht werden 
dürfen. 

Bereits am Tage nach der Veröffentlichung der nothgedrun⸗ 
genen Rechtfertigung, am 26. November, eröffnete ihm der 
Polizei⸗Präſident von Zedlitz im Namen des Miniſters des 
Innern, Grafen Schwerin, daß der gegenwärtigen politiſchen 
Strömung das Opfer ſeiner Dispoſitionsſtellung gebracht 
werden müßte. Zugleich forderte Herr von Zedlitz im Namen 
der Staatsregierung von Stieber das Verſprechen, weitere 
Zeitungskämpfe, welche die Staatsregierung kompromittiren 
könnten, zu unterlaſſen, und garantirte im Namen des Miniſters 
dem Stieber ein Wartegeld von 1000 Thalern und die Be⸗ 
laſſung der Redaktion des Central⸗Polizei⸗Blattes, womit ein 
Jahresgehalt von 400 Thalern verbunden war, falls Stieber 


ſich ſchriftlich zur Unterlaſſung weiterer Zeitungskämpfe ver⸗ 
pflichtete. 

Stieber hatte eine Frau und ſieben Kinder zu ernähren, 
die er nach ſeiner Verabſchiedung aus dem Staatsdienſt, wenn 
ihm nicht ein ſeinem früheren feſten Gehalt entſprechendes 
Wartegeld gewährt wurde, nicht ſtandesgemäß erhalten konnte. 
Die Zinſen ſeines erſparten Kapitals — Stieber war fehr 
ſparſam und hielt ſich ſtets von der Betheiligung an koſtſpieli⸗ 
gen Vergnügungen ſeiner Amtsgenoſſen fern, ſeine freie Zeit 
beſtändig im Kreiſe ſeiner Familie zubringend — reichten bei 
Weitem nicht aus zur Erhaltung ſeiner Familie, und irgend 
eine einträgliche Privatthätigkeit ſtand ihm nicht in Ausſicht. 
Durch dieſe drückende Lage genöthigt, unterſchrieb er eine vom 
Präſidenten v. Zedlitz diktirte protokollariſche Erklärung vom 
26. November 1860, durch welche er ſich bedingungslos ver— 
pflichtete, weitere Zeitungskämpfe zu unterlaſſen, im Vertrauen 
auf die bezüglich der Höhe des Wartegeldes mündlich gegebene 
Zuſicherung des Präſidenten. 

Vier Tage ſpäter erhielt Stieber die offizielle Benachrichti⸗ 
gung über ſeine Stellung zur Dispoſition mit der Eröffnung, 
daß er 560 Thaler Wartegeld jährlich (anſtatt der zugeſicherten 
1000 Thaler) erhalten ſollte. Voller Entrüſtung über dieſe 
Täuſchung eilte Stieber zu dem Polizei⸗Präſidenten, erklärte 
ſich unter keiner Bedingung mit einem Wartegeld von 560 Thlr. 
jährlich einverſtanden und verlangte, daß er entweder in ſeinem 
Amt belaſſen, oder daß eine Disziplinar » Unterfuhung gegen 
ihn eingeleitet würde. Herr v. Zedlitz beruhigte aber den auf⸗ 
geregten Stieber durch die Verſicherung, daß der Miniſter des 
Innern die feſte Abſicht hätte, ihm zu dem Wartegelde noch 
einen namhaften Zuſchuß zu gewähren und daß Stieber ſich 
ganz auf die Billigkeit des Herrn Miniſters verlaſſen könnte. 
Was der Miniſter unter einem „namhaften Zuſchuß“ verſtand, 
darüber äußerte ſich Herr von Zedlitz nicht. In Folge dieſer 
Verſicherung wurde eine protokollariſche Erklärung aufgenommen, 
in der Stieber ſich mit ſeiner Dispoſitionsſtellung einverſtanden 
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erklärte, wogegen darin auch der Zuſicherung des in Ausſicht 
geſtellten Zuſchuſſes Erwähnung geſchah. Auch in dieſem 
Protokoll verſprach Stieber die Unterlaſſung weiterer Zeitungs⸗ 
kämpfe. Der Polizeipräſident beantragte auch in der That 
beim Miniſter des Innern, Stieber aus den Einnahmen des 
Central⸗Polizeiblattes (deſſen Redaktion Stieber gleichfalls ent⸗ 
zogen worden) einen Zuſchuß zum Wartegeld von jährlich 
300 Thlr. zu gewähren. Der Miniſter lehnte dies jedoch ab. 

„Ich will nicht verkennen,“ ſchrieb der Miniſter, Graf 
Schwerin, am 20. Februar 1861 an Stieber, „daß es Ihnen 
bei Ihrer ſtarken Familie ſchwer werden mag, von dem Warte⸗ 
gelde zu leben; ich werde daher Bedacht darauf nehmen, wenn 
ſich eine paſſende Gelegenheit zu Ihrer anderweitigen Ver⸗ 
wendung im Staatsdienſte darbietet, dieſelbe zu benutzen, da 
einer ſolchen, nachdem Sie von den gegen Sie erhobenen ge⸗ 
richtlichen Anklagen freigeſprochen ſind, an ſich kein Hinderniß 
entgegenſteht. Bis dahin aber, daß dieß möglich ſein wird, 
bin ich bereit, nach Maßgabe des Bedürfniſſes und der mir 
zur Dispoſition ſtehenden Fonds Ihnen außerordentliche Unter: 
ſtützungen zukommen zu laſſen.“ 

Als ſodann Stieber in einer ausführlichen Denkſchrift an 
den Miniſter ſein Verhalten gegenüber ſeinen Verfolgern recht⸗ 
fertigte, bewilligte ihm der Miniſter ein einmaliges Gnaden⸗ 
geſchenk im Betrage von 300 Thalern. Dieſes Gnadengeſchenk 
wies jedoch Stieber zurück und forderte in einer erneuten Ein⸗ 
gabe an den Miniſter einen dauernden Zuſchuß von etwa 
400 Thlr. zu ſeinem Wartegeld, oder die Belaſſung der Re⸗ 
daktion des Central⸗Polizei⸗Blattes, mit welcher ein Jahres⸗ 
gehalt von 400 Thlr. verknüpft war. 

„Der Weg der Oeffentlichkeit,“ hob Stieber in ſeiner 
Eingabe an den Miniſter hervor, „welchen ich bei meiner 
„nothgedrungenen Rechtfertigung“ eingeſchlagen, konnte mir um 
ſo weniger zum Vorwurf gemacht werden, als der Gerichtshof, 
welcher nach der Verfaſſung über dieſe meine Anſchuldigungen 
gegen den Juſtizminiſter allein zu entſcheiden hat, die Kam⸗ 
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mern des Landtages find, und eine Anrufung der Same 
mern nur im Wege der Oeffentlichkeit denkbar iſt. Ich habe 
mich bei meiner öffentlichen Rechtfertigung gegen den muth⸗ 
willigen Angriff des Herrn Schwarck, welcher der Wahrheit 
in's Geſicht ſchlug, in den Schranken der größten Mäßigung 
gehalten und mich lediglich auf eine ſachgemäße Abwehr be⸗ 
ſchränkt. Mit Rückſicht auf dieſe meine öffentliche Erklärung 
hat das königliche Staatsminiſterium mich gezwungen, in 
meine Dispoſitionsſtellung zu willigen. Ich hätte mich in der 
Lage befunden, dieſem Zwange mannigfache Einwendungen ent⸗ 
gegenzuſetzen. Es gab in meiner Sache nur zweierlei Wege: 
Entweder war meine Beſchuldigung gegen den Juſtizminiſter falſch, 
dann mußte die ſtrengſte Unterſuchung gegen mich eingeleitet 
werden, oder ſolche war nicht falſch, dann mußte das königliche 
Staatsminiſterium und das Land mir dankbar ſein, daß ich 
dieſe geſetzwidrige Handlungsweiſe eines Beamten aufgedeckt 
hatte, dem der Schutz der Geſetze an höchſter Stelle anvertraut 
war, und nimmermehr dürften es die Kammern dulden, daß 
ein Beamter mit disziplinariſchen Zwangsmaßregeln belohnt 
wurde, weil er ſtrafbare Handlungen eines Miniſters zu ihrer 
Kenntniß gebracht hatte. Daß ich die Wahrheit gegen 
den Juſtizminiſter Simons geſagt habe, kann 
wohl Niemand beſtreiten, ich kann und werde be⸗ 
weiſen, daß ich zu wenig und nicht zu viel geſagt 
habe. Ich hätte es getroſt auf die mir angedrohte Disziplinar⸗ 
Unterſuchung ankommen laſſen können.“ 

Dieſer entſchiedene und mannhafte Ton Stiebers tritt in 
allen ſeinen Eingaben an die Behörden hervor. Niemals bittet 
er um eine Gnade, ſondern um Gewährung ſeines Rechts. — 
Ein ganzes Jahr zog ſich hin, ehe endlich Stieber auf Befehl 
des Königs, um deſſen Intervention er in einer Immediatvor⸗ 
ſtellung gebeten hatte, ein dauernder Zuſchuß von 300 Thalern 
zu ſeinem Wartegeld bewilligt wurde, der im Jahre 1864 auf 
die Fürſprache des Minifterpräfidenten, Herrn v. Bismarck, 
auf 440 Thaler erhöht wurde. 
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Bald nach der Dispoſitionsſtellung Stiebers wurde den 
Beamten des Kriminal⸗Komiſſariats, welche früher 
unter Stieber funktionirt hatten, jeder fernere Umgang 
mit ihrem ehemaligen Direktor protokollariſch 
verboten, weil die Befürchtung gehegt wurde, daß der 
Einfluß Stiebers auf dieſe die Intereſſen des Dienſtes ſchädigen 
könnte. Der Grund dieſer ſonderbaren Befürchtung lag in 
dem entſchiedenen, rückſichtsloſen Auftreten Stiebers. 

Während dieſer Zeit, in welcher Stieber ſich gegen die er⸗ 
hobenen öffentlichen Anklagen und die in der Preſſe gegen ihn 
ausgeſprengten Verleumdungen zu vertheidigen hatte, wurde 
von Perſonen, welche dem Hofe nahe ſtanden, dieſe ſo günſtige 
Gelegenheit benutzt, den moraliſch⸗politiſchen Charakter Stiebers 
bei dem Regenten und den Prinzen des königlichen Hauſes, 
deren Wohlwollen Stieber genoß, zu verdächtigen. An der 
Spitze dieſer Koterie ſtand der damalige Vicepräſident des Ab⸗ 
geordnetenhauſes Mathis (ſpäterer Präſident des Oberkirchen⸗ 
raths), welcher im Jahre 1845 als vortragender Rath im 
Miniſterium des Innern Stieber das Kommiſſorium im Hirſch⸗ 
berger Thal übertragen, und nach deſſen Spezialinſtruktionen 
Stieber das Kommiſſorium geführt hatte. Dieſer Mathis be⸗ 
hauptete nunmehr, als Stieber von Feinden umdrängt war und 
keinen Freund zu haben ſchien, der ſich ſeiner annahm, daß 
Stieber bei dem ſchleſiſchen Kommiſſorium Verhaftungen will⸗ 
kürlich, ohne Autoriſation, vorgenommen hätte und insbeſondere 
allein die Schuld der Verhaftung des Gutsbeſitzers Schlöffel 
trüge. Prinz Karl theilte die in Hofkreiſen gegen Stieber 
verbreitete Beſchuldigung dieſem mit, mit dem Befehl, nähere 
Aufſchlüſſe über ſeine polizeiliche Wirkſamkeit im Hirſchberger 
Thal zu liefern. Geheimrath Mathis mochte allerdings bei 
ſeinen gegen Stieber erhobenen Beſchuldigungen glauben, daß 
die von ihm im Jahre 1845 an Stieber nach dem Hirſchberger 
Thal gerichteten Briefe ſich nicht mehr im Beſitz deſſelben be⸗ 
fanden, aus denen klar hervorging, daß Alles, was Stieber 
in Hirſchberg gethan, auf die ſpeziellſte Inſtruktion des Herrn 
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Mathis gethan worden und daß insbeſondere die Verhaftung 
Schlöffels, entgegen der von Stieber geäußerten Meinung, 
von dieſem auf den ausdrücklichen Befehl Mathis' vorgenommen 
worden war. Dieſe Briefe waren noch vollzählig im Beſitz 
Stiebers, dem es ſomit leicht war, durch Ueberreichung der— 
ſelben an den Prinzen Karl, vor dieſem hohen Herrn ſich von 
den aus feinem ſchleſiſchen Kommiſſorium erhobenen Beſchuldi— 
gungen zu reinigen. 


34. Die Stieber ſchen Offizierſchulden-Regulirungen 

vor Gericht. 

Inzwiſchen war der Termin für die Verhandlung der nenen 
Anklage gegen Stieber wegen Amtsmißbrauchs vor dem Ber: 
liner Stadtgericht herangerückt. Es handelte ſich, wie bereits 
erwähnt, um einen Fall der Stieber'ſchen Offizierſchulden⸗ 
Regulirungen, welche im ſpeziellen Auftrage des Königs Friedrich 
Wilhelm IV. erfolgt waren. Obwohl die Anklage in dieſer 
Sache vom Staatsanwalt bereits am 5. Auguſt 1860 erhoben 
worden, wurde die Verhandlung dennoch bis zur Entſcheidung 
des in zweiter Inſtanz ſchwebenden erſten Prozeſſes ausgeſetzt. 
Nach der rechtskräftigen Freiſprechung Stiebers vom Kammer⸗ 
gericht in dem erſten Prozeſſe wurde in den leitenden Ver⸗ 
waltungskreiſen ſehr bedauert, daß überhaupt von Neuem eine 
Anklage gegen Stieber erhoben worden, und um ſo mehr, als 
durch die Verhandlung der Anklage der todtkranke König 
Friedrich Wilhelm IV. kompromittirt werden konnte. Eine 
Anklage, ſobald ſie erhoben und darauf vom Gericht die Unter⸗ 
ſuchung eingeleitet worden, durfte aber geſetzlich nicht zurück⸗ 
gezogen werden, ſie mußte durch eine öffentliche Verhand⸗ 
lung ihre Erledigung finden. Da täglich dem Ableben des 
Königs entgegengeſehen wurde, ſo ſollte mit der Anberaumung 
des Verhandlungstermins bis zu dieſem Zeitpunkte gewartet 
werden, denn es ſchien im monarchiſchen Intereſſe mit Recht 
weniger bedenklich, die perſönlichen Handlungen eines ver⸗ 
ſtorbenen, bereits der Geſchichte angehörenden Königs, als die 
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eines noch lebenden, wenn auch inaktiven Königs vor dem 
Strafgericht öffentlich zu erörtern. Nach dem Ableben des 
Königs am 2. Januar 1861 wurde der Termin für die neue 
Strafverhandlung gegen Stieber auf den 11. Februar 1861 
anberaumt. 

Der Prozeß wurde vor der IV. Deputation des Kriminal⸗ 
gerichts verhandelt. Den Vorſitz führte der Stadtgerichtsrath 
Hartung, als Beiſitzer fungirten der Stadtgerichtsrath Ber⸗ 
nard und der Gerichtsaſſeſſor Bachmann, die Staatsan⸗ 
waltſchaft war durch den Grafen zur Lippe (den ſpäteren 
Juſtizminiſter) vertreten. Die Vertheidigung führte der Ange⸗ 
klagte Stieber ſelbſt. ö 

Nach der Darſtellung der Anklageſchrift handelte es ſich 
um folgenden Thatbeſtand: 

„Im Sommer 1856 erfuhr der Major v. Koſchembahr, 
daß ſein damals als Sekonde⸗Lieutenant beim Kaiſer Franz⸗ 
Grenadier⸗Regiment dienender Sohn Horaz v. Koſchembahr 
bedeutende Schulden, namentlich Wechſelſchulden gemacht hatte. 
Bei demſelben Regiment ſtanden damals die Lieutenants Erich 
v. Koſchembahr und v. Falkenſtein. Sie hatten gegen⸗ 
ſeitig Wechſel auf einander gezogen, und dieſe demnächſt weiter 
in Umſatz gebracht. 

Der Vater des v. Falkenſtein hatte ſich bereits mit dem 
Polizeidirektor Stieber wegen Regulirung dieſer Schuldenver⸗ 
hältniſſe in Verbindung geſetzt. Auch der Major v. Koſchem⸗ 
bahr wendete ſich, nachdem er nach Berlin gekommen war, an 
den Polizeidirektor Stieber und betraute ihn mit der Regu⸗ 
lirung der Schuldenverhältniſſe ſeines Sohnes. Die Gläubiger 
ſollten auf gütlichem Wege befriedigt, ein weiteres Einſchreiten 
gegen dieſelben aber wegen etwaigen Wuchers vermieden werden. 
Ein Wechſelaccept des Horaz v. Koſchembahr über 68 Stück 
Friedrichsd'ors vom 24. Juni 1856, drei Monate a dato zahlbar, 
war durch Blankogiros an Wilhelm Hahn und von dieſem 
auf Eduard Pfüller übergegangen. Dem letzteren hatte der 
Kaufmann Weber einen Theil des Kaufgeldes für den Wechſel 
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gegeben. Unter Aushändigung des Wechſels war der Kauf⸗ 
mann Wilberg beauftragt worden, den Wechſel zur Verfallzeit 
einzukaſſiren reſp. einzuklagen. Wilberg wendete ſich dieſer⸗ 
halb an den Rechtsanwalt Härtel, der Namens Wilbergs am 
25. September 1856 bei Horaz v. Koſchembahr Mangels Zah: 
lung Proteſt erhob. Am 27. September 1856, Vormittags 
gegen 10 Uhr, brachte der Kaufmann Weber den Wechſel nebſt 
Proteſt wiederum in das Büreau des Rechtsanwalt Härtel, 
traf letzteren aber nicht an, übergab die Dokumente dem Büreau⸗ 
vorſteher Orthmann und ſagte, daß er Nachmittags wieder⸗ 
kommen und die weiteren Aufträge ertheilen würde. 

An demſelben Vormittag, ungefähr zwei Stunden ſpäter, 
erſchien der Kriminalkommiſſarius Weber in dem Büreau des 
Rechtsanwalts Härtel, produzirte eine ſchriftliche, von dem Poli⸗ 
zeidirektor Stieber als Vorſtand der Kriminalabtheilung des 
Polizeipräſidiſi unter dem 27. September 1856 ausgefertigte 
Ordre, wonach der v. Koſchembahr'ſche Wechſel über 68 Fried⸗ 
richd'ors, fällig am 24. September, in Beſchlag genommen wer⸗ 
den ſollte. Als Grund der Beſchlagnahme wurde angegeben, 
daß der Wechſel betrüglicher Weiſe in Kurs geſetzt worden ſei. 
Der Büreauvorſteher Orthmann weigerte ſich anfänglich, in 
Abweſenheit des Rechtsanwalt Härtel, den Wechſel herauszu⸗ 
geben, der Kriminalpolizei⸗Kommiſſarius Weber aber erklärte, 
daß er die Rückkehr des Rechtsanwalts Härtel nicht abwarten 
könnte, vielmehr den Wechſel ſofort mitnehmen müßte. In 
Folge deſſen händigte Orthmann dem Weber den Wechſel gegen 
Empfangsbeſcheinigung aus. Noch an demſelben Tage erhielt 
der Kaufmann Wilberg eine amtliche Vorladung vor den Poli⸗ 
zeidirektor Stieber, leiſtete derſelben auch Folge, wurde aber 
wieder entlaſſen, nachdem er erklärt hatte, daß er nicht Eigen⸗ 
thümer des Wechſels, ſondern nur Incaſſomandator des Kauf⸗ 
manns Weber wäre. Weber überließ die weitere Regulirung 
der Sache dem Kaufmann Pfüller. Letzterer wurde auch ſpäter 
zu dem Polizeidirektor Stieber beſchieden. Stieber bot ihm 
eine geringere Summe behufs Einlöſung des Wechſels. 
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Als Pfüller hierauf nicht eingehen wollte, äußerte Stieber 
in heftiger Weiſe, daß er dann gar nichts erhalte, und die 
Sache für ihn üble Folgen haben könne. An dieſem Tage 
kam eine Regulirung der Sache nicht zum Abſchluß. Pfüller 
erhielt aber noch mehrere Vorladungen vor den Polizeidirektor 
Stieber und nahm endlich als Bezahlung für den Wechſel die⸗ 
jenige Summe an, die ihm der Polizeidirektor bot. 

Die Beſchlagnahme des Wechſels hat nun offenbar zu dem 
Zwecke ſtattgefunden, um der Wechſelklage gegen den Accep⸗ 
tanten des Wechſels zuvorzukommen und den Inhaber des 
Wechſels zur Annahme eines geringeren Betrages, als worüber 
der Wechſel lautete, zu beſtimmen. Ein amtliches Einſchreiten 
gegen einen der Wechſelinhaber wegen Wuchers hat gar nicht 
ſtattgefunden. Daß der Wechſel betrüglicherweiſe in Kurs 
geſetzt ſei, wird durch nichts unterſtützt. 

Die Beſchlagnahme des Wechſels erfolgte alſo keinesfalls 
zur Verfolgung einer ſtrafbaren Handlung. Sie ſtellt viel⸗ 
mehr einen Amts mißb rauch dar, den der Polizei⸗Direktor 
Stieber bei der Ausrichtung eines Privatauftrags beging. 
Der Zweck ergiebt ſich aus der nothwendigen Wirkung der 
Maßregel, einmal in der widerrechtlichen Verhinderung der 
Anſtellung der Wechſelklage, ſodann aber auch in der Ein⸗ 
ſchüchterung des Wechſelinhabers, die ſchließlich dahin führten, 
daß er ſich mit einem geringeren, als dem Nominalbetrage des 
Wechſels abfinden ließ. 

„Demgemäß wird der Polizei⸗Direktor Stieber angeklagt: 
am 27. September 1856 zu Berlin ſeine Amtsgewalt durch 
Beſchlagnahme eines in dem Büreau des Rechtsanwalts Härtel 
niedergelegten, fremden Wechſels gemißbraucht zu haben, um 
den Inhaber des Wechſels widerrechtlich zur Unterlaſſung der 
Anſtellung der Wechſelklage gegen den Acceptanten des Wechſels 
und zur Annahme einer den Nominalbetrag des Wechſels nicht 
erreichenden Abfindung zu nöthigen.“ 
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35. Stiebers Rechtfertigung: Allgemeiner Theil. 

Nach der Verleſung der Anklage ließ ſich auf das Befragen 
des Vorſitzenden Stieber über die Anklage folgender- 
maßen aus: 

„Bereits in dem früheren großen Kriminalprozeß, welcher 
gegen mich geführt iſt, habe ich Gelegenheit gehabt, die uner⸗ 
hörten Prozeduren, welche gegen mich angewendet ſind, an das 
Tageslicht zu ziehen. Ich habe aber in dieſem Prozeß zunächſt 
einen Umſtand zu konſtatiren, welcher in den Annalen der 
Juſtizpflege wahrſcheinlich völlig beiſpiellos daſteht. Ich, 
einer der höchſten Sicherheitsbeamten des Staates, werde hier 
öffentlich wegen einer Anklage auf die peinliche Bank geführt, 
wegen deren ich niemals vorher zu meiner Rechtfertigung gehört 
worden bin! Wenn gegen einen Beamten eine Beſchwerde vor⸗ 
liegt, ſo erfordert doch die Sitte und die Rückſicht auf die 
amtliche Qualität, welche er repräſentirt, daß man ihm oder 
ſeiner Dienſtbehörde zunächſt die Beſchwerde vorlegt und ſeine 
Rechtfertigung hört, ehe man ihn öffentlich anklagt und kom⸗ 
promittirt. In ſolcher Weiſe iſt es denn gekommen, daß man 
auf Grund der anonymen Anzeige eines ganz unzuverläſſigen 
Schwindlers dieſe Anklage gegen mich losließ, welche ich geradezu 
als aus der Luft gegriffen bezeichnen muß. Ein ſolches Ver⸗ 
fahren iſt nur erklärlich, wenn man erwägt, daß dieſer Prozeß 
noch ein Stück von dem großen Tendenzprozeß iſt, den mein 
gegenwärtiger Kollege Herr Schwarck geſtändlich mehr gegen 
den Polizeipräſidenten v. Zedlitz und die Polizei überhaupt, 
als gegen mich geführt hat, und in welchem zwei Staats⸗ 
gewalten, die Polizeigewalt und die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, feindlich einander gegenüberſtehen. Die 
eine von dieſen Gewalten ſucht, anſtatt daß beide zum Wohle 
des Staates wirken ſollten, die andere zu überliſten und 
zu überrumpeln, und es iſt in ſolcher Weiſe ein Zuſtand ent⸗ 
ſtanden, den die Regierung in ihrem bekannten, mit Bezug auf 
meinen früheren Prozeß erlaſſenen Manifeſt ſelbſt als einen 
anarchiſchen bezeichnet hat. Ich muß meine Auslaſſung 
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auf die Anklage in zwei Theile zerlegen, in einen allgemeinen 
und in einen ſpeziellen. 

„Ich räume zunächſt ein, daß ich mich in den Jahren 1855 
und 56 mit der Regulirung der Schulden des Lieutenants von 
Falkenſtein und von Koſchembahr und der zu ihnen gehörigen 
Gruppe von Offizieren beſchäftigt habe, und man kann zunächſt 
ſcheinbar den Vorwurf gegen mich erheben, daß ich meine amt⸗ 
liche Funktion mit einem ſolchen Geſchäft von anſcheinend 
privater Natur vermiſcht habe. Dieſe Regulirung und die 
wegen derſelben gegen mich eingeleitete Unterſuchung iſt aber 
nur ein Glied einer einzelnen Kette, ich habe nicht eine, ich und 
mehrere andere Beamten des Polizei⸗Präſidii, vom Polizei⸗ 
Präſidenten bis zu den Kommiſſarien herab, wir haben eine 
ganze Reihe ſolcher Regulirungen in dem Zeitraume vom Jahre 
1851 bis 1857 durchgeführt. Ich muß um ſo mehr auf die 
Angelegenheit im Allgemeinen eingehen, als ſolche vielfach die 
öffentliche Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen und von bekannten 
Perſönlichkeiten als Vorwand zu den niederträchtigſten Ver⸗ 
leumdungen benutzt worden iſt. Man hat ausgeſprengt, die 
Kriminalpolizei habe ein einträgliches Gewerbe 
aus der Regulirung ſolcher Schulden gemacht und 
ihre Amtsgewalt gemißbraucht, um die Eintreibung 
gerechter Schuldforderungen zu verkümmern. Herr Schwarck 
hat an 30 Vorunterſuchungen wegen ſolcher Regulirungen gegen 
die Polizeibeamten einzuleiten verſucht. Noch vor wenigen 
Tagen hat ein bekannter Abgeordneter der zweiten Kammer, 
der dort die Rolle des höheren Eichhoff zu ſpielen ſcheint, 
ſeine Angriffe gegen dieſe Schuldregulirungen gerichtet. Die 
Sache hat aber eine ganz andere Bewandtniß. 

— „Seit undenklichen Zeiten findet man bei den jungen 
Offizieren eine Neigung zum Schuldenmachen, welche von den 
Wucherern und Schwindlern vielfach ausgebeutet wird. Das 
preußiſche Landrecht hat ſich veranlaßt geſehen, beſondere Geſetze 
zum Schutze der Offiziere zu erlaſſen. Es iſt ausdrücklich vorge⸗ 
ſchrieben, daß Schulden von Subaltern⸗Offizieren nichtig ſind, 
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und daß vielmehr das gegebene Geld zur Invalidenkaſſe einge⸗ 
zogen werden ſoll. Die Wucherer und Gauner haben es aber 
verſtanden, dieſe Geſetze ſchlau zu umgehen, und die Gefahr, 
welche dieſe Geſetze den Wucherern bereiten, dient nur dazu, 
den Schuldnern höhere Zinſen abzudingen. Man hat die ſo⸗ 
genannten Ehrenſcheine erfunden, in denen der Offizier auf 
ſein Ehrenwort Bezahlung der an ſich nichtigen Schuld ver⸗ 
ſpricht, zuweilen auch noch irgend einen abſichtlich falſchen Um⸗ 
ſtand, z. B. ſein Alter, ſeine Charge auf ſein Ehrenwort be⸗ 
ſcheinigen muß. Es liegt in der Natur der militäriſchen 
Standesehre, daß ein ſolcher Ehrenſchein ohne jeden Wider⸗ 
ſpruch eingelöſt werden muß, wenn nicht der Offizier ſofort 
ſeine Stellung verlieren will. Ein ſolcher Schein kettet den 
Schuldner unauflösbar an den Wucherer. Es iſt, als hätte er 
ſeine Seele dem Teufel verſchrieben. Ich glaube nicht zu viel 
zu ſagen, wenn ich behaupte, daß im Jahre 1851 die Hälfte 
der jungen Offiziere ſich mittelſt ſolcher Ehren⸗ 
ſcheine in den Händen der niederträchtigſten Wuche⸗ 
rer und Gauner befand. Perſonen aus der niedrigſten 
Volkshefe waren in kurzer Zeit durch ſolchen Geſchäftsbetrieb 
reich geworden; es exiſtirten förmlich Formulare für die Ehren⸗ 
ſcheine und ein ganzes Korps Kommiſſionäre, welche die jungen 
unerfahrenen Offiziere förmlich aufſuchten, ihnen das Geld 
aufdrängten, welche die geringen, von den Wucherern gegebenen 
Beträge noch zum großen Theil unterſchlugen und wie die 
Vampyre den Adel des Landes ausſaugten. Nicht 100, nein 
1000 Prozent wurden genommen, in vielen Fällen erhielten die 
Offiziere auf die Ehrenſcheine, welche ſie unvorſichtiger Weiſe 
gegeben hatten, keinen Pfennig Valuta und mußten dem dritten 
Inhaber doch zahlen. 

„Die Sache nahm endlich ſo große Dimenſionen an, daß 
ſolche nicht nur die Aufmerkſamkeit der Militär⸗ Behörden, 
ſondern auch die Sr. Majeſtät des Königs Friedrich 
Wilhelm IV. auf ſich zog. Es kamen Selbſtmorde und 
Deſertionen zu wiederholten Malen vor. Ein kriminelles Ein⸗ 
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ſchreiten gegen die Wucherer, welches wohl geholfen hätte, war 
ſehr bedenklich, weil ſolches in der Regel öffentlichen Eklat und 
die Dienſtentlaſſung der betreffenden Offiziere veranlaßt hätte, 
und weil gerade die tüchtigſten und brapſten Offiziere in ſolche 
Verwickelung gerathen waren. Es wurde alſo beſchloſſen, ein 
beſtimmtes Geſetz wegen der Ehrenſcheine vorzubereiten und 
vorläufig die Hilfe der Kriminal⸗Polizei im 
Intereſſe der Militärjuſtiz in Anſpruch zu neh⸗ 
men, um die betreffenden Schuldverhältniſſe allmälig abzu⸗ 
wickeln und die Wucherer einigermaßen in Schach 
zu halten. Dieſer Beſchluß wurde von Sr. Majeſtät dem 
König Friedrich Wilhelm IV. ſelbſt gefaßt., Ich erhielt 
eines Tages den Brief, welchen ich hier im Original dem hohen 
Gerichtshof überreiche, in welchem mich der Flügel: Adjutant 
Sr. Majeſtät des Königs, Oberſt von Schöler, Chef des 
Militärkabinets, zu einer Konferenz in das Kriegs⸗Miniſterium 
befahl, in welchem mir die betreffenden Befehle Sr. Majeſtät 
eröffnet wurden. Zugleich wurde mir der Auftrag, einige 
ſpezielle Schuldverhältniſſe dieſer Art zu reguliren, und bei 
einzelnen Fällen erhielt ich das erforderliche 
Geld aus der Chatulle Sr. Majeſtät ſelbſt, indem 
der König von einer nicht genug zu preiſenden Güte und Nach⸗ 
ſicht gegen einzelne tüchtige Offiziere erfüllt war. Zum Be⸗ 
weiſe hierüber überreiche ich dem Gerichtshof anliegendes 
Schreiben des Chatullen⸗Rendanten Sr. Majeſtät, des Geheim⸗ 
Kämmerers Schöning, in welchem mir eine Summe von 
mehreren Tauſend Thalern gegen Kaſſenbelag zur Dispoſition 
geſtellt wird. Mein damaliger Chef, der General⸗Polizei⸗ 
Direktor v. Hinckeldey, und alle übrigen Civil⸗ und Militär⸗ 
Autoritäten waren mit dieſem Kommiſſorium der Kriminal⸗ 
Polizei einverſtanden. Daſſelbe war eine offene Thatſache, 
welche die ganze Stadt kannte, nur nicht Schwarck. 

„Seit jener Zeit blieb ich nunmehr für die Angelegenheit 
in unmittelbarer Beziehung zum Militär⸗Kabi⸗ 
net. Alles, was geſchehen, geſchah in Folge ſpezieller 
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Inſtruktionen von allerhöchſter Stelle und im 
Auftrage meiner Dienſtbehörde. Ich überreiche nur als Be⸗ 
weismittel hierüber die Korreſpondenz, welche in einem ſpeziellen 
Falle gepflogen worden iſt. Ich habe abſichtlich einen Fall 
gewählt, in welchem der betreffende Offizier todt iſt, ich meine 
den Hauptmann von Neumann, den Sohn des General⸗ 
Adjutanten Sr. Majeſtät des Königs, des Generals der In⸗ 
fanterie v. Neumann. Ich will hier keine Verhältniſſe lebender 
Offiziere berühren, da ich leicht den militäriſchen Intereſſen 
hierdurch ſchaden und einen braven Offizier, den der König ſich 
vielleicht mit Anwendung eigner Opfer mühſam erhalten hat, 
ruiniren könnte. Ich befinde mich überhaupt bei dem Ver⸗ 
fahren, welches Herr Schwarck gegen mich in einer ſo heil⸗ 
loſen Weiſe heraufbeſchworen und bei welchem man keine 
Schonung gegen mich gekannt hat, in einer ſehr üblen Lage. 
Ich habe ſchon in meinem früheren Prozeß durch meine noth⸗ 
gedrungene Vertheidigung dem Lande tiefe Wunden geſchlagen, 
man ſetzt mir auch hier die Piſtole auf die Bruſt; denn die 
Pflicht der Selbſterhaltung zwingt mich, mich mit 
allen Mitteln zu vertheidigen, aber ich will mich ſo 
viel als möglich auf die Grenze der äußerſten Nothwehr be⸗ 
ſchränken, um nicht neue Wunden zu ſchlagen. Sie werden in 
dem v. Neumann'ſchen Falle ſehen, welche ſpezielle Inſtruktionen 
mir der Flügeladjutant Sr. Majeſtät im Allerhöchſten Auftrage 
durch meinen Chef ertheilt hat. Meine Herren, es iſt aber 
eine niederträchtige Verleumdung, wenn man etwa die Sache 
ſo auffaſſen wollte, als wären bei dieſen Regulirungen die be⸗ 
treffenden Wucherer übervortheilt worden. Dieſe Regulirungen 
fanden nur im gegenſeitigen Intereſſe ſtatt, und wo ſolche nicht 
zu Stande kamen, erhielt der Wucherer zu ſeinem Nachtheile nichts, 
aber der Offizier mußte gewöhnlich den Dienſt quittiren. Es 
wurde den Wucherern nur der übertriebene, verbrecheriſche Ge⸗ 
winn abgejagt. Es war der ſtete Grundſatz Sr. Majeſtät und 
aller bei der Sache betheiligten Inſtanzen: Der Wucherer er⸗ 
hielt das Geld, das er gegeben, mit 6 Prozent Zinſen wieder 


und mit noch einigen Prozenten Proviſion. Das Geſchäft 
ward in ſolcher Weiſe nichtig gemacht, wie es das Landrecht 
verordnet, und es ward dann von weiteren Schritten ſowohl 
gegen den Offizier, als den Wucherer Abſtand genommen. Die 
Kriminalpolizei hatte namentlich die Aufgabe, zu ermitteln, wie⸗ 
viel eigentlich gegeben war. In einzelnen Fällen, wo der 
Offizier einer armen Familie angehörte und nichts Unehren⸗ 
haftes gegen ihn vorlag, gab der König ſelbſt, ja zu⸗ 
weilen heimlich, ohne daß es die bekümmerte Familie 
wußte, das Geld aus ſeiner Taſche an die Polizei, 
um die Sache zu reguliren. Viele Thränen ſind in ſolcher 
Weiſe getrocknet worden von einem Monarchen, deſſen Herzens⸗ 
güte nicht genug geprieſen werden kann. Gegen die Kom⸗ 
miſſionäre, welche die von den Wucherern erhaltenen Gelder 
unterſchlagen hatten und überhaupt die jungen Offiziere ver⸗ 
leiteten, ſollte nach dem Willen Sr. Majeſtät ſtets ohne Schonung 
vorgegangen werden. 
Im Jahre 1857 waren endlich die betreffenden Schuld⸗ 
verhältniſſe nach langer Mühe und Arbeit von der Polizei ab⸗ 
gewickelt, und es erſchien das Geſetz vom 2. März 1857, 
welches dem Uebelſtande mit einem Schlage ein Ende machte, 
indem ſtrenge Strafen darauf geſetzt wurden, wenn Jemand ſich 
Ehrenſcheine ausſtellen ließe, um nichtige Schulden minorenner 
unerfahrener Leute verbindlich zu machen. Meine Herren, ich 
ſelbſt habe beim Entwurf dieſes Geſetzes geholfen. Seit jener 
Zeit hat die betreffende Thätigkeit des Polizei⸗Präſidii voll⸗ 
ſtändig geruht, und Herr Schwarck hätte wahrlich nicht nöthig 
gehabt, die betreffenden Prozeduren aus dem Grabe der Ver⸗ 
geſſenheit herauf zu ſuchen. Es handelt ſich auch in dieſer 
Unterſuchung wieder um Thatſachen, welche vor nunmehr ſechs 
Jahren geſchehen ſind. Ein wirklicher Uebelſtand konnte hiermit 
nicht beſeitigt werden, denn er war nicht mehr vorhanden. 
„Wenn ich in ſolcher Weiſe die Krone in meinen 
Prozeß hineinziehe und den König Friedrich Wil⸗ 
helm IV. litem denunzire, ſo bitte ich mich nicht miß⸗ 
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zuverſtehen. Ich will mich nicht etwa in die Friedenskirche zu 
Sansſouci flüchten und mich feige hinter den Sarkophag meines 
verſtorbenen Königs verkriechen, ich will nicht etwa für unge⸗ 
ſetzliche Handlungen Schutz der Krone fordern. Allerdings 
haben wir Polzeibeamte unter Herrn v. Hinckeldey im 
Stande der konſtitutionellen Unſchuld gelebt. Wenn 
uns der König befohlen hätte, wir ſollen den Miniſter⸗Präſi⸗ 
denten arretiren, wir hätten das ganze Staatsminiſterium ver⸗ 
haftet. Aber das Verdienſt hat ſich mein jetziger Kollege, 
Herr Schwarck, erworben, er hat uns durch ſeine oben erwähn⸗ 
ten vielen Vorunterſuchungen zu dem Bewußtſein gebracht, 
daß die Krone den Beamten nicht decken kann, und 
daß der Beamte wie der Miniſter verantwortlich 
iſt, wenn er auch auf Befehl des Königs handelt. 
Obwohl Sie, meine Herren, hier im Namen des Königs Recht 
ſprechen, ſo würden Sie mich und in mir den König verur⸗ 
theilen müſſen, wenn ich auf Befehl des Königs ungeſetzlich 
gehandelt hätte. Es iſt dies die Konſequenz der Schwarck'ſchen 
Anarchie. Meine Herren, ich bitte, mich nicht mißzuverſtehen. 
Ich vertrete, was ich gethan habe, ſelbſt und beziehe mich nicht 
etwa auf den König als den Deckmantel für Ungeſetzlichkeiten, 
ich will Ihnen nur beweiſen, daß ich überhaupt bei der frag⸗ 
lichen Schulden⸗Regulirung im amtlichen und ſtaatlichen Intereſſe 
gehandelt und nicht etwa meine Privatzwecke verfolgt habe, ich 
will Ihnen beweiſen, daß ich keinen Dolus dabei gehabt habe, 
und wenn Sie hiervon ausgehen, wird ſehr bald jeder Verdacht 
einer Ungeſetzlichkeit fortfallen. Ich beziehe mich ferner auf 
den König, um zu beweiſen, daß ich die allgemeine amtliche 
Inſtruktion gehabt habe, Wechſel minorenner Offiziere, wenn 
ſolche unter Mitwirkung bekannter Wucherer und Schwindler 
zum Vorſchein kamen, mit Beſchlag zu belegen, die Entſtehung 
der Wechſel zu unterſuchen, das Schuldverhältniß gütlich zu 
reguliren und dem Militär⸗Kabinet oder der Intendantur An⸗ 
zeige zu machen. Ich war alſo unter allen Umſtänden befugt, 
ſelbſt Wechſel beim Rechtsanwalt Härtel anzuhalten. Die Aus⸗ 


— 7 — 


ſteller waren minorenn und die Kommiſſionäre Hahn u. ſ. w. 
bekannte Wucherer. Hahn iſt 17 Mal in Unterſuchung geweſen 
und beſtraft. 

„Zum Beweiſe über die fragliche Inſtruktion habe ich mich 
bereits auf das Zeugniß des Polizeipräſidenten von Zedlitz 
berufen. Ich berufe mich, falls man es noch für nothwendig 
erachtet, noch auf zwei neue, ganz vortreffliche Entlaſtungs⸗ 
zeugen, den ehemaligen Juſtizminiſter Simons und den Ober⸗ 
ſtaatsanwalt a. D. Schwarck. Ich habe ſchon erwähnt, daß 
an dreißig Vorunterſuchungen gegen Polizeibeamte wegen ſolcher 
Schuldenregulirung, und zwar gegen Polizeibeamte von niederem 
und hohem Range geſchwebt haben. Es handelt ſich um 
Schulden von Grafen, Prinzen und Fürſten. Alle 
dieſe Unterſuchungen haben die Herren Simons oder Schwarck 
fallen laſſen, ſo viel ich weiß auch deshalb, weil die Herren 
eben ſich überzeugt hatten, daß die Beamten auf Allerhöchſten 
Befehl gehandelt hatten und daß die von mir unter Beweis 
geſtellte Inſtruktion vom König erlaſſen war. Ich allein bin 
nun wieder zum Opferlamm auserkoren. Ich verlange nun, die 
Herren Simons und Schwarck ſollen hier erſcheinen: Zeugniß 
für mich abzulegen. 

„Endlich verweiſe ich noch ganz einfach auf die bekannte 
Beſtimmung des Allgem. Landrechts Theil 1 Tit. 11 8. 614: 
„Ermangelt die Einwilligung des Commandeurs und der Schuld⸗ 
ner iſt ein Subaltern⸗Offizier, ſo iſt der Darlehnsvertrag null 
und nichtig, der Gläubiger hat niemals die geringſte Wieder⸗ 
bezahlung zu hoffen und das wirkliche Gegebene fällt zur Strafe 
der Invalidenkaſſe unwiderruflich anheim.“ 

„Hiernach konnte ich ja, wenn es mir auf Beſchlagnahme 
des Wechſels ankam, mich decken und man mir höchſtens einen 
Vorwurf machen, daß ich an den Inhaber des Wechſels Pfüller 
überhaupt einen Pfennig gezahlt habe. 

„In der That haben mich aber bei der Beſchlagnahme ganz 
andere, völlig geſetzliche Motive geleitet, und ich komme nun 
zu dem ſpeziellen Theil meiner Vertheidigung.“ 
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36. Stiebers Rechtfertigung: Spezieller Theil. — Beweis- 
aufnahme und Artheil. 


„Es iſt zunächſt eine Unwahrheit der Anklage, daß der 
Herr General von Falkenſtein ſich wegen Regulirung der 
Schuldverhältniſſe ſeines Sohnes an mich gewandt hat. Herr 
v. Falkenſtein wendete ſich deshalb an meinen Chef, den Herrn 
v. Hinckeldey, und an Se. Majeſtät den König, da er zugleich 
die Verſetzung ſeines Sohnes aus Berlin wünſchte. Von dort 
her, von Sr. Majeſtät dem Könige und von Herrn v. Hinckeldey, 
iſt mir der Auftrag zu dieſer Regulirung geworden und ich 
habe bei ſolcher überall in Folge dieſer Aufträge gehandelt. 
Mit der Falkenſtein'ſchen Regulirung hing die Koſchembahr ' ſche 
ſo innig zuſammen, daß ſich mein Auftrag auch auf dieſe be— 
zog und ich nicht eine ohne die andere erledigen konnte. Der 
Major v. Koſchembahr kam zu mir, als die Sache ſchon Jahr 
und Tag ſchwebte und zu Ende ging und die disponiblen. 
Fonds erſchöpft waren. 

„Der Lieutenant v. Koſchembahr hatte den fraglichen Wechſel 
an den Kommiſſionär Hahn gegeben, um ſolchen zu verkaufen, 
erhielt aber nicht einen Pfennig Valuta. Hahn hat vielmehr 
ſolche vollſtändig unterſchlagen. Als Koſchembahr bei mir des⸗ 
halb gegen Hahn denunzirte und ich denſelben verhörte, wandte 
dieſer ein, er habe den Wechſel an Weber gegeben, der ſich zum 
Ankauf bereit erklärt hatte. Da er Weber aus einem anderen 
Geſchäft noch Geld ſchuldig ſei, ſo habe ſich dieſer geweigert, 
das Kaufgeld für den Wechſel zu zahlen, vielmehr den Wechſel 
auf ſeine Schuld zurückbehalten. Er habe aber Weber vorge⸗ 
halten, daß er ſich an fremdes Eigenthum nicht halten dürfe, 
der Wechſel werde nicht zum Vorſchein kommen, derſelbe ſei 
vernichtet worden. Deſſenungeachtet wurde der Wechſel zur 
Verfallzeit auf den Namen Wilberg proteſtirt und Koſchembahr 
erhielt unter dieſem Namen einen groben Drohbrief, in welchem 
ihm mit Denunziation beim General⸗Kommando gedroht wurde, 
wenn er nicht den ganzen Betrag des Wechſels zahle. 
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„Nachdem ich von dieſem Vorgange Kenntniß erhalten, ver⸗ 
nahm ich die bezeichnete Perſon, Namens Wilberg. Dieſer 
erklärte mir aber, daß er den Brief gar nicht geſchrieben habe, 
daß ſein Name wahrſcheinlich von Hahn mißbraucht worden 
ſei. Nun wurde es klar, daß eine Betrügerei vorlag, zumal 
Hahn und Weber daſſelbe Manöver ſchon bei einer Reihe 
anderer Wechſel gebraucht hatten, welche Hahn von Offizieren 
zum Verkauf erhalten hatte. Hahn hat niemals Vatula gebracht 
und immer die Ausrede gebraucht, Weber habe ſolche für 
Forderungen retinirt, welche dieſer an ihn habe. Nunmehr 
blieb nichts übrig, um zu ermitteln, wem der Wechſel eigentlich 
gehöre und wer die Valuta für ſolchen an Hahn gezahlt hatte, 
als den Wechſel beim Rechtsanwalt Härtel mit Beſchlag zu 
belegen. So erfuhr ich, daß Hahn den Wechſel an Pfüller 
verkauft und von ihm eine erhebliche Geldſumme erhalten, ſolche 
aber unterſchlagen hatte. Die ganze Geſchichte mit Weber war 
ein Schwindel. Zu dem Wechſel gehörte ein Ehrenſchein, den 
Pfüller im Hauſe hatte. Nur mit Rückſicht auf den Ehrenſchein, 
den Herr von Koſchembahr als Mitglied einer höchſt ehrenhaften 
Familie unter allen Umſtänden einlöſen wollte, habe ich mit 
Pfüller verhandelt und ihm Zahlung geleiſtet. Obwohl Herr 
v. Koſchembahr keinen Pfennig Valuta erhalten, wollte er das 
Kapital zahlen, nur wegen der Wechſelkoſten und Zinſen war 
ich mit Pfüller ſtreitig, der Wechſel hingegen war ein werth⸗ 
loſer Wiſch, auf den ich niemals einen Heller gezahlt hätte, 
da er von einem Minorennen und Subaltern⸗Offiziere acceptirt, 
alſo aus doppeltem Grunde nicht klagbar war. Die Anklage 
behauptet geradezu logiſchen und juriſtiſchen Widerſpruch, wenn 
ſolche behauptet, ich hätte die Einklagung des Wechſels ver⸗ 
hüten wollen, der Wechſel konnte nicht eingeklagt werden. Ich 
als erfahrener Juriſt und Geſchäftsmann hätte über eine ſolche 
Klage gelacht, und ich kann nur bedauern, daß mir die Anklage 
die Einfältigkeit zumuthet, ich hätte mich vor einer ſolchen 
Klage fürchten ſollen. Die Beſchlagnahme des Wechſels hatte 
gar keine Beziehung zu der Regulirung mit Pfüller, ſie gehörte 
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zur Unterſuchung gegen Hahn und hieraus erledigt ſich die 
ganze Anklage gegen mich.“ 

Der Vorſitzende konſtatirte, daß ſich bei den Akten eine 
auf Requiſition des Gerichts erſtattete amtliche Auskunft des 
Polizeipräſtdiums befinde, Inhalts deren bei demſelben zwar 
Nichts davon bekannt ſei, daß dem Angeklagten in der Falken⸗ 
ſtein⸗Koſchembahr'ſchen Schuldangelegenheit ein Regulirungs⸗ 
auftrag geworden, daß dagegen eine generelle Inſtruktion 
exiſtirt habe, welche die Beamten der Kriminalpolizei zu ſolchen 
Regulirungen von Schuldangelegenheiten junger Offiziere auf 
gütlichem Wege autoriſire. 

Demnächſt ward zur Vernehmung der Zeugen geſchritten. 
Hauptzeuge war der Kaufmann Pfüller. Dieſer bekundete, 
daß Stieber ihn zu beſtimmen verſucht habe, einen Theil ſeiner 
Forderung ſchwinden zu laſſen. Als er darauf nicht eingehen 
gewollt, habe Stieber ihm geſagt, er werde dann gar nichts 
bekommen, und ihm die Stelle aus dem elften Titel des Land⸗ 
rechts vorgehalten, wonach Geſchäfte der fraglichen Art mit 
minorennen Offizieren nichtig ſeien. Bei dieſer Konferenz jet 
Stieber übrigens ganz höflich gegen ihn geweſen. Ob er an 
ſeiner Forderung verloren, wiſſe er nicht mehr mit Beſtimmt⸗ 
heit, es ſei ihm ſo, als habe er etwas eingebüßt, 
aber er könne den etwaigen Betrag des Verluſtes nicht angeben. 

Der Lieutenant v. Koſchembahr bekundete, daß er auf 
den fraglichen Wechſel gar keine Valuta erhalten habe, von Hahn 
ſchändlich betrogen ſei und deshalb ſelber bei Stieber denun⸗ 
zirt habe. 

Die Kriminalkommiſſarien Pick, Weber und Rockenſtein 
verſichern, daß die fragliche Schuldregulirungs⸗Inſtruktion exiſtirt 
habe, daß die Beamten der Kriminalpolizei auf Anweiſung der 
Herren v. Hinckeldey und v. Zedlitz nach derſelben verfahren 
wären. Hahn ſchildern ſie ſämmtlich als einen Menſchen, der 
nur von Schwindelei und Betrug gelebt habe. Dieſelbe 
Schilderung giebt der Kaufmann Weber von Hahn. 

Der Rechtsanwalt Härtel bekundet, daß Stieber ihm, 
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nachdem er den Wechſel eingeſehen, dieſen habe zurückgeben 
wollen, daß er ihn aber nicht genommen habe, da er ſich nicht 
mit der Sache habe befaſſen wollen. 

Schließlich ward eine gerichtliche Ausſage des Majors 
v. Koſchembahr verleſen, in welcher er deponirt hat, daß 
Stieber ihm ſeine Abſicht kundgegeben, die Hahn'ſche 
Schwindelei bei der Staatsanwaltſchaft anhängig 
zu machen, daß er, der Zeuge, aber ausdrücklich gebeten 
habe, dies ſeines Sohnes wegen zu unterlaſſen. 

Nach kurzen Plaidoyers des Staatsanwalts, welcher drei 
Monate Gefängniß gegen den Angeklagten beantragte, und des 
Angeklagten für ſeine Freiſprechung erkannte das Gericht, daß 
der Angeklagte des Mißbrauchs der Amtsgewalt nicht ſchuldig 
zu erklären und die Koſten niederzuſchlagen ſeien. 

In den Gründen dieſer Entſcheidung wurde ausgeführt, 
daß der Angeklagte nicht im Privatauftrage, ſondern, 
wie aus dem verleſenen Schreiben des Polizeipräſidiums her⸗ 
vorgehe, auf Grund ein für alle Mal von ſeiner 
vorgeſetzten Dienſtbehörde ertheilter Inſtruktion 
gehandelt habe, als er die fragliche Schuldregulirung vor⸗ 
nahm. Zu der im Verlauf derſelben bewirkten Beſchlagnahme 
des Wechſels bei dem Rechtsanwalt Härtel müſſe er als befugt 
erachtet werden, da die Umſtände zu dem Verdachte geeignet 
geweſen ſeien, das ſeitens Hahns ein Betrug vorliege. Dieſer 
Verdacht ſei um ſo mehr zu rechtfertigen, als Hahn nach den 
Ausſagen mehrerer Zeugen ein im höchſten Grade anrüchiger 
Menſch war, von dem man ſich, wenn er auch nicht beſtraft 
wäre, eines Betruges verſehen konnte. Erfahrungsmäßig gebe 
es in Berlin eine Menge Leute, die, wenn auch nicht beſtraft, 
der öffentlichen Sicherheit oft in viel höherem Grade gefährlich 
ſeien, als wirklich beſtrafte Verbrecher. Zu dieſer Kategorie 
habe nach den Zeugenausſagen auch Hahn gehört. Der 8 315, 
auf dem die Anklage beruhe, fordere eine Nöthigung. Daß 
der Angeklagte den Pfüller durch Drohungen genöthigt habe, 
einen Theil ſeiner Forderung ſchwinden zu laſſen, ſei nun eben⸗ 
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falls nicht als erwieſen zu erachten, da derſelbe nicht mit 
voller Beſtimmtheit zu behaupten vermocht, daß er eine Ein⸗ 
buße an ſeiner Forderung erlitten habe. Eine Nöthigung zur 
Unterlaſſung der Wechſelklage habe aber ohnehin nicht ſtattfinden 
können, da eine ſolche Klage gegen Minorenne — um die es 
ſich hier handele — geſetzlich unſtatthaft ſei. Mit einer Unter⸗ 
ſuchung gegen Hahn habe der Angeklagte nicht vorgehen können, 
da derſelbe einen, nur einen Civilanſpruch begründenden Ver⸗ 
kaufsſchein über den fraglichen Wechſel in Händen gehabt habe. 
Aus allen dieſen Gründen ſei der Angklagte 
freizuſprechen geweſen. 


37. Die Beſchuldigung gegen Stieber wegen 
Kindes mordes. 


Zwei Tage nach der Verhandlung des zweiten Stieber'ſchen 
Prozeſſes wurde vor demſelben Gericht und demſelben Richter⸗ 
kollegium eine Epiſode aus dem Familienleben Stiebers öffent⸗ 
lich verhandelt. Stieber, der ſeit ſeiner Verheirathung für 
ſeine Frau und Kinder mit einer ſtaunenswerthen Selbſtent⸗ 
ſagung und Verzichtleiſtung auf jeden über das Nothwendige 
hinausgehenden Genuß ſorgte und ſich abmühte, der ſeiner 
Frau und ſeinen Kindern mit einer Liebe ergeben war, die ſich 
trotz des großen Kinderreichthums ſeiner Ehe mit dem ſtetigen 
Zuwachs ſeiner Familie ſtetig erhöhte, war von dem oben 
mehrfach genannten Schriftſteller Dr. Eichhoff in der „Ham⸗ 
burger Reform“ als der Mörder ſeiner Kinder bezeichnet 
und des Mordes gegen ſein älteſtes Kind durch Aushunge⸗ 
rung bezichtigt worden. Stieber habe im Jahre 1849 das 
Kind zu einer Diebin und Diebeshehlerin in Pflege gegeben, 
dort ſei es bei Gelegenheit einer von der Polizei angeſtellten 
Hausſuchung von den recherchirenden Beamten aufgefunden 
worden und auf dieſe habe es den Eindruck gemacht, daß das 
Kind zu der Frau in der Abſicht gebracht worden ſei, um es ver⸗ 
hungern zu laſſen; nach dem polizeilichen Auffinden ſei das 
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arme Kind zu Verwandten gebracht worden, welche indeß das 
durch die Aushungerung geſchwächte Kind nicht vom Tode haben 
erretten können. 

Dieſe ſchreckliche Beſchuldigung war von Eichhoff gegen 
Stieber — zugleich mit zahlreichen anderen Beleidigungen, 
indem er von Stieber ſagte, er ſei ſtets von dem Beſtreben 
geleitet, ſeinen Nebenmenſchen Schaden zuzufügen, es ſei eine 
wahre Wolluſt für ihn, Jemanden in's Zuchthaus zu bringen, 
er habe in gewiſſen, näher bezeichneten Fällen Meineide geleiſtet, 
er ſei eine „Seele à la Cartouche und Schinderhannes“ — in 
mehreren fortlaufenden, von Eichhoff verfaßten Artikeln der 
„Hamburger Reform“ im April und Mai 1860, alſo zur Zeit 
der Verhaftung Stiebers und der Schwarck'ſchen Verfolgung 
gegen ihn, veröffentlicht worden. Stieber unterließ es, einen 
Strafantrag wegen der den Kindes mord betreffenden Beleidigung 
zu ſtellen, da er einerſeits durch die Schwarck'ſchen Verfolgungen 
vollſtändig in Anſpruch genommen war und andererſeits es 
verſchmähte, die gerichtliche Verfolgung wegen dieſer nieder⸗ 
trächtigen Verleumdung und die öffentliche Verhandlung ſeiner 
Familien verhältniſſe vor Gericht zu veranlaſſen. Der Staats⸗ 
anwalt Graf zur Lippe erhob jedoch aus eigenem Antriebe 
die Anklage gegen Eichhoff wegen verleumderiſcher Beleidigung 
des Direktors Stieber durch die Begünſtigung des Kindesmordes, 
indem er von der Annahme ausging, daß Stieber dadurch in 
ſeiner Amtsehre gekränkt worden, und demzufolge nach dem 
preußiſchen Strafgeſetzbuch es eines Strafantrags wegen Be⸗ 
leidigung ſeitens des Beleidigten nicht bedurfte. Da die An⸗ 
klage des Staatsanwalts ſich auf noch andere dem Stieber 
zugefügte Beleidigungen bezog, welche im Zuſammenhang mit 
dem zur Zeit ſchwebenden Strafverfahren gegen Stieber ſtanden, 
ſo wurde die Verhandlung gegen Eichhoff bis zur Beendigung 
des Strafverfahrens ausgeſetzt. 

Inzwiſchen aber war Eichhoff, der bereits in dem erſten 
Beleidigungsprozeß vom Januar 1860 zu einer Gefängnißſtrafe 
verurtheilt worden, mit ſeiner Appellation gegen dieſe Ver⸗ 
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urtheilung vom Kammergericht am 30. Januar 1861 zurückge⸗ 
wieſen worden. Um nun die Strafe nicht verbüßen zu müſſen 
und der ihm drohenden Strafe wegen der neuen gegen Stieber 
verübten Beleidigung, in Bezug auf den angeblichen Kindes⸗ 
mord, zu entgehen, flüchtete Eichhoff aus Preußen, nachdem er 
zuvor dem Stadtgericht den Polizei⸗Inſpektor Bormann, 
den Polizei⸗Lieutenant Uchtenhagen, den Aktuar Lietzmann, 
den Rentier Rogan und Doktor Behrend als Zeugen be⸗ 
zeichnet hatte, welche den von ihm dem Stieber ſchuldgegebenen 
Kindesmord bekunden könnten. 


Am 13. Februar 1861 fand die Verhandlung gegen Eich⸗ 
hoff ſtatt, in welcher Graf zur Lippe die Staatsanwaltſchaft 
vertrat. 

Nachdem der Vorſitzende einen aus Hamburg datirten Brief 
des Eichhoff verleſen hatte, in welchem dieſer durch nichts ſagende 
Aeußerungen ſein Nichterſcheinen entſchuldigte, beantragte der 
Staatsanwalt die Kontumazial⸗Verhandlung, welche der Ge⸗ 
richtshof auch beſchloß. Auch beſchloß das Gericht, den vom 
Angeklagten angetretenen Entlaſtungsbeweis durch die Ver⸗ 
nehmung der von ihm vorgeſchlagenen Zeugen. 


Dieſe Zeugen bekundeten: 


1) Der Polizei⸗Inſpektor Bormann: Vor circa 14 Jahren 
wurde mir im Polizei⸗Büreau einmal mitgetheilt, daß der 
Polizei⸗Lieutenant Uchtenhagen ein Kind des Dr. Stieber in 
Pflege bei einer Frau gefunden habe, bei der er nach geſtohlenem 
Gute zu recherchiren gehabt habe. Ich ſprach, ſo viel ich mich 
erinnere, mit Stieber, der damals noch gar nicht bei der Polizei 
angeſtellt, ſondern Vertheidiger war, ſelber darüber, weil ich 
überzeugt war, daß dieſer nicht wiſſen werde, daß die Frau, 
wie es nach der Hausſuchung ſchien, unzuverläſſig ſei. Da⸗ 
gegen erinnere ich mich nicht, daß auch erzählt worden wäre, 
es ſei das Kind in hilfloſer Lage gefunden worden. Ich ſelbſt 
habe weder die Frau, welche die Pflegerin machte, gekannt, 
noch das Kind geſehen. 
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2) Der Polizeilieutenant Uchtenhagen: Ich hatte einmal 
eine Hausſuchung bei einem Kürſchnergeſellen Mingram in 
der Dragonerſtraße zu halten. Ich fand daſelbſt ein ganz 
junges Kind, welches höchſtens einige Tage alt ſein konnte. 
Da die Frau Mingram nicht das Ausſehen hatte, als ſei ſie 
kürzlich entbunden, ſo fragte ich, wem das Kind gehöre, und 
erfuhr nun, daß es ihr von dem Dr. Stieber in Pflege ge⸗ 
geben worden. 

Vorſ.: Haben Sie das Kind angeſehen? 

Zeuge: Ja. 

Vorſ.: Sah es krank und ſchwach aus? 

Zeuge: Nein, im Gegentheil, es war ſehr munter und 
lebendig. 

Vorſ.: War es äußerlich vernachläſſigt? 

Zeuge: Nein, es war ſehr gut gehalten. Es lag in hübſchen 
Bettchen und in ganz feiner Wäſche. 

Vorſ.: Haben Sie bei der Frau Mingram geſtohlenes Gut 
gefunden? 

Zeuge: Nein. 

Vorſ.: Wiſſen Sie, daß die Frau in Unterſuchung war, 
oder beſtraft worden iſt? 

Zeuge: Nein, davon habe ich nichts gehört. 

3) Der Aktuar Lietzmann wird vernommen: 

Vorſ.: Wiſſen Sie etwas davon, daß Stieber ſein Kind 
zu einer Diebeshehlerin gegeben hat? 

Zeuge: Ich weiß, daß Stieber ſein erſtes Kind zu irgend 
einer Frau gegeben hat; daß dieſe eine Hehlerin, oder ſonſt 
eine beſtrafte Perſon war, weiß ich nicht. 

Vorſ.: Der Angeklagte hat Sie namentlich als Zeuge 
darüber genannt, daß das Kind abſichtlich ſchlecht verpflegt 
worden ſei. 

Zeuge: Man mag Stieber Vorwürfe machen, welche man 
will, jedenfalls aber muß man ihm laſſen, daß er ein ſehr 
guter Vater iſt, der ſeine Kinder faſt närriſch liebt. Dies 
war namentlich mit dem erſten Kinde der Fall, welches ſpäter 
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geſtorben iſt, wenn ich nicht irre, am Scharlachfieber. Stieber 
und ſeine Frau waren lange Zeit untröſtlich über den Verluſt. 

4) Der Rentier Rogan: Ich ging zur Zeit der Geburt 
des fraglichen Kindes im Hauſe der Schwiegermutter Stiebers 
aus und ein. Dieſe Geburt machte beiden Eltern unzweideutige 
Freude. Als das Kind nach einigen Jahren bedenklich krank 
wurde, ward ihm die größte Pflege und Sorgfalt gewidmet, 
die nur möglich iſt. Stieber benahm ſich immer als zärtlicher 
Vater und war bei dem Tode des Kindes ganz außer ſich. 

5) Der Doktor Behrend: Ich war zur Zeit der Geburt 
des Kindes Stiebers Hausarzt. Das Kind war wegen Be⸗ 
ſchränktheit der Wohnung aus dem Hauſe und zu einer Frau 
in der Dragonerſtraße in Pflege gegeben, welche ich ſelbſt, da 
ſie auf mich den Eindruck einer ordentlichen Frau und einer 
tüchtigen Amme machte, empfohlen hatte. Ich habe das Kind 
dort wiederholt beſucht und mich überzeugt, daß es bei der 
Frau ſehr gut aufgehoben war. Der beſte Beweis dafür war, 
daß es vortrefflich gedieh. Später iſt es — ich glaube im 
Alter von, vier oder fünf Jahren — am Scharlachfieber verſtorben. 

Nachdem die Zeugen dieſe Ausſagen beſchworen hatten, 
theilte der Vorſitzende noch mit, daß er die Strafliſten habe 
durchſehen laſſen, um zu ermitteln, ob die Frau Mingram, bei 
der das Kind in Pflege geweſen, beſtraft ſei. Dieſe Liſten 
ergeben aber keinerlei Beſtrafung derſelben. 

Das Gericht verurtheilte den Eichhoff wegen der ihm zur 
Laſt gelegten Beleidigungen zu zuſammen neun Monaten Ge⸗ 
fängniß. 

Mit dieſem Prozeß haben die auf Stieber bezüglichen 
gerichtlichen Verfahren ihr Ende erreicht. 


38. Stieber als Privatmann (1861 —1866). Seine 
Beziehungen zur ruſſiſchen Regierung. 
Trotz der Dispoſttionsſtellung Stiebers am 1. Dezember 
1860 wurden während der folgenden Jahre vom Miniſterium 


— 31 — 


des Innern die Dienſte Stiebers für wichtige kriminalpolizei⸗ 
liche Kommiſſorien hin und wider in Anſpruch genommen. 
So wurde im Juli 1861 Stieber mit der Verfolgung des 
flüchtigen Bankboten Reichenow, welcher der Filiale der 
Preußiſchen Bank zu Köln mehr als 120,000 Thaler in Bank⸗ 
noten und ſonſtigem Papiergeld unterſchlagen hatte und mit 
dem unterſchlagenen Vermögen durchgegangen war, betraut, und 
es gelang ihm, den Durchgänger in Paris zu ermitteln und 
mit einem großen Theil ſeiner Beute feſtzunehmen. 

Während der Jahre 1861 bis 1866 beſchäftigte ſich Stieber 
mit Häuſerbauten und ⸗Spekulationen, welche ſehr günſtige Er⸗ 
gebniſſe hatten und ihm innerhalb dieſer kurzen Friſt zur Wohl⸗ 
habenheit verhalfen. Bereits im Juli 1853 legte Stieber den 
Grundſtein zu ſeinem ſpäteren Vermögen durch den Ankauf 
eines Grundſtücks in der Alexanderſtraße zu Berlin mit einer 
ſehr geringen Anzahlung. Das Kaufgeld zahlte er nach und 
nach von ſeinen erſparten Einnahmen ab und verkaufte das 
Grundſtück im Jahre 1864, nachdem er es elf Jahre lang be⸗ 
ſeſſen, mit hohem Gewinn. 

Außerdem beſchäftigte ſich Stieber während der gedachten 
5 Jahre mit privatpolizeilichen Geſchäften im Intereſſe der 
ruſſiſchen Regierung, welche ſehr gut honorirt wurden. 
Bereits im Jahre 1860 kam er zu der ruſſiſchen Geſandtſchaft 
in Berlin in einen näheren Verkehr in Folge eines gegen den 
ruſſiſchen Geſandten gerichteten Erpreſſungsverſuches, wobei mit 
der Veröffentlichung einer die Ehre der Frau des Geſandten 
kompromittirenden Thatſache gedroht wurde. Stieber übernahm 
die Aufgabe, in diskreter Weiſe die Skandalaffaire zu erledigen, 
und führte dieſe Aufgabe mit dem ihm eigenen hohen Geſchick 
zur vollen Zufriedenheit des ruſſiſchen Geſandten aus. Bei 
dieſer Gelegenheit wurde Stieber mit dem ruſſiſchen Geſandt⸗ 
ſchaftsattachke, Herrn von Mohrenheim, näher bekannt, 
welcher Anlaß nahm, die ruſſiſche Regierung auf Stiebers her⸗ 
vorragendes kriminaliſtiſches Talent hinzuweiſen, das in Folge 
der Dispoſitionsſtellung Stiebers für ruſſiſche Zwecke in Deutſch⸗ 
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land benutzt werden könnte. Ein mit Stieber abgeſchloſſenes 
Arrangement verpflichtete dieſen zu Recherchen in Deutſchland 
nach politiſchen und gemeinen Verbrechern, welche ihre ver- 
brecheriſchen Handlungen gegen den ruſſiſchen Staat richteten, 
alſo vorzugsweiſe nach ruſſiſchen Demagogen und ruſſiſchen 
Falſchmünzern, und zur ſchützenden Ueberwachung der Perſon 
des ruſſiſchen Kaiſers während ſeiner Reiſen und ſeines Aufent⸗ 
halts in Deutſchland. 


Stieber beſchäftigte zu dieſem Zwecke eine Anzahl Agenten 
in Berlin und in verſchiedenen anderen Städten, und in den 
Fällen, in welchen die preußiſchen Polizeibehörden ex officio 
an den Recherchen nach ruſſiſchen Verbrechern oder an dem 
Schutz für das Leben des in Deutſchland weilenden Czaren 
ſich zu betheiligen hatten, waren die Kriminal⸗Beamten ange⸗ 
wieſen, ſich nach den Dispoſitionen Stiebers zu richten und 
mit ihm gemeinſam zu wirken. Die Beziehungen Stiebers 
zur ruſſiſchen Regierung wurden vermittelt durch den ruſſiſchen 
Staatsrath von Schulz und anfangs auch durch den ruſſiſchen 
Geſandtſchafts⸗Attache von Mohrenheim. 


Dieſe privatpolizeilichen Beziehungen Stiebers zur ruſſiſchen 
Regierung dauerten bis zum Jahre 1874, abgeſehen von den 
kleinen Unterbrechungen, welche ſie während der Kriege der 
Jahre 1866, 1870/71 erfuhren, in denen Stiebers Thätigkeit 
durch ſeine Funktionen als Feld⸗Polizei⸗Direktor vollſtändig 
in Anſpruch genommen war. Nachdem er bereits im Jahre 
1855 den ruſſiſchen Stanislaus⸗Orden zweiter Klaſſe erhalten, 
wurde er im Jahre 1864 mit dem ruſſiſchen Annen⸗Orden 
zweiter Klaſſe dekorirt. Im Jahre 1866 erhielt er den ruſſi⸗ 
ſchen Annen⸗Orden zweiter Klaſſe mit Brillanten und am 
14. Juni 1870 den Stern zum Stanislaus⸗Orden. 


Im Jahre 1874 löſte ſich das Dienſtverhältniß Stiebers 
zur ruſſiſchen Regierung wegen Mangels an Stoff auf, zumal 
ſeine Vermögensverhältniſſe ihm geſtatteten, ſeine einträgliche 
Thätigkeit im ruſſiſchen Intereſſe aufzugeben. 
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Die vorzüglichen privatpolizeilichen Dienſte Stiebers für 
den ruſſiſchen Czaren verſchafften ihm im Laufe der Jahre hin 
und wider auch von anderen Souveränen und ſonſtigen hervor⸗ 
ragenden Perſönlichkeiten Aufträge zu Spezial⸗Ermittelungen, 
deren Ausführungen Stieber ſich ziemlich theuer bezahlen ließ. 

Im Herbſt des Jahres 1863 kam Stieber durch die Ver⸗ 
mittelung ſeines Freundes Braß, des Begründers der „Nord⸗ 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“ zum erſten Male in nähere 
Beziehung zu dem Minifterpräfidenten Herrn von Bismarck, 
welcher ihn ſodann hin und wider zur Ausführung geheimer 
ſtaatspolizeilicher Aktionen benutzte, ohne ihn aber in irgend 
eine offizielle Stellung zum Staatsminiſterium treten zu laſſen. 


IV 


Die ftaats: und feldpolizeiliche Wirk: 
ſamkeit Stiebers. 


39. Stiebers Ernennung zum Feldpolizeidirektor für 
den Feldzug 1866. 

In Folge des Blind'ſchen Attentats gegen den Grafen 
Bismarck am 6. Mai 1866 wurde von dieſem der Direktor 
Stieber, der ſich gerade zur Kur in Marienbad aufhielt, ſchleu⸗ 
nig nach Berlin berufen. Er leiſtete dieſem Rufe mit Unter⸗ 
brechung ſeiner Kur ſofort Folge. Stieber erhielt nunmehr 
den vertrauensvollen Auftrag, den polizeilichen Schutz des 
Lebens des Königs und des Miniſterpräſidenten während jener 
ſehr bewegten Zeit kurz vor dem Ausbruch des deutſchen 
Krieges gegen etwaige erneute Attentate zu übernehmen und 
Vorſchläge über die Organiſation eines ſtaatspolizeilichen In⸗ 
ſtituts zu machen, welches die Verhütung von Attentaten, ſowie 
die Ermittelung und Unterdrückung ſtaatsgefährlicher Umtriebe 
zu ſeiner ausſchließlichen Aufgabe machen ſollte. Dieſen ehren⸗ 
vollen, wenn auch ſehr ſchwierigen Auftrag nahm Stieber ohne 
Zögern an, und er gelangte dadurch in eine Stellung, welche 
an Bedeutung ſeine frühere Thätigkeit als Kriminalpolizei⸗ 
direktor von Berlin weit übertraf, ihn thatſächlich zum Chef 
der preußiſchen Staatspolizei machte und ihn der Perſon des 
Königs nahe brachte. 

König Wilhelm hatte in früheren Jahren niemals Gelegen⸗ 
heit gehabt, in Beziehungen zu Stieber zu treten und deſſen 
polizeiliche Tüchtigkeit ſelbſt kennen zu lernen. Das Blind'ſche 
Attentat bot die erſte Veranlaſſung zu einem ſolchen Heran⸗ 
treten des Königs Wilhelm an Stieber, und ſeit dieſer Zeit 
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nahm Stieber eine ihn auszeichnende Vertrauensſtellung ſowohl 
zu dem Grafen Bismarck, als auch ſpäter zu dem Kaiſer ein, 
in welcher er bis zu Ende ſeines Lebens ſich beſtändig er⸗ 
halten hat. 

Bereits zwei Tage vor dem Blind'ſchen Attentat begann die 
Mobilmachung der preußiſchen Armee für den am 18. Juni 
eröffneten Krieg gegen Oeſterreich und deſſen deutſche Alliirten. 
Am 21. Mai 1866 formirte ſich das preußiſche Hauptquartier 
des Königs und befand ſich in Berlin bis zum 30. Juni, an 
welchem Tage ſich der König nach dem böhmiſchen Kriegsſchau⸗ 
platz begab. Die dem Direktor Stieber vom Miniſterpräſiden⸗ 
ten ertheilte wichtige Aufgabe, für den Schutz der Perſon des 
Königs Sorge zu tragen, erhielt zunächſt einen offiziellen 
Charakter in der Weiſe, daß auf Veranlaſſung des Miniſter⸗ 
präſidenten vom Miniſter des Innern Stieber, welcher noch 
immer als Polizeidirektor z. D. vom Miniſterium des Innern 
reſſortirte, am 28. Mai 1866 ein Kommiſſorium zur Bildung 
und Leitung einer Armee⸗Polizei ertheilt wurde. 

Schon vorher hatte Stieber dem Miniſterpräſidenten einen 
Plan vorgelegt, wonach, getrennt von der Feldgendarmerie für 
den bevorſtehenden Krieg eine beſondere politiſche Feld⸗ 
polizei gebildet werde, welche ſich mit den höhern polizei⸗ 
lichen Obliegenheiten im Hauptquartier, insbeſondere mit dem 
Schutz der Perſon des Königs und der ihm zu Seite ſtehenden 
und ihn begleitenden höchſten Beamten, mit der Fremden⸗ und 
Sicherheitspolizei ꝛc. befaſſe. Graf Bismarck erklärte ſich 
mit dieſem Plane einverſtanden, während der Miniſter des 
Innern, Graf Eulenburg, von einer Trennung der politiſchen 
Feldpolizei von der Feldgendarmerie (welche ſich nach dem 
Stieber'ſchen Plane nur mit dem niederen Polizeidienſt zu be⸗ 
faſſen hätte) anfangs nichts wiſſen wollte. Graf Bismarck 
drang mit ſeiner auch vom Kriegsminiſter gebilligten Anſicht 
beim Könige durch, und Graf Eulenburg mußte nachgeben. 

Auf Grund der im Kriegsminiſterium ausgearbeiteten 
Dienſt⸗Inſtruktion für die politiſche Polizei des großen Haupt⸗ 
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quartiers vom 12. Juni 1866 wurde durch königliche Kabinets⸗ 
ordre vom 23. Juni 1866 „zur Wahrnehmung der höheren 
polizeilichen Funktionen im Hauptquartier des Königs und 
deſſen Umgebung für die Dauer des mobilen Verhältniſſes der 
Armee als beſonderes Organ eine politiſche Polizei ge 
ſchaffen.“ Der Direktor Stieber wurde zum Vorſtande der 
politiſchen Polizei mit dem Titel „Feldpolizei= Direktor” er⸗ 
nannt, und es wurden ihm für den ihm überwieſenen polizei⸗ 
lichen Dienſt drei Beamte zur Verfügung geſtellt, der Polizei⸗ 
Lieutenant Neſtler, der Polizei⸗Lieutenant Seyfried und 
der Kriminal⸗Kommiſſar Cruſius, ſämmtlich Beamte des 
Berliner Polizei⸗Präſidiums. 

Ausdrücklich ausgeſchloſſen von den Funktionen des Feld⸗ 
polizei⸗Direktors war der niedere Polizeidienſt im großen Haupt⸗ 
quartier und deſſen Umgebung, als die Erhaltung der öffent⸗ 
lichen Ruhe und Sicherheit, die Ueberwachung der Beobachtung 
erlaſſener Vorſchriften, das Freihalten der Straßen ꝛc., welche 
Funktionen ausſchließlich der Armee⸗Gendarmerie zufielen. 

Der Feldpolizeidirektor und ſeine Beamten waren hinſicht⸗ 
lich ihrer äußeren Stellung dem Kommandanten des großen 
Hauptquartiers, in höherer Inſtanz dem General⸗-Quartier⸗ 
meiſter, ſowie dem Chef des Generalſtabes der Armee unterge⸗ 
ordnet. Requiſitionen um den Beiſtand der Armee⸗Gendarmerie 
und event. auch der Staatswachen bei umfangreicheren Ge⸗ 
ſchäften der politiſchen Polizei hatte Stieber an den Komman⸗ 
danten des großen Hauptquartiers, welchem die Gendarmerie 
und die Staatswachen ebenfalls unterſtellt waren, zu richten. 
Nur in Fällen, in denen Gefahr im Verzuge war, waren 
Stieber und ſeine Beamten befugt, die Unterſtützung der Armee⸗ 
Gendarmerie event. jeder Militärperſon direkt zu requiriren. 

Die der politiſchen Polizei geſtellten Aufgaben waren 
folgende: 

1) Der Schutz der Perſon Sr. Majeſtät des 
Königs, ſowie die Sicherſtellung der Perſonen der Miniſter 
und ſonſtiger hervorragender Beamten, wobei dem Direktor 
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Stieber jede ihm erforderlich ſcheinende Unterſtützung ſeitens 
der Militärbehörden zu Theil werden mußte. 

2) Die Ueberwachung der feindlichen Spionage im großen 
Hauptquartier und deſſen Umgebung und damit zuſammen⸗ 
hängend die Ausübung einer ſtrengen Fremden⸗ und Sicher⸗ 
heitspolizei mit der Maßgabe, daß die zu dieſem Zwecke 
vom Feldpolizeidirektor für nothwendig erachteten und von der 
Militärhehörde genehmigten allgemeinen Anordnungen von dem 
ganzen Perſonal des Hauptquartiers reſpektirt werden mußten. 

3) Die Kontrole des Brief- und Telegramm: 
verkehrs im großen Hauptquartier und deſſen näherer Um⸗ 
gebung; die Oeffnung von Briefen und Kenntnißnahme von 
Telegrammen, ſowie die Siſtirung der Beförderung beider 
ſtand dem Feldpolizeidirektor nur dann zu, wenn ihm erforder⸗ 
lichen Falls von der Militärbehörde die Vollmacht ertheilt 
worden war. 

4) Die ſorgfältige Kontrole der im Bereiche der Armee 
thätigen Preſſe ſowie der aus dem Hauptquartier ſtammenden 
Zeitungsberichte. 

5) Die Unterſtützung der Militärbehörden durch Beſchaffung 
von Nachrichten über die feindliche Armee und die 
Verhältniſſe im Lande des Gegners, ſowie Ermittelung von 
Perſonen, welche zum Kundſchafterdienſt geneigt 
und geeignet waren. 


40. Berwirkelungen. — Affaire Eppner. 

Die Auszeichnung, welche dem zur Dispoſition geſtellt ge⸗ 
weſenen Polizeidirektor Stieber durch ſeine Ernennung zu dem 
ehrenvollen Poſten eines Feldpolizeidirektors mit weitgehenden 
Befugniſſen zu Theil wurde, erregte, wie dies gar nicht anders 
zu erwarten war, in Beamtenkreiſen vielfach Mißgunſt, und 
auch in der Preſſe wurde er, wahrſcheinlich auf Anregung ſeiner 
Feinde, im Hinblick auf die ihm überwieſene Thätigkeit, ange⸗ 
gegriffen, wobei ſein Charakter als ein inhumaner, illiberaler 
gekennzeichnet wurde. 
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Ein an ſich geringfügiger Vorfall, der ſich während der erſten 
Zeit ſeiner neuen amtlichen Thätigkeit ereignete, gab ſeinen 
Gegnern Veranlaſſung, mit einem Geräuſch gegen ihn vorzu⸗ 
gehen, welches ihn ſicherlich aus ſeiner kaum erlangten Stellung 
verdrängt hätte, wenn nicht Graf Bismarck ſofort die wirkliche 
Sachlage erkannt hätte. 

Stieber befand ſich vor ſeiner offiziellen Ernennung zum 
Feldpolizeidirektor, die erſt am 23. Juni 1866 durch die könig⸗ 
liche Kabinetsordre erfolgt war, auf Grund eines ihm vom 
Miniſter des Innern ertheilten Kommiſſoriums vom 28. Mai 
als Civilkommiſſarius zur Feldpolizei im großen Hauptquartier 
zu Berlin. In dieſer Stellung übte er bereits dieſelben Funk⸗ 
tionen aus, die ihm ſpäter als Feldpolizeidirektor übertragen 
wurden, und zwar auf Grund einer Inſtruktion des Miniſter⸗ 
präſidenten und des Chefs des Generalſtabes. Nach dieſer 
Inſtruktion war er kommiſſariſcher Chef der Armee⸗Polizei im 
großen Hauptquartier zu Berlin und hatte in polizeilichen An⸗ 
gelegenheiten, welche die Sicherheit der Armee betrafen, auch 
in Berlin ſelbſt thätig zu ſein. Zur Unterſtützung in dieſer 
Thätigkeit wurden ihm die früher genannten drei Beamten, 
Polizeilieutenant Seyfried und Neſtler und Kriminalkom⸗ 
miſſar Cruſius, vom Miniſter des Innern beſtimmt, und 
bereits ſeit dem 15. Juni waren dieſe Beamten vom Berliner 
Polizeipräſidenten v. Bernuth angewieſen, ſich zum Antritt 
ihres Kriegs⸗Kommiſſoriums bereit zu halten. Die Formalität 
der etatsmäßigen Ueberweiſung derſelben an die Feldpolizei 
verzögerte ſich jedoch bis zum 27. Juni. 

Da aber im Drange der militäriſchen Ereigniſſe die Dienſte 
der Feldpolizei täglich dringender erfordert wurden, ſo trat 
bereits ſeit dem 20. Juni Stieber mit den drei Beamten in 
Berathung und Funktion. Am 23. Juni erhielt Stieber vom 
Erſten Staatsanwalt beim Berliner Stadtgericht, Herrn Henke, 
eine Requiſition zum polizeilichen Einſchreiten gegen den 
preußiſchen Armeelieferanten Eppner zu Berlin, welcher ver⸗ 
dächtigt worden war, der bayeriſchen Regierung Lieferungen 
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für die feindliche bayeriſche Armee geleiſtet und einen mit dem 
preußiſchen Kriegsminiſterium geſchloſſenen Lieferungsvertrag 
muthwillig nicht erfüllt zu haben. Da es ſich im vorliegenden 
Fall um ſicherheitspolizeiliche Intereſſen der Armee handelte, 
ſo hielt ſich Stieber für befugt zu einer ſelbſtſtändigen Ver⸗ 
nehmung des Eppner über die gegen ihn erhobenen Beſchul⸗ 
digungen, und Stieber begab ſich in Begleitung der drei ihm 
zuertheilten Beamten in das Geſchäftslokal des Eppner, wo er 
dieſen perſönlich vernahm, in deſſen Handlungsbücher Einſicht 
nahm und aus denſelben erſah, daß die Verdächtigungen 
gegen Eppner unbegründet waren. Da ſomit polizei⸗ 
liche Maßnahmen nicht nöthig erſchienen, ſo entfernte ſich 
Stieber, ohne eine Hausſuchung oder eine Beſchlagnahme der 
Bücher vorzunehmen. 

Als dieſer Vorfall dem Polizeipräſidenten von Bernuth 
zu Ohren kam, begab dieſer ſich in der Begleitung des Kriminal⸗ 
Polizeidirektors von Drygalski in die Wohnung des Eppner 
und erkundigte ſich bei dieſem nach dem Hergang der Sache, 
zugleich ſein Bedauern äußernd, daß er von Herrn Stieber 
beläſtigt worden, der amtlich gar nicht befugt wäre, ihn polizei⸗ 
lich zu vernehmen, oder gar in ſeine Geſchäftsbücher Einſicht 
zu nehmen. Herr Eppner faßte dieſen Beſuch des Polizei⸗ 
präſidenten als eine Aufmunterung auf, ſich über das Ver⸗ 
fahren Stiebers zu beſchweren, und reichte deshalb noch an 
demſelben Tage eine Denunziation gegen Stieber bei der 
Staatsanwaltſchaft ein, in der er den Polizei⸗Direktor z. D. 
Stieber der unbefugten Anmaßung eines öffent⸗ 
lichen Amtes bezichtigte. ö 

Nach dieſem Beſuch bei Eppner ließ der Polizeipräſident 
die drei dem Direktor Stieber zugeordneten Polizeibeamten zu 
ſich berufen und belegte ſie mit den ſtärkſten Vorwürfen, daß 
ſte dem Direktor Stieber ſich bereits dienſtlich angeſchloſſen 
hatten, obwohl ihre formelle Ueberweiſung an die Feldpolizei 
noch nicht erfolgt war. Hierauf erhob der Polizeipräſident Be⸗ 
ſchwerde über Stieber beim Miniſterium des Innern, ferner 
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leitete er die Disziplinarunterſuchung gegen die drei Polizeibe⸗ 
amten ein, nahm ſie in Ordnungsſtrafen von 10 bis 20 Thlrn. 
und verbot ihnen ſchließlich durch eine ſchriftliche Verfügung, 
ferner irgend welchen Requiſitionen Stiebers Folge zu leiſten. 

Stiebers Thätigkeit als Feldpolizeidirektor war dadurch 
lahm gelegt, und als am folgenden Tage (am 24. Juni) der 
Miniſterpräſident dem Stieber den Befehl ertheilte, die ihm zuge⸗ 
ordneten drei Polizeibeamten, da der Ausmarſch des königlichen 
Hauptquartiers noch nicht beſtimmt war, ſofort nach den okku⸗ 
pirten Städten Dresden und Leipzig und nach dem Haupt⸗ 
quartier der ſchleſiſchen Armee zu ſchicken, an welchen Stellen 
die dringendſte Noth an tüchtigen und zuverläſſigen Polizeibe⸗ 
amten vorlag, ſo mußte Stieber ſich außer Stande erklären, 
dieſem Befehle nachzukommen, da in Folge des beſchriebenen 
Dazwiſchentretens des Herrn v. Bernuth die Feldpolizei des 
großen Hauptquartiers aus ſeiner Perſon allein beſtand. Zu⸗ 
gleich ſtellte Stieber bei dem Grafen Bismarck, als dem 
Chef der Staatsverwaltung und dem oberſten Leiter der Armee⸗ 
polizei, den dringenden Antrag, Maßregeln gegen ein ferneres 
ſtörendes Dazwiſchentreten des Herrn v. Bernuth zu ergreifen 
und die amtliche Aufhebung der von Herrn v. Bernuth gegen 
die drei Beamten der Armeepolizei ungerechtfertigter Weiſe ver⸗ 
hängten Ordnungsſtrafen zu veranlaſſen. 

Graf Bismarck erſuchte demzufolge ſchriftlich, unter Mit⸗ 
theilung der Stieber ' ſchen Beſchwerde über den Polizeipräſiden⸗ 
ten v. Bernuth, den Grafen Eulenburg, ſchleunigſt den Polizei⸗ 
präſidenten anzuweiſen, die drei Polizeibeamten dem Direktor 
Stieber zur Verfügung zu ſtellen und die gegen dieſe Beamten 
verhängten Ordnungsſtrafen von Amtswegen niederzuſchlagen. 
Dieſen Anträgen wurde vom Miniſter des Innern ſofort ent⸗ 
ſprochen. Das geräuſchvolle Entgegentreten des Polizeipräſi⸗ 
denten von Bernuth gegen die amtliche Berufsthätigkeit des 
Direktors Stieber wurde vom Miniſter des Innern gemißbilligt, 
und die vom Präſidenten gegen die drei Polizeibeamten ver⸗ 
hängten Ordnungsſtrafen wurden niedergeſchlagen, da ſie ſich 
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bei ihrem Verhalten in einem entſchuldbaren Irrthum be⸗ 
funden hatten. 

Hiermit hatte aber die Eppner'ſche Affaire noch nicht ihr 
Ende erreicht. Denn ebenſo wie der Polizeipräſident, nahm 
auch der Staatsanwalt beim Berliner Stadtgericht Anlaß, die 
Berechtigung des Feldpolizeidirektors Stieber zu amtlichem Ein⸗ 
ſchreiten gegen den Lieferanten Eppner in Frage zu ftellen, 
Wie bereits oben bemerkt, hatte Kaufmann Eppner an den 
Staatsanwalt eine Denunziation gegen Stieber wegen unbe⸗ 
fugter Anmaßung eines öffentlichen Amtes gerichtet. Obwohl 
der Erſte Staatsanwalt beim Stadtgericht, Herr Henke, ſelbſt 
Stieber zu polizeilichem Einſchreiten gegen Eppner veranlaßt 
hatte, ſo glaubte doch der Staatsanwalt Goltz, welchem ſo⸗ 
dann die Denunziation des Eppner zugegangen war, auf die⸗ 
ſelbe eingehen zu müſſen, indem er ſie nicht etwa dem Be⸗ 
ſchuldigten zu ſeiner Gegenäußerung, ſondern dem Miniſter⸗ 
präſidenten ſelbſt zuſchickte, damit dieſer eine Erklärung Stiebers 
gegen die Denunziation veranlaſſe. Dieſes ſonderbare Ver⸗ 
halten motivirte der Staatsanwalt Goltz in ſeinem Schreiben 
an den Grafen Bismarck vom 27. Juni mit folgenden Worten: 
„Durch die öffentlichen Blätter weiß ich, und habe es auch auf 
anderem Wege beſtätigen hören, daß der Direktor Stieber in 
der That reaktivirt, und daß ihm eine höhere Polizeibeamtung, 
welche in Verbindung mit den Kriegsereigniſſen ſteht, zugetheilt 
iſt. Da indeſſen dieſe Nachrichten durch den Staatsanzeiger 
bisher offiziell nicht beſtätigt ſind, glaube ich Bedenken tragen 
zu müſſen, das ſonſt bei Beſchuldigung von Beamten übliche 
Verfahren einzuſchlagen und dem Direktor Stieber die De⸗ 
nunziation unmittelbar zur Erklärung vorzulegen.“ 

Dem Staatsanwalt wurde hierauf von Stieber, dem Graf 
Bismarck das Schreiben des Staatsanwalts zur Beantwortung 
übergeben hatte, von Nikolsburg aus am 25. Juli die Er⸗ 
widerung zu Theil, daß eine Publikation ſeiner Ernennung 
zum Feldpolizeidirektor durch den Staatsanzeiger in keiner 
Weiſe geſetzlich nothwendig war, da die betreffende Stellung 
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nur eine kommiſſariſche ſei und da er niemals aus dem Polizei⸗ 
dienſt völlig ausgeſchieden, ſondern im Jahre 1861 nur vor⸗ 
läufig zur Dispoſition geſtellt worden ſei. — Hiermit hatte 
die an ſich gänzlich bedeutungsloſe Eppner'ſche Affaire endlich 
ihren völligen Abſchluß erlangt. 


41. Das Große Hauptquartier in Böhmen. — Die Nacht 
nach der Entſcheidungsſchlacht im Jauptquartier. 

Nachdem die Preußen in mehreren Treffen die öſterreichiſchen 
Truppen beſiegt hatten, wurde das Große Hauptquartier am 
30. Juni 1866 von Berlin nach Reichenberg in Böhmen ver⸗ 
legt. Dem Feldpolizei⸗Direktor waren außer den drei Polizei⸗ 
beamten, Lieutenants Seyfried und Neſtler und Kriminalkom⸗ 
miſſar Cruſius, zur dienſtlichen Hilfeleiſtung zwei Trainſoldaten 
zur Bedienung ſowie zwei Fuhrwerke überwieſen. Stieber 
fuhr mit ſeinem Adjutanten Seyfried in demſelben Zuge, welcher 
den König, den Prinzen Karl und das engere Hauptquartier 
nach dem Kriegsſchauplatz beförderte, und hatte an den Halte⸗ 
ſtellen mit der ihm zur Verfügung geſtellten Stabswache für 
die Abſperrung der Bahnhöfe Sorge zu tragen, da die Abſper⸗ 
rung durch die Lokalbehörden oft ſehr mangelhaft war. In 
„Kohlfurt auf dem Bahnhofe trat Prinz Karl, als Stieber 
ihm beſcheiden ausweichen wollte, auf ihn zu und redete ihn 
mit den Worten an: „Guten Tag, Stieber, ich dächte, wir 
ſind alte Bekannte, weshalb weichen Sie mir und dem Könige 
aus, wir haben ſchon vorher mit Ihnen ſprechen wollen.“ 

Um ½5 Uhr Nachmittags kam das große Hauptquartier 
in Reichenberg an, woſelbſt eine furchtbare Konfuſion 
herrſchte. Ein kleines Abenteuer, welches Stieber am folgenden 
Morgen in Reichenberg hatte, erzählt er in einem Briefe an 
ſeine Frau: „Mit unſeren Wagen habe ich große Noth gehabt. 
Ich wollte Hemmſchuhe für die weiteren Fahrten auf dem ge⸗ 
birgigen Terrain machen laſſen, ja Proſt Mahlzeit, die Preußen 
haben hier viel Eiſenzeug fortgenommen und arbeiten laſſen 
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und nichts bezahlt. Die Schmiedegeſellen ſind fortgelaufen 
oder arbeiten nicht, man will auch dem preußiſchen Militär 
nicht helfen. Ich war bei ſechs Schmieden und in allen Eiſen⸗ 
handlungen, Niemand will mir Hemmſchuhe ſchaffen, nicht für 
Geld, das ich vorher bezahlen wollte. Endlich riß mir der 
Geduldsfaden. Ich ließ zwei Schmiedemeiſter feſtnehmen und 
erklärte, ich würde ſie ſo lange feſthalten und mit meinen 
Fuhrwerken mitſchleppen, damit ihre Arme als Hemmſchuhe 
dienten, und wenn das Nichts helfen würde, würde ich den 
Bürgermeiſter verhaften laſſen, bis ich Hemmſchuhe hätte. Als 
ich nach der Wache ſchickte, um Soldaten zu holen, fand ſich 
endlich ein Schmied, der mir Hemmſchuhe machte. Ich muß 
mir hier à la Hinckeldey und Patzke zu helfen wiſſen.“ 

Am 2. Juli rückte das Hauptquartier nach Gitſchin vor, 
in deſſen Nähe am 29. Juni ein ſiegreiches Treffen von den 
Preußen geliefert worden. In der Nacht vom 3. zum 4. Juli, 
nach dem Eintreffen der Siegesbotſchaft von der Entſcheidungs⸗ 
ſchlacht bei Königgrätz, rückte das große Hauptquartier nach 
Horitz vor. 

„Große Züge mit Verwundeten,“ ſchrieb Stieber in einem 
aus dem Hauptquartier Horitz vom 5. Juli an ſeine Frau ge⸗ 
richteten Briefe, kamen uns bereits vom Schlachtfelde in un⸗ 
abſehbaren Wagenzügen entgegen, ſo daß wir nur im Schritt 
vorrücken konnten. Morgens um 4 Uhr kamen wir in Horitz 
an, wo der König, Prinz Karl und Graf Bismarck in der 
Nacht ſich in dem kleinen öden Stadtſchloß ein Lager geſucht 
hatten, da ſie von der Schlacht ermüdet waren. Die preußiſche 
Armee lagerte draußen auf den Feldern in Baracken von 
Baumzweigen. General Steinmetz war mit der Verfolgung 
der fliehenden Oeſterreicher beſchäftigt, zuweilen hörte man noch 
entfernten Kanonendonner. Horitz bot ein Bild dar, welches 
ich nie vergeſſen werde. Die Stadt war ſeit geſtern früh von 
ihren ſämmtlichen Einwohnern verlaſſen, ſie war ausgeſtorben, 
todt wie Herculanum und Pompeji. Zuerſt hatten vor uns 
100,000 Oeſterreicher hier gehauſt, dann waren an 200,000 
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Preußen gefolgt. Es fehlte alſo jede Spur von Lebensmitteln. 
kein Tropfen Wein, keine Milch, kein Brod, nur ſchlechtes 
Waſſer. Kein Pferdefutter. Der König und Graf Bismarck 
waren am Abend vorher ohne Küchenwagen vorgerückt, ſie hat— 
ten daher ein Stück Brod mit Salz eſſen müſſen, als ſie in 
der Nacht ſich in dem Schloß zur Ruhe begeben wollten. 
„Das Hauptquartier mußte ſich auf offener Straße lagern; 
wir hatten uns beim ſchnellen Ausrücken aus Gitſchin, wo 
übrigens auch ſchon die größte Noth geherrſcht, nicht mit Lebens⸗ 
mitteln verſehen und kamen daher in große Noth. Ich mußte 
mir von einem Poſtillon ein Stück Brod betteln, da unſer 
Kommißbrod verſchimmelt und ungenießbar war. Endlich fingen 
wir an, die Hänſer zu erbrechen, um einzudringen. Ich erbrach 
ein früheres Gaſthaus, holte unſere Küche vor und kochte 
Kaffee auf dem Billard, da alle Tiſche voller Schmutz lagen. 
Herr Cruſius fand in einem Hühnerſtall 5 Eier und ſo feierten 
wir ein fürſtliches Mahl. Aber gleich darauf drangen die 
Militärärzte in das offene Haus und belegten daſſelbe mit Ver⸗ 
wundeten; an der Stelle, an der ich Kaffee gekocht, wurden 
zehn Minuten ſpäter ſechs Offiziere, vier Preußen und zwei 
Oeſterreicher, amputirt. Blutjunge vornehme Leute; einem 
öſterreichiſchen Fähnrich von Milch und Blut wurden beide 
Beine abgenommen. Mir verging ſehr bald jeder Appetit. 
Die Aerzte verſicherten mir, die Hälfte der Leute müßte rettungs⸗ 
los ſterben, es fehlt hier an Allem, namentlich an Eis, welches 
die Hauptſache iſt. Ich erbrach nun ein anderes Haus, 
quartirte mich ein und verſuchte auf einem alten Polſterſtuhl 
zu ſchlafen, aber in wenigen Viertelſtunden lag ich wieder unter 
ſtöhnenden Verwundeten, denen wir nichts reichen konnten, da 
wir nichts hatten. Ich rückte alſo wieder aus und brach ein 
drittes Haus auf, wo ein altes zitterndes, ſchmutziges Böhmen⸗ 
Weib zum Vorſchein kam .. . Mittags gegen 11 Uhr (am Tage 
nach der Schlacht) kam Herr v. Bismarck auf dem Markt 
zum Vorſchein. Ich konnte nicht umhin, auf ihn loszuſtürzen, 
ihm die Hand zu drücken und meine Freude darüber auszu⸗ 
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ſprechen, daß er unverſehrt geblieben. Er war ſehr freundlich 
und ich kann wohl ſagen gerührt. Gleich darauf begegnete 
mir Herzog von Ujeſt. Ich bat ihn um ein Stück Brod für 
meine Trainſoldaten. Er betheuerte mir, er habe ſelbſt keinen 
Happen genoſſen. „Nun denn“, ſagte ich, „will ich Euer 
Durchlaucht, den reichſten Mann im Lande, traktiren, Sie können 
bei mir eine Taſſe ſchwarzen Kaffee trinken.“ Man kann ſich 
hieraus ein Bild von den hieſigen Zuſtänden machen. 

„Gleich darauf kam Prinz Karl die Straße entlang. 
Er drückte mir mit Thränen in den Augen die Hand und er⸗ 
zählte mir die ganze geſtrige Schlacht. Die Garde hat furcht⸗ 
bar verloren, namentlich das 1. Garde⸗Regiment. Ein Bataillon 
hat alle Offiziere verloren, ſo daß ein Feldwebel das Bataillon 
geführt hat. Bei der Erzählung drehte ſich der Prinz um und 
weinte bitterlich. Der Prinz hat wohl eine Stunde lang mit 
mir geplaudert und mir Alles ganz ſpeciell erklärt. Herr 
Hiltl aus Berlin, der als Berichterſtatter hier iſt, war auch 
dabei. Hier hört auch aller Unterſchied der Stände auf. 
Geſtern (4. Juli) kam ein Courier aus Berlin an, ſo daß 
Herr von Bismarck viel arbeiten mußte; ich wurde auch noch 
gerufen, um amtlich mitzuarbeiten. Da ſaß der große Mann, 
vor dem die Fürſten Europas zittern, in einem Wirthſchaftsge⸗ 
bäude des Schloſſes in einer Kutſcherſtube auf einem Holzſtuhl 
und ließ ſich Vortrag halten. Graf Bismarck⸗Bohlen, 
die Geheimen Legations-Räthe Abeken und von Keudell 
waren auch dort. Im Garten des Schloſſes lag die Stabs⸗ 
wache mit vielen Feuern im Bivouak. Der König, der Kron⸗ 
prinz und Prinz Friedrich Karl gingen auf dem Schloßhofe 
ſpazieren. Die Generale ſaßen in allen Ecken umher. 

Am Nachmittage fuhr ich mit unſerem kleinen Wagen auf 
das friſche Schlachtfeld hinaus, wo noch Tauſende von Todten 
und Tauſende von Verwundeten umherlagen. Erlaſſe mir, 
über das zu ſchreiben, was ich hier geſehen und erlebt. Ich 
hatte zwei Flaſchen Wein bei mir, die letzte Hilfe für mich in 
der Noth, aber ich habe auch den letzten Tropfen hingegeben 
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und an Freund und Feind verſchenkt, welche verwundet auf 
freiem Felde, in Scheunen und im Gebüſch unter einander 
lagen.. .“ 

Am 6. Juli rückte das Hauptquartier von Horitz nach 
Par dubitz, dem wichtigſten Knotenpunkt von Böhmen, vor, 
einer großen und ſchönen Stadt, woſelbſt während des drei⸗ 
tägigen Aufenthalts des Hauptquartiers Stieber die ſtädtiſche 
Polizeidirektion übernahm und ſich mit ſeinen Beamten im Rath⸗ 
haus inſtallirte. — Am 9. Juli rückte das Hauptquartier nach 
Hohenmauth vor und wurde am folgenden Tage nach 
Zwittau in Mähren verlegt. Dank den Bemühungen der 
Feldpolizei unter der Leitung Stiebers, Unzuträglichkeiten 
zwiſchen den Soldaten und den Einwohnern der okkupirten 
Theile Böhmens zu verhüten, war inzwiſchen die Stimmung 
der Bevölkerung in dieſen okkupirten Theilen eine weſentlich 
beſſere geworden, und Stieber konnte ſich bei dem Vorrücken 
des Hauptquartiers von Böhmen nach Mähren der begründeten 
Hoffnung hingeben, daß gewaltſame Zuſammenſtöße zwiſchen 
der Bevölkerung in Böhmen und den preußiſchen Beſetzungs⸗ 
truppen im Rücken des Hauptquartiers nicht eintreten würden. 
In Zwittau zeigten ſich die Einwohner ruhig, und der Verkehr 
war daſelbſt wieder in ſeine alten Bahnen gelenkt. 


42. ier als Polizeidirektor von Brünn und 
Vikolsburg. 

Am 12. Juli rückte das Hauptquartier nach Czernahora, 
dicht vor Brünn vor, und am 13. Juli wurde das Hauptquar⸗ 
tier nach Brünn verlegt, woſelbſt Stieber die ſtädtiſche Polizei⸗ 
verwaltung übernahm und bis zum Vorrücken des Hauptquar⸗ 
tiers nach Nikolsburg leitete. 

Ueber ſeinen Antritt dieſer Stellung ſchrieb Stieber am 
Tage nach dem Einrücken der Truppen in Brünn an ſeine Frau: 

„Ich begab mich ſofort auf das Rathhaus und forderte 
Uebergabe der Polizeiverwaltung, der Poſt und des Telegraphen⸗ 
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amts. Mit großer Freundlichkeit wurde mein Verlangen er⸗ 
füllt. Es waren hier ein kaiſerlicher Statthalter und ein 
kaiſerlicher Polizeidirektor, beide ſind geſtern entflohen, und ich 
habe ihre Funktionen übernommen. Am Nachmittag 5 Uhr 
(13. Juli) fand eine Sitzung des Magiſtrats ſtatt, in welcher 
ich in voller Galauniform erſchien und mein Amt antrat. 
Der König rückte mit dem Hofſtaat erſt gegen Abend ein, und 
ich hatte bereits die Ehre, mit dem Magiſtrat und der hohen 
Geiſtlichkeit Se. Majeſtät am Eingange der Stadt zu begrüßen, 
wo die unvermeidlichen Reden gehalten wurden. Die Stadt 
Brünn iſt ſehr reich und benimmt ſich gegen uns ſehr ſplendid. 
Ich bin in einem ſehr noblen Gaſthofe mit voller freier Koſt 
einquartiert. Eine Equipage und zwei Polizeidiener ſtehen zu 
meiner Verfügung, und wenn ich ausfahre, reiten zwei 
preußiſche Gendarmen vor, ein öſterreichiſcher Polizeidiener ſitzt 
auf dem Bocke und ich ſpiele keine geringe Figur. Von den 
hier erſcheinenden Zeitungen habe ich fünf unterdrückt, vier er⸗ 
ſcheinen unter meiner Cenſur weiter. Es iſt auch ein Theater 
hier, welchem geſtattet iſt, unter Aufſicht weiter zu ſpielen.“ 

In einem Briefe an ſeine Gattin vom folgenden Tage 
(15. Juli) ſchreibt Stieber: 

„Wenn ich hier (Brünn) auch eine bedeutende Stellung 
einnehme, ſo bin ich nicht immer auf Roſen gebettet, die Zahl 
der Vorgeſetzten iſt zu groß, und es iſt mit den höheren Offi⸗ 
zieren ſehr ſchwierig zu verkehren, namentlich wenn man oft 
von verſchiedenen Seiten ganz verſchiedene Befehle erhält. 
Glücklicherweiſe iſt mir Alles ziemlich Pomade, da ich die ganze 
Geſchichte als ein rein vorübergehendes Verhältniß auffaſſe, 
und ich ſehe immer mehr ein, je weniger man thut, deſto beſſer 
fährt man. Ich wünſche mit Vielen, daß die Geſchichte bald 
zu Ende geht. Der Krieg iſt und bleibt das Schrecklichſte, 
was der Menſch erleben kann. Ich hoffe, Dir recht bald aus 
Wien ſchreiben zu können. Gebe nur Gott, daß nicht noch 
eine Schlacht vorhergeht, ich mag dieſen Jammer nicht noch 
einmal erleben. 
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„Herr v. Bismarck hat unter den hohen Militärs, wie ich 
ſehe, auch eine ſehr ſchwierige Stellung, zumal wenn die diplo⸗ 
matiſchen Verhandlungen mit den militäriſchen Aktionen ſich fort⸗ 
während kreuzen (der franzöſiſche Botſchafter Benedetti kam zu⸗ 
gleich mit dem Hauptquartier nach Brünn und eröffnete Verhand⸗ 
lungen mit dem Grafen Bismarck wegen Herſtellung des Friedens).“ 

Trotz der anftreigenden Dienſtgeſchäfte als Feldpolizei⸗ 
direktor und Polizeidirektor derjenigen größeren Städte, in 
welchen das Hauptquartier des Königs ſich aufhielt, nahm ſich 
Stieber dennoch faſt täglich Zeit, an ſeine Frau und Kinder 
ausführliche Briefe zu ſchreiben, welche von ſeiner wahrhaft 
innigen Gatten⸗ und Vaterliebe ein beredtes Zeugniß ablegen. 
Die Sorge um das Befinden ſeiner Frau und Kinder be⸗ 
herrſchte ihn fortwährend, und die Angſt, daß die zur Zeit in 
Berlin graſſirende Cholera in ſeiner zahlreichen Familie eben⸗ 
falls ein Opfer verlangen könnte, peinigte ihn unausgeſetzt. 
Nichts konnte ihn ſo in Aufregung verſetzen, als das Aus⸗ 
bleiben eines erwarteten Briefes von Hauſe, was in Folge des 
ſchnellen Vorrückens des Hauptquartiers und der dadurch be⸗ 
wirkten Verzögerung des Feldpoſtverkehrs öfter ſich ereignete. 

Am 17. Juli Nachmittags wurde das Hauptquartier nach 
Nikolsburg verlegt. „Nikolsburg,“ ſchrieb Stieber am 19. Juli 
an ſeine Frau, „iſt ſo bergig, wie ich noch nie eine Stadt ge⸗ 
ſehen, mit wunderbarer alpenartiger Umgebung. Dabei liegt 
das Schloß Dietrichſtein faſt ſo ſchön wie Heidelberg und 
prächtig erhalten. Es iſt eine Beſitzung des öſterreichiſchen 
Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten, der dieſen ganzen 
Krieg herbeigeführt, des Grafen v. Mensdorff. Als Graf 
Bismarck geſtern hier ankam, ſagte er zu mir: Mein 
Stammſchloß Schönhauſen iſt ein beſcheidenes 
Häuschen gegen dieſen fürſtlichen Sitz, aber ich 
tauſche doch nicht mit Herrn v. Mensdorff, wenn 
er auf meinem Stammſchloß ſchlafen ſollte. Es 
iſt doch beſſer, ich ſchlafe bei ihm, als er bei mir 
in Schönhauſen.“ 


43. Die Friedensverhandlungen im Hauptquartier. — 
Ein Charakterzug des Königs. — Attentatsgerüchte. — 
Mahregeln gegen die Diebe auf den Schlachtfeldern. 


Sehr intereſſant iſt eine Schilderung des Beginns der 
Friedensverhandlungen zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich in einem Briefe Stiebers an ſeine Gattin vom 24. Juli: 

„Die Friedens » Verhandlungen ſind ſeit vorgeſtern hier in 
vollem Gang, und es ſcheint der Frieden fertig zu ſein. Heut 
Mittag ſpeiſen ſämmtliche öſterreichiſche, italieniſche und fran⸗ 
zöſiſche Diplomaten beim Könige, ein ziemlich ſicheres Zeichen, 
daß die ganze Geſellſchaft einig iſt. Auch die Wahrnehmungen, 
welche ich heute früh gemacht, als ich gemeinſchaftlich mit dem 
Herzoge von Ujeſt, der Militärgouverneur von Mähren gewor⸗ 
den iſt, dem Miniſterpräſidenten Vortrag hielt, laſſen mir keinen 
Zweifel darüber, daß wir nicht mehr nach Wien, ſondern in 
den nächſten Tagen über Prag nach Berlin zurückkehren. 

„Ich verkehre ſehr oft in den finſteren geheimen Gängen 
des weitläufigen Schloſſes von Nikolsburg, in welchem Na⸗ 
poleon I. nach der Schlacht von Auſterlitz gewohnt hat, und 
es iſt höchſt intereſſant, wenn mir dann bald ein öſter⸗ 
reichiſcher, bald ein italieniſcher, bald ein franzöſiſcher, bald 
ein preußiſcher Diplomat über die Bühne huſcht, und wenn 
ich alle dieſe verſchiedenen Geſichtszüge ſtudire. Dazwiſchen 
erſcheinen manchmal wie ruhig leuchtende Meteore unſer König, 
unſer Prinz Karl, Herr v. Bismarck und Herr v. Roon. Ich 
hatte vorgeſtern Abend gerade im Portal des Schloſſes zu 
thun, als zwei ziemlich dürftige Landkutſchen und eine Wiener 
Droſchke Nr. 382 vorfuhren und die vier öſterreichiſchen Frie⸗ 
densunterhändler brachten. Es waren der Kriegsminiſter Graf 
Degenfeld, der öſterreichiſche Geſandte in Berlin Graf Ka⸗ 
rolhi und die Legationsräthe v. Brönner und Kufſtein. 
Ich ſelbſt führte die Herren den Schloßgarten hinauf. Es 
war ein großer hiſtoriſcher Moment, der die Landkarte von 
Europa bedeutend verändern wird, als die Abgeſandten des 
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ſtolzen Hauſes Lothringen, des Kaiſers von Oeſterreich, an der 
Thürſchwelle des ehemaligen Vaſallen, des Burggrafen von 
Nürnberg, erſchienen, um den Frieden zu erbetteln und die 
Schonung der Stadt Wien zu erflehen, in der die Grafen von 
Hohenzollern einſt beim Kaiſer Hofdienſte zu verrichten hatten. 
Es geſchah dieſes Ereigniß noch dazu in dem eroberten Schloſſe 
des öſterreichiſchen Reichminiſters. Der König nahm die Ge⸗ 
ſandtſchaft erſt am anderen Tage an, Herr v. Bismarck aber 
hielt noch an demſelben Abende mit Herrn v. Karolyi, der ihm 
früher in Berlin ſo ſtolz begegnete, ein vertrauliches Zwiege⸗ 
ſpräch bei einer Kanne Bier, welches ein Kanzleidiener, der 
mit mir den Schloßberg herabſtieg, in einem irdenen Kruge 
holte, den mir das Dienſtmädchen (in Berlin) nicht zum Waſch⸗ 
waſſer vorſetzen dürfte. Es iſt wunderbar, wie unſcheinbar 
ſich ſolche große hiſtoriſche Momente in der Wirklichkeit voll⸗ 
ziehen ö 

„Herr v. Bismarck will übrigens viel weiter 
gehen als der König, aber es ſcheint, als ſetze er ſeinen 
Willen nicht ganz durch, ſelbſt der Kronprinz, höre ich, ſteht 
auf Seiten des Herrn v. Bismarck. Der König will noch 
immer nicht alle Rückſichten gegen die anderen 
deutſchen Fürſten außer Acht laſſen. Jedenfalls 
werden dieſelben eben zu leeren bedeutungsloſen Schatten 
herabſinken.“ 

Die Friedensverhandlungen nahmen aber am 25. Juli einen 
minder günſtigen Verlauf und ſchienen an dieſem Tage faſt 
dem Abbruche nahe zu ſein. Stieber ſchrieb an dem gedachten 
Tage an ſeine Gattin: „Herr v. Bismarck tritt ſehr energiſch 
für ſein Vaterland (es handelte ſich um die Geſtaltung des 
neuen deutſchen Bundes) auf, er will einen möglichſt günſtigen 
Frieden für Preußen und iſt noch immer nicht einig mit der 
Hofpartei. Preußen kann dieſem großen Manne wirklich ein 
Denkmal ſetzen. Wenn es nach Bismarck ging, wären wir 
längſt in Wien.“ ... Nachſchrift: „Soeben werde ich in's 
Schloß gerufen, man hält den Fortgang des Krieges für mög⸗ 
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lich, da werde der Teufel daraus klug. Ich traue es dem 
Herrn v. Bismarck zu, daß er den ganzen Frieden umwirft, 
wenn ihm die Bedingungen nicht paſſen. Noch hat Italien 
nicht zugeſtimmt.“ Aber ſchon am folgenden Tage ſchrieb 
Stieber: „Der Frieden iſt wohl geſichert; derſelbe ſoll günſtig 
ſein und alle vernünftigen Anſprüche erfüllen.“ 

Ein Charakterzug des Königs Wilhelm während des deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Krieges möge an dieſer Stelle Erwähnung 
finden, den Stieber in einem Briefe aus Nikolsburg an ſeine 
Gattin mittheilt. Aus Anlaß einer Anfrage eines Berliner 
Weinhändlers, ob kein Champagner im Hauptquartier des 
Königs gebraucht würde, ſchrieb Stieber: „Laſſe Herrn B. 
rufen und ſage ihm, Oberſt⸗Lieutenant v. Kroſigk (Kommandant 
des Großen Hauptquartiers) hat keinen Champagner beſtellt, 
weder für ſich, noch für das Hofmarſchall⸗Amt. Bei Hofe 
wird hier nicht ein Tropfen Champagner ge⸗ 
trunken, der König hat es abgelehnt, weil es ſich 
nicht ſchickt, wo ſo viele darben müſſen, zu 
ſchwelgen. Der Kellermeiſter hat nur 70 Flaſchen mit, der 
König hat befohlen, daß dieſe unberührt zurückkommen.“ 

In Bezug auf ſeine eigene Perſon bemerkt Stieber in dem⸗ 
ſelben Briefe: „Ich für meine Perſon habe mich von der Hof⸗ 
küche und Kellerei übrigens ganz zurückgehalten, ich habe nicht 
einen Happen, nicht einen Trunk angenommen, ſo oft man 
mich eingeladen, ich habe lieber trocken Brod gegeſſen, habe 
mir aber durch dieſe Enthaltſamkeit eine unabhängige, geachtete 
Stellung geſchaffen. Ich habe nur einmal eine Privat⸗Ein⸗ 
ladung des Geheimen Hofraths Bork angenommen.“ | 

Neben den regelmäßigen Feldpolizei⸗ und Lokal» PVolizei- 
Geſchäften in den vom Hauptquartier berührten Städten hatte 
Stieber während des Krieges auch zweimal Veranlaſſung, in 
Folge aufgetretener Attentats gerüchte, für die Sicherung 
der Perſon des Königs außerordentliche Maßregeln zu ergreifen 
und ſeine Aufmerkſamkeit auf dieſen wichtigſten Theil ſeiner 
Aufgaben als Feldpolizei⸗Direktor zu konzentriren. 
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In beiden Fällen ſtellte ſich ſchließlich heraus, daß es ſich 
höchſt wahrſcheinlich um eine Myſtifikation der Behörden ge= 
handelt habe. Am 10. Juli empfing das Auswärtige Amt ein 
Schreiben des deutſchen General⸗Konſuls in Waſhington, Herrn 
v. Gerolt, worin dieſer mittheilte, daß nach einem ihm zuge⸗ 
gangenen anonymen Schreiben aus New⸗Orleans eine Ver⸗ 
ſchwörung von einigen Deutſchen zu New⸗Orleans gegen das 
Leben des Königs und des Herrn v. Bismarck beſtände, welche 
entſchloſſene Perſonen behufs Ausführung der Attentate nach 
Berlin reſp. nach dem Kriegsſchauplatze ſchicken wollten. Herr 
v. Gerolt hatte ſofort in Newyork eine ſorgfältige Beobachtung 
der nach Deutſchland abgehenden Schiffe veranlaßt. Ebenſo 
wurden in Berlin in dem königlichen Hauptquartier die aus 
Amerika eintreffenden Fremden überwacht, aber nicht eine Perſon 
wurde ermittelt, welche der Ausführung jenes verbrecheriſchen 
Planes verdächtig erſchien. Gleichzeitig gelangte an das Aus⸗ 
wärtige Amt zu Berlin die Anzeige über eine in Neapel und 
Sicilien beſtehende Verſchwörung von Deutſchen zur Er⸗ 
mordung hervorragender Perſönlichkeiten in Deutſchland. Der 
Präfekt von Neapel beſtätigte auf die darüber an ihn gerichtete 
Anfrage das Vorhandenſein von Umtrieben, die von Deutſchen, 
Oeſterreichern und von orleaniſtiſchen und legitimiſtiſchen Fran⸗ 
zoſen ausgingen. Es fanden demzufolge auch mehrfache Ver⸗ 
haftungen in Neapel ſtatt, welche jedoch zu einer weiteren Auf⸗ 
klärung des Sachverhalts nicht geführt haben. 

In Anerkennung der vom Direktor Stieber als Feldpolizei⸗ 
Direktor geleiſteten Dienſte verlieh der König ihm in Nikols⸗ 
burg am 31. Juli 1866 den Charakter als „Geheimer Re: 
gierungsrath.“ 

Am 4. Auguſt kehrte Stieber im Gefolge des Königs nach 
Berlin zurück, nachdem er wenige Tage vorher durch einen 
Bericht an den Miniſter des Innern Grafen Eulenburg Vor⸗ 
ſorge getroffen hatte, daß auch nach ſeiner Entfernung vom 
Feldlager die etwaigen preußiſchen Diebe, welche von den 
Schlachtfeldern und ſonſt Sachen geſtohlen und geraubt hatten, 
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bei ihrer Rückkehr nach Preußen zur Rechenſchaft wegen ihres 
ſchändlichen Gewerbes gezogen würden. In ſeinem Bericht an 
den Miniſter des Innern ſprach Stieber die Beſorgniß aus, 
daß eine große Anzahl der hinter der Armee herziehenden 
Marketenderwagen und Fourage⸗Fuhrwerke benutzt werden 
würden, um bei ihrer etwa um die Mitte Auguſt zu erwarten⸗ 
den Rückkehr nach Schleſien die von den Schlachtfeldern und 
ſonſt geſtohlenen Sachen in Sicherheit zu bringen, und knüpfte 
an dieſe Beſorgniß den Vorſchlag, Vorkehrungen zu treffen, 
damit auf den die Verbindung zwiſchen Böhmen und Schleſien 
vermittelnden Hauptkommunikationsſtraßen die zurückkehrenden 
Fuhrwerke auf den Grenzſtationen einer ſtrengen Kontrole und 
Viſitation unterworfen würden. Der Miniſter des Innern 
erließ demzufolge am 5. Auguſt 1866 eine Verfügung an den 
Oberpräſidenten der Provinz Schleſien, in der er, entſprechend 
dem Vorſchlage Stiebers, anordnete, daß die Landräthe der 
betreffenden Kreiſe wegen Vornahme der erforderlichen Reviſion 
der zurückkehrenden Fuhrwerke mittelſt damit zu beauftragender 
Gendarmen in Verbindung mit der Zoll⸗ und Steuer⸗Reviſion, 
mit entſprechender geeigneter Anweiſung verſehen würden. 


44. Das Central-Nachrichten-gürcau. — Die welfiſchen 
Umtriebe. 

Während der Waffenſtillſtands⸗ und Friedens⸗Verhand⸗ 
lungen zu Brünn und Nikolsburg legte Stieber dem Grafen 
Bismarck einen Plan vor, nach welchem in Zukunft die Be⸗ 
arbeitung der ſtaats polizeilichen Angelegenheiten im Staats⸗ 
miniſterium erfolgen ſollte. Dieſer Plan wurde genehmigt, 
und am 1. Auguſt 1866 trat das „Central⸗Nachrichten⸗ 
Büreau“ beim preußiſchen Staatsminiſterium unter der Lei⸗ 
tung des Geheimen Regierungsraths Stieber ins Leben. 

Unter dieſem unſcheinbaren Titel funktionirte ſodann Jahre 
lang ein Inſtitut, welchem zahlreiche wichtige politiſche Auf⸗ 
gaben zu Theil wurden, die weit über die Grenzen eines 
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eigentlichen Preß⸗Büreaus hinausgingen. Das Central⸗Nach⸗ 
richten⸗Büreau geſtaltete ſich bald zu einem Central⸗Büreau der 
preußiſchen Staatspolizei, welches die Ermittelung und Unter⸗ 
drückung hochverrätheriſcher ſtaatsgefährlicher Umtriebe zur Auf⸗ 
gabe hatte. 

Das Central⸗Nachrichten⸗Büreau wurde als eine beſondere 
Abtheilung des Preßbüreaus im Staatsminiſterium gebildet, 
reſſortirte alſo vom Staatsminiſterium, es befand ſich jedoch 
thatſächlich im Auswärtigen Amt, und Stieber empfing als 
Leiter dieſes Büreaus ſeine Beſoldung aus dem Dispoſitions⸗ 
fonds des Miniſteriums der Auswärtigen Angelegenheiten. 
Das Büreau beſchäftigte ſich zunächſt mit der ſorgfältigen 
Lektüre aller preußenfeindlichen Zeitungen und mit der Er⸗ 
forſchung der Urheber der feindſeligen Zeitungsartikel und der 
Motive, welche dieſer Feindſchaft zu Grunde lagen. Um dieſe 
Erforſchungen zu erleichtern, unterhielt das Büreau in den be⸗ 
treffenden auswärtigen Staaten eine Anzahl Agenten. Nach 
dem deutſch⸗öſterreichiſchen Kriege richtete ſich die Hauptthätig⸗ 
keit des Büreaus gegen die Welfen⸗Umtriebe, welche 
während der Jahre 1867 bis 1870 der preußiſchen Regierung 
viel zu ſchaffen machten, und dieſe Thätigkeit war eine um ſo 
erfolgreichere, als Stieber auf Grund der Erforſchungen ſeiner 
Agenten in Hannover, Paris, London und Wien ſofort poli⸗ 
zeilich einſchreiten konnte, da er durch eine Ordre des Grafen 
Bismarck zum polizeilichen Spezial⸗Kommiſſar der Staatsre⸗ 
gierung mit weitgehenden Befugniſſen ausgeſtattet worden war. 

Das in dieſer neuen amtlichen Stellung von Stieber be⸗ 
zogene Gehalt war ein ſehr geringes, 70 Thaler monatliche 
Diäten, neben denen er allerdings ſeine Penſion von rund 
1000 Thalern jährlich weiter bezog. 

Am 19. Auguſt 1866 wurde vom Grafen Bismarck dem 
Geheimrath Stieber das Kommiſſorium ertheilt, die durch die 
Erfolge des letzten Krieges den preußiſchen Staaten zugefallenen 
Ländergebiete zu bereiſen, um ſich über die in denſelben zur 
Zeit beſtehenden polizeilichen Einrichtungen und Zuſtände zu 
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informiren und diejenigen Materialien zu ſammeln, welche für 
die weitere Entwickelung dieſer Zuſtände erforderlich waren. 
Dieſe Rundreiſe Stiebers dauerte bis Anfang Oktober; er be⸗ 
ſchäftigte ſich hauptſächlich mit den polizeilichen Einrichtungen 
von Frankfurt a. M. und trug zu der Umgeſtaltung derſelben 
Weſentliches bei. 

Zur Zeit der Luxemburgiſchen Kriſis, im Frühjahr 1867, als 
allgemein geglaubt wurde, daß ein Krieg mit Frankreich bald 
bevorſtünde, erhielt Stieber von ſeinen Agenten in Hannover, 
Paris und Wien die überraſchende Mittheilung, daß in Han⸗ 
nover und auch im Auslande Soldaten⸗Werbungen veranſtaltet, 
und daß die angeworbenen Soldaten auf den Namen des ehe⸗ 
maligen Königs von Hannover vereidigt würden. Die von 
Stieber ſofort veranſtalteten Recherchen führten zur Verhaftung 
des hannöverſchen Kuriers Trimm ing, bei welchem wichtige, 
den König Georg kompromittirende Papiere und Depeſchen ge⸗ 
funden wurden.“) 

Dieſe Papiere ergaben als zweifellos, daß namhafte Mit⸗ 


5) Der Civilkommiſſarius von Frankfurt a. M., Herr v. Madai, 
überſchickte die bei Trimming beſchlagnahmten Depeſchen durch einen 
höheren Polizei⸗Exekutiv⸗Beamten am 16. Mai 1867 an das Auswär⸗ 
tige Amt zu Berlin. Als am 17. Mai früh gegen 8 Uhr dieſer Courier 
in Berlin angekommen war, begab er ſich mit den Depeſchen nach 
einem Gaſthofe, wo er ſich von der nächtlichen Fahrt reinigte, und 
fuhr dann gegen 10 Uhr mit den Depeſchen nach dem Auswärtigen 
Amt. Im Auswärtigen Miniſterium war aber der telegraphiſch figna⸗ 
lifirte Courier bereits zwei Stunden vergeblich erwartet worden, und 
auf Befehl des Grafen Bismarck wurde der Courier protokollariſch 
über die Gründe ſeiner Verzögerung vernommen. Dieſer erklärte, daß 
er bei ſeiner Ankunft um 8 Uhr geglaubt hätte, es wäre noch zu früh, 
um die Depeſchen abzugeben, und daß er, um in einem geziemenden 
Zuſtand die Depeſchen zu überreichen, zunächſt nach einem Hötel ges 
fahren wäre und ſich dort gereinigt hätte. Als dieſes Protokoll dem Grafen 
Bismarck vorgelegt wurde, machte er daran mit Bleiſtift die Rand⸗ 
bemerkung: „Reinlichkeit ſei ſehr zu loben, aber Dienſt ginge doch vor 
Waſchen.“ 
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glieder des hannöverſchen Adels, welche mit der Umgebung des 
Königs Georg zu Hietzing in Verbindung ſtanden, ſich die Auf⸗ 
gabe geſtellt hatten, bei einem Kriege zwiſchen Preußen und 
Frankreich eine hannöverſche Legion in franzöſiſchem 
Dienſt gegen Preußen zu bilden. Zu dieſem Zwecke wurde in 
Hannover heimlich agitirt und ein Netz von Verbindungen über 
Hannover gebreitet, in London ein Werbebüreau eröffnet und 
der holländiſche Grenzort Arnheim zum Sammelpunkt für 
Diejenigen beſtimmt, welche in Hannover aus dem Stande der 
Militärpflichtigen und der Beurlaubten zur Deſertion unter Ge⸗ 
währung anſehnlicher Geldmittel verleitet werden ſollten. 

Zur ſchleunigſten Verfolgung dieſer Sache, ſowohl im In⸗ 
lande als auch im Auslande, wurde vom Grafen Bismarck am 
17. Mai 1867 dem Stieber ein Generalkommiſſorium übertragen, 
und die Recherchen in dieſer Angelegenheit wurden ausſchließlich 
in die Hand Stiebers gelegt. Stieber begab ſich zunächſt nach 
Hannover, wo es ihm gelang, einige der für die verbrecheriſchen 
welfiſchen Zwecke thätigen Agenten zu verhaften und dadurch 
viele Andere zu verhindern, ihre Betheiligung an den Plänen 
fortzuſetzen. Unter den Verhafteten befand ſich auch ein Baron 
v. Holle, welcher in dieſer Angelegenheit am meiſten gravirt 
erſchien. Dem Herrn v. Holle gelang es jedoch, vermuthlich 
durch Beſtechung von Gefängnißbeamten, aus dem Gefängniß 
zu entweichen. Ferner wurde ermittelt, daß zur Bildung und 
Ausrüſtung der Welfenlegion der bei der Entſtehung des deut⸗ 
ſchen Krieges von Hannover nach England gebrachte Staats⸗ 
ſchatz Verwendung fand. Stieber, von der Meinung ausgehend, 
daß König Georg noch bei hannöverſchen Bankiers Privatgut⸗ 
haben habe und daß dieſes königliche Privatguthaben für die 
mißbräuchliche Verwendung des hannöverſchen Staatsſchatzes in 
London hafte, revidirte ſorgfältig bei den Bankiers in Han⸗ 
nover deren Handlungsbücher und fand bei dem Bankier Mayer 
in Hannover ein Privatguthaben des Königs Georg im Betrage 
von 40,000 Thalern. Dieſe Summe wurde ſofort beſchlaguahmt. 
In gleicher Weiſe ſind von Stieber bei dem Bankier Simon 
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in Hannover 20,000 Thaler beſchlagnahmt worden, welche zum 
Schein auf den Namen eines Herrn von Busſche⸗Streit⸗ 
horſt in den Handlungsbüchern eingeſchrieben waren, aber nach 
einem vorgefundenen Briefe des hannöverſchen Hofmarſchalls 
von Malortie zur Deckung der königlichen Bedürfniſſe dienen 
ſollten. Ueberhaupt fanden in verſchiedenen hannöverſchen 
Städten gleichzeitig umfaſſende Hausſuchungen und Verhaftungen 
bis in die höchſten Stände hinauf ſtatt. 

Das Hauptergebniß der Stieber'ſchen Recherchen in der wel⸗ 
fiſchen Agitation während des Jahres 1867 war die Verſetzung 
des ehemaligen hannöverſchen Miniſters, Grafen v. Platen⸗ 
Hallermund, in den Anklageſtand wegen Hochverraths. 
Noch immer aber waren die Mittel, durch welche die Welfen 
die Wiederherſtellung des Königreichs Hannover herbeiführen 
wollten, nicht ganz klar. Die preußiſche Regierung glaubte, 
daß es den welfiſchen Agitatoren nur um die Wiederherſtellung 
des ehemaligen Deutſchen Bundes zu thun wäre; daß dieſe aber 
einen Zuſtand anſtrebten, ähnlich dem Deutſchen Rheinbund 
unter Napoleon I., einen Zuſtand, in welchem die deutſchen 
Staaten als Schutzbefohlene Frankreichs ein politiſches 
Scheinleben führen ſollten, einzig und allein deshalb, damit die 
Souveräne dieſer Staaten in dem Beſitz ihrer Herrſchaft, ihrer 
Souveränetätsrechte gegenüber dem mächtigen Preußen den 
Schutz Frankreichs genöſſen, wurde nicht geglaubt. 

Die weiteren Recherchen Stiebers im Jahre 1868 haben 
auch nach dieſer Richtung Licht gebracht. Anfangs Juni 1868 
erhielt Stieber die Nachricht, daß ein Schriftſteller, Namens 
Bernhard Fiſcher aus Wien, im Bad Landeck ſich aufhalte. 
Von Agenten waren dem Geheimrath Stieber bereits Mitthei⸗ 
lungen gemacht worden, wonach Fiſcher in Beziehungen zu dem 
Welfenführer Grafen von Platen⸗Hallermund, der ſich zu 
Hietzing am Hofe des Königs Georg aufhielt, ſtände und haupt⸗ 
ſächlich zu ſchriftſtelleriſchen Arbeiten im Intereſſe der welfiſchen 
Agitation benutzt würde. 

Stieber begab ſich nach Landeck und hielt unter Aſſiſtenz 
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des dortigen Vorſtehers der Badepolizei am 13. Juni eine 
Hausſuchung in der Fiſcher'ſchen Wohnung ab. Es wurden 
gefunden und beſchlagnahmt zwei Briefe des Grafen Platen, 
ein 34 Bogen ſtarkes, die welftſchen Umtriebe betreffendes 
Schriftſtück, betitelt: „Die Welfen“, und noch andere 
Schrift⸗ und Druckſachen, die ſich auf die welfiſche Agitation 
bezogen. Ueber dieſe Schriften und ſeine Beziehungen zu der 
welfiſchen Agitation befragt, gab Fiſcher folgende Erklärungen: 

„Ich bin im Jahre 1867 mit dem Könige von Hannover 
bekannt geworden, indem Graf Platen ihm meine Gedichte über⸗ 
reichte, wofür der König mir 200 Gulden ſchickte. Graf Platen 
glaubte in mir ein poetiſches Talent entdeckt zu haben und 
hatte die Abſicht, daſſelbe für ſeine politiſchen Agitationen gegen 
Preußen zu verwenden. Deshalb ſchrieb er mir die bei mir 
gefundenen, von ihm eigenhändig herrührenden Briefe und be⸗ 
händigte mir die bei den Briefen befindlichen, bei mir mit Be⸗ 
ſchlag belegten Notizen und Materialien. Auch hat mir der 
König noch ſpäter mehrfach Geld gezahlt. Der Miniſter Platen 
hatte mit mir auch mündlich über die betreffende Angelegenheit 
verhandelt, ſo daß kein Zweifel darüber obwalten kann, daß 
alle die hier in Rede ſtehenden Schriftſtücke von ihm herrühren. 
Wie weit das Unternehmen des Grafen Platen: Frankreich und 
die kleinen deutſchen Staaten zum Kriege gegen Preußen und 
die Provinz Hannover zum Aufſtande zu reizen, bereits gediehen 
iſt, weiß ich nicht anzugeben.“ 

In dem einen der beiden beſchlagnahmten Briefe Platens 
an Fiſcher vom September 1867 heißt es: „Es kommt 
nämlich darauf an, dem deutſchen Volke auf alle mögliche Weiſe 
anſchaulich zu machen, daß der König Georg der einzigſte 
deutſche Fürſt geweſen iſt, der im vorigen Jahre 
unerſchütterlich am Rechte feſtgehalten und, ſeiner 
Ehre folgend, bis zum Aeußerſten gegen preußiſche Hinterliſt 
und Treuloſigkeit gekämpft und ſich bis auf dieſe Stunde nicht 
gebeugt hat. Dies geſchieht bereits durch die Preſſe, aber 
auch die Poeſie kann auf dieſem Felde Bedeutendes ſchaffen. 
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An poetiſchem Stoffe fehlt es hier wahrlich nicht, und mir 
ſcheint, daß es Ihnen gelingen wird, ein ſchönes Epos zu ver⸗ 
fertigen. An Material überſende ich Ihnen in der Anlage 
1) „ein poetiſches Wort“ ꝛc., 2) einen Aufſatz: „Die Welfen“, 
3) Notizen“. 

Dieſe Materialien wurden, wie bereits bemerkt, bei Fiſcher 
von Stieber beſchlagnahmt. Am deutlichſten ſind die welfiſchen 
Beſtrebungen in dem geſchriebenen Aufſatz: „Die Welfen“ 
ausgeſprochen. Der Aufſatz enthält einen hiſtoriſchen Rückblick 
auf die Vergangenheit Deutſchlands und eine Betrachtung der 
gegenwärtigen Zuſtände, von dem Grundgedanken ausgehend, 
daß die Trennung der deutſchen Stämme in geſonderte politiſche 
Staatsweſen das Naturgemäßeſte und Geſündeſte für Deutſch⸗ 
land ſei. Die Denkſchrift gelangt am Schluß zu dem Ergebniß: 
„Preußen iſt der gemeinſame Feind Aller. Ein Bund aller 
kleinen Mächte mit Frankreich zu dem einen gemeinſamen Zwecke, 
dieſe Macht Preußen zu brechen, ſie nach dem Beiſpiele 
Napoleons J. zurückzuwerfen über die Elbe, iſt, wie es uns 
ſcheint, für jeden eine Pflicht der Selbſterhaltung. Dieſe Pflicht 
für ſich ſelber zu erfüllen, iſt noch möglich, weil zur Zeit 
Preußen die neu acquirirten Länder ſich noch nicht aſſimilirt 
hat, weil in allen denſelben, namentlich in Hannover, ein ener⸗ 
giſcher Widerſtand ſtatthat. Auf dieſen Widerſtand iſt zur Zeit 
noch ganz bedeutend zu zählen. Wenn jedoch eine Reihe von 
Jahren darüber hingeht, ſo wird er allgemach ſchwächer, ſo wie 
es in den anderen Ländern dieſes Staates der Hohenzollern 
bereits ergangen iſt.“ Die Denkſchrift ſchließt mit den Worten: 
„Es giebt gegen dieſes furchtbare Uebel nur ein einziges Heil⸗ 
mittel. Es iſt die Herſtellung des Gleichgewichts der Mächte 
in Europa durch die Zertrümmerung des Staates der 
Hohenzollern. Das iſt die Aufgabe nicht blos Frankreichs, 
ſondern im Intereſſe ihrer Selbſterhaltung aller kleineren 
Mächte, die in Frankreich ihren Beſchützer ſehen, 
und die alle mit Beſorgniß und Schrecken auf das Aufſteigen 
dieſes preußiſchen Militärſtaates blicken. Sie alle haben das eine 
gemeinſame Intereſſe.“ 
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In Anerkennung der von Stieber zur Bekämpfung der wel⸗ 
fiſchen Agitationen entwickelten Thätigkeit wurde ihm vom Aus⸗ 
wärtigen Miniſterium Anfang Juli 1868 eine außerordentliche 
Gratifikation von 200 Thalern bewilligt. 


45. Das Reuter ſche Telegraphen- Bureau. — Die Pariſer 
Weltausſtellung. — Kleinere Kommiſſorien bis zum Aus- 
bruche des Krieges. 

Neben der angeſtrengten Thätigkeit Stiebers gegenüber den 
welfiſchen Umtrieben im Jahre 1867 verdienen aus ſeiner dienſt⸗ 
lichen Thätigkeit während deſſelben Jahres ſeine Bemühungen 
gegen die Ausbreitung der Reuter ſchen Telegraphen⸗ 
Kompagnie zu London in den preußiſchen Hauptplätzen, 
durch die Einführung von Filialen, hervorgehoben zu werden. 

Die preußiſche Regierung hatte längſt die hervorragende 
Bedeutung der Telegraphen⸗Korreſpondenz⸗Büreaus für eine 
geſchickte, am wenigſten bemerkbare Leitung der öffentlichen 
Meinung, durch die Form der Mittheilung einzelner Ereigniſſe, 
erkannt und deshalb, ſoweit als dies ohne Anſtoß zu erregen 
geſchehen konnte, eine Mo nopoliſirung der telegraphiſchen 
Zeitungskorreſpondenz in Preußen angeſtrebt. Zu dieſem Zwecke 
ſchaffte ſich die preußiſche Staatsregierung Fühlung zu dem in 
Berlin beſtehenden Wolff ſchen Telegraphen⸗Büreau, und unter 
thätiger Mitwirkung der Regierung wurde im Jahre 1865 
dieſes dem Dr. B. Wolff gehörige Inſtitut in eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft umgewandelt, wobei ſich die Regierung für die Zukunft 
einen maßgebenden Einfluß auf die Leitung des Inſtituts ſicherte. 

Welch hohe politiſche Bedeutung dieſer Transaktion von der 
Regierung beigemeſſen wurde, ergiebt folgender Erlaß des 
Königs Wilhelm an den Inhaber des Wolff'ſchen Tele⸗ 
graphen⸗Büreaus vom 4. März 1865, als gerade die Verhand⸗ 
lungen wegen Umwandlung des Wolff' ſchen Inſtituts in eine 
Aktiengeſellſchaft ſchwebten. 

„Ihrem Mir vorgelegten Plane, durch eine Aktiengeſell⸗ 
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ſchaft Ihrem telegraphiſchen Inſtitute eine ähnliche Ausdehnung 
zu geben, wie dies eine engliſche Aktiengeſellſchaft (in Bezug 
auf das Reuter'ſche Büreau) zu thun im Begriff ſteht, kann ich 
nur meinen ganzen Beifall zollen, und würde es Mich ſehr 
freuen, wenn bewährte patriotiſche Finanzmänner, wie die Herren 
v. Oppenfeld, v. Magnus, Bleichröder, ſich mit 
Ihnen zu dem quäſt. Geſchäfte einigen wollten. Es ſcheint Mir 
ſehr wichtig und nothwendig, daß in Preußen ein dergleichen 
Inſtitut kreirt werde, um dem engliſchen entgegentreten zu 
können.“ 

Als nun im Sommer 1867 Reuter bei der preußiſchen 
Regierung die Genehmigung zur Errichtung von telegraphiſchen 
Zweigbüreaus in Berlin und Frankfurt a. M. nachſuchte, wurde 
ihm dieſe verweigert, da das Reuter'ſche Inſtitut als ein eng⸗ 
liſches Unternehmen keine Garantie für eine den preußiſchen 
Intereſſen entſprechende Behandlung des telegraphiſchen Zeitungs⸗ 
ſtoffes bieten konnte, und dem protegirten Wolff'ſchen Büreau 
kein ſo mächtiger Konkurrent auf den Nacken geſetzt werden durfte. 

Reuter ſuchte nun dieſes Verbot dadurch zu umgehen, daß 
er den von ihm als Leiter der Filiale in Berlin engagirten 
ehemaligen preußiſchen Hofrath Alberts (derſelbe war jahre⸗ 
lang Büreauvorſteher bei der preußiſchen Geſandtſchaft zu Lon⸗ 
don geweſen) veranlaßte, ein ſcheinbar ſelbſtſtändiges Tele⸗ 
graphen⸗Büreau unter der Bezeichnung: „Telegraphiſches Büreau 
für Norddeutſchland“ zu errichten, welches auch gegen Ende 
1867 ins Leben trat. Stieber deckte jedoch dieſe Simulation 
auf. Das Alberts'ſche Büreau ſtellte bereits im folgenden 
Jahre ſeinen Betrieb ein. N 

Nachdem Anfang Mai 1867 Stieber dem Könige nach Ems 
gefolgt war, begab er ſich zum perſönlichen Schutz des Kaiſers 
von Rußland und des Königs von Preußen während des Be⸗ 
ſuchs der Pariſer Weltausſtellung im Juni 1867 ſeitens 
dieſer beiden Monarchen, mit mehreren ſeiner Beamten und 
Agenten, darunter Hauptmann Seyfried und Polizeirath 
Goldheim, nach Paris, woſelbſt er bei ſeiner ſicherheits⸗ 
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polizeilichen Thätigkeit, auf Anſuchen des deutſchen Botſchafters 
in Paris, von der Pariſer Polizeibehörde unterſtützt wurde. 
Während dieſes Pariſer Aufenthalts wurde bekanntlich ein er⸗ 
folgloſes Attentat gegen den Kaiſer von Rußland verſucht, 
deſſen Eintreten Stieber vorher rechtzeitig bei dem Kaiſer 
Napoleon zur Anzeige gebracht hat. Am Tage vor dem Atten⸗ 
tat des Polen Berezowski wurde dem Stieber von einem 
ſeiner Agenten die Meldung gebracht, daß von den Polen gegen 
den Kaiſer Alexander ein Attentat beabſichtigt würde. Stieber 
begab ſich ſofort mit dieſer Nachricht zu dem ruſſiſchen Staats⸗ 
rath v. Schulz, mit welchem er zur Sicherung des ruſſiſchen 
Kaiſers vereinbarte, daß dieſer ſich zu der am folgenden Tage 
ſtattfindenden großen Militär⸗Parade nicht auf dem offiziell 
angekündigten Wege hin⸗ und von der Parade wieder zurück⸗ 
begeben ſollte. Als dem Kaiſer Napoleon von dieſer Dispoſition 
Kenntniß gegeben wurde, ließ er den Geheimrath Stieber rufen 
und ſich von ihm über ſeine Attentatsbeſorgniſſe Vortrag halten. 
Napoleon hörte ruhig Stieber an, erklärte aber ſodann, die 
Beſorgniſſe Stiebers nicht theilen zu können, da die franzöſiſche 
Polizei das Beſtehen einer Verſchwörung unbedingt in Abrede 
ſtellte. Napoleon machte hierauf dem Kaiſer Alexander den 
Vorſchlag, gemeinſchaftlich mit ihm in einem Wagen die Parade 
zu beſuchen und von der Parade zurückzukehren, worauf auch 
Kaiſer Alexander einging. Bei der Rückkehr von der Parade 
wurde von dem Polen Berezowski auf den Kaiſer Alexander 
geſchoſſen. Die Kugel traf den Kopf eines Pferdes, welches 
von einem Stallmeiſter neben der kaiſerlichen Equipage gerit⸗ 
ten wurde. 

Im November 1869 begab ſich Stieber im Auftrage des 
Grafen Bismarck nach Paris, woſelbſt er ſich über die 
politiſche und militäriſche Lage Frankreichs des Näheren unter⸗ 
richten ſollte. Dieſe Reiſe war insbeſondere durch die neuen 
militäriſchen Erfindungen der Chaſſepotgewehre und der 
Mitrailleuſen veranlaßt. Stieber unterhielt bereits ſeit einigen 
Jahren eine Anzahl franzöſiſcher Agenten, welche ſowohl in 
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den politiſchen als auch in den militäriſchen Kreiſen von Paris 
Fühlung hatten. Mit Hilfe dieſer Agenten gelang es Stieber, 
ſchätzbares Material zu einer richtigen Würdigung der zeitigen 
Lage Frankreichs zu beſchaffen und dem Grafen Bismarck zur 
Verfügung zu ſtellen. 

Im April 1870 wurde dem Geheimen Rath Dr. Stieber 
vom Miniſterpräſidenten, Grafen Bismarck, und dem Miniſter 
des Innern, Grafen Eulenburg, ein Kommiſſorium zur Ueber⸗ 
wachung der perſönlichen Sicherheit des Kaiſers Alexander II. 
während deſſen Aufenhalts zu Ems ertheilt. Welch hohe Be⸗ 
deutung die preußiſche Regierung dieſem Kommiſſorium beilegte, 
ergiebt ſich aus dem Wortlaut der darüber abgefaßten und von 
den Grafen Bismarck und Eulenburg unterzeichneten Verfügung 
vom 9. April 1870: „Die im Monat Mai cr. bevorſtehende 
Anweſenheit Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland im Bade 
Ems erfordert nicht nur eine Verſtärkung des dortigen Polizei⸗ 
perſonals, ſondern auch die Ergreifung beſonderer polizeilicher 
Vorſichtsmaßregeln, ſowohl im Bade Ens ſelbſt, als auch in 
den benachbarten Ortſchaften des Inlandes und an der Grenze, 
welche den nach Ems führenden Fremdenverkehr vermitteln. 
Der Geheime Regierungsrath Dr. Stieber wird daher beauftragt, 
ſich zu einem der Ankunft Sr. Maj. des Kaiſers entſprechen⸗ 
den Zeitpunkt nach Ems zu begeben, die Einrichtung und 
Leitung der erforderlichen Vorſichtsmaßregeln im Einvernehmen 
mit den betreffenden Lokalbehörden zu übernehmen und die 
Verbindung der im Gefolge des ruſſiſches Hofes befindlichen 
ruſſiſchen Polizeibeamten mit den dieſſeitigen Behörden zu ver⸗ 
mitteln. Alle Behörden des In⸗ reſp. Auslandes werden hier⸗ 
mit veranlaßt reſp. erſucht, den Requiſitionen, welche der Geh. 
Regierungs⸗Rath Dr. Stieber in Gemäßheit dieſes Auftrages 
ſtellen wird, ſoviel als möglich bereitwilligſt zu entſprechen.“ 

Am 1. Juni 1870 erhielt Stieber, als er ſich gerade im 
Gefolge des ruſſiſchen Kaiſers zu Ems befand, ein vertrauliches 
Schreiben des Grafen von Bismarck⸗Bohlen aus dem 
Auswärtigen Amt, welcher ihm mittheilte, daß der Bundes⸗ 
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kanzler beabſichtigte, das unter der Leitung Stiebers ſtehende 
Central⸗Nachrichten⸗Büreau, das aus den reichen Mitteln des 
ſog. Welfenfonds unterhalten wurde, in ſeiner bisherigen um⸗ 
fangreichen und koſtſpieligen Geſtalt aufzulöſen, ohne daß 
jedoch dadurch die perſönliche Stellung Stiebers und ſeine Be⸗ 
züge irgendwie berührt werden ſollten. Dieſe Nachricht kam 
Stieber nicht unerwartet, da die umfangreiche Organiſation des 
Central⸗Nachrichten⸗Büreaus als Centralſtrelle der Bekämpfung 
der welfiſchen Umtriebe jetzt, nachdem die welfiſche Agitation 
allmälig ſchwächer und gefahrloſer geworden, nicht mehr 
nothwendig war. Andere ſtaatsgefährliche Umtriebe kamen z. Z. 
nicht zum Vorſchein, und die Thätigkeit Stiebers beſchränkte 
ſich im Weſentlichen noch auf die Sorge für die Sicherheit der 
Perſonen des Königs und des Grafen Bismarck und die Kennt⸗ 
nißnahme preußenfeindlicher Kundgebungen in ausländiſchen 
Preßerzeugniſſen. | 

Obwohl alſo Stieber die Gründe, welche für die Auflöſung 
des Central⸗Nachrichten⸗Büreaus ſprachen, wohl kannte und 
dieſelben nicht unbedingt mißbilligen konnte, ſo war er doch 
darüber ungehalten, daß während ſeiner Abweſenheit von Berlin 
die Auflöſung ſeiner eigenen Schöpfung beſchloſſen worden, 
ohne daß er vorher um ſeine Meinungsäußerung darüber ange⸗ 
gangen worden wäre. Er ſprach dies auch nach ſeiner Rück⸗ 
kehr nach Berlin Ende Juni 1870 dem Grafen Bismarck gegen⸗ 
über unverhohlen aus. Hierdurch wurde das Verhältniß des 
Grafen Bismarck zu Stieber ein ziemlich geſpanntes, und 
Stieber beabſichtigte ernſtlich, ſeine Beziehungen zu dem Aus⸗ 
wärtigen Amte zu löſen, zumal ſeine zeitigen Vermögensver⸗ 
hältniſſe ihm wohl geſtatteten, ſich vollſtändig von den Ge⸗ 
ſchäften zurückzuziehen. 

Ehe jedoch dieſe Abſicht zur Ausführung gelangte, und ehe 
es zu der vom Grafen Bismarck beabſichtigten Auflöſung des 
Central⸗Nachrichten⸗Büreaus kam, traten die beunruhigenden 
Ereigniſſe der Hohenzollern'ſchen Thronkandidatur in Spanien 
ein, die Vorboten des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges, in welchem 
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Stieber wiederum als Feldpolizeidirektor im Hauptquartier des 
Königs in derſelben Weiſe, aber mit einem weit größeren Be⸗ 
amten⸗Apparat ausgeſtattet, wie in dem deutſch⸗öſterreichiſchen 
Kriege, funktionirt hat. 

Bevor Stieber die Feldpolizeidirektion übernahm, begab er 
ſich gegen Ende Juli auf den Befehl des Grafen Bismarck 
auf einige Tage nach der Schweiz, um da mit ſeinen fran⸗ 
zöſiſchen Agenten, mit denen er ſich auf dem neutralen Boden 
der Schweiz ein Rendezvous gegeben, zu konferiren und von 
dieſen ihre neueſten Beobachtungen der politiſchen und militäri⸗ 
ſchen Situation Frankreichs zu erfahren. | 

Bereits am 31. Juli war Stieber wieder in Berlin, und 
er begab ſich an demſelben Tage mit dem großen Hauptquartier 
des Königs nach Mainz. 


46. Die Organiſation der Feldpolizei im Großen Haupt- 
quartier während des Krieges 1870/71. 

Die Feldpolizei wurde Ende Juli 1870 mobil gemacht und 
blieb bis zum 1. Mai 1871, alſo über 9 Monate in dieſem 
Verhältniſſe. Das etatsmäßige Perſonal beſtand anfangs aus 
einem Direktor, dem Geheimen Rath Stieber, drei Exekutiv⸗ 
beamten, den Polizei⸗Lieutenants v. Zernicki und v. Albert 
und dem Schutzmann Kuning, und aus einem Sekretär, 
dem Polizei⸗Lieutenant di Dio. Herr v. Zernicki, welcher in 
Fällen der Abweſenheit des Direktors denſelben zu vertreten 
hatte, wurde während des Feldzuges zum Polizeihauptmann 
ernannt. 

Als das Große Hauptquartier die franzöſiſche Grenze über⸗ 
ſchritt, ſtellte ſich dieſes Perſonal der Feldpolizei als unzu⸗ 
länglich heraus. Man traf eine ſehr feindliche, widerſpenſtige 
Bevölkerung an, ſo daß die Intervention der Feldpolizei bei 
der Beſchaffung des nothwendigſten Lebensbedarfs neben der 
militäriſchen Gewalt faſt unausgeſetzt in Anſpruch genommen 
werden mußte. In allen größeren Ortſchaften zogen ſich die 
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franzöſiſchen Behörden zurück oder ſtellten ihre Funktionen ein, 
ſo daß die Feldpolizei faſt jedesmal die geſammte Civilver⸗ 
waltung in den vom Hauptquartier beſetzten Orten übernehmen 
mußte. 

Der Bundeskanzler ordnete deshalb eine Vermehrung der 
Kräfte der Feldpolizei an, namentlich durch Beamte, welche der 
franzöſiſchen Sprache mächtig waren. Demgemäß wurde ein 
Wachtmeiſter bei der Berliner Schutzmannſchaft in's Haupt⸗ 
quartier berufen, der bisherige Sekretär di Dio den Exekutiv⸗ 
Beamten zugeſtellt, und an ſeiner Stelle der Schriftſteller 
Salingrs (der bekannte Poſſendichter) für die Büreauarbeiten 
der Feldpolizei engagirt, auch der frühere Artillerie⸗Lieutenant 
Alippi als Polizei⸗ Lieutenant, namentlich als Dolmetſcher 
angeſtellt. 

Je mehr ſich das Hauptquartier der Stadt Paris näherte, 
deſto gefährlicher wurde die Lage deſſelben. Namentlich ſeit dem 
Gambetta eine allgemeine Erhebung des franzöſiſchen Volkes 
proklamirt hatte und eine Zerſtörung faſt aller Kommunikations⸗ 
mittel in der Nähe von Paris eingetreten war, waren fort⸗ 
während Attentate auf die im Hauptquartier befindlichen hohen 
Perſonen zu befürchten, und es wurden außerordentliche Sicher⸗ 
heitsmaßregeln nöthig. Stieber richtete deshalb mit der Zu⸗ 
ſtimmung des Grafen Bismarck einen beſonderen Sicherheits 
dienſt für die Perſon des Königs und einen ferneren für die 
Perſon des Bundeskanzlers ein, welche Maßnahmen eine Ver⸗ 
mehrung der Feldpolizei um acht Beamte erforderten. 

Als der Aufenthalt des großen Hauptquartiers in Verſailles 
ein dauernder wurde, richtete Stieber auf den Befehl des 
Bundeskanzlers für die Stadt Verſailles und Umgegend, einen 
Diſtrikt von mehreren Quadratmeilen mit einer Bevölkerung 
von über 100,000 Einwohnern, ein förmliche Polizeipräfektur 
ein, namentlich organiſirte er eine ſtrenge Fremdenpolizei, 
nahm eine ſorgfältige ſchriftliche Aufnahme des ganzen Perſonen⸗ 
ſtandes der Einwohnerſchaft auf und ſorgte für eine vollſtän⸗ 
dige Abſperrung der Kommunikation zwiſchen Verſailles und 
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Paris. Demgemäß wurde die Feldpolizei noch um 50 reitende 
Gendarmen, 105 Reſerve⸗Jäger mit 4 Offizieren, die beiden 
Ordonnanz⸗Offiziere, Hauptmann v. Grävenitz und Premier⸗ 
Lieutenant v. Kräwell, ſowie um eine Anzahl von weiteren 
Polizeibeamten, darunter Central⸗Kommiſſär Kaltenbach aus 
Metz und Polizei⸗Inſpektor Höhne aus Wiesbaden, vermehrt. 
Vom Ende Oktober 1870 bis zur Beendigung des Krieges 
beſtand das Perſonal der Feldpolizei im großen Hauptquartier 
aus 31 Polizeibeamten und ſonſtigen Angeſtellten, ſowie aus 
157 Militärperſonen. 

Früher bediente ſich die Feldpolizei zahlreicher Kundſchafter 
und Polizei⸗ Agenten ſpeziell zur Beobachtung des Feindes. 
Stieber führte faſt beſtändig zwei bis drei ſolcher Agenten bei 
ſich, oder unterhielt ſolche in ſeiner Nähe. In Genf und 
Bordeaux, ſowie in Lyon waren beſondere Agenten ſtationirt, 
mehrere Agenten und auch Beamte der Feldpolizei wurden 
wiederholt nach Orleans und Südfrankreich dirigirt. Nach dem 
Beginn der Friedens verhandlungen mit Frankreich ſandte Stieber 
zahlreiche Perſonen täglich zwiſchen Paris und Verſailles hin 
und her, um alle Vorgänge in Paris zu beobachten, Zeitungen, 
Briefe, Druckſachen, Karrikaturen ꝛc. täglich aus Paris zu erhal⸗ 
ten. Dieſe Sendungen waren ſo lebensgefährlich, daß einzelne 
derſelben mit mehreren hundert Thalern aufgewogen werden 
mußten. Die Koſten für dieſen Kundſchafterdienſt wurden zum 
größeren Theil aus den Fonds des Central⸗Nachrichten⸗Büreaus 
beſtritten. 

Schließlich hat die Feldpolizei an ſolchen Orten, in welchen 
das große Hauptauartier ſich zeitweiſe aufhielt, aus denen faſt 
alle Einwohner geflohen waren und wo es an Gaſthof⸗Einrich⸗ 
tungen vollſtändig fehlte, förmliche Hotels eingerichtet und für 
das Unterkommen und die nothdürftige Beköſtigung der vielen 
Deputationen, diplomatiſchen und anderen Agenten, deren Unter⸗ 
und Dienerperſonal, der Couriere und Poſtillone geſorgt. Der 
franzöſiſche Miniſter Jules Favre hat z. B. in Verſailles 
faſt eine Woche lang bei der Feldpolizei gewohnt und iſt ſehr 
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anſtändig bewirthet worden, in gleicher Weiſe ſind in Ferrieres 
die Agenten und Mittelsperſonen Mendel, Hellwitz, 
Regnier und Andere bei der Feldpolizei untergebracht worden. 
Auch für die Polizei⸗Gefangenen, inſoweit ſolche nicht ſofort 
in einem Militärgefängniß untergebracht werden konnten, für 
die zur Erörterung ihrer perſönlichen Verhältniſſe ſiſtirten 
Perſonen und für verſchiedene Polizei⸗Agenten mußte die Feld⸗ 
polizei nothdürftige Beköſtigung ſchaffen, damit dieſe Perſonen 
nicht verhungerten, da an den meiſten Orten Lebensmittel im 
Privatverkehr völlig fehlten und nur auf militäriſchem Wege 
oder mit erheblichen Koſten zu erlangen waren. Stieber hielt 
daher eine beſondere Köchin faſt nur zu ſolchen Zwecken. 


47. Das Vorrücken des Hauptquartiers bis Pont 
d Mouſſon. — Gefangennahme von Verichterſtattern. — Noth 
im Hauptquartier. — Souper bei Bismarck. — Ausſchrei- 
tungen gegen das Eigenthum des Feindes. — Ausſaugung 
des okkupirten Terrains durch die Truppen. 


Am 31. Juli 1870 begab ſich Stieber mit dem großen 
Hauptquartier nach Mainz, woſelbſt am 5. Auguſt ſeine 
Funktionen mit der Unterſuchung gegen mehrere angebliche 
Spione begannen. „Auch meine Funktionen,“ ſchreibt Stieber 
an ſeine Gattin an dem gedachten Tage, „haben heut begonnen, 
indem unſere Vorpoſten an der feindlichen Linie ſieben angeb⸗ 
liche Spione verhaftet haben, welche in's Hauptquartier trans⸗ 
portirt und mir zur Führung der Vorunterſuchung vorgeführt 
worden ſind. Die Leute haben ſich als harmloſe, aber ver⸗ 
wegene Berichterſtatter engliſcher und amerikaniſcher Zeitungen 
ausgewieſen, einer davon, ein amerikaniſcher Major, iſt ſogar 
ein höchſt charmanter Mann von ſeltener Bildung, der ſeit 
fünfzehn Jahren alle Kriege der verſchiedenen Nationen mitge⸗ 
macht hat. Ich habe alſo Alle freigelaſſen. Ein Engländer 
iſt bei Saarbrücken als Opfer ſeiner Neugierde erſchoſſen, ein 
zweiter verwundet worden. Dieſe angeblichen Spione haben 
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uns genau alle Vorgänge der bisherigen Vorpoſtengefechte 
ſachverſtändig geſchildert. Das Zündnadelgewehr iſt dem 
Chaſſepot entſchieden überlegen, auch iſt der preußiſche Soldat 
viel ruhiger und intelligenter.“ 

Am 7. Auguſt wurde das Hauptquartier von Mainz nach 
Homburg an der Hardt in der baieriſchen Pfalz, 2 Meilen 
von der franzöſiſchen Grenze, verlegt, von wo am folgenden 
Tage Stieber an ſeine Frau ſchrieb: „Plötzlich ſind wir aus dem 
ſchönen glänzenden Mainz, wo noch ein Paradies war, in das 
Elend des Krieges verſetzt. Schon unterwegs hatten wir faktiſch 
nichts zu eſſen und nichts zu trinken; da wir vollſtändig von 
unſerem Train getrennt ſind. Eine Wurſt und ein Stück Brod 
aus dem Vorrath des Grafen Bismarck retteten und vor dem 
Hunger. Homburg a. d. H. iſt eine kleine elende Bergſtadt. 
Es lagern dort ſchon 31,000 Mann, natürlich zum Theil auf 
freiem Felde, und nun traf plötzlich (mit dem Kurierzug) ohne 
alles Quartiermachen die Elite des Hauptquartiers ein. Graf 
Bismark ſelbſt hatte nur ein ſchlechtes Stück Kalbfleiſch mit 
Kartoffeln zum Abendbrod, welches er die Güte hatte, mit mir 
in einer elenden Kammer zu theilen und mich mit einem 
Cognac zu erfriſchen, da ich leider ohne Vorrath von Mainz 
gezogen war, ſolches Elend hier nicht erwartend.“ 

Von Homburg wurde am 9. Auguſt das Hauptquartier nach 
St. Johann und Saarbrücken verlegt, woſelbſt unter Hin⸗ 
zuziehung Stiebers jehr ernſte Beſchlüſſe über das Auftreten 
der deutſchen Truppen in Frankreich gefaßt wurden. Wo das 
Hauptquartier einrückte, ſollte ſofort das Kriegsrecht proklamirt 
werden. Stieber wurde zum Präfekten des Departements er⸗ 
nannt, welches von den Truppen zunächſt beſetzt worden, und 
außerdem ſollte er jedesmal der Maire des Ortes ſein, wo 
gerade das große Hauptquartier ſich befinden wird. Zernicki 
ſollte bei dem Vorrücken des Hauptquartiers jedesmal beim 
Könige und Stieber beim Grafen Bismarck wohnen, da dieſen 
beiden Beamten die ſpezielle Verantwortlichkeit für die perſön⸗ 
liche Sicherheit des Königs und des Bundeskanzlers in Feindes⸗ 
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land übertragen war. Ferner wurde beſchloſſen, daß in allen 
Orten, in denen die Bevölkerung ſich feindlich benehmen würde, 
aus den für das Große Hauptquartier beſtimmten Häuſern 
ſämmtliche Einwohner vertrieben würden, ſo daß ſich das 
Hauptquartier vollſtändig abſperren könnte. 

Am 11. Auguſt paſſirte das Große Hauptquartier die fran⸗ 
zöſiſche Grenze und rückte nach Saint-⸗Avold vor, woſelbſt 
es eine weit beſſere Aufnahme fand, als erwartet wurde. Der 
Grund hierfür lag darin, daß die Einwohner zum großen 
Theil Anhänger der Orleans und nicht des Kaiſers Napoleon 
waren. „Die Einwohner,“ ſchrieb Stieber an ſeine Frau am 
12. Auguſt, „kommen uns ſehr freundlich entgegen, bitten die 
vorübergehenden Offiziere ſogar ſelbſt, zu ihnen ins Quartier 
zu kommen, bringen auch Pferdefutter herbei, ſo daß wir keine 
ſchroffen Maßregeln nothwendig und keinen Belagerungszuſtand 
proklamirt haben. Die Sache macht ſich beſſer, als wir ge- 
glaubt. Natürlich verläßt uns unſere Vorſicht nicht, wir ſind 
ſehr auf der Hut, und unſere Deckungstruppen haben ſich förm⸗ 
lich verſchanzt. Die Franzoſen haben bei unſerer Annäherung 
wieder alle Behörden zurückgezogen, und die Stadt befindet 
ſich ohne alle Verwaltung. Den Maire fand ich vom vorigen 
Kommandanten verhaftet vor, weil er einige franzöſiſche Sol⸗ 
daten in der Stadt verheimlichen wollte. Das ganze Rath⸗ 
haus war leer, in den Sitzungsſälen lagerten viele preußiſche 
Soldaten in Stroh, ich fand nur zwei Adjunkten (Stadträthe) 
vor. Ich habe ſoſort von dem Rathhauſe Beſitz genommen 
und mich zum Maire der Stadt Saint⸗Avold proklamirt, auch 
die Verwaltung einigermaßen geordnet. Den Maire habe ich. 
auf das Bitten der Einwohner wieder freigelaſſen, da er jonft. 
ein vernünftiger Mann iſt und man ihm ſeine Handlungsweiſe 
nicht verdenken kann. Auch bin ich in mehreren Fällen, wo 
preußiſche Soldaten etwas widerrechtlich vornehmen wollten, 
ſtrenge eingeſchritten.“ 

In Saint⸗Avold hatte Stieber auch Gelegenheit, als 
Brand-Direktor zu fungiren. Kurz vor dem Abmarſch. 
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der Truppen aus dieſem Ort brach daſelbſt in einem Gebäude 
Feuer aus, welches die Inbrandſetzung noch anderer Häuſer 
befürchten ließ. Stieber machte deshalb kurzen Prozeß und 
ließ durch eine Kompagnie Jäger das ganze brennende Haus 
niederreißen. Das Haus ging dabei allerdings völlig berloren, 
aber das Feuer wurde gedämpft. 

Von Saint⸗Avold rückte das Hauptquartier am 12. Auguſt 
Nachmittags nach Faulquemont vor, und am Abend des⸗ 
ſelben Tages ſprach Graf Bismarck beim Abendbrod, an 
welchem die Grafen Bismarck⸗Bohlen, Lehndorf und 
Redern, ſowie Stieber theilnahm, dieſen Perſonen gegen⸗ 
über bereits feine feſte Abſicht aus, El ſaß⸗Lothringen 
an Frankreich nie wieder herauszugeben. „Geſtern 
Abend,“ ſchrieb darüber Stieber an ſeine Frau, „habe ich mit Bis⸗ 
marck⸗Bohlen, Graf Lehndorff und Graf Redern, Adjutant des 
Prinzen Friedrich Karl, beim Miniſter⸗Präſidenten ſelbſt zu 
Abend geſpeiſt. Wir fünf waren allein, nur Hofrath Tag⸗ 
lioni ging ab und zu. Der Miniſter hatte ſelbſt Kaffee ge⸗ 
kocht, wir ſaßen in einer elenden Bauernhütte. Graf Bismarck 
war längere Zeit allein mit mir und wir gingen dabei ver⸗ 
traulich unſere Vergangenheit durch. Ich war ſehr offen und 
ehrlich, der Miniſter auch. Er ſchloß mit den Worten: „Was 
doch aus einem pommer'ſchen Landjunker, den früher alle Welt 
angefeindet, alles werden kann.“ Ich glaube, wir werden 
Elſaß und Lothringen nie wieder herausgeben. Ich muß ge⸗ 
ſtehen, das war der intereſſanteſte Abend meines Lebens. 
Unſere Unterredungen gehören vielleicht der Weltgeſchichte an. 
Gewiß iſt Bismarck der größte Mann der neueren Geſchichte, 
und ich bin ſtolz, ſolche Stellung zu ſolchem Manne zu haben.“ 

Aus Faulquemont, einem kleinen Ort von 3000 Einwoh⸗ 
nern, waren faſt alle Einwohner bei dem Herannahen der 
deutſchen Truppen entflohen, und es ergoſſen ſich über dieſen 
Ort an 120,000 Mann. „Von allen Seiten,“ ſchrieb Stieber 
an ſeine Frau, „ſtrömten die Armeekorps herein und ſperrten 
ſehr bald die Paſſage. Man erbrach die Läden, alle Kommuni⸗ 
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kation war aufgehoben. Der Maire warf ſich mir verzweifelt 
zu Füßen. Ich konnte aber bei aller Mühe, und obwohl ich 
zuletzt an 50 Gensdarmen requirirte, nur oberflächliche Ordnung 
ſchaffen, und ich war nahe daran, einige plündernde Marke⸗ 
tender, welche nicht gehorchen wollten, mit dem Revolver nieder⸗ 
zuſchießen. Namentlich der Rieſe Kuning (ein Schutzmann bei 
der Feldpolizei) hat Uebermenſchliches geleiſtet. Prinz Karl 
hat ſelbſt ſechs Heſſen verhaftet, da wir durchaus die Ehre der 
preußiſchen Armee aufrecht erhalten und das Plündern ver⸗ 
meiden wollten. Ich habe nachher die Sache nicht weiter an 
die große Glocke geſchlagen, die Kerle wären ſonſt erſchoſſen 
worden. Die Heſſen hatten auch drei Nächte in den Feldern 
im Regenwaſſer gelegen, als ſie in die verlaſſene Stadt kamen. 
Der König hielt ſich in Faulquemont nicht lange auf. Ich 
war auch ſo ärgerlich über die Wirthſchaft, die dort herrſchte, 
daß ich gleich nachfuhr, obwohl man wünſchte, daß ich noch 
etwas Ordnung ſchaffen ſollte; es war unmöglich.“ 

In dieſem aus Faulquemont datirten Briefe, ſowie in 
einem folgenden aus La Vandreſſe vom 1. September und in 
drei ſpäteren Briefen aus Verſailles vom Dezember 1870 und 
Januar 1871 beklagt ſich Stieber über die Ausſchreitungen 
von Soldaten einzelner Truppentheile gegen das Eigenth um 
des Feindes. In den beiden Briefen von Faulquemont 
und La Vaͤndreſſe beziehen ſich dieſe Klagen auf Soldaten 
einzelner beſtimmt bezeichneter Heerescontingente, dagegen in 
den ſpäteren Briefen aus Verſailles auf Soldaten ohne Unter⸗ 
ſcheidung der Heerescontingente. Der Ton der Entrüſtung, 
in welchem Stieber ſich über die allerdings nur vereinzelt her⸗ 
vorgetretenen Ausſchreitungen in den Briefen an ſeine Gattin 
äußert, kennzeichnet einerſeits den Abſcheu, mit welchem darüber 
im Hauptquartier und Seitens der militäriſchen Vorgeſetzten 
geurtheilt wurde, und beweiſt andererſeits, daß dieſe Aus⸗ 
ſchreitungen Ausnahmen der allgemeinen Regel gebildet haben. 

Von Faulquemont rückte das Hauptquartier über Herny 
am 16. Auguft nach Pont⸗à⸗Mouſſon, einem ſehr hübſchen 


Städtchen an der Moſel, mit etwa 8000 Einwohnern, vor, 
wo das Perſonal des Hauptquartiers gute Quartiere fand und 
ſich nach den vorhergegangenen Strapazen wieder erholen konnte. 
Die in Pont⸗à⸗Mouſſon vorhandenen Lebensmittel waren von 
den dem Hauptquartier vorausgerückten Truppen aufgezehrt 
worden, ſo daß den Einwohnern während der folgenden Tage 
nichts blieb, um ihren Hunger zu befriedigen. Stieber erzählt 
in einem Briefe an ſeine Frau vom 18. Auguſt, daß ſein 
Logiswirth, ein Oberſt a. D. (ein Neffe des Marſchalls Davouſt 
unter Napoleon I.), welcher ſehr reich war, ſowie feine Frau, 
eine fein gebildete Dame, ſich Tags zuvor bei Stieber ver⸗ 
ſchämt ein Stück Brod betteln mußten, weil ſie drei Tage nichts 
gegeſſen hatten. „Wir richten,“ ſchilderte Stieber in dem er⸗ 
wähnten Briefe die Zuſtände in Pont⸗àz⸗Mouſſon, „dieſe ſchöne 
Stadt völlig zu Grunde. Bald wird Hungertyphus und 
Hoſpitalbrand ausbrechen. Der Maire iſt ſtark Franzoſe, aber 
ein tüchtiger und energiſcher Mann, der ſich für das Wohl der 
Stadt opfert. Man hatte hier Anfangs preußiſche Soldaten 
angegriffen, er iſt ſehr energiſch eingeſchritten, um die Ein⸗ 
wohner zur Geduld zu mahnen, ſonſt wäre die Stadt vernichtet 
worden. Ich habe den Maire alſo im Amt gelaſſen, ihn na⸗ 
türlich unter ſtrenge Kontrolle genommen; der Mann verdient 
Bewunderung. 

„Ich habe den Befehl, hier mit größter Strenge und Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit zu verfahren. Geſtern hat auf einem Dorfe 
Gorze ein franzöſiſcher Bauer auf einen Wagen mit preußiſchen 
Verwundeten geſchoſſen. Der Kerl iſt gut angekommen, zwei 
Verwundete hatten noch gute Füße, ſie ſind ſofort in das Haus 
geſprungen und haben den Kerl gefaßt. Man hat ihn mit 
einem Strick unter den Arm an demſelben Hauſe aufgehängt 
und dann mit 34 Kugeln langſam todtgeſchoſſen. So hing er 
geſtern den Tag mit zwei Poſten Militär als warnendes Bei⸗ 
ſpiel. — Ich habe bei Todesſtrafe das Läuten der Glocken in 
der Stadt und 3 Meilen Umkreis verboten, damit die Bande 
nicht Sturm läuten kann; namentlich die Pfaffen ſind unſere 
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Gegner. Ich habe alle Glockenſtränge abſchneiden und die 
Treppen der Kirchthürme abhauen laſſen, hier hört aller 
Spaß auf.“ 

In einem Briefe vom 22. Auguſt aus Pont⸗à⸗Mouſſon 
ſchrieb Stieber über die dortigen Zuſtände: „Obwohl wir uns. 
hier ſehr anſtändig benehmen, und wir Deutſche ſo gutmüthige 
Kerle ſind, daß es uns furchtbar ſauer wird, grauſam und 
grob zu ſein, ſo ſaugen wir doch das Land furchtbar aus. 
Alle Pferde und Wagen, alles Vieh nehmen wir fort, alle 
Eiſenbahnen zerſtören wir, ſeit Wochen bringt nun ſchon der 
dritte Theil aller franzöſiſchen Eiſenbahnen keinen Pfennig ein. 
Alle Lebensmittel nehmen wir für uns, Maſſen von Wein und 
Bier werden vernichtet, alle Alleen und Bäume werden ge⸗ 
ſchlagen, alles transportable Holz zu Bivouakfeuern verbrannt. 
Alle Läden ſind geſchloſſen, alle Geſchäfte ruhen, alle Fabriken 
ſtehen ſtill. Es muß ein furchtbares Gefühl für die ſtolzen 
Franzoſen ſein, wenn ſie unſere Soldaten in ihren beſten Zim⸗ 
mern hauſen, in ihren Betten liegen ſehen, während ſie in der 
Küche und in kleinen Nebenräumen auf Stroh liegen und die 
fremden Eindringlinge noch bedienen und füttern müſſen. 
Dabei benehmen wir uns noch möglichſt höflich. Es iſt ein 
eigenthümliches Gefühl, ſo in einer fremden Wohnung beliebig 
in den Schränken herumzuwirthſchaften und zu nehmen, was 
man freilich nicht entbehren kann. 

„Wir (die Beamten der Feldpolizei) wandeln übrigens hier 
keineswegs auf Roſen, es giebt oft Unannehmlichkeiten und 
Aerger genug. Es iſt mit den hohen Militärs überhaupt 
ſchwer zu verkehren, hier ſind eben alle Leidenſchaften furchtbar 
aufgeregt, und Jeder iſt ängſtlich und mißtrauiſch in Betreff 
jedes Wortes. Man kann daher nicht vorſichtig genug ſein. 
Einerſeits muß man große Geduld und Nachſicht haben, anderer⸗ 
ſeits aber auch gegen Arroganz und Grobheit ſehr feſt und 
energiſch auftreten. Ich repräſentire hier in unſerem Reſſort 
die Energie und Grobheit, Herr v. Zernicki (der Adjutant 
Stiebers) die Liebenswürdigkeit und Höflichkeit. Dieſe glück⸗ 
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liche Miſchung hat uns in der Regel durchgeholfen. Dabei 
haben wir noch immer unſeren Humor bewahrt, und Gott wird 
weiter helfen.“ 


48. Von Commercy bis Sedan. — Bismarck wird für ein 
Stück Butter und Käſe verkauft. — Lichtnoth. — Der Abend 
nach der Schlacht bei Sedan im Hauptquartier. 


Nach ſiebentägigem Aufenthalt des Großen Hauptquartiers 
in Pont⸗à⸗Mouſſon, während deſſen die große Entſcheidungs⸗ 
ſchlacht bei Gravelotte am 17. und 18. Auguſt geſchlagen 
wurde, rückte das Hauptquartier am 23. Auguſt nach Com⸗ 
mercy vor, wohin bisher weder franzöſiſche noch deutſche 
Truppen gekommen waren. Stieber fand daſelbſt Alles unver⸗ 
ſehrt und in beſter Ordnung und die franzöſiſche Civilverwaltung 
in voller Funktion. Zum erſten Male wurde hier das Haupt⸗ 
quartier nicht nur vom Maire des Ortes, ſondern auch von 
dem Präfekten des Departements empfangen. Auch fehlte es 
in Commercy nicht an Lebensmitteln, und die Bevölkerung 
zeigte ſich entgegenkommend. „Wir finden hier zum erſten 
Mal in Frankreich“, ſchrieb Stieber an ſeine Frau, „eine 
blühende unverſehrte Gegend, ſogar weidende Heerden der Ein⸗ 
wohner und gangbare Hotels“. 

Am 25. Auguſt wurde das Hauptquartier von Commercy 
nach Bar le Duc verlegt. Auf dem Wege dahin traf in 
Ligne der König mit der Armee des Kronprinzen zuſammen, 
wo auf offener Straße der König und ſein Sohn, umgeben 
von den im Hauptquartier befindlichen deutſchen Fürſten, dem 
Grafen Bismarck, Moltke ꝛc., ſich herzlich begrüßten. Die Orts⸗ 
bewohner ſtanden um dieſe Gruppe ſo gemüthlich herum, wie 
in Potsdam bei Militärparaden, und waren namentlich toll nach 
Bismarck. 

„Eine feine Dame,“ ſchrieb Stieber an ſeine Frau über 
dieſe Begebenheit, „wollte mit Gewalt den comte Bismarck 
ſehen, ich ſpielte einmal wieder den Schlauen und ſagte: Sie 
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ſollen Bismarck ſehen, Sie ſollen ſogar dicht bei ihm ſtehen, aber 
ſchaffen Sie mir ein Stück friſche Butter und Käſe. Richtig, ſie 
ging mit uns (mit Stieber und ſeinem Stabe) in ein unſcheinbares, 
verſchloſſenes Haus, und wir erhielten auf einem kleinen Hofe 
4 Stühle und einen Tiſch, Butter, Käſe und Wein. Brod 
hatten wir mit. Nach Wochen war dies die erſte friſche Butter 
und Käſe. Wir haben herrlich gefrühſtückt und unſern Bismarck 
leben laſſen. Ein Stück Butter und Käſe war er ſchon werth. 
Ich habe mein Wort redlich gehalten, die Dame hat ſich den 
Bismarck ganz genau angeſehen. Uebrigens kann ich verſichern, 
die Dame war nicht mehr jung. Wäre ſie ſelbſt jung geweſen, 
ich hätte friſche Butter und Käſe jeder anderen Münze vorge: 
zogen. Namentlich Käſe fehlte abſolut. — An einigen Orten 
herrſcht hier noch eine andere Noth, von der ihr gar keinen 
Begriff habt, es fehlt abſolut Licht. Dieſe Noth iſt faſt ſo 
ſchlimm wie Waſſersnoth. Kienſpan giebt es hier nicht, Lichte 
ſind nicht zu haben, man möchte zuletzt ein Haus anbrennen, 
um ſehen zu können. Ich führe immer mehrere Pfund Lichte 
jetzt bei mir, ſeit ich in Herny zwei Abende finſter geſeſſen.“ 
In Bar le Duc, einer ſchönen großen Stadt mit 20,000 
Einwohnern, herrſchte keine Noth, da nur wenig Truppen durch⸗ 
marſchirt waren. Das Perſonal des Hauptquartiers fand noch 
table d'hote in den Hotels, ſowie gute ſchweizer Konditoreien 
und offene ſchöͤne Läden. „Hier hat“, ſchrieb Stieber an ſeine 
Frau, „unſere Noth ein Ende. Ich habe heute früh ſchönen Kaffee 
mit Milch und Sandtorte zu mir genommen, geſtern Abend 
habe ich ein ſchönes Diner von fünf Gängen und eine Pulle 
Sekt gehabt, genug, hier iſt Klein⸗Paris. Hier kann ich den 
Grafen Bismarck nicht für ein Stück Butter und Käſe ablaſſen. 
Ich habe aber hier tüchtig zu thun, da hier der Sitz einer 
Provinzialregierung, einer großen Präfektur, war und wir eine 
neue Verwaltung einrichten müſſen. Graf Bismarck hatte mich 
geſtern (24. Auguſt) Abend bei ſich zum Thee geladen, hierbei 
iſt dieſe neue Provinz geordnet worden. Der Maire des Ortes 
fungirt unter meiner Aufſicht weiter, als Präfekt iſt Graf 
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Hatzfeld eingeſetzt worden, der wohl auch nach unſerer Ab⸗ 
reiſe hier bleiben wird.“ 

„Graf Bismarck iſt überaus liebenswürdig gegen mich. 
Ueberhaupt kann ich mich über meine Stellung hier nicht be⸗ 
ſchweren, ich erfreue mich der allgemeinen Achtung und Aner⸗ 
kennung, laufe und renne aber auch den ganzen Tag und helfe 
nach allen Richtungen aus.“ | 

Ein Gerücht, demzufolge der Maire von Bar le Duc Deutſche 
habe verhaften laſſen, um ſie vor der Wuth der franzöſiſchen 
Bevölkerung zu ſchützen, veranlaßte den Direktor Stieber, das 
dortige Gefängniß durchſuchen zu laſſen, um etwa darin befind⸗ 
lichen ſchuldloſen Deutſchen die Freiheit zu geben. Dieſe Durch⸗ 
ſuchung, welche unter Führung eines Dragoner⸗Rittmeiſters 
ſtattfand, ergab die vollſtändige Grundloſigkeit jenes Gerüchtes. 

Am 27. Auguſt rückte das Hauptquartier durch den Argon⸗ 
nenwald nach dem winzigen armen Bergſtädtchen Clermont vor, 
wo vollſtändige Hungersnoth herrſchte und es an Waſſer für 
das etwa 1000 Mann ſtarke Hauptquartier und für etwa 
60,000 Mann Soldaten, die zur Bedeckung des Hauptquartiers 
ſich da befanden, fehlte. Trockenes Brod wurde mit Gold auf⸗ 
gewogen. Zwei Tage lang mußte das Hauptquartier in dieſem 
elenden Neſte lagern. Am 29. Auguſt rückte es nach Grandpre: 
vor, wo eine beſſere Verpflegung gewährt wurde, am folgenden 
Tage wurde das Hauptquartier nach Buzanch verlegt und am 
1. September rückte es nach La Vandreſſe vor. 

„Was wir in den letzten Tagen“, ſchrieb Stieber aus La 
Vandreſſe an ſeine Frau am 1. September, „wo wir fortwährend 
das Hauptquartier wechſeln, erlebt haben, überſteigt jede Vor⸗ 
ſtellung. Die Proviant⸗Kolonnen können uns auf der Jagd, 
die wir hinter den flüchtigen Franzoſen machen, nicht mehr 
folgen, unſere Armee muß ſich alſo in Feindesland ſelbſt er⸗ 
nähren. Ich kann das Eigenthum der Leute nicht mehr ſchützen, 
wir müſſen ſelbſt mit Gewalt uns ernähren. Dadurch entſtehen 
greuliche Zuſtände. Ich ſelbſt erbitte mir lieber von der 
Dienerſchaft des Königs einen Teller Suppe, als daß ich ſelbſt 
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requirire, auch die preußiſchen Soldaten nehmen nur was 
dringend nöthig iſt, um nicht zu verkommen. | 

Die Szenen, welche ſich im Großen Hauptquartier am Tage 
der Schlacht bei Sedan und in der darauf folgenden Nacht 
abſpielten, beſchreibt Stieber in einem Briefe an ſeine Frau, 
der in der Nacht vom 1. bis 2. September abgeſchickt wurde. 

„Heute früh fünf Uhr fuhr unſer greiſer König zur ent⸗ 
ſcheidenden Schlacht mit Bismarck und Moltke ab. Ich ſtand 
ſchon fertig vor feiner Thür. „„Heut findet das Keſſel⸗ 
treiben ſtatt““, rief uns Graf Walderſee, der Adjutant, 
zu, der mitfuhr, und der König lächelte bejahend uns zu. Um 
7 Uhr hörten wir bereits Kanonendonner, um 11 Uhr ſahen 
wir ſchon große Feuerſäulen am Himmel. Bis 4 Uhr donner⸗ 
ten die Kanonen, plötzlich zog ſich der Donner zurück nach 
Norden. Hurrah! hieß es im Hauptquartier, die Franzoſen 
gehen zurück. Niemand kam zum Eſſen, nicht der König, nicht 
Bismarck, nicht der Generalſtab, keine Nachricht kam, nur ſtärkere 
Feuerſäulen ſtiegen am Horizont auf. Endlich kam ein Ge⸗ 
freiter der Stabswache geritten und brachte unklare Nachrichten 
vom Siege: die Franzoſen ſeien bis zur belgiſchen Grenze ge⸗ 
drängt. So wurde es Abends 8 Uhr, keine Nachricht vom 
König oder Bismarck. Da hören wir plötzlich aus den Bivouaks 
um uns herum Hurrahrufe. Fürſt Pleß kommt geritten und 
verkündet die frohe Botſchaft: die Franzoſen ſind geworfen und 
haben verſucht, in die kleine Feſtung Sedan ſich zurückzuziehen, 
dieſe Feſtung iſt in Brand geſchoſſen. Napoleon hat ſeinen 
Adjutanten, Graf Reille, mit einem eigenhändigen Briefe an 
unſeren König geſchickt und um Gnade gebeten. Der Fürſt hat 
den Brief ſelbſt geleſen, dicht beim König geſtanden, und er⸗ 
zählte uns Alles genau aus eigener Anſchauung. Gleich darauf 
ſprengt der Adjutant des Königs, Graf Lucadou, in den 
Ort, drückt mir die Hand und beſtätigt Alles. Der König 
folgt hinter ihm, Moltke und Bismarck ſind auf dem Schlacht⸗ 
felde geblieben, um mit Napoleon die Bedingungen der Ueber⸗ 
gabe feſtzuſtellen. Der König will die Nacht bei uns ruhen 
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Ich ſtürze ſofort zum Maire, laſſe alle Häuſer gewaltſam 
illuminiren, auf dem Markt ein großes Freudenfeuer anzünden, 
auf allen umliegenden Bergen der Ardennen lodern ähnliche 
Feuer unſerer Mannſchaften auf; die Truppen treten unter das 
Gewehr, es wird Generalmarſch geſchlagen, da kommt der König 
vom Schlachtfelde heran. Die Truppen ſchreien: Hurrah! die 
Militärmuſik ſpielt: Heil Dir im Siegerkranz, wir ſingen die 
Wacht am Rhein — fo fährt der König vor fein Quartier vor. 
Wir Alle ſtürzen zu ihm, drücken ihm die Hand. Er ſieht mich 
beim Ausſteigen und ſagt zu mir: „Ja, ja Stieber, es iſt 
Alles richtig, wer hätte das gedacht!“ 

Am folgenden Tage ſchrieb der Geheime Hofrath Schnei⸗ 
der (Stieber konnte an dieſem Tage, an welchem er ununter⸗ 
brochen dienſtlich beſchäftigt war, an ſeine Gattin nicht ſchreiben) 
von Sedan an Frau Stieber: „Vivat! Eben komme ich mit 
Ihrem lieben Mann von der Gefangennehmung Napoleons nach 
Vändreſſe zurück. Er iſt geſund, das iſt für Sie, verehrte Frau, 
doch die Hauptſache! Die Begebenheiten, denen wir beigewohnt, 
ſind groß für alle Zeit! Morgen geht es über Rheims direkt 
nach Paris.“ 


49. Das Hauptquartier in Rheims, dem Capua der deut- 
ſchen Truppen. — Mildes Auftreten Siebers in Rheims. 

Nach der Kapitulation von Sedan und der Gefangennahme 
Napoleons rückte das Große Hauptquartier am 4. September 
über Rethel in der Champagne nach Rheims, der Hauptſtadt 
der Champagne, vor, woſelbſt es für die folgenden zehn Tage, 
bis zum 14. September, ſich einquartierte und eine kaum ge⸗ 
ahnte, glänzende Aufnahme fand, welche in ſchärfſtem Kontraſt 
zu den bisherigen Kriegsſtrapazen ſtand. 

Der Direktor Stieber eilte am 4. September Mittags dem 
Hauptquartier voran nach Rheims, um alle Einrichtungen zur 
Aufnahme des Hauptquartiers zu treffen. Die Stadt war 
bereits von einigen Bataillonen beſetzt, welche Tags vorher die 
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noch darin befindlich geweſenen franzöſiſchen Truppen vertrieben 
hatten. Gedeckt von einer Schwadron Dragoner, zog Stieber, 
der preußiſche Präfekt, in Rheims ein. An Truppen wurden 
in der Stadt ſoviel einquartiert, daß auf jeden Einwohner ein 
Soldat mit geladenem Zündnadelgewehr und auf jedes Haus 
eine Kanone, auf einige Häuſer auch zwei Kanonen kamen. 
Der König kam mit Bismarck und Gefolge um 4 Uhr Nach⸗ 
mittags nach Rheims und wurde beim Erzbiſchof in denſelben 
Zimmern unmittelbar neben der berühmten Kathedrale unter⸗ 
gebracht, in welcher jedesmal die Könige von Frankreich be⸗ 
hufs der Krönung gewohnt haben. Als das Hauptquartier 
einzog, waren ſämmtliche Läden und Kaffeehäuſer geſchloſſen. 
Stieber befahl ſofort, binnen drei Stunden alle dieſe Geſchäfts⸗ 
lokale zu öffnen. Dieſem Befehl wurde, noch ehe die drei⸗ 
ſtündige Friſt abgelaufen war, Folge gegeben, nicht zum Schaden 
der Beſitzer, welche während des Verbleibens des Hauptquar⸗ 
tiers in Rheims recht gute Geſchäfte gemacht haben. 

Bald nach der Uebernahme ſeines Amts als Präfekt hatte 
Stieber auch Gelegenheit, zu Gunſten der Einwohner bei dem 
Militär⸗Kommando einzutreten und ſich dadurch das Wohlwollen 
der Einwohnerſchaft zu verſchaffen. Auf die zuerſt in Rheims 
einrückenden Huſaren wurde aus einem der Häuſer geſchoſſen, 
und daſſelbe ſollte in Folge deſſen der Erde gleich gemacht 
werden. Der Fürſprache des preußiſchen Präfekten hatte der 
Eigenthümer dieſes Hauſes es zu danken, daß der Befehl zu⸗ 
rückgenommen wurde. Die Stadt Rheims gab der Freude 
hierüber Ausdruck, indem ſie der angeſchoſſenen Huſaren⸗ 
Schwadron ein Geſchenk von 200 Flaſchen, Champagner machte. 

Stieber wurde mit ſeinen vier Polizeibeamten bei der Wittwe 
Pommery, einer mehrfachen Millionärin, der Beſitzerin des 
bekannten Champagnerhauſes, fürſtlich einlogirt. „Für jede 
Sorte Wein, die wir trinken,“ ſchrieb Stieber am 5. Septbr. 
an ſeine Frau, „haben wir ein beſonderes Zimmer, charakteriſtiſch 
möblirt und geſchnitzt, eines für Champagner, eines für Bordeaux, 
eines für Burgunder, eines für Rheinwein. Ich bewohne mit 


— 267 — 


vier Beamten allein ein fürſtliches Palais mit paradieſiſch 
ſchönem Garten. Frau Pommery hat mir ihr ganzes Haus 
zur Verfügung geſtellt, ich ſoll nur bei ihr bleiben, damit ſie 
nicht gemeine Soldaten bekommt. Mir ſteht ſoviel Champagner 
von der feinen Marke Pommery zur Verfügung, als mein Herz 
begehrt. Die Dame iſt ganz allein mit ihrer Tochter und zit⸗ 
tert vor Angſt, da beim Einzug unſerer Truppen aus Verſehen 
auf ſie geſchoſſen wurde. Unſere Diners ſind hier fürſtlich. 
Ich möchte Euch nur die Pfirſiche und Trauben ſchicken können. 
Vier Bediente bedienen uns bei Tafel; welcher jähe Wechſel 
nach ſo großen Entbehrungen!“ 

„Die vergangene Nacht (ſchrieb Stieber am 7. September) 
war ſeit langer Zeit die erſte, in der ich ordentlich geſchlafen. 
Freilich lag ich in einem ſeidenen Himmelbett mit grünen Vor⸗ 
hängen; ich möchte nur dieſes Bett mitnehmen können. Die 
herrlichſten klaſſiſchen Oelgemälde, Alabaſter⸗ und Marmor⸗ 
Statuen umgeben mich. Geſtern Abend hatten wir ein Diner, 
bei welchem jeder Wein preisgekrönt war. Vom Deſſert könnt 
ihr Euch keine Vorſtellung machen. Solche Trauben, Pfirſiche, 
Melonen ꝛc. ſah ich niemals ... . Ueberhaupt habe ich hier 
als Präfekt recht günſtig vermittelnd gewirkt; es fängt ſich an 
ein gutes Verhältniß zwiſchen der Bürgerſchaft und den Preußen 
herauszuſtellen. In Paris iſt die rothe Republik proklamirt. 
Die hieſige Bürgerſchaft, darunter viele Millionäre, fürchtet ſich 
und bittet die Preußen um Schutz gegen die neue franzöſiſche 
Regierung.“ 

„Geſtern (ſchrieb Stieber am 9. September) gab Mad. 
Pommery uns ein großes Diner, zu welchem Graf Walderſee, 
der Adjutant unſeres Königs, Geh. Rath Schneider und andere 
Perſonen eingeladen waren. Da gab es Weine, von denen 
wir kaum einen Begriff haben. Mad. Pommery brachte einen 
ſehr hübſchen Toaſt aus: „„Ihr Preußen habt den Männern 
unſerer Stadt zwar die Waffen genommen, ihr verbrennt und 
zerſchlagt unſere Waffen, aber ihr habt uns Weibern nicht die 
Waffen genommen und könnt ſie uns nicht nehmen, die Waffen 
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der Liebenswürdigkeit, der Gaſtfreundſchaft, die Waffen unſerer 
Augen und Herzen. Dieſe Waffen wollen wir in vollem Maße 
gebrauchen, damit ihr aus Siegern zu Beſiegten werdet. 

„Bismarck iſt überaus gnädig gegen mich. Er läßt mich 
manchen Tag fünf bis ſechs Mal rufen. Alle Morgen, wenn 
er Kaffee trinkt, muß ich zu ihm kommen und mit ihm plaudern, 


* Die Wittwe Pommery in Rheims hat in einem Schreiben an eine 
Pariſer Zeitung („Voltaire“) vom 12. April 1883 in Bezug auf den 
Brief Stiebers über ſeinen Aufenthalt im Rheims eine Erklärung ver⸗ 
öffentlicht, in welcher fie die Beſchreibung der Iuzuridjen Einrichtungen 
in ihrem Hauſe und die Darſtellung ihres entgegenkommenden Benehmens 
gegen die bei ihr einquartirt geweſenen Preußen als ſehr übertrieben 
und ungenau bezeichnet, und außerdem einige bisher nicht bekannt ge⸗ 
wordene Vorfälle erwähnt: „Vollkommen allein mit meiner Tochter 
an der Spitze meines Geſchäftshauſes geblieben, bat ich bei Ankunft der 
preußiſchen Truppen Herrn Dauphinot, damals Maire von Rheims, 
mir vorzugsweiſe höhere Offiziere und Familienväter in's Quartier zu 
geben, um mehr Sicherheit zu haben. Ich hatte in der That während 
acht Tagen den Polizeipräfekten Stieber mit allen ihn begleitenden 
Journaliſten bei mir. Am Tage ſeiner Ankunft ließ er die preußiſche 
Fahne an meiner Thür aufſtecken. Davon in Kenntniß gefebt, erklärte 
ich ihm, daß, wenn er mir dieſe Beleidigung anthäte, ich das Haus 
fofort verlaſſen würde. Er war über meine Aufregung dermaßen er 
ſtaunt, daß er mir antwortete: „Die Straße iſt voll von unſeren 
Soldaten, ich kann dieſelben nicht vor ihnen wegnehmen laſſen.“ — 
Geben Sie mir die Erlaubniß dazu, ſagte ich ihm, und ich werde es 
auf mich nehmen. — „Ich gebe ſie Ihnen,“ war ſeine Antwort. — 
Ich befahl zwei meiner Arbeiter, die unheilvolle Fahne fortzunehmen. 
Es war ſchnell geſchehen und die aufgerollte Fahne wurde Herrn Stieber 
übergeben, der ſie an der Thür eines anderen Hauſes, wo ſeine Büreaus 
waren, anbringen ließ. Am Tage ſeiner Abreiſe fragte mich Herr 
Stieber ironiſch, ob ich Beſtellungen für Paris hätte, wo er in acht 
Tagen ſein würde. Statt jeder Antwort ſchrieb ich: „Ich bin ſo ge⸗ 
wiß, daß die Preußen niemals nach Paris hineinkommen werden, daß 
ich Folgendes unterzeichne: Ich erſuche den Chef meines Depots, 
18 Boulevard des Italiens, dem Träger dieſes Billets allen Wein, den 
er will, nehmen zu laſſen, wenn die preußiſche Armee in Paris eindringt. 
Wwe. Pommery.“ Und ich übergab ihm das Papier. Ich beſitze den 
Brief, den Herr Stieber mir nach dem Kriege aus Deutſchland geſchrie⸗ 
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wie es in Rheims ausſieht. Er verhandelte immer perſönlich 
mit mir und iſt ſehr offen über alle Dinge gegen mich. Auch 
der König wird täglich freundlicher gegen mich. Die vornehm⸗ 
ſten Herren nehmen keinen Anſtand, mich zu beſuchen. Alle 
haben Anliegen und Wünſche, und ich verſtehe es, Gott ſei 
Dank, allen gefällig zu ſein.“ 


ben hat und in dem er mir Brief und Unterſchrift zurückſchickte. Ich 
halte denſelben zu Aller Verfügung. (Stieber hat alſo von dem leicht⸗ 
fertigen Anerbieten der Dame keinen Gebrauch gemacht.) Was den von 
Herrn Stieber beſchriebenen Luxus meines Hauſes anbetrifft, ſo können 
Alle die unqualifizirbaren Uebertreibungen dieſer Erzählung konſtatiren. 
Als Sieger hat er die Zimmer genommen, die ihm gefielen; ich muß 
hinzufügen, daß er mir das meinige, ein übrigens ſehr beſcheidenes, ges 
laffen hat. Der Polizeipräfekt verſtand weder noch ſprach er hinläng⸗ 
lich gut franzöſiſch, um eine Unterhaltung, wie die in ſeinen Briefen 
angedeutete, überſetzen und interpretiren zu können. Diejenige, auf 
welche er anſpielt, muß ſtattgefunden haben, als der Fürſt von Hohen⸗ 
lohe in meinem Hauſe logirte und alle hohen preußiſchen Perſönlichkeiten, 
die Rheims paſſirten, empfing, wie u. A. den Grafen v. Walderſee, der 
in der That in mein Haus gekommen iſt. Als der Letztere mir ſein 
Erſtaunen ausdrückte, mich allein mit meiner Tochter ſo ruhig in meinem 
Haufe zu ſehen, erwiderte ich ihm, das ich daß Glück gehabt hätte, 
bisher nur wohlerzogene Leute bei mir zu ſehen, daß aber, wenn es 
anders ſein ſollte, ich mir Reſpekt zu verſchaffen wiſſen würde, und ich 
zog aus meiner Taſche einen Revolver, der mich niemals verließ. Der 
Fürſt von Hohenlohe, Gouverneur der fünf Provinzen, wies bei dieſem 
Anblick auf das in allen Straßen angeſchlagene ausdrückliche Verbot, 
Waffen zu beſitzen, hin. Der Graf Walderſee jagte darauf zu mir: 
„Behalten Sie Ihre Waffe, Madame, es find nicht die Preußen, welche 
die Damen entwaffnen, ſondern vielmehr die Damen, welche die Preußen 
entwaffnen.“ Und ich erhielt die Erlaubniß, meinen Revolver zu be⸗ 
halten. Wenn Fürſt Hohenlohe und Graf Walderſee dieſe Thatfache 
dementiren können, jo mögen fie es thun. Ich füge noch hinzu, daß 
ich mich des Einfluffes der hohen preußiſchen Perſönlichkeiten, die bei 
mir während des Krieges durchgekommen find, niemals anders bedient 
habe, als um Gnadenbezeugungen täglich zu erbitten und bisweilen 
auch zu erlangen zu Gunſten der Unglücklichen, die ſich während dieſer 


traurigen Tage an mich wandten. Genehmigen Sie u. ſ. w. 
Wittwe Pommery.“ 
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„Wir fangen allmälig an,“ ſchrieb Stieber am 10. Sept. 
an ſeine Frau, „uns mit den Einwohnern von Rheims zu 
befreunden, Handel und Wandel beleben ſich wieder, ich habe 
auch den Poſtverkehr wieder eröffnet. Die Franzoſen begreifen 
allmälig, daß wir keine Kannibalen ſind, daß wir ſchonend 
und verſtändig verfahren und daß ſich mit den Preußen ganz gut 
leben läßt. Ich habe die hieſigen Zeitungen (eine konſervative 
und eine demokratiſche), welche mehrere Tage ausgeblieben 
waren, wieder in's Leben gerufen, auch hierüber ſind die Leute 
ganz zufrieden, nur macht mir die Beaufſichtigung viele Arbeit. 
Graf Bismarck intereſſirt ſich ſehr für dieſe Wiederherſtellung 
der franzöſiſchen Zeitungen.“ 

Die Proklamation der rothen Republick in Paris erzeugte 
in Rheims eine vollſtändige Verſchiebung der Parteien. Die 
ſtarke konſervative Partei in Rheims fürchtete die Republik 
mehr als die Preußen und bat um eine dauernde ſtarke 
preußiſche Garniſon. Die Republikaner in Rheims dagegen 
veranſtalteten im Magiſtrat auch eine kleine Revolution, indem 
ſie den ſehr verſtändigen Maire, Herrn Dauphinot, aus 
ſeiner Stellung verdrängten und ihn durch einen Konvent von 
10 Bürgern erſetzten. Als Stieber davon Kenntniß erhielt, 
fuhr er als Polizeipräfekt ſofort dazwiſchen und richtete am 
8. September an den Maire folgende charakteriſtiſche Eröffnung: 
„Ich habe Ihnen am 6. d. M. mitgetheilt, daß mir von Sr. 
Exzellenz dem Grafen v. Bismarck die Funktionen des Präfekten 
für dieſes Departement übertragen ſind und hat mich der 
Militärkommandant des Platzes Ihnen in dieſer Eigenſchaft 
vorgeſtellt. Ich habe Sie hier in Ihrer Stellung als Maire 
belaſſen und mein Gouvernement hat dieſe meine Maßregel 
gebilligt. Zu meinem Erſtauen leſe ich heute in einer hieſigen 
Zeitung das Protokoll einer Sitzung des hieſigen Magiſtrats, 
nach deſſen Inhalt Sie in Anbetracht der inzwiſchen in Paris 
eingetretenen Verhältniſſe ihr Amt als Maire niedergelegt haben. 
Ein Konvent von zehn Bürgern iſt an Ihre Stelle getreten. 
Ich bin vom Grafen von Bismarck beauftragt, Ihnen zu er⸗ 
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öffnen, daß man ein ſolches Verfahren nicht dulden wird. Sie 
ſind vom preußiſchen Gouvernement als Maire anerkannt, und 
während Sie unter dem Schutz der preußiſchen Waffen ſtehen, 
können die Ereigniſſe in Paris auf Sie keinen Eindruck machen. 
Veränderungen in der Verwaltung der Stadt dürfen nicht 
ohne meine Genehmigung und noch weniger, ohne daß hiervon 
Anzeige gemacht wird, eintreten. Mein Gouvernement ertheilt 
Ihnen hiermit den gemeſſenſten Befehl, Maire zu bleiben, das 
ſogenannte adminiſtrative Komitee ſofort aufzulöſen und auf 
dem ehrenvollen Platz des Maire ſo lange auszuharren, bis 
mein Gouvernement es für angemeſſen finden wird, Sie zu 
entlaſſen. Falls Sie hiermit nicht einverſtanden ſind, wird 
man der Stadt Rheims eine ſtarke Kriegskontribution aufer⸗ 
legen, um eine ordnungsmäßige Verwaltung der Stadt herbei⸗ 
zuführen und die Intereſſen derſelben zu wahren, die uns Allen 
am Herzen liegen.“ 

Dieſe Eröffnung, welche an Deutlichkeit nichts zu wünſchen 
übrig ließ, veranlaßte ſofort nach ihrer amtlichen Publikation 
die Gegner des bisherigen Maire, dieſen zu bitten, die Leitung 
der Stadt wieder zu übernehmen, welchem Wunſche Herr 
Dauphinot auch nachkam, nachdem der Konvent ſich ſchleunig 
aufgelöſt hatte. 

Dieſes milde Auftreten des Feldpolizeidirektors der franzö⸗ 
ſiſchen Kommunalbehörde zu Rheims gegenüber, ſowie überhaupt 
das humane Benehmen deſſelben auf dem eroberten Gebiet, 
ſoweit daſelbſt die Bevölkerung ſich gegen die preußiſchen 
Truppen nicht erhoben hatte, wurde, ganz beſonders in Folge 
der bald bekannt gewordenen Affaire mit dem Maire von Rheims, 
in einzelnen deutſchen Zeitungen abfällig beurtheilt. Als Frau 
Stieber ihrem Gatten einige Tage darauf mehrere derartige 
Zeitungsabſchnitte zuſchickte, erwiederte ihr Stieber in einem 
Briefe vom 21. September aus Ferriöres: 

„Der Maire in Rheims war von Napoleon eingeſetzt, iſt 
Imperialiſt und kompromittirt ſich politiſch, wenn er unter 
der Republik Maire bleibt. Er wünſchte ſelbſt, gezwungen zu 
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ſein, damit er nach allen Seiten gedeckt ſei. Deshalb wurde 
die Sache fo öffentlich gemacht. Glaube mir, wäre es nöthig 
und richtig geweſen, ich hätte ganz ruhig den Maire mit den 
zehn Mitgliedern des Konvents vor dem Rathhauſe aufhängen 
laſſen, dafür bin ich Stieber. Aber es war nicht nöthig. 
Auch iſt Folgendes zu erwägen. Die Provinzen in Frankreich 
haben ſich ſehr gut gegen uns benommen. Es iſt mir nicht 
ein einziger Fall ernſter Renitenz paſſirt. Die Zeitungen 
lügen von ermordeten und vergifteten Preußen. 
Unterſuche ich dies auf Befehl des Königs, ſo er⸗ 
giebt ſich immer Lüge. Nur Paris und die nächſte Um⸗ 
gegend iſt niederträchtig. Paris hat fortwährend den Provinzen 
befohlen: erhebt Euch gegen die Preußen. Wäre es geſchehen, 
ſo waren wir verloren. Man kann nicht Schritt für Schritt 
gegen 30 Millionen Franzoſen ankämpfen. Die Provinzen 
haben ſich nicht erhoben, deshalb ſind wir ſoweit gekommen. 
Wir müſſen die Erhebung des Landvolks vermeiden. Dies 
geſchieht am beſten durch ein verſtändiges, humanes Benehmen. 
Rheims iſt wüthend auf Paris und ſpiegelt keine Hinterliſt 
vor. Mein Zweck war nur, den Maire als Ueberbleibſel der 
geſtürzten, aber geordneten Napoleoniſchen Verwaltung zu er⸗ 
halten und den republikaniſchen Konvent zu beſeitigen. Wenn 
hierzu ein einfaches Protokoll genügte, weshalb ſoll ich ſtärkere 
Mittel anwenden und die Stadt erbittern? Ich habe ſofort 
meinen Zweck erreicht und mir alle Herzen gewonnen. Man 
hat mich ungern in Rheims ziehen ſehen.“ 


50. Das Hauptquartier in Meaur und Ferrieres. — 
Stieber als Wirthſchafterin und SFalingre als Aufſchener⸗ 
frau. — Prämienſubſkription für Aönigsmörder. — Frie- 

densverhandlungen. — Faſanenjagd. 

Am 14. September rückte das Hauptquartier von Rheims 
nach Chateau⸗Thierryn vor, und am 15. September ging es 
weiter nach Meaux, welche Stadt vier Meilen von Paris 
entfernt iſt. „Während bisher,“ ſchrieb Stieber am 15. Sept. 
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an feine Gattin, „die Bevölkerung uns theilnahmslos entgegen: 
kam, hat ſich eine Meile vor Meaux die Scene völlig verändert. 
Wir ſind jetzt in Feindesland, der feindliche Wind weht eis⸗ 
kalt von Paris herüber. Alle Dörfer ſind total von ihren 
Einwohnern verlaſſen, nicht eine lebende Seele iſt zu finden. 
Theils ſtecken die Leute im Walde, theils hat man ſie dummer 
Weiſe nach Paris gezogen, um dort ſpäter den Hunger zu 
vermehren. Glücklicherweife finden wir noch Vieh und Lebens⸗ 
mittel in Maſſen. Selbſt hier aus Meaux, einer Stadt von 
18,000 Einwohnern, iſt faſt Alles nach Paris hinein geflohen. 
Ich muß meine Aufmerkſamkeit hier mehr auf die Sicherheit 
der hohen Perſonen, als auf die Verwaltung richten, obwohl 
ich mich ſofort wieder zum Sous⸗Präfekten proklamirt habe.“ 

Zwei Tage ſpäter ſchrieb Stieber an ſeine Frau: „Hier in 
Meaux haben wir uns bereits wieder mit den zurückgebliebenen 
Einwohnern eingelebt, man ſieht ein, daß es Unſinn war, zu 
fliehen, und möchte um jeden Preis die Entflohenen zurück⸗ 
holen, aber jetzt iſt es nicht möglich. Die preußiſche Disziplin, 
unſere Mäßigung neben einer unwandelbaren Energie imponirt 
den Leuten überall, wo wir uns länger aufhalten. .... Ich 
habe eine kleine Wirthſchaft eingerichtet, einen reinen Waſſer⸗ 
eimer und einen unreinen Eimer angeſchafft, es wird ordentlich 
aufgeſcheuert und Teller gewaſchen, für welches Departement 
Salingre ſich beſonders talentvoll zeigt. Er will bei der 
Rückkehr das Dienſtmädchen abſchaffen und ſelbſt aufſcheuern. 
Wir haben auch heizen und Betten machen gelernt, nicht ſelten 
wird man bei dieſer Arbeit durch den Beſuch eines Fürſten 
und Grafen oder Generals geſtört. Wir haben auch Lichter 
gekauft und die Lampen des Hauſes (Stieber und ſein Stab 
waren in einem vollſtändig verlaſſenen Töchterpenſionat ein⸗ 
quartiert) in Stand geſetzt. Na, die alte Schulmeiſterin wird 
ſich freuen, wenn ſie einſt zurückkommt und ihre Penſions⸗ 
Anſtalt ſehen wird, es iſt ihr ganz recht, warum kneift ſie aus.“ 

Stieber verſchaffte ſich durch ſeine Kundſchafter täglich 
Nachrichten und Zeitungen aus Paris, und es war ihm gerade 
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nicht angenehm, aus den Pariſer Blättern zu erſehen, daß eine 
öffentliche Subſkription von 3,000,000 Francs Prämie, 
und zwar 2 Millionen für den Mörder des Königs Wilhelm 
und 1 Million für den Mörder des Grafen Bismarck, veran⸗ 
ſtaltet wurde. Stieber ſorgte demzufolge Tag und Nacht für 
den König und Bismarck, und auch das Perſonal der Feld⸗ 
polizei wurde deshalb in Meaux weſentlich vermehrt. Polizei⸗ 
Lieutenant von Zernicki ſchlief mit zwei Schutzmännern in der 
Nacht im Quartier des Königs, die betreffenden Militär⸗ 
Patrouillen wurden von Polizei⸗ Beamten geführt und bei 
Bismarck ſchliefen auch zwei Beamte. 

Am 19. September wurde das Hauptquartier nach Lagny 
verlegt, und der König nahm mit Bismarck, Moltke, Roon und 
dem Direktor Stieber nebſt deſſen Beamten Quartier in dem 
nahe an der Stadt gelegenen Schloß Ferrières, welches 
bekanntlich dem Pariſer Baron von Rothſchild gehört. „Der 
reichſte Mann der Welt,“ ſchrieb Stieber unter dem erſten Ein⸗ 
druck, den das Schloß Ferrieres auf ihn machte, an ſeine 
Gattin, „iſt der Pariſer Rothſchild, das ſchönſte Land der Welt 
iſt Frankreich. In dieſem ſchönſten Land beſitzt der reichſte 
Mann das ſchönſte Schloß, welches vielleicht jemals exiſtirt hat. 
Die Pracht des Schloſſes iſt ſo groß, daß der König, als wir 
ihn geſtern einführten, erſtaunt ſagte: „„So was kann unſer 
Einer nicht haben, das kann nur Rothſchild.““ 

Am Tage der Ankunft des Königs in Ferrieres meldete 
ſich Jules Favre, derzeitige Miniſter der Auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten im Revolutionsminiſterium, begleitet von zwei 
Legationsſekretären, bei den preußiſchen Vorpoſten als Parla⸗ 
mentär, mit dem Wunſche, den Grafen Bismarck zu ſprechen. 
Stieber ſchrieb über dieſen erſten Verſuch einer Friedensver⸗ 
handlung an ſeine Frau am 20. September: „Der komman⸗ 
dirende Offizier führte Herrn Favre mit ſeinen Begleitern in's 
Schloß zu mir, wo ich gerade die Wache hatte. Einer der 
beiden Legationsſekretäre überreichte mir ſeine Karte mit dem 
Verlangen, Graf Bismarck oder Baron Keudell zu ſprechen. 
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Die Friedensverhandlungen haben die ganze Nacht gedauert, 
währenddeſſen ich die Parlamentäre zu beaufſichtigen hatte. 
Wie ich höre, ſollen ſolche nicht hoffnungslos ſein, die Fran⸗ 
zoſen ſind endlich mürbe, auch Straßburg und Metz müſſen in 
jedem Augenblick fallen. Unſere Forderungen ſtehen feſt: der 
deutſche Theil von Elſaß und Lothringen und die Kriegskoſten.“ 

Zehn Tage ſpäter ſchrieb darüber Stieber aus Ferrieres an 
ſeine Frau: „Die Friedensunterhandlungen ſind völlig abge⸗ 
brochen, Graf Bismarck hat dem Herrn Jules Favre einfach 
erklärt, als dieſer Alles bewilligte, nur keine Provinzen ab⸗ 
treten wollte: „Ich will und muß Elſaß und Lothrin⸗ 
gen, ſo weit es deutſch iſt, haben, und ſoll ich 
noch drei ſolcher Armeen nach Frankreich ſchicken, 
und ſoll der Krieg drei Jahre lang dauern, und 
ſoll die Welt veröden, ich will einmal Ruhe vor 
Frankreich haben und mit Frankreich Abrechnung 
halten!“ — | 

Bekanntlich war in Berlin, als daſelbſt ſich die Kunde von 
der Kapitulation Sedans und der Gefangennahme Napoleons 
verbreitete, ein junger Burſche, voll von Begeiſterung, auf das 
dem königlichen Palais gegenüberliegende Reiterdenkmal Fried⸗ 
richs des Großen geklettert und hatte dem alten Fritz einen 
Lorbeerkranz auf's Haupt geſetzt. Dieſe That wurde in den 
erſten Stunden des Enthuſiasmus von den Berlinern bejubelt, 
ſpäter aber von den vernünftigeren Einwohnern gemißbilligt, 
da bei dem Hinaufklettern auf das Denkmal daſſelbe ſehr leicht 
hätte beſchädigt werden können. Als dem Könige in Ferrieres 
eine Photographie dieſer improviſirten Schmückung des Denk⸗ 
mals zum erſten Mal zu Geſicht kam, „war er,“ wie Stieber 
ſeiner Gattin mittheilte, „ganz außer ſich über dieſen Miß⸗ 
brauch des koſtbaren, unerſetzlichen Denkmals. Er hat der 
Königin ſeine Verwunderung zu erkennen gegeben, noch mehr 
dem Polizeipräſidenten, und die Wiederholung dieſes Unfuges, 
der ſo leicht Beſchädigung erzeugen kann, ſtreng verboten.“ 

Die erſten Tage des Aufenthalts des Hauptquartiers in 
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Ferrieres vergingen ziemlich ſtill und Stieber konnte ſich wieder 
einmal mit ſeinen Beamten erholen und den vielen ſchönen 
Genüſſen, welche Ferrieres mit ſeinen Obſtgärten und ſeinen 
ſonſtigen Annehmlichkeiten bot, ſich widmen. Lange dauerte 
aber die Ruhe nicht. „Nach den erſten ſtillen Tagen,“ ſchrieb 
Stieber am 27. September an ſeine Frau, „war hier in letzter 
Zeit ein furchtbarer Trubel bei mir. Ein Parlamentär und 
Vertrauensmann hat den anderen gejagt, zuweilen waren mehrere 
zugleich hier, wo einer vom anderen nichts wiſſen ſollte. Auf 
Jules Favre folgte ein Vertrauter des Revolutions⸗Miniſters 
Gambetta, dann ein Vertrauter Napoleons, dann ſogar 
ein Agent des Papſtes, dann ein Bote vom Kaiſer von 
Rußland, dann Abgeſandte von der demokratisch - deutichen 
Partei, dann Feldjäger und Kuriere aus allen Himmelsgegenden, 
und Grafen und Fürſten aller Art, die zu Präfekten und Civil⸗ 
kommiſſarien beſtimmt find. Da hier kein Hötel iſt, es an 
Häuſern und Verpflegung fehlt, wir Jeden ſtreng beobachten 
müſſen und Niemand ins Schloß gelaſſen werden darf, ſo iſt 
mein Zimmer der Sammelpunkt aller dieſer Elemente. Dort 
müſſen auch Alle unſer Lager an der Erde, unſere geringe 
Verpflegung theilen, ich muß für Alle Kaffee und Thee kochen, 
für Alle Fuhrwerke und Unterkommen ſchaffen, ihre Briefe und 
Depeſchen vermitteln, die Konferenzen veranlaſſen u. ſ. w. 
Tag und Nacht iſt keine Ruhe. Dabei Dutzende von Bauern 
und Weibern, die über Soldaten Klage führen, heulen und 
weinen. Ich weiß manchmal nicht, wo mir der Kopf ſteht. 
Eine geheime Inſtruktion treibt die andere, und ich bin manchmal 
halbe Nächte bei Bismarck oder ſeinen Räthen. Zernicki hilft 
mir getreulich. Dabei müſſen wir ungeheuer aufpaſſen, denn 
wir ſind mitten unter gefährlichen Leuten dicht vor Paris.“ 
Dieſes unruhige Treiben dauerte jedoch nur einige Tage. 
Am 28. Sept. veranſtaltete Graf Bismarck, die Abweſenheit 
des Königs benutzend, der zu den Belagerungstruppen hinaus⸗ 
gefahren war, eine Faſanenjagd. „Es giebt hier (im 
Schloßpark Ferrieres) Faſanen,“ ſchrieb Stieber am 29. Sept. 
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an ſeine Gattin, „ſo groß wie die Pfauen und ſo zahlreich 
wie die Sperlinge. Bismarck hat drei Hähne geſchoſſen. Ich 
habe ihn ſelten ſo vergnügt geſehen. Da alle Jagdgewehre 
bei Todesſtrafe fortgenommen und verbrannt ſind, alle Schieß⸗ 
vorräthe vernichtet ſind, ſo war es unmöglich, Jagdgewehre 
und Munition zu ſchaffen. Mein Ingenium mußte wieder 
aushelfen, und bald kam ich mit zwei koſtbaren Lefaucheux⸗ 
Gewehren mit Patronen an, deren Verſteck wir kannten. Wir 
trieben die Faſanen wie Schafheerden, und Bismarck ſchoß drei 
prächtige Hähne. Ich glaube, Napoleon kann ihm nicht mehr 
Spaß gemacht haben, als der eine herrliche Hahn, den er vom 
Baum herunterholte. Ich erhielt geſtern Abend von den 
anderen Jägern, die ſich alle des Königs Abweſenheit zu Nutze 
machten, da man ſonſt nicht ſchießen darf, mehrere herrliche 
Faſanen, wilde Kaninchen u. ſ. w. zum Geſchenk.“ 


51. Verſailles. — Freundlicher Empfang. — Stieber, Poli- 
zei-Präfekt von Berfailles. — Ausſaugung der Stadt. — 
Bismarcks Rückſichtsloſigkeit. — Le SFourd. — Ein Pariſer 
Spion. — Proklamirung des Belagerungszuſtandes. 
Das Hauptquartier verließ am 5. Oktober Ferrieres reſp. 
Lagny und ging nach Verſailles, wo es ſich mehr als fünf 
Monate lang, bis zur Beendigung des Krieges feſtſetzte. Direktor 
Stieber übernahm die Polizei⸗Präfektur der Stadt Verſailles. 
„In Verſailles,“ ſchrieb Stieber am zweiten Tage nach dem 
Einzug des Hauptquartiers über den erſten Eindruck, den die 
Stadt gemacht hatte, an ſeine Gattin, „wurden wir wunderbar 
überraſcht. Verſailles iſt feindlich gegen Paris, ſtreng legiti⸗ 
miſtiſch, gegen Napoleon und Republik. Niemand iſt geflohen, 
alle Läden auf, Damen und Kinder vorhanden, alle Straßen 
mit Gas erleuchtet. Wir ſind wie im Himmel, wie aus langer 
Gefangenſchaft erlöſt. Droſchken, Milch, Butter, Zucker, friſche 
Semmeln, Alles vorhanden, alle Hötels offen. Ich bin ſehr 
gut einquartiert, aus einem Hötel wird mir das Eſſen ge⸗ 
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bracht. Unſere Truppen bewohnen meiſt die hieſigen Kaſernen, 
es hat ſich hier wenig verändert, nur ſtatt franzöſiſcher Truppen 
bilden preußiſche Truppen die Garniſon. Auf dem Schloß⸗ 
platze hielt heut unſer König eine Parade ab, als wäre er 
Kaiſer von Frankreich. Man ließ heut im Garten die großen 
Waſſer ausnahmsweiſe zu Ehren unſeres Königs ſpringen, 
welcher Spaß jedesmal 10,000 Thlr. koſtet. Die ganze Stadt 
war zuſammengeſtrömt, und unſer König und Bismarck liefen 
unter den Franzoſen umher, als wären wir in Sansſouci. 
Mein Vorſchlag, den Garten abzuſperren, wurde nicht geneh⸗ 
migt. Ich hatte allerdings alle möglichen Maßregeln getroffen, 
aber ich habe am ganzen Nachmittage ſchwere Sorgen gehabt. 
— Wir thun alles Mögliche, den Ort, namentlich aus Süd⸗ 
Frankreich, zu verproviantiren, was nicht leicht iſt, damit die 
Vorräthe nicht erſchöpft werden. Namentlich wird es der 
preußiſchen Verwaltung ſchwer, Steinkohlen heranzuſchaffen für 
die Gasanſtalt, da der Kohlentransport aus England unter⸗ 
brochen iſt. Wir laſſen jetzt Kohlen aus Saarbrücken kommen 
und müſſen mit dem Gas ſehr ſparſam umgehen, wir laſſen 
nur mit halbem Druck arbeiten.“ 

„Ich ſtehe,“ ſchrieb Stieber am 16. Oktober an ſeine 
Gattin, „hier an der Spitze einer ſehr bedeutenden Verwaltung. 
An franzöſiſchem Perſonal ſtehen unter mir ein Maire, ein 
franzöſiſcher Polizeidirektor, drei Polizeikommiſſäre und 25 
Sergeants de ville. An preußiſchem Perſonal drei Inſpektoren, 
ein Sekretär, drei Wachtmeiſter, ſieben Schutzleute, 44 reitende 
Armeegensdarmen unter der Aufſicht von zwei Gensdarmerie⸗ 
Rittmeiſtern, vier Trainſoldaten, alſo über 100 Mann mit 60 
Pferden. Dieſe Stellung werde ich wohl behalten, bis der 
König nach Berlin zurückkehrt.“ 

Das freundliche Verhältniß zwiſchen den Einwohnern von 
Verſailles und den daſelbſt einquartierten Truppen dauerte 
nicht lange, da von Tag zu Tag die Ernährung der Truppen 
für die Stadt drückender wurde, und ſchon nach wenigen Wochen 
bei der Bevölkerung große Noth eintrat. „Manchmal ſchauderte 
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es mich ordentlich,“ ſchrieb Stieber am 17. Oktober an ſeine 
Frau, „wenn ich die wüthenden Blicke der Franzoſen um mich 
ſehe und ich ſtets den geladenen Revolver an mein Herz drücken 
muß. Wie ſehne ich mich nach geordneten, friedlichen Zuſtän⸗ 
den, nach meinen unſchuldigen, harmloſen Kindern, nach wohl⸗ 
wollenden freundlichen Menſchen. Wenn wir noch lange in 
Verſailles bleiben, machen wir die Stadt auch arm und elend. 
Unſere Requiſitionen werden täglich größer. Die bloßen Koſt⸗ 
gelder für die Offiziere betragen pro Tag 2000 Fres., woher 
ſoll die Stadt das Alles nehmen! Hier wohnen 600 penſionirte 
franzöſiſche Offiziere, Niemand bekommt mehr einen Pfennig 
Penſion, dabei hat jeder noch zwei bis drei Offiziere Einquar⸗ 
tierung. Man muß uns noch Licht, Oel, Holz liefern. Ich 
habe mir geſtern vom erſten beſten Holzplatz zwei Fuhren 
Holz holen laſſen, da ich drei Kamine heizen muß. Natürlich 
vom Bezahlen iſt keine Rede. Der Maire muß mir Oel und 
Licht liefern. Alles Pferdefutter, alle Fuhrwerke werden fort⸗ 
genommen. Wenn das Monate Yang dauert, iſt eine ſolche 
Stadt rein ruinirt und hat noch große Schulden. Dabei liegen 
noch an 1000 Verwundete in der Stadt und an 3000 brodloſe 
Arbeiter müſſen ernährt werden. Revoltiren die Arbeiter, ſo 
ſchießen wir zwiſchen und machen mit der Stadt keine Umſtände.“ 

„Unſer Bismarck,“ ſchrieb Stieber am 20. Oktober an 
ſeine Frau, „iſt wirklich eine Gnade Gottes für Preußen; er 
weiß, was er will, er kennt keine Rückſicht und Schonung. 
Wir verſtehen uns beide ſehr wohl, und mit Recht habe ich 
ihm neulich bei einer Unterredung ſehr trocken erwidert: „Excel⸗ 
lenz, Mangel an Rückſichtsloſigkeit iſt mir noch niemals zum 
Vorwurf gemacht worden.“ — Viele der anderen hohen Herren 
ſind ſchwach, gutmüthig und ohne Prinzip. Man erholt ſich 
manchmal ordentlich, mit einem ſo klaren, aber völlig rück⸗ 
ſichtsloſen Manne zu verhandeln.“ 

„Geſtern habe ich einen ſehr guten Fang gemacht. Der 
erſte Legationsrath der franzöſiſchen Geſandtſchaft, Le Sourd, 
der Vertreter von Benedetti, der in Berlin eine große diplo⸗ 
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matiſche Rolle geſpielt und dem Grafen Bismarck, als Bene⸗ 
detti ſchon abgewieſen war, recht malitiös die Kriegserklärung 
überreichte, hält ſich hier in Verſailles ganz inkognito bei ſeiner 
hier wohnenden Mutter, einer ſehr vornehmen Dame, auf. Er 
wußte wohl nicht recht wohin, in Paris wäre er jetzt auch 
ſchlecht angekommen und glaubte, wir würden ihn hier nicht 
bemerken und erkennen, da er in einem franzöſiſchen Lazareth 
den Krankenwärter ſpielte. Meine Polizei, die hier jetzt ganz 
gut im Gange iſt, hat ihn aber bald gewittert. Ich habe ihn 
perſönlich arretirt, ganz einfach zum Militärarreſt auf die Wache 
abgeliefert und mit Kavallerie⸗Eskorte nach der Feſtung Mainz 
geſchickt. Er wollte große Redensarten machen, aber ich habe 
ihn einfach gefragt: Wenn unſer erſter Legationsrath Solms 
ſich würde einfallen laſſen, ſich heut in Paris bei den Franzoſen 
betreffen zu laſſen, welchen Bruch würde man ihm wohl treten?“ 

Am 20. Oktober wurde dem Direktor Stieber eine franzö⸗ 
ſiſche Frau, welche anſcheinend von Paris an die Vorpoſten 
herangekommen war, von den Vorpoſten vorgeführt, die den 
Grafen Bismarck perſönlich zu ſprechen wünſchte, um ihm wich⸗ 
tige Eröffnungen zu machen. Das Weib kam dem Chef der 
Feldpolizei höchſt verdächtig vor und er ließ ſie einem General 
vorführen, wobei dieſer der Frau gegenüber für Bismarck aus⸗ 
gegeben wurde. Ihre Mittheilungen waren unbedeutend und der 
Verdacht gegen die Perſon wurde dadurch beſtärkt. Es wurde 
feſtgeſtellt, daß die Frau direkt aus Paris kam. Stieber ließ 
ſie in ſtrenge Haft nehmen. Die Frau hatte ſchon ſeit Wochen 
unter den deutſchen Vorpoſten herumſpionirt und hatte an ihrem 
Leibe verſteckt einen eigenhändigen Freipaß des franzöſiſchen 
Kriegsminiſters. 

Am 21. Oktober Nachmittags machten die Pariſer Truppen 
einen Ausfall gegen Verſailles, um daſſelbe zu beſchießen. Die 
Franzoſen wurden mit bedeutendem Verluſt nach wenigen 
Stunden in die Pariſer Forts zurückgedrängt. Während dieſes 
Vordringens der Franzoſen auf Verſailles hatte ein Theil der 
Verſailler Bevölkerung eine ſo ſchlechte Stimmung gezeigt, daß 
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die Vermuthung entſtand, daß Perſonen in Verſailles mit Paris 
in Verbindung ſtänden und von dem Ausfall vorher unterrich⸗ 
tet geweſen waren. Stieber, der bisher ſehr ſchonend aufge⸗ 
treten war, mußte nunmehr ernſtere Maßregeln ergreifen. 


Am 22. Oktober früh wurde der Belagerungszuſtand prokla⸗ 
mirt und eine Bekanntmachung erlaſſen, wonach bei einer Alar⸗ 
mirung der Truppen alle Einwohner in ihre Häuſer gehen 
müßten, widrigenfalls ſie einfach niedergeſchoſſen würden. Dieſe 
Bekanntmachung ſchien aber auf die Einwohner, die, wie alle 
Franzoſen, gewohnt waren, ihrer Polizei nicht zu gehorchen, 
nicht die erwartete Wirkung zu äußern. Denn wenige Stunden 
nach dieſer Bekanntmachung, als die Tags zuvor gemachten 
Gefangenen und die genommenen beiden Kanonen durch die 
Stadt gebracht wurden, rotteten ſich die Leute wieder zuſammen 
und wollten auf die Ermahnungen der Polizeibeamten, ſich zu 
entfernen, nicht hören. Stieber ließ ſofort einhauen und etwa 
zwanzig Perſonen feſtnehmen. „Namentlich die Pfaffen,“ ſchrieb 
an demſelben Tage Stieber an ſeine Frau, „ſind die Hetzer. 
Ich habe heut den hieſigen Biſchof gezwungen, mir alle hieſigen 
berechtigten und anſäſſigen Pfaffen vorzuführen, und alle anderen 
zur Stadt hinausgejagt. Genug, wir haben den Leuten den 
ganzen Ernſt gezeigt, und es iſt hier eine ſtarke Partei, die 
auf unſerer Seite ſteht.“ 


„Bis jetzt“, fährt Stieber in ſeinem Briefe fort, „ſtehe ich 
hier noch ganz hinter den Couliſſen. Man kennt mich nicht, 
weiß nicht einmal meinen Namen. Ich gehe immer in Civil 
und ſchiebe den Stadt - Kommandanten, General Voigts⸗Rhetz, 
vor, mit welchem ich ſehr gut ſtehe. Ueberhaupt iſt meine 
hieſige Stellung noch immer höchſt günſtig. Mit Bismarck 
verkehre ich täglich, auch mit meinen Beamten bin ich jetzt recht 
zufrieden. Jeder giebt ſich Mühe nach Möglichkeit. Es wäre 
Alles ganz gut, wenn ich nicht jede Stunde fürchten müßte, 
daß irgend ein Unglück geſchieht, was ich gar nicht verhüten 
kann, wenn ich auch noch ſo ſehr aufpaſſe. Der Nationalhaß 
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iſt zu groß, ich muß den lieben Gott walten laſſen, der mir ſo 
oft gnädig war.“ 


52. Verſailles. — Ermittelung einer geheimen Poſtverbin⸗ 

dung mit Paris. — Die tägliche Geſchäftsthätigkeit Stie- 

bers. — Stieber als „Mädchen für Alles.“ — Krieg in 
der Luft. 

„Wir haben heut“, ſchrieb Stieber am 2. November an ſeine 
Frau, „eine geheime Verbindung mit Paris entdeckt, 
durch einen aufgefangenen Brief, den der hieſige Procureur 
(Staatsanwalt) von ſeiner Mutter aus Paris erhalten. Die 
gute Frau dachte wohl nicht, ihren Sohn durch einen zärtlichen 
Brief fo unglücklich zu machen. Ich habe in Folge deſſen heut 
hier den Staatsanwalt verhaftet und in ſein eigenes Gefäng⸗ 
niß eingeſteckt. — Wie muß dem Mann zu Muthe geweſen 
ſein, ich kenne das aus eigener trauriger Erfahrung. Auch 
einen Rath des hieſigen Tribunals habe ich arretirt. Es ſind 
geheime Briefe zwiſchen hier und Paris gewechſelt. Ich kann 
nicht anders handeln, unſere eigene Sicherheit erfordert es. Ich 
kann nicht den augenblicklichen Jammer der Familien beachten, 
ich muß an uns denken, wenn wir hier plötzlich überfallen 
werden.“ 

„Die Unterſuchung“, ſchrieb Stieber am folgenden Tage an 
ſeine Gattin, „die ich hier wegen geheimer Verbindung von 
Verſailles mit Paris eingeleitet, nimmt größere Dimenſionen 
an. Ich werde wohl morgen eine bildſchöne, allgemein be⸗ 
wunderte Gräfin de la Torre, geſchiedene Frau eines Ge— 
ſandten, Italienerin von Geburt und bekannte diplomatiſche 
Agentin, verhaften müſſen. Der Staatsanwalt und der Tribu⸗ 
nalsrath thun mir leid. Nicht ohne innere Bewegung hörte ich 
heut, als ich die Sache dem kommandirenden General vortrug, 
daß man die Leute vor ein Kriegsgericht ſtellen und erſchießen 
laſſen will. Ich muß jedoch ſtreng meine Pflicht erfüllen. 
Hier giebt es keine Schonung. Auch uns wird man nicht 
ſchonen, ſobald man die Macht hat.“ 


Nichtsdeſtoweniger bemühte ſich Stieber, den beiden verhaf⸗ 
teten Gerichtsbeamten das Leben zu retten, was ihm auch ge⸗ 
lang. Dieſelben wurden gemeinſchaftlich mit dem franzöſiſchen 
Poſtdirektor in Verſailles, der gleichfalls unter dem Verdacht 
geheimer Beziehungen zu Paris verhaftet worden, nach einer 
deutſchen Feſtung als Gefangene geſchickt. In Folge eines 
meuchleriſchen Ueberfalls gegen einen Militärpoſten in Ver⸗ 
ſailles, wobei der Poſten durch einen Schuß am Fuße verwun⸗ 
det wurde, ließ Stieber mehrere angeſehene Einwohner feſt⸗ 
nehmen und als Geißeln nach deutſchen Feſtungen ſchicken. 

Erſt fünf Wochen ſpäter gelang es Stieber, die geheime 
Poſt zwiſchen Verſailles und Paris zu ermitteln. „Zernicki, 
Alippi, Kuning und ein Adjutant des Generals Moltke, Pre⸗ 
mier⸗Lieutenant von Prittwitz,“ ſchrieb Stieber am 11. Dezbr. 
an ſeine Gattin, „ſind ſoeben mit unſerm beſten Pferde „Hel⸗ 
merding“ nach St. Germain gefahren, um wichtige Verhaftungen 
vorzunehmen. Ein Piquet Garde⸗Landwehr ſteht dort zu ihrem 
Schutz bereit. Sie ſind auf der nicht ungefährlichen Expedition 
bis an die Zähne mit Revolvern ꝛc. bewaffnet. Die Franzoſen 
werden an den vier entſchloſſenen Männern und ihren Ermitte⸗ 
lungen ihre Freude haben, wenn ſie ſich widerſetzen ſollten. 
Ich gehe ihnen heute Abend auf dem nicht ganz ſicheren Wege 
über Marly mit einer Abtheilung Kavallerie entgegen. 

Dieſer Expedition nach St. Germain, welche zwar zu Er⸗ 
mittelungen führte, den heimlichen Briefverkehr mit Paris aber 
nicht vollſtändig zu beſeitigen vermochte, folgte eine zweite 
polizeiliche Expedition in der Nacht vom 9. zum 10. Januar 
1871. Stieber ſchickte in dieſer Nacht 20 reitende Gensdarmen, 
70 Jäger, 10 Schutzleute unter Führung der Feldpolizei⸗In⸗ 
ſpektoren nach St. Germain, wo ſich dieſe Mannſchaften mit 
den zu gleichem Zwecke dort kommandirten ſechs Kompagnien 
Garde⸗Landwehr vereinigten und während des Vormittags in 
ſämmtlichen Häuſern von St. Germain Hausſuchungen abhielten. 
94 Gewehre und 2400 ſcharfe Patronen, ſowie zahlreiche andere 
Waffen wurden aufgefunden. Unter den feſtgenommenen Ver⸗ 
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dächtigen befanden ſich fünf franzöſiſche Briefträger. Die bei 
ihnen vorgefundenen Briefe, deren ſie noch viele bei ſich hatten, 
wurden konfiszirt. Ferner fand man zwei franzöſiſche Sol⸗ 
daten, Pariſer Deſerteure, die ſich bereits ſeit drei Wochen in 
einem dortigen Keller verſteckt aufgehalten hatten. Sämmtliche 
Gefangene wurden nach Verſailles gebracht und da internirt, 
und ſodann theilweiſe nach deutſchen Feſtungen transportirt. 

Von ſeiner täglichen Geſchäftsthätigkeit giebt Stieber 
in einem Briefe an ſeine Frau vom 4. November folgende 
humoriſtiſche Schilderung: 

„Ein Polizeipräſident iſt doch ein geplagtes Thier. Ich 
genieße jetzt dieſes Vergnügen, danke aber für die Dauer dafür. 
Vom Morgen bis zum Abend habe ich keine Ruhe. Um 7 Uhr 
ſtehe ich auf und koche eigenhändig Thee und Kaffee. Um 
8 Uhr wecke ich Herrn Salingré und Alippi und präfentire 
ihnen das Frühſtück. Haben wir Abends vorher Thee getrunken, 
muß ich noch Taſſen und Kanne abwaſchen. Glücklicher Weiſe 
habe ich Waſſerleitung in meiner Küche. Um 9 Uhr bringt mir 
Geheimrath Schneider die Befehle des Königs und erörtert mit 
mir die Situation. Um 10 Uhr Konferenz der Polizei⸗Inſpek⸗ 
toren, um 11 Uhr Meldung der Unterbeamten, um 12 Uhr 
zum Grafen Bismarck zum Rapport, um 1 Uhr zum komman⸗ 
direnden General Voigts⸗Rhetz zur Konferenz der Offiziere, 
dann in das Schloß zum König und zu den Adjutanten des 
Königs. Dazwiſchen fortwährend Supplikanten und Beſuche. 
Um 2 Uhr Dejeuner. Um 3 Uhr Reviſion der Pferde und Wagen 
im Stall, um 4 Uhr Promenade im Park, um 5 Uhr Reviſion 
der Gensdarmerie⸗Poſten und Kavallerie⸗Patrouillen, um 6 Uhr 
Diner oder Thee zu Hauſe. Dann ſchriftliche Arbeiten und 
Aktenleſen bis 10 Uhr, und von 10 — 12 Uhr Kaſſenſachen 
und Briefe an meine liebe Frau. Um 12 Uhr zu Bett. Da⸗ 
zwiſchen noch Hausſuchungen und Verhaftungen und Verneh⸗ 
mungen von Arreſtanten und wiederholt zum König oder Bis⸗ 
marck oder Kommandanten gerufen und verſchiedener Aerger. 
Dies iſt ungefähr mein Lebenslauf, wobei mir aber die Zeit 
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wunderbar ſchnell vergeht. Sehr ſelten bleibt mir eine halbe 
Stunde zum Nachmittagsſchlaf oder Zeitungsleſen. Aber immer 
bleibt mir doch Zeit, freundlich meiner Lieben und der Heimath, 
meiner guten Marie und meiner Kinder zu denken.“ 

In einem Briefe vom 13. Dezember an feine Frau ſchreibi 
Stieber über ſeine Thätigkeit als „Dienſtmädchen für Alles“. 
„Die Kälte war hier ſo heftig geweſen, daß ſelbſt Gas und 
Waſſerleitung eingefroren waren. Ich habe bei meiner Küchen⸗ 
arbeit empfunden, was es heißt, die Waſſerleitung zu entbehren. 
Ich habe mich ſo recht in ein Berliner Dienſtmädchen ohne 
Waſſerleitung hineingedacht. Unſere Portierfrau iſt in Wochen, 
ihre Stellvertreterin eine todtkranke Perſon, Salingrs iſt ſehr 
ungeſchickt, Alippi zu dick und bequem, unſer Burſche ein braun⸗ 
ſchweiger Bauer, da fällt mir denn die Küchenarbeit meiſt ſelber 
zu und fremde Hilfe kann ich nicht annehmen, weil man den 
Franzoſen nicht trauen kann. Ich koche Kaffee, Thee, Chokolade, 
Grog im Umſehen, mache auch Setz⸗ und Rühreier, koche 
Schinken, mahle Kaffee, putze Meſſer und Gabeln, ſcheure 
Taſſen, es iſt eine wahre Freude. Auch putze ich Oellampen, 
heize mit Coaks und Steinkohlen und Holz, fege Stuben aus. 
Ich nähe auch vortrefflich, ſtopfe Strümpfe, flicke Hemden, 
genug, ich komme mir manchesmal vor wie Robinſon Cruſoe 
auf der wüſten Inſel, Salingre iſt mein Freitag, ein wahrer 
Heide, ohne chriſtliche Religion und ohne Lama.“ 

„Wir führen jetzt auch“, ſchrieb Stieber am 7. November, 
„in der Luft Krieg. Geſtern haben wir drei Luftballons 
erwiſcht und ſechs Kerle aus der Luft arretirt. Nächſtens 
werde ich noch Gensdarmen mit dem Luftballon auf Patrouille 
ſchicken müſſen. Beim Ergreifen des letzten Ballons haben wir 
den Luftſchiffer und einen Franzoſen glücklich aus dem Ballon 
geriſſen, auch die ganzen Briefpackete gepackt, dann iſt aber der 
Ballon mit dem dritten Inſaſſen, einem Engländer, der gar 
nicht mit dem Ballon Beſcheid weiß, uns davon geflogen. Was 
wird aus dem armen Engländer werden, er rang die Hände, 
als er uns davonflog. Was man nicht Alles erlebt!! Wahr⸗ 
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ſcheinlich fliegt der Engländer noch. Aus dem „fliegenden 
Holländer“ iſt ein „fliegender Engländer“ geworden. — Die er⸗ 
griffenen ſechs Luftſchiffer werden wahrſcheinlich erſchoſſen wer⸗ 
den, um der gefährlichen Luftſchifferei ein Ende zu machen, da 
ſie geheime Depeſchen aus Paris nach dem Süden bringen ſoll⸗ 
ten, um von dort den Angriff gegen uns zu machen.“ 


53. Verſailles. — Die deutſche Frage. — Geſpanntes Ver- 

hältniſf rwiſchen dem Hauptquartier und der Stadt. — Eine 

großartige polizeiliche Demonſtration.— Spione. 

Maſſentrausporte von framöſiſchen Civilperſonen nach 
deutſchen Feſtungen. 

Ueber die während dieſer Zeit in Verſailles zwiſchen 
Bismarck und den Miniſtern der ſüddeutſchen Staaten 
ſtattgehabten Verhandlungen betreffend die Einigung 
Deutſchlands ſchrieb Stieber in der Nacht vom 15. zum 16. No⸗ 
vember an ſeine Frau: „In Paris geht die Geſchichte immer 
mehr zu Ende. Wir können in kurzer Zeit die Uebergabe er⸗ 
warten. Nur die deutſche Frage iſt noch zweifelhaft. Baden 
und Heſſen⸗Darmſtadt find geſtern rückhaltlos in den nord⸗ 
deutſchen Bund getreten, womit allerdings unendlich gewon⸗ 
nen iſt. Aber Bayern und Württemberg machen ploͤtzlich 
Umſtände.“ 

Am folgenden Tage ſchrieb Stieber: „Wir ſind recht ver⸗ 
drießlich, daß das Werk der deutſchen Einigkeit ſo ſchlecht ge⸗ 
lingt. Bayern und Württemberg haben plötzlich Schwierigkeiten 
erhoben, und es iſt hier am Hofe eine ſtarke alt⸗preußiſche 
Partei, welche durchaus nicht will, daß der König 
von Preußen Kaiſer von Deutſchland werde und 
das alte gute preußiſche Element opfern ſoll. Bismarck iſt alſo 
perſönlich recht verdrießlich, weil er Gefahr läuft, ſein ganzes 
deutſches Werk, welches ſo glänzend ſich anließ, zu verlieren. 
Unſere Träume, hier den deutſchen Reichstag zu ſehen und die 
Proklamation des deutſchen Kaiſers zu erleben, ſcheinen ſich 
nicht zu realiſiren.“ 
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Am 24. November ſchrieb Stieber: „Die deutſche Sache 
iſt geordnet, Deutſchland iſt einig, der Kaiſer fertig, Bayern 
hat geſtern Abend unterzeichnet, Graf Bismarck hat das Ziel 
ſeines Lebens erreicht. Geſtern Abend war er nach der letzten 
Konferenz mit dem bayeriſchen Geſandten ſo vergnügt, wie ich 
ihn noch lange nicht geſehen. Namentlich ſeine Poſition zum 
Kronprinzen hat ſich dadurch günſtig geſtaltet.“ 

Das Verhältniß des Hauptquartiers zu den Einwohnern 
in Verſailles wurde von Tag zu Tag geſpannter, da mit 
dem Wachſen der Noth bei der Bevölkerung dieſe in eine ſtetig 
ſteigende Mißſtimmung gegen das preußiſche Regiment gerieth. 
Eine Schilderung dieſes unerquicklichen Verhältniſſes giebt 
Stieber in einem Briefe vom 2. Dezember an ſeine Gattin: 
„An jeder Straßenecke ſteht ein Feldgensdarm, jedes Haus, 
jedes Fenſter iſt beobachtet, jedes Thor beſetzt, die geringſte 
verdächtige Erſcheinung wird ſofort ſchonungslos bis auf's Hemd 
durchſucht. Jeder, deſſen Naſe uns nicht gefällt, wird ſofort 
verhaftet, das Arreſthaus iſt ſo gefüllt, daß ich kaum die Ge⸗ 
fangenen noch laſſen kann. An Aufmerkſamkeit fehlt es nicht. 
Dabei äußerlich immer freundlich, immer liebenswürdig mit 
vielem Wortſchwall, wie es der Franzoſe wünſcht, und immer 
baar bezahlt, denn Geld haben wir genug. Dabei hin und 
wieder einmal einer todtgeſchoſſen, auch einmal ein Dutzend 
zu Fuß in eine deutſche Feſtung geſchickt, wobei unterwegs die 
Hälfte fortläuft, die andere Hälfte aber genügend abſchreckend 
wirkt.“ 

Gerüchte über Verſchwörungen in Verſailles gegen 
das Leben des Königs und des Grafen Bismarck kurſirten 
während des Dezembers beſtändig; dieſen Gerüchten mußte 
ſchließlich eine Bedeutung beigelegt werden, da ſie zugleich mit 
Gerüchten über bevorſtehende Ausfälle aus Paris auftraten, 
die ſich ſpäter als begründet erwieſen. Dazu kam noch, daß 
in der Umgebung von Verſailles mehrere Male auf preußiſche 
Offiziere aus Hinterhalten geſchoſſen wurde. Stieber entſchloß 
ſich demzufolge zu einer polizeilichen Maßregel, welche wohl 
einzig in der Geſchichte daſteht. 
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Am 22. Dezember Nachmittags 2 Uhr marſchirten drei 
Bataillone Infanterie auf der Place d' Armes zu Verſailles 
auf, und zu dieſen 3000 Mann geſellten ſich zwei Schwadronen 
Dragoner und eine Batterie Geſchütze. Der General v. Voigts⸗ 
Rhetz ließ unter Zuziehung des Feldpolizeidirektors und ſeiner 
Polizeibeamten die Truppen Karree formiren und eröffnete den 
Leuten, daß ſie unter der Leitung des Direktors Stieber poli⸗ 
zeiliche Recherchen in ſämmtlichen Häuſern von Verſailles, mög⸗ 
lichſt gleichzeitig, vorzunehmen hätten. Hierauf löſte ſich das 
Karree auf, um nach einem von Stieber entworfenen Plane ſich 
in drei Abtheilungen nach den drei verſchiedenen Polizeirevieren 
zu begeben. Jedem Polizeiinſpektor wurde ein Bataillon 
Truppen zur Verfügung geſtellt. Die Thore der Stadt waren 
geſchloſſen, kein Menſch durfte ein⸗ oder auspaſſiren, an jede 
Hausthür wurden zwei Poſten hingeſtellt, während ſämmtliche 
Wohnungen und ſonſtige Räume von Polizeibeamten und Sol⸗ 
daten ſorgfältig unterſucht wurden. Während dieſer Maſſen⸗ 
Hausſuchungen wurde zwar Jeder in die Häuſer eingelaſſen, 
Niemand aber hinausgelaſſen. Gleichzeitig ritten die zugezoge⸗ 
nen Dragoner durch die Stadt, welche jeden einigermaßen ver⸗ 
dächtig erſcheinenden Paſſanten feſthielten. Auch die Ausgänge 
der Straßen waren mit Poſten beſetzt, welche die in andere 
Straßen einbiegenden Paſſanten zur Umkehr zwangen. Außer⸗ 
dem wurde noch jede der drei Hauptſtraßen von Verſailles mit 
zwei geladenen Geſchützen beſetzt, um jeden Gedanken einer 
Erhebung ſeitens der Bevölkerung im Keime zu erſticken. Die 
gleichzeitig in ſämmtlichen Häuſern der Stadt vorgenommenen 
Hausſuchungen hatten das Reſultat, daß 150 verdächtige Per⸗ 
ſonen arretirt und 80 verborgen gehaltene Doppelflinten und 
eine Menge Revolver, Dolche und andere Mordwaffen beſchlag⸗ 
nahmt wurden. Den Beſitzern dieſer Waffen drohte kriegsrechtlich 
die Todesſtrafe durch Erſchießen. 

Noch an demſelben Nachmittag bis in die Nacht hine in er⸗ 
folgte das Verhör der Verhafteten durch eine unter dem Vorſttz 
des Direktors Stieber gebildete Unterſuchungskommiſſion. Viele 
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Perſonen wurden nach der Feſtſtellung ihrer Perſönlichkeit 
wieder entlaſſen, viele blieben in Haft. Ob in Wirklichkeit 
eine Erhebung ſeitens der Verſailler beabſichtigt war, hat die 
Unterſuchung nicht ergeben, jedenfalls hatte die ſo plötzlich und 
durchgreifend in Szene geſetzte polizeiliche Maßregel den Zweck 
erreicht, die Verſailler vor unbedachtſamen, gegen das Haupt⸗ 
quartier gerichteten Handlungen zu warnen. 

Bei den Maſſenrecherchen wurden auch mehrere geheime 
Emiſſäre des franzöſiſchen Revolutionsminiſteriums ge⸗ 
faßt, welche ſich, gleichwie der oben erwähnte Legationsrath 
Le Sourd, des rothen Kreuzes als Aushängeſchild bedienten 
und ſcheinbar der Pflege der verwundeten Franzoſen widmeten. 
Stieber räumte demzufolge unter den in Verſailles nicht an⸗ 
ſäſſigen Mitgliedern der franzöſiſchen Ambulancen gehörig auf, 
indem er ſie aus der Stadt wies und ihnen anheimgab, ſich 
nach dem Süden zu begeben, da auf dem Wege nach Orleans 
zahlreiche franzöſiſche Verwundete ohne jede ärztliche Hülfe 
vorgefunden worden wären. 

„Ihr habt,“ ſchrieb Stieber am 24. Dezember an ſeine 
Gattin, „von dem Haß der Franzoſen in letzter Zeit gegen uns 
keinen Begriff. Wir Deutſchen leben nur für uns. Man giebt 
uns kaum ordentlich für Geld zu eſſen. Am Schlimmſten ſind 
die Weiber, welche ihre Männer fortwährend hetzen. Wir 
müſſen immer verwundert den Kopf ſchütteln, wenn Ihr meint, 
Franzöſinnen würden ſich mit uns einlaſſen. Die eine würde 
die andere anſpucken, welche uns nur einen freundlichen Blick 
zuwürfe. Ihr Frauen könnt ruhig ſein, beim beſten Willen 
wäre es nicht möglich, Euch untreu zu werden. Und die Sache 
wird täglich ärger. Es iſt ein böſes Gefühl, immer auf der 
Hut ſein zu müſſen und den geladenen Revolver bei ſich führen 
zu müſſen. Ich will Gott auf den Knieen danken, wenn ich 
aus dieſer Lage erlöſt bin. Dabei iſt die Sorge für meine 
Sicherheit die geringſte. Ich habe noch für Andere zu ſorgen. 
Meine Beamten ſind ſo erſchöpft, daß ich noch acht Beamte 
habe kommandiren laſſen, welche aus Berlin, Wiesbaden und 
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Baden-Baden kommen. Meine Leute müſſen oft meilenweit 
nach außerhalb. Dabei dieſe Menge Vorgeſetzten, Prinzen, 
Generäle, Miniſter. Hat man ſechs befriedigt, hat der ſiebente 
etwas einzuwenden. Verfährt man hart und energiſch, ſo tadelt 
der Eine die unnütze Grauſamkeit. Verfährt man nachſichtig 
und milde, ſo raiſonnirt der Andere über Schwäche und Mattig⸗ 
keit. Nun, auch dieſe Zeit wird ja vorübergehen.“ 

Die oben erwähnte zweite polizeiliche Expediton nach 
St. Germain am 9. und 10. Januar 1871 hatte auch für 
Verſailles verſchärfte Maßnahmen zur Folge. „Ich habe,“ 
ſchrieb Stieber am 12. Januar an ſeine Gattin, „verſtärkte 
Sicherheitsmaßregeln angeordnet und laſſe maſſenweiſe Ver⸗ 
haftungen vornehmen. Heute früh geht ein ſtarker Transport 
nach Deutſchland. Geſtern Abend habe ich als Präſident der 
Unterſuchungskommiſſion bis 2 Uhr im Gefängnißlokal gearbeitet. 
Wir haben jetzt an 300 Gefangene ſitzen. Fragt man ſich, 
worin beſteht ihr Verbrechen, ſo muß man ſich offen ſagen, 
nur darin, daß es eben Franzoſen ſind und daß ſie als Fran⸗ 
zoſen handeln.“ 

Ueber die augenblickliche Kriegslage ſchrieb Stieber am 
13. Dezember an ſeine Gattin: „Wunderbar iſt es, daß Nie⸗ 
mand über unſere Situation hier klar iſt. Graf Bismarck ſagt 
mir, wir kommen vor Oſtern nicht zurück. Geh. Rath Bork 
verſichert mir, der König iſt zu Neujahr zu Hauſe. Geheim⸗ 
Rath Schneider meint, wir ſind noch nächſte Weihnachten hier. 
Die Umgebung des Kronprinzen behauptet, wir ſind in 
14 Tagen in Paris. Graf Moltke meint, Ende Januar. 
Mein Glaube iſt, das Bombardement hilft jetzt zu nichts. 
Wir hätten von Anfang an den Valerien regelrecht belagern 
ſollen, ſchwerer wie Straßburg iſt es auch nicht, heute hätten 
wir ihn längſt und könnten von ihm Paris bombardiren. 
Jetzt hilft nur noch aushungern. Man hat in Paris bis 
10. Januar zu leben, das weiß ich polizeilich. Wir erlangen 
Paris Mitte Januar, eher nicht, und ſind Ende Januar zu 
Hauſe. Das iſt meine Meinung. — Der alte Bismarck lebt 
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hier ganz allein für ſich, wie in Varzin. Ich werde Dir 
ſpäter viel allein zu erzählen haben, was ich Dir nicht ſchreib en 
kann. Es walten hier mancherlei eigenthümliche Verhältniſſe 
ob. Gott ſei Dank lebe ich außerhalb derſelben und ſtehe zur 
Zeit nach allen Seiten hin gut.“ 


54. Verſailles. Die Reichstagsdeputation und Stieber. — 

Das Weihnachtsfest Stiebers im Breife feiner Familie. — 

Verleihung des eiſernen Kreuzes an Stieber. — Errichtung 
eines Einwohner-Melde-Amts. 


Die aus 31 Perſonen beſtehende Adreß⸗Deputation 
des Norddeutſchen Reichstages kam unter Führung des 
Reichstags⸗Präſidenten Simſon am 16. Dezember Abends 
nach Verſailles, wo Stieber dem Präſidenten Simſon gegenüber 
ſich zur Vermittelung des für die Deputation nöthigen Fuhr⸗ 
werks bereit erklärte und für die polizeilichen Maßnahmen bei 
der feierlichen Auffahrt der Deputation zur Audienz bei dem 
Könige Sorge zu tragen verſprach. Am 18. Dezember Nach⸗ 
mittags 2 Uhr wurde die Deputation vom Könige empfangen. 
Stieber ſchrieb darüber am 19. Dezember an ſeine Gattin: 

„Ich mußte die Reichstagsdeputation dem Könige vorführen. 
Es war ein ſchöner, wahrer Sommertag, dabei Sonntag Nach⸗ 
mittag. Ganz Verſailles war auf den Beinen, und die ganze 
Armee war vertreten. Alle Formalitäten einer Thron rede 
fanden ſtatt. Mein ganzes Polizeiperſonal war zu Fuß und 
zu Pferde in Funktion. Es war wie in Berlin bei Eröffnung 
der Kammern, oder bei einem großen Hoffeſt. Nur die vierzig 
Equipagen, in welchen die Deputation mit der Kaiſeradreſſe vor⸗ 
fuhren, bildeten ein wunderbares Gemiſch von Feld⸗Polizei⸗, Poſt⸗ 
und erbeuteten franzöſiſchen Wagen. Statt Kutſcher fungirten 
Soldaten, Poſtillone und Schutzleute. Dennoch war es ein 
großer hiſtoriſcher Moment, als dieſe Deputation mit dem 
Präſidenten des Reichstages in des Königs Palais in Ver⸗ 
failed einfuhr, um dem Haufe Hohenzollern die Kaiſerkrone 


zu bringen. Vom Mont Valerien wurde gerade ſtark geſchoſſen, 
wunderbare Dekoration, mehrere preußiſche Batterien zogen 
vorüber und ſpielten zufällig: Was iſt des Deutſchen Vater⸗ 
land? Mir war das Arrangement aller Einrichtungen zugefallen, 
eine ſchwere Arbeit. Es ging aber Alles an der Schnur. In 
Berlin kann es bei einem Hoffeſte nicht beſſer gehen, man hat 
mir allgemein Komplimente geſagt. Mit dem Präſidenten 
Simſon habe ich perſönlich viel verhandelt. Es iſt wunderbar, 
daß ich noch mit dem deutſchen Reichstage habe korreſpondiren 
müſſen.“ 

„Die Kaiſer⸗ Deputation,“ ſchrieb Stieber am folgenden 
Tage an ſeine Gattin, „fährt heute ab, ſie hat in anliegendem 
Briefe von mir Abſchied genommen, hebe den Brief auf. Mir 
hat die Deputation viel Arbeit gemacht, um ihr einen anſtändi⸗ 
gen Empfang zu bereiten. Die Hof⸗ und Militärpartei 
war ziemlich kühl, ich vertrat hier die Civilpartei 
und das deutſche Volk. Wunderbare Zeiten!“ 

Der Brief, welchen der Reichstags⸗Präſident Simſon am 
19. Dezember an Stieber richtete, lautete folgendermaßen: 

„Euer Hochwohlgeboren gütige Vermittelung bin ich ge⸗ 
nöthigt noch einmal in Anſpruch zu nehmen. Die Adreßdepu⸗ 
tation iſt zu heute 7 Uhr zu Sr. königlichen Hoheit dem Kron⸗ 
prinzen befohlen und dorthin zu gelangen, hat um ſo mehr 
Schwierigkeiten, als der Weg nicht nur ein weiter, ſondern 
auch die Wege im Park in Folge des vielen Regens ſehr er⸗ 
weicht ſind. Ich erlaube mir daher, die geſtrige Bitte zu wieder⸗ 
holen und um abermalige Beſchaffung des erforderlichen Fuhr⸗ 
werks Sie ergebenſt anzugehen. 

Genehmigen Euer Hochwohlgeboren, daß ich dieſe Gelegen⸗ 
heit zugleich dazu benutze, Ihnen in meinem Namen, ſowie in 
dem der übrigen Herren Abgeordneten den verbindlichſten Dank 
für alle Mühewaltungen auszuſprechen, denen Sie zu deren 
Bequemlichkeit ſo bereitwillig ſich unterzogen haben, und daß 
ich mich zeichne in vollkommener Ergebenheit 

Simſon.“ 
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Eine Beſchreibung der von Stieber in Verſailles veran⸗ 
ſtalteten Weihnachtsfeier in einem Briefe an ſeine Frau 
vom erſten Weichnachtsfeiertage verdient hier vollſtändig wieder⸗ 
gegeben zu werden, da dieſelbe zur Charakteriſirung dieſes 
vielſeitigen Mannes einen nicht geringen Beitrag liefert: 

„Geſtern früh (am 24. Dezember) habe ich mich, ſo ſchwer 
es auch ging, meinen Dienſtgeſchäften entriſſen und habe mich 
in ein wüſtes Haus in unſerer Nähe begeben, wo ein ent⸗ 
flohener vornehmer Mann eine ſehr ſchöne Werkſtatt zurückge⸗ 
laſſen hat. Dort habe ich mit Zernicki zuſammen einen recht 
hübſchen Weihnachtsbaum für mich, einen zweiten für Graf 
Bismarck gearbeitet. Auch Aepfel und Nüſſe wurden beſorgt. 
Um den Baum herum wurden alle Photographien, welche ich 
hier einzeln von Euch beſitze, in ſchönen, geſchmackvollen Rähmen 
ausgebreitet, ebenſo die Wunſchzettel und die geſchriebenen 
Lieder der lieben Kinder. Herrn Salingré und Herrn Alippi 
habe ich aus meiner Dienſtkaſſe jedem eine Gratifikation von 
5 Napoleond'ors aufgebaut und jedem ſonſt eine Kleinigkeit 
verehrt. Auch ich erhielt einige kleine Präſente. Herr 
von Zernicki und einige deutſche Literaten waren gegenwärtig. 
Einige Flaſchen Rothwein und drei Pullen Sekt würzten das 
Mahl, Dein ſchöner Napfkuchen ſtand in der Mitte und wurde 
allgemein bewundert.“ 

„So ſaßen wir andächtig beiſammen, wie die erſten Chriſten, 
und feierten unſeren Gottesdienſt im Stillen. Denn die Fran⸗ 
zoſen haben keine Weihnachten und keine Chriſtbäume. Unwill⸗ 
kürlich entfuhr mir der Ausruf: „Nanu wünſcht' ich nur, meine 
ganze Familie käme heute Abend zum Beſuch zu mir.“ Da 
riß es plötzlich an der Klingel, und der Burſche vom Geheim⸗ 
rath Schneider, der urkomiſche Pommer Holtze, brachte mir das 
liebe, herrliche Bild, welches Dein gutes Herz für mich als 
Weihnachtsgeſchenk erſonnen. Meine ganze Familie kam wirk⸗ 
lich zum Beſuch. Zwar waren es nur ſtumme Gäſte, aber die 
lieben treuen Züge, welche für mich das Sinnbild aller meiner 
Gedanken und Wünſche verkörpern, ſprachen deutlich genug zu 
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mir. Gott, wie lange muß ich fort ſein, daß ſich die jüngſten 
Kinder ſo verändert haben! Herzblatt iſt mir ganz unbekannt, 
Hanne auch ſehr verändert, Lümmel iſt reizend, Trude und 
Clara zum Erſchrecken ähnlich, Roſa ein Hauch des Himmels, 
Paul vortrefflich, nur ſcheint mir ſeine Figur etwas zu lang, 
und Anna ſcheint mir etwas zu alt. Wunderbar iſt Gretchen 
und Dein Bild. — Ich kann Dir nicht ſagen, welche Freude 
Du mir gemacht haſt. Ich war ganz ſprachlos, nur Du biſt 
fähig, mir ein ſolches Glück zu erſinnen. Das ganze Haupt⸗ 
quartier bewundert dieſes herrliche Bild, namentlich die Grup⸗ 
pirung iſt herrlich. Da iſt Leben, das ſind keine Holzpuppen. 
Ich laſſe mir das Bild ſchön einrahmen, einen Kaſten dazu 
machen, er ſoll mich auf allen meinen Reiſen begleiten. Dieſes 
Bild hat die Wehmuth von mir genommen, welche mich erfüllte, 
daß ich das Feſt ſo fern feiern mußte. Ich war ſo erfreut, 
daß ich ſofort noch am Abend einige Gefangene, deren Leben 
auf dem Spiel ſtand, und deren Familien mich den ganzen 
Tag belagert hatten, frei ließ und die Verantwortung hierfür 
auf mich nahm.“ 


„Auch bei Bismarck brannte der Baum, leider war Bis⸗ 
marck⸗Bohlen, der dort Hausfrau ſpielt, recht leidend und hier⸗ 
durch das ganze Feſt gelähmt.“ 


„Alle meine Gedanken“, ſchrieb Stieber in der Sylveſter⸗ 
nacht an ſeine Frau und Kinder, „ſind bei Euch. Meine Ge⸗ 
fährten ſind in dem ſchönen Saale des erſten Stockwerks 
unſeres Hauſes beim Champagner verſammelt. Aber ich zögere, 
zu ihnen hinabzugehen, obwohl man mich ſchon mehrfach ge⸗ 
rufen. Ich fühle das Bedürfniß, mich in dieſer ernſten Stunde 
mit Euch, meine Lieben, zu unterhalten. * Lange habe ich erſt 
ſinnend vor Eurem ſchönen Bilde geſtanden, mit welchem mir 
Mama eine wahre Herzensfreude bereitet hat. Ich habe mich 
des vergangenen Jahres erinnert.“ 


Die Stellung Stiebers im Hauptquartier befeſtigte ſich von 
Tag zu Tag zuſehend immer mehr. 
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„Vom Hofe des Kronprinzen“, ſchrieb Stieber am 12. Jan. 
1871 an ſeine Gattin, „hatte ich mich bisher ferngehalten, er 
hatte ſogar eine eigene Polizei. Man hat mich aber von dort 
her jetzt auch herangezogen, und hat ſich ein recht freundliches 
Verhältniß mit mir dort gebildet. Der alte Graf Bismarck 
(Stieber nennt den Bundeskanzler in ſeinen Briefen öfter den 
„alten“ Grafen zur kurzen Unterſcheidung von dem gleichfalls 
im Hauptquartier befindlichen Grafen Bismarck⸗Bohlen) hat ſich 
namentlich in letzter Zeit wirklich recht lebhaft und gütig für 
mich intereſſirt. Ich kann das nicht genug anerkennen, man 
ſieht ordentlich ſein Bemühen, mir nützlich zu ſein, wo es 
möglich.“ 

„Bismarck“, ſchrieb Stieber einige Tage ſpäter, „hat mir 
vorgeſtern das eiſerne Kreuz verſprochen; ich bin neugierig, ob 
er es ausnahmsweiſe für mich (als Nichtkombattanten) durch⸗ 
ſetzen und Wort halten wird. Den guten Willen dazu ſcheint 
er zu haben. Nun, wir werden ja ſehen. Ich zweifle noch 
daran, da Bismarck mit der Militärpartei jetzt nicht gut har⸗ 
monirt.“ 


Kurze Zeit darauf wurde vom Kaiſer dem Direktor Stieber 
das eiſerne Kreuz verliehen. 


In der zweiten Hälfte des Januar ließ Stieber eine Liſte 
ſämmtlicher Einwohner in Verſailles, mit ihrem vollſtändigen 
Nationale, anfertigen, um ſo eine beſſere Kontrole über die von 
Tag zu Tag obſtinater werdenden Verſailler zu ſchaffen. In 
Bezug auf dieſe Neueinrichtung ſchrieb Stieber am 22. Januar 
an ſeine Gattin: „Wenn Du übrigens noch einige Beſorgniſſe 
wegen der Verſailler Damen haſt, ſo kannſt Du ſolche jetzt 
völlig fallen laſſen, da alle Verſailler Damen Zeter über mich 
ſchreien und mich haſſen, wie die Sünde. Ich habe in jedes 
Haus ein Formular geſchickt, um das Verzeichniß aller Ein⸗ 
wohner von Verſailles aufzuſtellen. Alle Damen finden es un⸗ 
erhört, daß man bei ſchwerer Strafe ihr Alter erfahren will. 
Dieſer Préfst prussien iſt ein homme méchant, klagt man all⸗ 
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gemein, und trois jous de prison! Horrible! Ich führe jetzt ein 
vollſtändiges Einwohner⸗Meldeamt, wie in Berlin. Die fran⸗ 
zöſiſche Polizei iſt ganz erſtaunt über ſolche Ordnung und Ein⸗ 
richtung.“ 


55. Perſailles. Die Friedensverhandlungen. — Jules 
Favre bei Ftieber. — Waffenſtillſtand. 


Am 23. Januar gegen Abend kam der franzöſiſche Miniſter 
der Auswärtigen Angelegenheiten, Herr Jules Favre, in der 
Begleitung ſeines Schwiegerſohnes nach Verſailles, fuhr beim 
Grafen Bismarck vor, und es begannen die Friedensunterhand⸗ 
lungen, die binnen wenigen Tagen zu einem günſtigen Abſchluß 
gelangten. Ueber dieſe Friedensverhandlungen berichtete Stieber, 
welcher in der Lage war, den Gang derſelben im Einzelnen 
genau zu beobachten, in mehreren längeren Briefen an ſeine 
Gattin, welche ihres hochintereſſanten Inhaltes und ihres hiſto⸗ 
riſchen Werthes wegen wörtlich folgen: 

„Verſailles in der Nacht vom 23. bis 24. Januar. 
Meine liebe gute Frau! 

„Lies und ſtaune. — Während ich dieſen Brief in 
meinem Arbeitszimmer ſchreibe und ich dabei eine Taſſe felbit- 
bereiteten Thee trinke, ſchläft im Zimmer neben mir im Bett 
des Herrn von Zernicki Se. Excellenz, Herr Jules Favre, der 
Miniſter der Auswärtigen Angelegenheiten der Pariſer Regie⸗ 
rung, mit ſeinem Schwiegerſohn. 

„Kein Sekretär, kein Diener iſt bei ihm, einer meiner Be⸗ 
amten in Civilkleidern bedient ihn. Jules Favre iſt ganz un⸗ 
vermuthet als Parlamentär bei uns eingetroffen. Heute Abend 
ſpät ſchickte mir Graf Bismarck plötzlich ſeinen Wagen und ließ 
mich ſofort zu ſich rufen. Schon vom Diener erfuhr ich, daß 
Jules Favre beim Miniſter ſei. Der Miniſter beauftragte 
mich, ſofort Quartier für denſelben zu ſchaffen und ſeine Ueber⸗ 
wachung einzuleiten. Ich erbot mich ſofort, zwei meiner Zim⸗ 
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mer abzutreten, er war damit einverſtanden, nur ſollte ich 
nicht merken laſſen, daß Favre ſich bei der Polizei 
befinde. — Favre und Bismarck ſaßen ſo gemüthlich auf 
dem Sopha, als ich in das Zimmer hineinblickte, wie alte 
Freunde, die ſich lange nicht geſehen ich kann nach der ganzen 
Situation nur annehmen, daß man über den Frieden verhan⸗ 
delte. Mein Heimweh tröſtete ſich doch bei dieſem Anblick, der 
die Aufmerkſamkeit der ganzen Welt in dieſem Augenblick 
beſchäftigt und außer mir nur wenigen Sterblichen vergönnt iſt. 

„Ich eilte ſofort nach Hauſe und traf meine Einrichtungen. 
Ich verlegte meine Wachtſtube, alle meine Beamten mußten 
Civilkleider anlegen, ich ließ tüchtig einheizen, zwei Betten zu⸗ 
recht machen, und da ſich die Franzoſen immer einbilden, wir 
hungern ſelbſt in Verſailles, alle mögliche Lebensmittel und 
Delikateſſen herbeiſchaffen, welche nur möglich waren. 

„In ganz Verſailles ahnte Niemand, was vorging, außer 
dem König oder vielmehr dem Kaiſer und Moltke; die Straßen 
waren todtenſtill. Jules Favre fuhr in einer gewöhnlichen 
Droſchke bei uns vor. Er hat bis ſpät in die Nacht ſehr lange, 
wohl an fünf Stunden, allein bei Bismarck geſeſſen. Ich weiß 
in dieſem Augenblick noch nicht, ob Favre lediglich als Par⸗ 
lamentär aus Paris kommt, oder ob er nach London zur Konferenz 
durch will. Aber jedenfalls betreffen dieſe langen Unterhand⸗ 
lungen den Frieden. — — Wir haben in den letzten Tagen 
den Pariſern viel Schaden gethan. Die ganze Vorſtadt 
St. Denis iſt zerſchoſſen und in Brand gelegt, Paris ſelbſt 
brennt auch auf dieſer Seite an mehreren Stellen. Man hat 
bereits ein Dekret erlaſſen, daß jeder Einwohner in Paris 
berechtigt iſt, bei ſeinem Nachbar nach Lebensmitteln zu ſuchen. 
Hierin liegt der reine Kommunismus, die Anarchie, die Auf⸗ 
hebung des Privateigenthums. — — — 

„Als ich dieſen Brief bis hier geſchrieben hatte, forderte ſich 
Herr Jules Favre von mir zwei Federn, Papier, Dinte ꝛc. 
Ich muß die Feder, mit der ich dieſen Brief bis hier ge⸗ 
ſchrieben hatte, hergeben und eine neue nehmen. Wenn mich 
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nicht Alles täuſcht, ſo werden mit dieſer meiner erſten Feder 
die Friedens⸗Präliminarien entworfen. Graf Hatzfeld, der 
Herrn Jules Favre zu mir begleitet, ſagt mir, derſelbe fährt 
morgen wieder zum Miniſter und bleibt noch morgen hier, ich 
möge ein gutes Frühſtück beſorgen. Alles dieſes deutet auf 
ernſte Friedensverhandlungen. Gebe Gott, daß unter dem 
Dache des Hauſes, wo wir dieſe Nacht zuſammen mit einem 
der erſten Führer der erbitterten Feinde ſchlafen, gute ſegens⸗ 
reiche Gedanken zu Stande kommen. Wir find nach Möglich⸗ 
keit dem Manne freundlich und verſöhnlich entgegengekommen. 
Ich habe meine eigene Bettdecke für ſein Bett hergegeben, da⸗ 
mit er warm ſchlafen ſoll. Ich bin aber doch ſo aufgeregt, 
daß ich nicht ſchlafen kann und in der Nacht dieſen Brief 
ſchreibe. Gute Nacht für heute.“ 
Dienstag, 24. Januar. 

„Jules Favre iſt bis Morgens 3 Uhr wach geblieben und 
iſt im Salon mit ſeinem Schwiegerſohn auf und abgelaufen, 
heftig deklamirend. Er ſieht gräßlich elend aus. Graf Bis⸗ 
marck iſt noch Nachts 12 Uhr zum König gefahren, wo ein 
Kriegsrath aller Generäle ſtattfand. Es kann ſich alſo nur um 
den definitiven Frieden und Kapitulation von Paris handeln. 
— Meine Köchin (eine Elſäſſerin) ſchläft im Zimmer neben 
dem Salon, wir hatten ihr vorgeredet, die beiden fremden 
Herren ſeien bayeriſche Miniſter, welche auch gut franzöſiſch 
ſprechen. Sie muß einen Theil des Geſprächs der Herren ge⸗ 
hört haben, denn ſie ſagte mir heut früh, als ſie mir Früh⸗ 
ſtück ſervirte, in ihrem ſchwäbiſchen gebrochenen Dialekt: 
„Gnädigſte Herr, das ſaind keine bayeriſche Miniſter, das iſt 
der Jules Favre, der will Friede mache.“ Ich habe zum 
Frühſtück an Herrn Favre meine letzte Spickgans, die letzte meiner 
beiden Schlackwürſte, zwei Beefſteaks aus einem Hötel und 
einen Teller Kuchen geſchickt. Er ſieht ſo verhungert aus, daß es 
einem leid thut, und er ſoll ſehen, daß wir es noch aushalten. 
Dazu habe ich Kaffee, feinen Rothwein, Malagawein, füßen 
ſpaniſchen Wein und Champagner gegeben. Unter den Fenſtern 
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unſeres Hauſes habe ich ganz zufällig eine Hammelheerde von 
etwa 3000 Stück fetten Hammeln aus unſerem Depot vorbei⸗ 
treiben laſſen. Es iſt heut gerade Markt und Verſaäailles ſieht 
freundlich und geordnet aus. Trochu ſoll in Paris geſtürzt 
ſein. Vorgeſtern war dort große Volksverſammlung. Wahr⸗ 
ſcheinlich ſtehen die Pariſer am Ende des Möglichen. 

„Gott ſei Dank, daß durch dieſe intereſſante Epiſode etwas 
Veränderung in unſer langweiliges Einerlei gekommen iſt. 
Gretchen hat, als ſie neulich zwei Würſte mir ſchickte, wohl 
nicht gedacht, daß eine davon Jules Favre als Friedensparla⸗ 
mentär verzehren würde. 

„Um 12 Uhr fuhr Graf Bismarck bei mir vor. Es hatte 
ein engerer Kriegsrath zwiſchen dem Kaiſer, dem Kronprinzen, 
Graf Moltke, Bismarck und Roon ſtattgefunden. Bismarck 
überbrachte perſönlich dem Herrn Jules Favre die Beſchlüſſe. 
Während ich hier ſchreibe, ſitzen Bismarck und Favre im Neben⸗ 
zimmer und beſchließen das Schickſal zweier großer Staaten. 
Graf Bismarck war etwa / Stunden bei Favre. Ich weiß 
jetzt beſtimmt, es handelt ſich um die Kapitulation von Paris. 
Favre ſagt mir, als Bismarck fort iſt und ich frage, ob ich 
ein Diner beſtellen ſoll: „Nein, ich gehe ſofort nach Paris zu⸗ 
rück!“ Von meiner Spickgans hat Favre ein barbariſches 
Stück verſchlungen. Er fragt mich: „Was iſt das? Das kennt 
man nicht in Paris. So etwas Schönes habe ich nie gegeſſen.“ 
Ich ſage ihm: „Gans fums, damit füttern wir unſere garde 
mobile (Landwehr).“ Ich ſtudire ſeit fünf Jahren die Geſichts⸗ 
züge des Grafen Bismarck. Nach dem Ausdruck derſelben, nach 
der Art des Geſprächs, welches ich mit ihm geführt, als ich 
ihn nach der Unterredung mit Favre zum Wagen begleitet, ſteht 
unſere Sache gut, und ich ſehe mein liebes Weib und meine 
Kinder bald wieder. Adieu für heut.“ 

„Verſailles, 27. Januar 1871. 
Liebe Frau! 

Als Jules Favre geſtern Nachmittag (nach einem wieder⸗ 

holten Beſuche) abfuhr, drückte er mir die Hand für die freund⸗ 
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liche Aufnahme und ſagte mir: je reviendrai bon matin (ich 
komme morgen frühzeitig wieder). Als ich Abends beim 
Grafen Bismarck meine Zuverſicht ausſprach, daß Favre es ſehr 
eilig zu haben ſcheine, und daß er morgen wohl die unter⸗ 
ſchriebene Friedensurkunde mitbringen werde, wurde mir er⸗ 
wiedert: bisher iſt Favre nur vertraulich gekommen, ehe nicht 
die franzöſiſchen Generale herauskommen und Favre nicht mit 
ſeinem Miniſterium erſcheint, hat Alles nur den Charakter der 
vorläufigen Privat⸗Unterhaltung und Orientirung. 

„Heute früh 9 Uhr beim Kaffee erhielt ich die Depeſche: 
Zwei franzöſiſche Generale und der Miniſter Jules Favre mit 
zwei Legationsräthen find im Anzuge bei den Vorpoſten. Die 
Parlamentär⸗Flagge iſt bei der Brücke von Sevres aufgezogen, 
die Kanonade ſchweigt. 

„Während ich hier Nachmittags zwei Uhr dieſen Brief 
ſchreibe, ſitzen in meinem Nebenzimmer Jules Favre und der 
franzöſiſche General Beaufort mit einem Offizier des franzö⸗ 
ſiſchen Generalſtabs. Beim Könige ſind Bismarck, Moltke, 
Roon verſammelt, die Depeſchen gehen hin und her. Volks⸗ 
haufen verſammeln ſich vor unſerem Hauſe, ſo daß ich ſolche 
durch Gensdarmen vertreiben laſſe. Alſo die Herren ſind ge⸗ 
kommen, ſchnell gekommen, es iſt kein Zweifel mehr, die Ge⸗ 
ſchichte in Paris geht zu Ende, der Friede iſt geſichert. Man 
verhandelt nur noch über die Details.“ 

„Verſailles, 28. Januar. 
Liebe gute Frau! 

Gott ſei gelobt und gebenedeit. Seit geſtern Nacht 12 Uhr 
haben wir Waffenruhe. Die Franzoſen haben erklärt, ſie 
würden nicht mehr ſchießen. Der faktiſche Waffenſtillſtand iſt 
alſo da. Geſtern Abend fuhr Favre mit dem General Beau⸗ 
fort nach Paris zurück. Dort war eine Revolution ausge⸗ 
brochen, weil die Kriegspartei nicht Frieden machen wollte, wir 
fürchteten ſchon, man würde den Favre dort gefangen nehmen. 
Es ſind aber heut früh mit Favre ſogar mehrere Generale 
herausgekommen und wohnen alle bei mir. Bismarck und 
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Moltke verhandeln mit ihnen im Nebenzimmer, während ich 
dieſen Brief ſchreibe, ich denke, heut wird noch die förmliche 
Friedensurkunde vollzogen .... Hoffentlich iſt Berlin, wenn 
dieſer Brief eintrifft, ſchon geflaggt und die Jungen rufen: 
Paris hat kapitulirt. 

„Noch haben wir aber ein ſchweres Stück Arbeit zu über⸗ 
winden. Wahrſcheinlich beſetzen wir nur die Forts und gehen 
in die Stadt vorläufig nicht hinein, damit dieſe mit dem Lande 
erſt eine legale Regierung wählen kann, mit der man doch 
verhandeln kann. Wir wollen doch Frieden mit dem Lande 
und nicht bloß den Höllenpfuhl Paris haben. Wenn wir die 
Forts haben, können wir Paris in jedem Augenblick beliebig 
beſetzen. Tauſend Grüße.“ 


56. Die Berproviantirung von Maris. — Rückkehr 

nach Berlin, 

Am 29. Januar wurden die Pariſer Forts von den deut⸗ 
ſchen Truppen beſetzt und ein Waffenſtillſtand bis zum 19. Febr. 
bewilligt. Stieber wurde zum Vorſitzenden der Kommiſſion 
ernannt, welche den Verkehr mit Paris zu überwachen 
hatte. Der Verkehr mit Paris wurde nur ganz nothdürftig 
geſtattet. Es wurden nur ſoviel Lebensmittel täglich hinein⸗ 
gelaſſen, daß die Stadt nicht gerade verhungerte. 

„Heute Nacht,“ ſchrieb Stieber am 29. Januar an ſeine 
Frau, „ſchläft ſtatt Jules Favre der General⸗Direktor der 
Pariſer Eiſenbahnen bei mir, um mit mir die Verkehrsbeſtim⸗ 
mungen für die Eiſenbahn⸗Proviantzüge zu vereinbaren. Er 
erzählt mir, daß faktiſch in Paris ſeit Wochen alle jungen 
Kinder ſtarben. Man hat nichts mehr als Pferdefleiſch und 
ſehr ſchlechtes Brod. Wir müſſen ſehr eilen mit Herſtellung 
der Eiſenbahnen, ſonſt verhungert halb Paris. Ich fürchte, 
unter zehn Tagen können wir nicht anfangen, und wenn wir 
dann Tag und Nacht fahren, können wir kaum ſchaffen, was 
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von einem Tage zum andern nöthig iſt. An Brennmaterial 
und Erleuchtungsmaterial, was beſonders nöthig iſt, können 
wir dabei gar nicht denken. 

„Von der Beaufſichtigung der nach Paris führenden Eiſen⸗ 
bahnen,“ ſchrieb Stieber am 1. Febr., „bin ich befreit worden, 
da wir ſtatt 3 Linien 20 eröffnen müſſen, wenn Paris nicht 
doch verhungern ſoll und für ſo viele Bahnen meine Kräfte 
nicht ausreichen. Auch entwickelt ſich ſolcher Andrang nach 
Verſailles, daß ich hier alle Hände voll zu thun habe. 

„Heute waren vornehme und reiche Leute aus Paris hier 
(in Verſailles), welche ihre hieſigen Häuſer in Augenſchein 
nehmen wollten. Dieſe erzählten, ſeit fünf Tagen haben ſie 
nur trockenes Haferbrod und Waſſer genoſſen. Das Pferde⸗ 
fleiſch fehlte, war ihnen auch ſo zuwider, daß ſie ſolches nicht 
mehr eſſen konnten. Seit 5 Tagen mußten ſie kalt ſitzen, da 
jedes Brennmaterial fehlt, und Abends im Finſtern, weil weder 
Oel noch Licht zu haben war. Nur unſere Bomben erleuchteten 
zuweilen den Horizont. Das ſchlechte Brod war auch nur mit 
Lebensgefahr zu erlangen, da unſere Granaten faſt alle Straßen 
unſicher machten. Seit 10 Nächten ſchon kein Schlaf, weil 
Nachts das Bombardement am ſtärkſten war. Dabei drohte 
jeden Augenblick eine Revolution von Seiten der Rothen und 
Plünderung der Häuſer. 

Am 4. Februar wurde dem Direktor Stieber zu ſeiner 
ſonſtigen, gerade in den erſten Tagen nach der Kapitulation 
von Paris ſehr viel Zeit beanſpruchenden Thätigkeit die Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigungsanſpüche der aus Frankreich 
vertriebenen Deutſchen, in Gemeinſchaft mit dem Konſul Bam⸗ 
berg übertragen. 

Die große Sehnſucht Stiebers nach feiner Frau, von der 
er während ihrer 23 jährigen Ehe noch niemals ſo lange ent⸗ 
fernt geweſen, veranlaßte ihn am 6. Februar, ſeine Frau und 
Tochter Margarethe zu einem Beſuch im Hauptquartier einzu⸗ 
laden, welcher Aufforderung ſeine Gattin Folge leiſtete. Vom 
12. Februar bis zum 3. März hielten ſich bei Stieber in Ver⸗ 
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ſailles Frau und Tochter auf und wohnten, als die einzigen 
deutſchen Damen, dem Einzug der Truppen in Paris am 
1. März bei. 

Der Adjutant des Direktors Stieber, Polizeilieutenant v. Zer⸗ 
nicki, war bereits im Januar auf den Antrag Stiebers vom 
preußiſchen Miniſter des Innern zum Polizeihauptmann be⸗ 
fördert worden. 

Am 6. März ließ Stieber ſämmtliche politiſche Gefangenen 
in Verſailles frei, und er übergab die Polizeiverwaltung von 
Verſailles an die franzöſiſchen Beamten. Am 17. März kam 
Stieber in der Begleitung des Kaiſers zurück nach Berlin. 


57. Stiebers Bemühungen gegen die ultramontane und 
ſopialdemokratiſche Agitation 1871—1873. — Atten- 
tatsgerüchte. 

Am 17. März 1871 kam Stieber im Gefolge des Kaiſers 
nach Berlin zurück. Er übernahm wieder die Leitung des Cen⸗ 
tral⸗Nachrichten⸗Bureaus, das nunmehr eine ganz andere Thä⸗ 
tigkeit entwickelte, als in den Jahren 1867— 70. Welfen⸗Um⸗ 
triebe waren nicht mehr zu erforſchen und zu unterdrücken, und 
andere ſtaatsgefährliche und ſtrafbare Agitationen waren nicht 
zu bekämpfen. Das Central⸗Nachrichten⸗Bureau richtete nun⸗ 
mehr ſeine Thätigkeit gegen die ſozialdemokratiſche und 
die ultramontane Bewegung. 

Dieſe beiden Bewegungen waren aber keine geheimen und 
ſtrafbaren, und ihre Anhänger traten öffentlich für ihre Be⸗ 
ſtrebungen, als gleichmäßig berechtigte mit den Beſtrebungen 
anderer politiſcher und religiöſer Parteien im Staate, ein. 
Deshalb konnte dieſen beiden Bewegungen gegenüber die Thä⸗ 
tigkeit Stiebers und ſeines Bureaus nicht dieſelbe ſein, wie die 
den Welfen⸗Umtrieben gegenüber, welche von Stieber nicht nur 
beobachtet, ſondern auch durch Beſchlagnahmen, Verhaftungen 
und ſonſtige Adminiſtrativ⸗Maßregeln bekämpft und unterdrückt 
wurden. Gegen die ultramontane und ebenſo gegen die ſozial⸗ 
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demokratiſche Bewegung konnte ſich die Thätigkeit Stiebers und 
ſeiner Agenten nur auf die Beobachtung derſelben beſchränken, 
und dieſe Beobachtung war eine um ſo leichtere, als die beiden 
Bewegungen öffentliche waren. 

Die Stellung Stiebers und ſeines Bureau wurde demzu⸗ 
folge von Tag zu Tag bedeutungsloſer, und Stieber, welcher 
dies wohl erkannte, verſuchte durch Erforſchungen hinter Ver⸗ 
ſchwörungen und ſonſtige verbrecheriſche Umtriebe zu kommen, 
die, näher beleuchtet, ſich meiſt als harmloſe Ereigniſſe heraus⸗ 
ſtellten. So beſchäftigte ſich Stieber unter Anderem mit dem 
Studium der „Internationale,“ ihres Treibens und ihres Zu⸗ 
ſammenhangs mit den deutſchen Sozialdemokraten. Einen ge⸗ 
ſetzlich unerlaubten Zuſammenhang der deutſchen Sozialdemo⸗ 
kraten und der Internationale ſcheint er jedoch nicht gefunden 
zu haben, da niemals deshalb gegen die ſozialdemokratiſchen 
Vereinigungen eingeſchritten worden. 

Die ſozialdemokratiſchen Agitatoren erhielten übrigens bald 
Kenntniß von den auf fie gerichteten Beobachtungen Stiebers 
und ſeiner Agenten, und ſie machten oft in gerade nicht parla⸗ 
mentariſchen Ausdrücken ihrem Haſſe gegen Stieber Luft. So 
that dies unter Anderen Liebknecht in einer Volksverſamm⸗ 
lung zu Leipzig am 29. Juni 1871, in welcher er erzählte, 
daß ſein Freund, der „Hallunke“ Stieber, ſich jetzt mit der 
Erforſchung des Treibens der Internationalen befaſſe. Auf 
eine über dieſe beleidigende Aeußerung vom Polizeiamt zu 
Leipzig an das auswärtige Amt zu Berlin gemachte Anzeige, 
mit dem Anheimgeben der gerichtlichen Verfolgung Liebknechts, 
bemerkte Stieber brevi manu am Rande der Anzeige, daß er 
auf eine gerichtliche Verfolgung des Liebknecht verzichte. 

Die von Stieber angeſtellten Beobachtungen der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Bewegung hatten das Ergebniß, daß die Regierung 
die ſozialiſtiſche Agitation für eine reichsfeindliche erachtete und 
das von Stieber geſammelte Material Anfangs 1874 zunächſt 
der Staatsanwaltſchaft zu Berlin zur Verfügung ſtellte, um 
auf Grund der ermittelten Thatſachen, ſoweit dieſe als geſetzlich. 
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unerlaubt ſich darſtellten, ein gerichtliches Einſchreiten gegen 
die ſozialiſtiſchen Vereine zu veranlaſſen. Dies geſchah be⸗ 
kanntlich im Sommer 1874 durch die gerichtliche Auflöſung 
einer Reihe ſozialdemokratiſcher Vereine und die Beſtrafung 
ihrer Leiter auf Grund des preußiſchen Vereinsgeſetzes. 
Neben dieſen allerdings wenig fruchtbaren Bemühungen 
Stiebers und ſeines Bureaus hatte Stieber auch nach dem 
deutſch⸗franzöſiſchen Kriege die verantwortliche Aufgabe, für den 
Schutz der Perſon des Kaiſers und des Fürſten⸗Reichskanzlers 
Sorge zu tragen. Es lag ihm demnach die Verhütung von 
gegen den Kaiſer oder den Reichskanzler gerichteten Mord ⸗ 
Attentaten ob. Daß bei dieſer Thätigkeit mancher Ueber⸗ 
eifer der Stieber'ſchen Agenten hervortrat, und daß Stieber 
ſelbſt in einzelnen Fällen vermuthete, Attentatsabſichten auf 
der Spur zu ſein, wobei ſich ſchließlich herausſtellte, daß er 
ſich im Irrthum befunden, lag in der Natur der Sache. In 
den Jahren 1871 und 72 wurden dieſe erfolgloſen Bemühungen 
Stiebers vielfach öffentlich verhöhnt, weil die der politiſchen 
Aktion ferner ſtehenden Perſonen nicht wußten, daß in den ge⸗ 
dachten Jahren in der That Coterien beſtanden haben, welche 
den Königsmord anſtrebten und Attentäter zur Ermordung des 
Kaiſers, Bismarck's und Moltke's förmlich anzuwerben 
verſuchten. Ob es dem Verdienſte Stiebers zuzuſchreiben 
iſt, daß in jenen Jahren kein Attentat zur Ausführung ge⸗ 
langte, und nicht einmal ein ſolches ernſtlich verſucht wurde, 
dies wird ſich wohl ſchwer feſtſtellen laſſen. Aber Urſache zu 
ſorgfältigen Recherchen und Abwehrmaßregeln hatte Stieber 
wohl, und ſowohl der Kaiſer als auch der Reichskanzler er⸗ 
kannten die raſtloſen Bemühungen ihres geheimen Polizeichefs, 
auch wenn ſie als zwecklos ſich erwieſen, dankend an. 
Hauptſächlich befürchtete Stieber ein Attentat gegen den 
Kaiſer und gegen den Fürſten Bismarck von Seiten der gegen 
die Beſieger Frankreichs mit Haß erfüllten Franzoſen, ſowie 
von Seiten der Polen, welche in der Einigung Deutſchlands 
ein weſentliches Hinderniß für die Wiedererſtehung eines ſelbſt⸗ 
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ſtändigen polniſchen Staates erblickten, und ſchließlich auch von 
Seiten der Internationale. 


Ein Bericht Stiebers aus dem Jahre 1872, welcher durch 
von Neuem aufgetauchte Attentatsgerüchte, die in Paris ihren 
Urſprung hatten, veranlaßt worden, enthält folgende Sätze: 


„Während der Belagerung der Stadt Paris durch die 
deutſchen Truppen hatte ſich bekanntlich in Paris ein förm⸗ 
liches Komplot gebildet, um Attentate auf den deutſchen Kaiſer, 
den Grafen Bismarck und auf Moltke auszuführen. Die Pariſer 
Zeitungen ſammelten damals offen für eine Nationalbelohnung, 
welche den glücklichen Mördern ausgeſetzt werden ſollte. 

Eine dieſer Zeitungs⸗Annoncen lautete wörtlich folgender⸗ 
maßen: 

Souscription Populaire 
ouverte 
à cin Centimes 
dans les bureaux du Combat, 66 rue Tiquetonne, en vue d'offrir 
un fusil d'honneur au combattant francais qui touchera le 
roi de Pruss e. 
Journdes précédentes Fr. 247.40 
15. journée: 


32 citoyens et citoyennes . „„ 1.60. 


Total Fr. 249.00. 
Par quatre mille neuf cent quarante-huit souscripteurs. 


„Die vorzüglichſten Mitglieder dieſes Mordkomplottes waren 
die Franzoſen Palmie und Durand und die Polen Theodor 
Dombrowski (Bruder des bekannten Kommuniſten⸗Generals), 
Jendrzejewski und Kwiatkowski. Der Preis für die Mörder 
war auf 200,000 Francs verabredet. Der Mordanſchlag kam 
damals nicht zu Stande wegen der umfaſſenden militäriſchen und 
polizeilichen Sicherheitsmaßregeln im deutſchen Hauptquartier 
und wegen der engen Einſchließung um Paris. 

„Das betreffende Mordkomplott beſteht noch heut, hat aber 
ſeinen Sitz von Paris nach Genf verlegt, wohin die am Leben 
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gebliebenen Mitglieder ſich geflüchtet haben. Es ſind dieſe 
Mitglieder Palmié, Durand und Jendrzjewski, welche alle drei 
eifrige Mitglieder der Kommuniſtenpartei ſind und unter der 
Leitung der Internationale ſtehen. Neue Mitglieder ſind aber 
hinzugetreten, namentlich der bekannte Attentatsſtifter Chel⸗ 
minski. Der Mordplan ſoll gegenwärtig hauptſächlich gegen den 
Fürſten Bismarck gerichtet ſein, und zur Ausführung deſſelben 
ſollen nicht unbedeutende, aus polniſchen Quellen ſtammende 
Geldmittel zur Verfügung ſtehen. 

„Die Motive für das Attentat liegen 1) in dem fanatiſchen 
Haß der Polen gegen das Deutſchthum, perſonifizirt im 
Fürſten Bismarck und in der Erregung, welche ſich der Polen 
ſeit dem offenen Auftreten der Czechen in Oeſterreich bemächtigt 
hat; man hofft in den Kreiſen der polniſchen Emigranten auf 
eine gemeinſame polniſche und czechiſche Erhebung: 2) in der 
Furcht, welche die Führer der internationalen Arbeiter⸗ 
Aſſoziation vor dem energiſchen Charakter des Fürſten Bis⸗ 
marck haben. Man fürchtet, daß die internationale Arbeiter⸗ 
Revolution, deren Ausbruch nicht mehr zu fern ſein dürfte, 
an der rückſichtsloſen Energie des Fürſten Bismarck ſcheitern 
wird. Das enge Bündniß zwiſchen der polniſchen Aktionspartei 
und der Internationale tritt immer deutlicher auch außerhalb 
Frankreichs hervor. General Wroblewski iſt, wie ſchon vor 
einigen Tagen berichtet, in den Generalrath der Internationale 
in London eingetreten. Der bekannte polniſche Schriftſteller 
Sigmund Milkowski iſt in Bern Vorſtands⸗Mitglied der Inter⸗ 
nationale für die Schweiz geworden.“ 


58. Auflöſung des Central- Nachrichten- Bureaus. — 
Krankheit Stiebers. — Oberſt Nikolitſch. — Die Attentate 
des Jahres 1878. — Tod Stiebers. 


Bald nach dem einſtweiligen Rücktritt Bismarcks von der 
Stellung eines preußiſchen Miniſterpräſidenten am Anfange 
des Jahres 1873 wurde das Stieber'ſche Central⸗Nach⸗ 
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richten⸗Bureau im preußiſchen Staatsminiſterium aufge⸗ 
löſt, ohne daß dadurch jedoch die Beziehungen Stiebers zum 
Auswärtigen Amt aufgehoben wurden. Die Auflöſung des 
Bureaus ging leicht von Statten, da keiner der zahlreichen 
Agenten des Bureaus, in Folge der vorſichtigen Auswahl der⸗ 
ſelben und ihrer Fernhaltung von dem Zuſammenhang der 
ihnen aufgetragenen Geſchäfte mit ſekreten Staatsangelegenheiten, 
ſich in der Lage befand, irgend welche Anſprüche an die Staats⸗ 
verwaltung zu erheben. 

Im Auguſt 1873 befiel Stieber ein ſchmerzhaftes Gicht⸗ 
leiden, deſſen Vorboten ſich ſchon ſeit dem letzten Winter ge⸗ 
zeigt hatten, und er begab ſich deshalb Anfangs Oktober nach 
Wiesbaden zur Heilung dieſes Leidens. Die Kur hatte jedoch 
keinen beſonderen Erfolg. Im Mai des folgenden Jahres be⸗ 
gab ſich Stieber zur Kur nach Teplitz und im Auguſt nach 
Aachen, wo endlich eine kurze Beſſerung ſeines leidenden Zu⸗ 
ſtandes eintrat. Schon im Winter 1874/75 trat das Gicht⸗ 
leiden in erhöhtem Maße wieder ein, und im April 1875 be⸗ 
gab ſich Stieber wiederum zur Kur nach Aachen, welche einen 
beſſeren Erfolg hatte. 

In Folge dieſes fortdauernden Krankheitszuſtandes zog ſich 
Stieber von feinen Geſchäften immer mehr zurück. Seine 
Beziehungen zum Auswärtigen Amt beſtanden ſeit 1874 nur 
noch dem Namen nach, ſein Verhältniß zur ruſſiſchen Regierung 
löſte ſich am 1. Oktober 1874 ebenfalls auf. 

Im Januar 1877 trat eine weſentliche Verſchlimmerung 
des Gichtleidens ein, indem durch eine ſchmerzhafte Entzündung 
der linken Hüfte der Gebrauch des linken Fußes beinahe un⸗ 
möglich wurde. Stieber begab ſich deshalb im Mai deſſelben 
Jahres wieder nach Aachen zur Kur, welche aber ohne allen 
Erfolg blieb. Erſt gegen Ende des Jahres trat einige Linde⸗ 
rung der Schmerzen ein, und Stieber konnte, wenn auch nur 
kürzere Strecken, wieder gehen. 

Während des ruſſiſch⸗türkiſchen Krieges im Jahre 1877/78 
kam im Auftrage der ruſſiſchen Regierung der ruſſiſche Oberſt 
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Nikolitſch nach Berlin, um mit Stieber wegen der Ein⸗ 
richtung einer politiſchen Feldpolizei bei der ruſſiſchen Armee 
nach dem Muſter der preußiſchen Feldpolizei in den Kriegen 
der Jahre 1866 und 1870,71 zu unterhandeln. Die deshalb 
geführten Verhandlungen im November und Dezember 1877 
kamen jedoch zu keinem Ergebniß, da während derſelben der 
Geſundheitszuſtand Stiebers ſich wieder verſchlimmerte, und 
keine Ausſicht auf Schwinden der jahrelangen Leiden vorhan⸗ 
den war. 


Als die Attentate gegen den deutſchen Kaiſer im Mai 
und Juni 1878 ſtattfanden, befand ſich Stieber zur Kur in 
Teplitz. Von dort aus ſchrieb er unter den erſten Eindrücken 
der beiden raſch auf einander gefolgten Attentate an einen 
hervorragenden Beamten des Auswärtigen Amts: 


„Die Nachricht von den beiden gegen den Kaiſer verübten 
Attentaten hat mich hier in Teplitz getroffen, wo ich mich 
wegen meines Gichtleidens aufhalte. Ich bin zwar in meiner 
exekutiven Thätigkeit durch dieſe Leiden beſchränkt, aber ſonſt 
völlig arbeitsfähig, namentlich in Betreff jeder büreaukratiſchen 
Thätigkeit. Die eingetretenen außerordentlichen Umſtände ver⸗ 
anlaſſen mich zu der gehorſamſten Anfrage, ob die Regie⸗ 
rung von meinen, wenn auch beſchränkten Dienſten Gebrauch 
machen kann. 


„Es würde zu weitläufig ſein, hier von meiner Seite mit 
Vorſchlägen über die zu ergreifenden legislatoriſchen und poli⸗ 
zeilichen Maßregeln hervorzutreten, ich will mir nur erlauben, 
einen Punkt zu berühren. Vor allen Dingen müßte meines 
Erachtens im Reichskanzleramt eine Centralſtelle errichtet werden, 
an welcher alles Material, welches ſich aus der ſorgfältigen 
Beobachtung der ſozialdemokratiſchen Umtriebe im ganzen Reiche 
und im Auslande ergiebt, zu amtlicher Verwerthung geſammelt 
wird. Das Berliner Polizeipräſidium und die Berliner Staats⸗ 
anwaltſchaft, welche bisher das meiſte Material über die Sozial⸗ 
demokraten geſammelt haben, ſind nur untergeordnete Lokalbe⸗ 
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hörden, welche ihrer Stellung nach eine ſolche internationale 
Aufgabe nur ſehr unvollkommen löſen können 

„Meiner Anſicht nach trifft die Umgebung des Kaiſers der 
Vorwurf, daß dieſelbe nach dem erſten Attentate nicht vorſichtig 
genug geweſen iſt. Man hätte es nicht dulden ſollen, daß der 
Kaiſer allein im offenen Wagen täglich zu derſelben Stunde 
denſelben Weg einſchlägt. Ich habe in Verſailles, wo ich das 
Leben des Kaiſers unter viel ſchlimmeren Verhältniſſen zu 
hüten hatte, ſtets energiſch und mit Erfolg gegen dieſe gefähr⸗ 
lichen perſönlichen Gewohnheiten des Kaiſers proteſtirt. Wenn 
der Mörder fein Opfer erſt auf der Straße an verſchiedenen 
Stellen aufſuchen muß, ſo wird er leicht auffällig, er kann 
ſich auch dann nur des trügeriſchen Revolvers zur That be⸗ 
dienen . ..“ 

Das Leiden Stiebers erfuhr im Jahre 1878 und 1879 
keine Beſſerung, die von ihm während dieſer Jahre gebrauchten 
Badekuren hatten keinen Erfolg, ſo daß Stieber ſchließlich alle 
auswärtigen Badekuren aufgab und Anfang 1880 auf ſeiner 
Beſitzung in Freienwalde ein Moorbad für ſeinen Gebrauch 
errichtete. Im Herbſt 1880 trat eine kleine Beſſerung in ſeinem 
Gichtleiden ein. Den Sommer des folgenden Jahres verbrachte 
Stieber wieder in Freienwalde. Im Herbſt 1881 kehrte Stieber, 
körperlich elender als je zuvor, wieder nach Berlin zurück, 
ſeiner baldigen Auflöſung entgegenſehend. Das Weihnachts⸗ 
feſt, ſeinen liebſten Feiertag, verbrachte er noch im Kreiſe ſeiner 
Familie, auf dem Lehnſtuhl ſitzend, theilnehmend an der Freude 
ſeiner zahlreichen Kinder über die ihnen von den Eltern ge⸗ 
gebenen Geſchenke, nach dem Feſte aber wurde er von Tag zu 
Tag apathiſcher, bis ihn endlich am 29. Januar 1882 der Tod 
von ſeinen jahrelangen Leiden befreite. 


